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Zu den Beiträgen in diesem Heft 


Mit dem Schwerpunkt Parteien-Bündnispolitik werden — wie die Titel der Artikelvon B. Zeuner 
und E. Altvater/R. Genth zeigen — nicht nur aktuelle Themen in der bundesrepublikanischen 
Linken (und nicht nur in dieser) aufgegriffen, sondern auch vorhandene Diskussionsstränge in 
der Prokla zur Analyse der Bundestagswahl 1976 und den Auswirkungen der ökonomischen Kri- 
se fortgeführt. In diesen Artikeln — einschließlich der historisch angelegten Untersuchung von 
P. Brandt zu Volksfront und Einheitsfront — wird teilweise auch eine Neuorientierung der Dis- 
kussion gerade zur Bündnispolitik angeregt, die durchaus im Kontext der vonB. Blanke in Pro- 
kla 23 beschriebenen Notwendigkeit einer Kritik und Selbstkritik bisheriger Mythen und Selbst- 
täuschungen in der sozialistischen Bewegung steht. 

Bodo Zeuner nimmt in seinem Beitrag ‚Solidarität‘ mit der SPD oder Solidarität der Klas- 
se? das im Verlauf des Bundestagswahlkampfes hochgespielte Thema der SPD-Bindung des DGB 
auf, kritisiert aber diese Bindung gerade nicht im Sinne der ‚Verfilzung der Apparate‘ von SPD 
und Gewerkschaften (wie etwa CDU-Biedenkopf, der halt nur etwas mehr Verfilzung des DGB 
auch mit dem CDU-Apparat wünschte); der Autor versucht vielmehr die Ursache der Bindung 
der Lohnabhängigen selbst (und diesem Kontext auch die der Gewerkschaften) an die SPD auf- 
zufinden. Dazu werden verschiedene Thesen diskutiert (Kontinuität des Reformismus, Vertrau- 
en in die Krisenregulierungspolitik der SPD, instrumentelles Bewußtsein der Arbeiter gegenüber 
der SPD), denen die eigene These einer „generellen Staatsfixierung“ der Arbeiter, die losgelöst 
von bestimmten reformistischen Erwartungen an den Inhalt staatlicher Politik existiere, entge- 
gengestellt wird. In den Schlußfolgerungen wird dann nochmals zu der aktuellen Problematik ei- 
ner SPD-Bindung der Gewerkschaften Stellung bezogen. Wir hoffen, die mit diesem Beitrag an- 
gerissene Diskussion noch in einem der nächsten Hefte fortführen zu können. 

Peter Brandts historische Analyse Einheitsfront und Volksfront in Deutschland behandelt 
die Bündnispolitik der KPD (und SPD) seit der Weimarer Republik und kommt auf dem Hinter- 
grund der diskutierten Fehler, Unzulänglichkeiten und Fehleinschätzungen in der Vergangenheit 
zu dezidiert vorgetragenen Fragestellungen einer Bündnispolitik heute. Die wichtigste Lehre, die 
Brandt dabei aus der Untersuchung der bündnispolitischen Experimente der Vergangenheit zieht, 
ist, daß großartige Resolutionen, Deklarationen, Aufrufe überhaupt nichts nützen, wenn sie sich 
nicht auf gemeinsame und erfahrene Interessen der angesprochenen Klassen oder Fraktionen be 
ziehen. So sei eine Politik, die in allen nicht-proletarischen Klassen und Schichten nur Objekte 
einer Politik sieht, denen gegenüber eine ‚Kluge Taktik‘ in Anwendung zu bringen sei, nicht nur 
perspektivlos: Denn wer die nichtproletarischen Massen lediglich als Manövriermasse betrachte, 
wird auch dazu neigen, die reale Arbeiterbewegung zu verklären, um deren Unvollkommenhei- 
ten schließlich terroristisch zu korrigieren. 

Die Mittelklassen und andere Bündnispartner nicht nur an die kluge Taktik der Arbeiter- 
klasse anzubinden, sondern in einen ‚aktiven Konsensus‘ der Bündnispartner einzubeziehen, die- 
se Vorstellung ist auch ein wesentlicher Bestandteil der Politik der italienischen Kommunisten 
im Rahmen des von ihnen in Italien propagierten ‚historischen Kompromisses‘, Der in Thesen- 
form gehaltene Beitrag von Elmar Altvater und Renate Genth, Politische Konzeptionen und 
Schwierigkeiten der KPI in der Krise — ein Aufriß von Problemen einer Strategie der Arbeiterbe- 
wegung versucht nicht nur das aktuell zentrale Problem der Politikformulierung in der Weltwirt- 
schaftskrise am Beispiel der italienischen Diskussion herauszuarbeiten, sondern auch den Stellen- 
wert der Politik des „Historischen Kompromisses“ auf dem Hintergrund der italienischen theo- 


retisch-politischen Tradition und der konkreten italienischen Verhältnisse zu bestimmen. Des- 
halb steht auch nicht eine abstrakte Kritik dieser Politik im Vordergrund des Artikels, sondern 
der Versuch, diese Strategie als realen Lösungsversuch eines Dilemmas der Arbeiterklasse in der 
Krise zu beschreiben, ohne daß die darin angelegten Widersprüche und Schwierigkeiten der Rea- 
lisierung des allgemeinen Ziels, der Veränderung des Kräfteverhältnisses der Klassen auch in der 
Krise, außer Acht gelassen würden. Während im eısten Teil des Artikels die Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise auf die italienische Gewerkschaft und der theoretisch-politische Kontext der 
Politik der KPI in der Krise dargestellt werden, sollen im zweiten Teil (in Prokla 27) die konkre- 
ten Abwehrstrategien von KPI und Gewerkschaften diskutiert werden. 

Der zweite Teil der Wahlanalyse von Horst W. Schmollinger und Richard Stöss, Vom Zer- 
fall des Bürgerblocks in den 60er Jahren bis zum ‚Rechtsputsch‘ der CSU 1976 schließt die in 
Heft 25 begonnene Wahlanalyse vorläufig ab, Die Autoren haben in diesen Teil noch die letzte 
Entwicklung nach den Wahlen 1976 in der CDU/CSU eingearbeitet und auch aktuellste Untersu- 
chungsergebnisse zum Wahlverhalten der Arbeiterschaft 1976 noch heranziehen können, die bis- 
herige Vermutungen über eine stabile soziale (Wähler-)Basis der SPD bei den Arbeitern infrage 
stellen. Auf dem Hintergrund der Ergebnisse der Untersuchung zum Wahlverhalten werden dann 
zum Schluß Thesen zu den Bedingungen eines Auflösungs prozesses des politischen Basiskonsen- 
ses in der Bundesrepublik zur Diskussion gestellt. 

Eckart Hildebrandt knüpft in seinem Beitrag Fewern ohne zu Heuern — Betriebs- und Per- 
sonalpolitik in der Krise an die Untersuchung von Krise und Arbeitslosigkeit vom Redaktions- 
kollektiv Gewerkschaften (in Prokla 19/21) an. Wurde dort nach der materiellen Basis der Spal- 
tung innerhalb der Arbeiterschaft gerade in der Krise gefragt, so wird in der hier vorgelegten be- 
triebsspezifischen Untersuchung am Beispiel der Automobilindustrie gezeigt, wie es die Unter- 
nehmenspolitik in der Krise gelernt hat, an diesen Spaltungsmechanismen anzuknüpfen: Während 
zunächst noch spektakuläre Massenentlassungen durchgeführt wurden, die entsprechend öffent- 
lichkeitswirksam waren (wie bei VW), vollzieht sich inzwischen mit dem Andauern der Krise 
und deın zögernden Aufschwung (ohne Beschäftigungswirkung) der Beschäftigungsabbau in aller 
Stille, die Gegenwehr bleibt in einer geschickten Politik des Gegeneinanderausspielens der Beleg- 
schaftsteile stecken; Betriebsräte werden gar durch frühzeitige Information über die ‚wahre‘ Ren- 
tabilitätslage des jeweiligen Betriebs auf die Seite einer Unternehmenspolitik gedrückt, die über 
die Reduktion und Flexibilisierung des Beschäftigtenpotentials des Betriebes die Krise nicht nur 
bewältigt, sondern zudem auch nachhaltig auszunützen versteht. 

Die Schwerpunktkonzeption, die diesem Heft zugrunde liegt, soll auch in den nächsten 
Heften fortgeführt werden. Vorgesehen sind Themen zur aktuellen Entwicklung in den soziali- 
stischen Ländern (Polen, DDR) in Heft 27, zur Bildungsreform und zur ‚neuen Studentenbewe- 
gung‘, und zur ökonomischen und politischen Entwicklung in den Ländern der Euroäischen Ge- 
meinschaft. Und wir werden das Verhältnis von Staat, staatlicher Wirtschaftspolitik und ökono- 
mischer Krise erneut thematisieren. 


Die Redaktionskonferenz 


Bodo Zeuner 
„Solidarität‘‘ mit der SPD oder Solidarität der Klasse? 
Zur SPD-Bindung der DGB-Gewerkschaften 


I. Vorbemerkung: Zur Vorgehensweise 


Es geht in diesem Aufsatz um die gegenwärtige Tendenz der westdeutschen Gewerk- 
schaftsorganisationen, das eigene Handeln bei der Zusammenfassung der Lohnab- 
hängigeninteressen den Erfordernissen der Politik der regierenden SPD unterzuord- 
nen. Es soll untersucht werden, welchen Stellenwert diese SPD-Bindung derzeit für 
die Entfaltung der Klassenbewegung hat, welches gegenwärtig die materiellen 
Grundlagen dieser Bindung sind und welche Perspektiven sich daraus für eine Klas- 
senpolitik der Gewerkschaften ergeben können. Die folgende Analyse geht von 
einer gegenwärtig beobachtbaren Oberflächenerscheinung aus und versucht, diese 
Erscheinung unter Zuhilfenahme bisher entwickelter materialistischer Ansätze zu 
erklären. Am Ende wird eine Richtung angedeutet, in der diese Erklärungen erwei- 
tert oder ergänzt werden müßten. 

Die SPD-Bindung der DGB-Gewerkschaften wird von den Linken in den Ge- 
werkschaften in den letzten Jahren als verschärft und repressiv durchgesetzte Ten- 
. denz zur „sozialdemokratischen Richtungsgewerkschaft“ (1) erfahren. Diese Erfah- 
rung der Übermacht eines mehrheitlich rechtssozialdemokratischen Apparats, die 
sowohl einschüchternd auf die Sozialisten im Apparat als auch blockierend auf die 
interessenartikulation in den Betrieben wirkt, führt zu sehr unterschiedlichen Re- 
aktionen: Bei den einen zu einer Strategie der Defensive, des Bündnisses mit Teilen 
der Sozialdemokratie, getragen von der Hoffnung auf Konsequent-reformistische 
‚Kader innerhalb des SPD-Spektrums (2); bei den anderen zu einer Strategie des of- 
fensiven Aufbaus einer Klassenbewegung vorbei an SPD und den als hoffnungslos 
SPD-beherrscht angesehenen Gewerkschaften (3). 

Diese im Rahmen der Zeitungen des Sozialistischen Büros geführte Diskus- 
sion ist nur Ausdruck von Diskussionen, die innerhalb der Gewerkschaften selbst 
beginnen: Bei der Gewerkschafts-Linken reichen die Konsequenzen von der 1976 
kolportierten Äußerung eines Vorstandsmitglieds, die SPD müsse die Wahl verlie- 
ren, damit die Gewerkschaften wieder eine eigene Politik machen könnten, bis 
zur Verzweiflung derjenigen, die in den Unvereinbarkeitsbeschlüssen und ihrer 
Durchsetzung den Ausdruck einer innergewerkschaftlichen Faschisierungstendenz_ 


1 So in der Diskussion der SB-Zeitung „links“ übereinstimmend H.E.Brand, Nr. 70 (Okto- 
ber 75), S. 15, und Ernst Wedekind, Nr. 71 (November 75), S. 15 

2 So z.B. Wedekind, a.a.O.; ähnlich: Kollegen aus der Arbeiter-Bildung in „express“ 5/76, 
S.15 

3 So z.B, bei H.E.Brand a.a.O., und bei C.Armann u.a. in „express“ 6/7/76,8.7f. 


sehen. Die Wahl vom 3. Oktober 1976 hat die SPD-Bindung der Gewerkschaften 
vermutlich eher gestärkt als geschwächt: Zum einen wird sich auf Grund der knap- 
pen Mehrheit der sozialliberalen Koalition der Parteidruck auf die Gewerkschaf- 
ten verstärken, schon bei jeder Forderung auf die gefährdete Regierung Rücksicht 
zu nehmen. Zum anderen — und das ist wichtiger — wird die Tatsache, daß trotz 
zweijähriger Wirtschaftskrise die SPD bei den Arbeitern kaum Wahleinbrüche erlit- 
ten hat, als Ausweis eines Vertrauens in sozialdemokratische Politik, dem sich die 
Gewerkschaften zu beugen haben, interpretiert werden. 

Es ist daher für Sozialisten, die in den Gewerkschaften arbeiten, heute ent- 
scheidend wichtig, sich darüber klar zu werden, welche materiellen Grundlagen 
die SPD-Bindung der westdeutschen Arbeiterklasse und ihrer Gewerkschaften der- 
zeit hat. Dazu will die folgende Analyse einen Beitrag leisten, indem sie zunächst 
die gegenwärtige SPD-Bindung als erklärungsbedürftigen empirischen Befund nä- 
her beschreibt und anschließend die dafür möglichen Erklärungen diskutiert. 


I. Die gegenwärtige SPD-Bindung der westdeutschen Gewerkschaften als 
erklärungsbedürftiger Befund 


Bei der Bundestagswahl am 3. 10. 76 hat die SPD kaum Einbrüche in ihre Stamm- 
wählerschaft der protestantischen Arbeiter erlitten. Es gab keine ins Gewicht fal- 
lende Hinwendung von Arbeitern zu Parteien links von der SPD, und auch unter 
denjenigen, die von der SPD zur CDU/CSU oder zur Gruppe der Nicht-Wähler ab- 
gewandert sind, befanden sich protestantische Arbeiter in unterdurchschnittli- 
chem Maße (4). Dies ist freilich nicht mehr als ein Indiz für die hier zur Diskus- 
sion stehende gewerkschaftliche SPD-Bindung. Es Könnte ja sein, daß auf Grund 
der Polarisierung von rechts und der Einsicht in den offen reaktionären Charakter 
der CDU/CSU, verbunden mit dem Erpressungsmechanismus der 5 %-Klausel, die 
SPD-Wahl lediglich Ausdruck einer als realistisch verstandenen Umsetzung der ei- 
genen Interessen auf die staatlich-politische Ebene war, mit dem sich keine darüber 
hinausgehende Bereitschaft verbindet, sich in den eigenen, gewerkschaftlichen 
Handlungsmöglichkeiten von Rücksicht auf oder Loyalität zur SPD bestimmen zu 
lassen; vergleichbar etwa der begrenzten Wahlbindung der amerikanischen organi- 
sierten Arbeiterklasse an die Demokratische Partei. Dafür, daß es sich bei der SPD- 
Bindung der westdeutschen Arbeiterklasse um mehr als ein rein „instrumentelles“ 
Verhalten handelt, sprechen auf der empirischen Ebene folgende Gründe: 

1. Das Wahlverhalten der Arbeiter, insbesondere der gewerkschaftlich organisier- 
ten Facharbeiter, ist seit drei Bundestagswahlen stabil. Die Wahlbindung an die 
SPD bleibt relativ unabhängig von den ökonomischen und politischen Erfahrungen 
der Klasse, die seit dem Regierungseintritt der SPD vor 10 Jahren gemacht wurden. 
Bei den Wahlen vom 3. 10. 76 z.B. lag der Stimmenrückgang der SPD in Distrikten 


4 Vgl. die Wahlanalyse von Horst W. Schmollinger/Richard Stöss in diesem Heft. Nach die- 
ser Analyse verlor die SPD allerdings bei den katholischen Arbeitern von 1969 und 1972 
gewonnenen Zuwachs (vgl. Tabelle 12 bei Schmollinger/Stöss) an die CDU/CSU. 


mit hoher Arbeitslosigkeit unter dem Durchschnitt (5). Alle diese Indizien sprechen 

dafür, daß die bei der Wahl sich ausdrückende politische Bindung an die SPD als 

Block neben den im Produktionsprozeß erfahrenen Interessen steht, keineswegs 

aber von diesen Interessen her instrumentalisiert wird. In die gleiche Richtung 

deutet eine vor der Bundestagswahl 1969 unternommene Arbeitnehmerbefragung: 

Danach stehen sich bei den Arbeitnehmern — und noch stärker bei den Arbeitern — 

ein kritisches Bild von der auf Ungleichheit der Ausgangspositionen beruhenden Ge- 

sellschaft und eine hohe Identifikation mit dem politischen System, insbesondere 

mit der SPD in diesem System, unvermittelt gegenüber (6). 

2. Auch außerhalb des Wahlakts haben krisenbetroffene Arbeiter ihren Protest und 

ihre Unzufriedenheit kaum irgendwo auf einer Ebene manifestiert, auf der die SPD- 

Regierungspolitik als gegen die Interessen der Arbeiter gerichtet thematisiert wur- 

de. Sofern Arbeiter in einzelnen Betrieben Widerstand leisteten, geschah dies fast 

immer im Rahmen der Gewerkschaften unter weitgehender Aussparung der SPD- 

Politik und des SPD-regierten Staates. Selbst die einzige DGB-Gewerkschaft, die seit 

Beginn der Krise die Spielregeln sozialdemokratischer Einkommenspolitik offensiv 

durchbrach, die IG Druck und Papier im Druckerstreik 1976, kritisierte in ihrer 

Agitation zwar die Bindung der Gewerkschaften an Lohnleitlinien, sparte aber bei 

der Benennung der Urheber dieser Lohnleitlinien die regierende SPD konsequent 

aus (7). Diese Technik der Argumentation scheint ziemlich präzise die äußersten 

Grenzen zu kennzeichnen, bis zu denen im derzeitigen DGB-Rahmen eine von den 

Mitgliederinteressen bestimmte Gewerkschaftspolitik sich gegen die SPD-Bindung 

vorwagen darf, ohne die Unterstützung der anderen Gewerkschaften (8) zu verlieren. 

3. Der wichtigste Beleg für die SPD-Bindung liegt freilich gerade darin, daß eine 

Aktion wie der Druckerstreik, die objektiv, wenn auch unausgesprochen, gegen die 

Imperative sozialdemokratischer Regierungspolitik verstößt, bisher eine Ausnahme 

geblieben ist. Seit Beginn der Krise war die Politik der Gewerkschaftsführungen 

vielmehr darauf gerichtet, der regierenden SPD den Rücken freizuhalten: 

— auf der propagandistischen Ebene wurden die von der SPD entwickelten Darstel- 
lungen, Erklärungen und Lösungskonzeptionen der Krise weitgehend übernom- 
men; 

— auf tarifpolitischer Ebene ordneten sich Forderungen und Abschlüsse der Regie- 
rungsstrategie unter, nach der nur durch lohnpolitische Zurückhaltung die In- 


VgL Schmollinger/Stöss, S. 

Infratest: Wählerforschung, Band I, die Arbeitnehmer, Vorbericht, Hekt. Ms., München, 
November 1968, S. 10 und 25 

7 Das geschah in gekonnt-verdeckten Formulierungen, z.B. in „druck und papier“ 12/76: 
„Ja, die Unternehmer hatten die Frechheit, sich bei dieser Grenze (6 %, B.Z.) auf die 
Bundesregierung zu berufen: Die Lohnerhöhung müsse im Interesse der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik in jedem Fall unter 6 Prozent liegen“. Als Urheber von Lohnleitlinien wer- 
den „die Bundesbank, Politiker und staatlich bestellte Wirtschaftssachverständige‘‘ ge- 


aa 


nannt. 

8 Diese Unterstützung war im Druckerstreik ohnehin unzureichend, vgl. den Beitrag von 
Hans Georg Fritz, Bezirksvorsitzender Frankfurt der IG DruPa in „druck und papier“ 
15/76, $. 16 


vestitionsbereitschaft der Unternehmer und damit der Abbau der Arbeitslosig- 
keit gesichert werden könne. 

— auf der Ebene der Interessenartikulation wurden Ansätze zur politischen Mobi- 
lisierung der von der Krise am stärksten Betroffenen blockiert und kanalisiert, 
insbesondere das Arbeitslosenproblem wurde aus der Zuständigkeit der Gewerk- 
schaften weitgehend wegdefiniert und in die Kompetenz des Staates verwiesen. 

Auf propagandistischer Ebene war die Unterordnung unter die regierende SPD in 

der ersten Krisenphase am ausgeprägtesten: Damals haben die publizistischen Orga- 

ne des DGB und der Einzelgewerkschaften 

— zu Beginn der Massenarbeitslosigkeit die Politik des Herunterspielens der Arbeits- 
losenziffern im Gefolge der SPD-Regierungspolitik konsequent mitgemacht: Das 
WSI prognostizierte z.B. im Oktober 1974, als bürgerliche Wirtschaftsforschungs- 
institute bereits Arbeitslosenzahlen von einer Million voraussagten, zum Jahres- 
ende nur 0.7 Mio. Arbeitslose (9); 

— das im Dezember 1974 von der Regierung beschlossene Programm der Investi- 
tionssubventionierung für Unternehmer begrüßt, obwohl es im Gegensatz zu der 
gewerkschaftlichen Forderung nach Erhöhung der Staatsinvestitionen stand (10); 

— die Krisenerklärungen der Bundesregierung (naturgegebene Weltwirtschaftskrise, 
Öl-Verteuerung) voll übernommen (11) und durch Hinweise auf „wirtschaftspo- 
litisches und unternehmerisches Fehlverhalten“ (12) ergänzt, wobei das wirt- 
schaftspolitische Fehlverhalten meist der Bundesbank, später zuweilen auch 
FDP-Bundeswirtschaftsminister, niemals aber der SPD-Mehrheit in der Regierung 
angelastet wurde. 

— ein unbegrenztes Vertrauen in die staatliche Krisenmanagement-Kapazität pro- 
pagiert: „Inzwischen hat die Wirtschaftspolitik gelernt, jedenfalls mit Beschäf- 
tigungskrisen fertig zu werden.‘ (13) 

Inzwischen ist .die gewerkschaftliche Krisenbeurteilung differenzierter geworden. In 

seinem Kommentar zum 10-Punkte-Programm der IG Metall vom September 1975 

distanzierte sich Eugen Loderer von „Schönfärberei“ und bekannte sich zur Ab- 

wehr von sozialer Demontage in der Krise (14). 

Insbesondere in Stellungnahmen des WSI wurde die kapitalistische Wirtschafts- 
verfassung als Ursache der Krise benannt (15). Nirgends wurde jedoch erkennbar, in 
welcher Weise die Gewerkschaften aus solchen Erkenntnissen politische Konsequen- 
zen ziehen würden. 

Auf tarifpolitischer Ebene haben sich die Einzelgewerkschaften mit Ausnah- 
me der IG Druck und Papier 1976 bei ihren Abschlüssen vollständig im Rahmen der 


9 FAZ, 23. 10. 74 
10 Georg Neemann: „Das Wirtschaftstief wird 1975 überwunden“, in: Die Quelle 1/75, 
TE 
11 Vgl. Neemann, ebenda; Günter Pehl: „Ölmilliarden gefährden Weltwirtschaft“ in: Die 
Quelle 11/1974, S. 436-438 
12 Heinz O. Vetter: „1975 wird ein Jahr der Bewährung“, in: Die Quelle, 1/75,$.1 
13 G. Pehl in: Die Quelle 11/74, S. 438 
14 „Metall“ 19/1975, S. 2 
15 Vgl. etwa WSI-Mitteilungen Nr. 12/1975 


von der Bundesregierung gesetzten Orientierungsdaten gehalten: IG Metall (Metall- 
industrie) 1975: 6,8 %, 1976: 5,4 % ÖTV 1975: 6,0 %, 1976 5 %, mindestens 85 
DM. Im Gegensatz zu früheren Aussagen, nach denen die Krise durch Steigerung der 
Massenkaufkraft überwunden werden müsse (16), wurde in den gewerkschaftlichen 
Begründungen der niedrigen Abschlüsse die Argumentation von Sachverständigen- 
rat, Unternehmern und Bundesregierung übernommen, nach der die Unternehmer 
nur durch Lohnkostensenkung zu höheren Gewinnen, damit zu mehr Investitionen 
und damit zur Schaffung von Arbeitsplätzen gebracht werden könnten: „Die Ge- 
werkschaften haben mit den maßvollen Tarifabschlüssen zur Überwindung der Be- 
schäftigungskrise beigetragen.“ (17) Das 6 %-Ergebnis der ÖTV 1975 war, so Heinz 
Kluncker, „ein Abschluß der Solidarität mit den Arbeitslosen und denjenigen Ar- 
beitnehmern, die Kurzarbeit leisten“ (18). 

Auf der Ebene der Interessenartikulation haben die Führungen der DGB-Ge- 
werkschaften während der Krise keinerlei Versuch unternommen, die Massenar- 
beitslosigkeit durch Mobilisierung der Betroffenen zu einem politischen Thema zu 
machen. Im Mai-Aufruf des DGB von 1975 kam der Begriff „Arbeitslosigkeit“ 
nicht vor; die gegebene Situation wurde mit dem Begriff „Schwierigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt“ (19) umschrieben, in ähnlicher Weise verfuhr der DGB-Bundeskon- 
greß vom Mai 1975 (20). Die einzige DGB-Großkundgebung gegen Arbeitslosig- 
keit am 8.11.1975 in Dortmund fand mit kontingentierten Teilnehmerzahlen in 
einer zu kleinen, polizeilich gut bewachten Halle statt. Der DGB-Vorsitzende Vet- 
ter lenkte vom Thema Arbeitslosigkeit auf das Thema Mitbestimmung ab: „Hätten 
wir diese Mitbestimmung schon in der gesamten Wirtschaft... dann wäre es nicht 
zu einer Arbeitslosigkeit von diesen Ausmaßen gekommen.“ (21) — freilich nur um 
wenige Tage später den die gewerkschaftliche Paritätsforderung mißachtenden SPD- 
FDP-Kompromiß in der Mitbestimmungsfrage hinzunehmen. 

Die Erfahrung, daß die Arbeitslosigkeit trotz beginnenden Aufschwungs kaum 
abgebaut wurde, hat inzwischen zu einem erhöhten Problemdruck in den Gewerk- 
schaften geführt. In einem „Spiegel“-Gespräch kurz vor der Bundestagswahl kündig- 
te Heinz Oskar Vetter an: die Gewerkschaften würden „ungeduldig . . . gegenüber 
jeder Regierung reagieren, ganz egal wer sie stellt, die nicht sehr bald und konkret 
die strukturelle Arbeitslosigkeit bekämpft.“ Zugleich aber räumte Vetter, auf die 
Arbeitslosigkeit befragt, ein: „Während des Wahlkampfes können wir die Sache in 
erforderlichem Maße kaum verfolgen“. (22) 

Insgesamt ist also die Politik der Gewerkschaftsführungen auf den drei ge- 
nannten Ebenen während der Krise durch eine Kontinuität der Rücksichtnahme auf 


16 Z.B. G.Pehl: „Der Aufschwung kommt nur mit staatlicher Hilfe“, in: Die Quelle 9/74, 


S. 338 f. 
17 Die Quelle 3/75, S. 97 
18 Ebenda 


19 Die Quelle 4/75, S. 145 

20 VgL Hajo Funke, Christel Neusüß: „Wirtschaftskrise und Krise der Gewerkschaftspolitik“ 
in: PROKLA 19-21, S. 183 . 

21 Zitiert nach „express“, 12/75, S. 8 

22 „Spiegel“ 38/76, S. 103 


die regierende SPD bestimmt, die durch die unvermutet lange Dauer der Krise und 
der Krisenfolgen zwar modifiziert, aber nicht aufgehoben wird. 

Erklärungsbedürftig ist aber nicht nur dieses, stärker an der „Vernunft“ so- 
zialdemokratischer Regierungspolitik als an den unmittelbaren Interessen der Lohn- 
arbeiter orientierte Verhalten der Mehrzahl der Gewerkschaftsapparate und -führun- 
gen. Erklärungsbedürftig ist vielmehr auch der Erfolg dieser Politik, also die Bereit- 
schaft der Gewerkschaftsmitglieder, sich mit der Nicht-Ausschöpfung von Kampf- 
kraft, mit der Nicht-Thematisierung der Krisenfolgen für die eigene soziale Lage und 
mit der Nicht-Organisierung von Widerstand durch die SPD-gebundenen Gewerk- 
schaftsführungen abzufinden. 

Gegen diesen Befund spricht auch nicht die Tatsache, daß sich mit fortdau- 
ernder Beschäftigungskrise in den Betrieben und auf unteren und mittleren Ebenen 
der Gewerkschaftsapparate Diskussionen über das Versagen der auf Vollbeschäfti- 
gung beruhenden bisherigen Betriebsrats- und Gewerkschaftspolitik und über neue 
Formen der gewerkschaftlichen Interessenartikulation entwickeln (23). Denn die- 
se Diskussionen und auch die praktischen Aktionen des betrieblichen Widerstands 
haben sich — mit Ausnahme der IG Druck und Papier — an keiner Stelle als mäch- 
tig genug erwiesen, um die SPD-gebundene Politik der Führungen auf den drei ge- 
nannten Gebieten in Frage zu stellen. Kennzeichnend für den gegenwärtigen Ent- 
wicklungsstand scheint vielmehr zu sein, daß die SPD-Bindung von den verspreng- 
ten linken Minderheiten im Apparat noch eher als unterdrückend wahrgenommen 
wird als von den meisten aktiven Kollegen in den Betrieben (24). 

SPD-Bindung der DGB-Gewerkschaften wird hier also nicht im Sinne des 
CDU-Generalsekretärs Kurt Biedenkopf als „Verfilzung‘ und wahlpolitische Unter- 
stützung verstanden (25), sondern als Bindung, die das Handeln der Gewerkschaf- 
ten als Organisation der Lohnabhängigen, d.h. auch das Handeln der einzelnen Ar- 
beiter und Angestellten in ihrer Gewerkschaft selber, beeinflußt. Auf Grund ihrer 
SPD-Bindung verhält sich die Gewerkschaft als Gesamtorganisation der Arbeit- 
nehmer dort, wo sie Interessen der Lohnabhängigen zusammenzufassen und durch- 


23 So z.B. Ulrich Mückenberger: „Das Betriebsverfassungsgesetz und die Möglichkeiten ei- 
ner basisorientierten Betriebsratspolitik“ in: Krise und Gegenwehr, hg. v. R.Duhm und 
H.Wieser, Berlin 1975, S. 128-159 

24 Vgl z.B. Ernst Wedekind in „links“ 69 und 71 (1975) sowie: Kollegen aus der Arbeiter- 
bildung in: „express“ 5/76, S. 15 

25 Um denen, die neuerdings politische Auseinandersetzungen mit dem denunziatorischen 
Vorwurf „gewerkschaftsfeindlich‘ zu krönen sich angewöhnt haben, den Gebrauch ihres 
Totschlag-Arguments zu erschweren, sei hier das Selbstverständliche noch einmal karge- 
stellt: Die Biedenkopf-Kampagne im Wahlkampf 1976 versuchte die Gewerkschaften mit 
dem Vorwurf der SPD-Verfilzung in die Richtung unpolitischer Interessenverbände zu 
drängen. Biedenkopf tat so, als drücke sich in der SPD-Unterstützung durch DGB-Ge- 
werkschafter eine — von ihm als unzulässig angesehene — Politisierung der Interessen 
der Lohnabhängigen aus. 

Die linke Kritik an der SPD-Bindung der Gewerkschaften behauptet dagegen, daß die Ge- 
werkschaften gerade durch ihre Unterordnung unter die sozialdemokratische Regierungs- 
politik erhebliche Schritte in die Biedenkopfsche Richtung der politischen Neutralisie- 
rung getan haben, daß gerade diese SPD-Bindung eine von den erfahrenen Interessen aus- 


zusetzen versucht, anders, als wenn sie sich ausschließlich an diesen Interessen und 
den durch ökonomische Situation und Kampfkraft gegebenen Bedingungen orien- 
tieren würde. Daher ist die Vorstellung prinzipiell falsch, daß eine in diesem Sinne 


das Handeln der gesamten Organisation prägende SPD-Bindung lediglich auf der 
Ebene miteinander verfilzter Apparate wirksam sei — vielmehr muß die SPD-Bin- 


dung der westdeutschen Lohnabhängigen und ihrer Gewerkschaften, insbesondere 
das Fortdauern dieser Bindung in der Krise, erklärt werden. 


II. Erklärungen der SPD-Bindung: 
(1.) Kontinuität des Reformismus — SPD als 
politischer Arm der Arbeiterbewegung 


Die SPD-Bindung ist nach dieser Erklärung Resultat einer von Krisenerfahrungen 
nur unwesentlich tangierten reformistischen Grundströmung innerhalb der Arbeiter- 
klasse — der Hoffnung auf politisch-parlamentarisch durchzusetzende weitere Ver- 
besserungen der eigenen Lebenslage, verbunden mit der Perspektive einer gerechten, 
von den Mängeln des gegenwärtigen Kapitalismus befreiten Gesellschaft. Ähnlich 
wie in der reformistischen Arbeiterbewegung vor 1914 und vor 1933 würden Ge- 
werkschaften und Sozialdemokratische Partei auch heute noch als auf getrennten 
Gebieten arbeitende Teile derselben, gemeinsame politische Ziele anstrebenden Be- 
wegung verstanden. 

Gegen diese Erklärung spricht, daß sich die SPD objektiv und subjektiv von ei- 
ner reformistischen Partei der Arbeiterklasse zu einer über den Klassen stehenden 
Partei des sozialen Friedens fortentwickelt hat, und daß diese Wandlung notwendi- 
gerweise auch das Verhältnis der Gewerkschaften zur SPD auf eine neue Grundlage 
stellen mußte. Denn Reformismus und eine spezifische Form der Arbeitsteilung von 
Partei und Gewerkschaft sind historisch untrennbar verbunden. Ein Kennzeichen 
des Reformismus ist, daß er die in der bürgerlichen Gesellschaft angelegte Trennung 
der Sphären in einen vom Verwertungszwang bestimmten ökonomischen Bereich 
und einen politischen Bereich der Freiheit und Gleichheit akzeptiert und als Organi- 


gehende Politisierung der Arbeiterklasse verhindern hilft. Selbstverständlich hat Bieden- 
kopf gegen diese disziplinierende Seite der SPD-Bindung nichts einzuwenden, er hätte es 
nur gern etwas symmetrischer: Nicht mehr Unterordnung der Gewerkschaften unter eine 
bestimmte, sondern unter alle staatstragenden Parteien, insbesondere die CDU. — Die SPD 
hat im Wahlkampf offen damit renommiert, daß sie auf Grund der Bindung der Gewerk- 
schaften an sie die Arbeiterklasse besser disziplinieren könne als die CDU/CSU: Diese 
könne die Folgebereitschaft der Gewerkschaften nicht garantieren und bedrohe daher 
den sozialen Frieden. Daß Biedenkopf mit seiner Anti-DGB-Kampagne dieser SPD-These 
unfreiwillig Belege lieferte, war die eine Schwachstelle seiner Kampagne. Die andere 
Schwachstelle lag einfach darin, daß die Arbeiterwähler Biedenkopfs Verfilzungsthese of- 
enbar für irrelevant hielten, solange sie die SPD-Bindung der Gewerkschaften inhaltlich 
für ihren Interessen entsprechend hielten, vgl. „Spiegel“ 42/1976, S. 128 £f. Hier, und 
nicht in der Verfilzung, liegt das Problem. 


sationsprinzip in die Arbeiterbewegung übernimmt (26). Gewerkschaften und Partei 
arbeiten jeweils in ihrer Sphäre und organisatorisch getrennt voneinander an Verbes- 
serungen der Lage und der Rechte der Arbeiterklasse. Sie stehen sich als selbständi- 
ge, gleichberechtigte Organisationen gegenüber und mischen sich im Normalfall 
nicht in den Zuständigkeitsbereich der anderen Organisationen ein. Wo politische 
Massenaktionen notwendig werden, müssen sie in gleichberechtigter Zusammenar- 
beit beider Organisationen beschlossen werden -- so das Ergebnis der Massenstreik- 
debatte 1906. Verbunden sind beide Organisationen durch das gemeinsame politi- 
sche Ziel der sozialistischen Gesellschaft, durch die Anwendung derselben sozial- 
reformerischen Methoden, vor allem aber durch die gemeinsame Bindung an die In- 
teressen der Arbeiterklasse, die auf ökonomischem und politischem Gebiet jeweils 
zu anderen Forderungen führen, aber letztlich durch die Stellung des Arbeiters im 
Produktionsprozeß bestimmt werden. 

Das Funktionieren der reformistischen Trennung von gewerkschaftlicher und 
parlamentarisch-politischer Arbeit ist an Bedingungen gebunden, die eine Zusam- 
menfassung aller Kräfte der Klasse überflüssig erscheinen lassen: Ökonomische Pro- 
sperität, in deren Gefolge sich die Lage der Arbeiter schrittweise verbessert, Erfol- 
ge der Partei beim Kampf um politische Rechte der Arbeiter, Hoffnung auf eine 
weitere Stärkung der Arbeiterbewegung. Diese Bedingungen waren vor 1914 in ho- 
hem Maße vorhanden. 

Generell ist daher das Funktionieren der reformistischen Arbeitsteilung von 
zwei Seiten her gefährdet: Zum einen dann, wenn die stetige Aufwärtsentwicklung 
durch ökonomische oder politische Krisen unterbrochen wird und den Gewerk- 
schaften entweder im Zusammenhang der Organisation von Klassenwiderstand oder 
von krisenlösenden Kooperationskonzepten eine politische Rolle zufällt. Zum an- 
deren dann, wenn eine langanhaltende Prosperitätsperiode zu einer vollständigen 
Auseinanderentwicklung von nur-gewerkschaftlicher und nur-parlamentarischer 
Arbeit führt und die im Reformismus noch bestehende arbeitsteilige Einheit der 
Arbeiterbewegung sich auflöst. 

In der Tat läßt sich die Entwicklung des Verhältnisses von Gewerkschaften 
und SPD von 1945 bis 1966/67 als Prozeß immer weiterer Ausdifferenzierung der 
Trennung von „Öökonomischem“ und „politischem‘“ Arm der Arbeiterbewegung ver- 


26 Das wird bei Bernstein besonders deutlich: Für ihn sind die Gewerkschaften „das demo- 
kratische Element in der Industrie‘, sie haben „sehr wichtige gewerbepolitische Aufgaben 
zu erfüllen, die jedoch ihre Omnipotenz in keiner Weise erheischen, noch auch nur ver- 
tragen“ (S. 150); für die Partei dagegen ist das Hauptarbeitsfeld parlamentarische Reform- 
politik. Beide Organisationen arbeiten getrennt voneinander, sind aber durch das gleiche 
Ziel der „sozialistischen Umgestaltung der Gesellschaft durch das Mittel demokratischer 
und wirtschaftlicher Reform“ (S. 196) verbunden. Die Grundstruktur der bürgerlichen 
Gesellschaft, die Sphärentrennung von Ökonomie und Politik, soll nicht aufgehoben wer- 
den: „Die Sozialdemokratie will nicht diese Gesellschaft auflösen und ihre Mitglieder al- 
lesamt proletarisieren, sie arbeitet vielmehr unablässig daran, den Arbeiter aus der sozia- 
len Stellung eines Proletariers zu der eines Bürgers zu erheben und so das Bürgertum oder 
Bürgersein zu verallgemeinern.‘“ (S. 158) Zitate nach Eduard Bernstein: Die Vorausset- 
zungen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozialdemokratie, hg. v. G. Hillmann, Rein- 
bek bei Hamburg 1969, Hervorh. Bernstein. 
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stehen — bis hin zu dem Punkt, an dem sich der politische Arm zur „Volkspartei“ 
fortentwickelte und sich damit aus der Arbeiterbewegung verabschiedete. In die- 
sem Prozeß lassen sich vier Phasen unterscheiden: 


I. Phase: Mai bis September 1945; Ansätze zu einer politischen Einheitsgewerkschaft 


In dieser sehr kurzen Phase begann an vielen Orten der Aufbau von örtlichen Ein- 
heitsgewerkschaften, deren Aufgaben zum Teil mit den spontan gebildeten anti- 
faschistischen Aktionsausschüssen identisch waren: Antifaschistische Säuberung, 
Wiederingangsetzung lebenswichtiger Produktionen, Organisation der Güterver- 
sorgung etc. 

Zugleich entwickelten sich in einigen dieser Einheitsgewerkschaften, am deut- 
lichsten in der SFG in Hamburg, politische Konzeptionen des Aufbaus einer prole- 
tarischen Einheitsorganisation, gemäß denen nicht nur die Spaltung in Sozialdemo- 
kraten und Kommunisten aufgehoben werden, sondern die organisatorische Tren- 
nung von Gewerkschaft und Partei überhaupt als überwindbar erschien (27). Diese 
Bewegung wurde im Zusammenspiel von sozialdemokratischen Alt-Funktionären 
und Militärbehörden relativ rasch zerschlagen; sie entsprach auch keineswegs dem 
Interesse der Kommunisten, die durch ihre Neukonstituierung als Partei schon am 
7.6.1945 einen Beitrag zur Wiederherstellung der traditionellen Spaltung und Tren- 
nung leisteten (28). 

Zwar war die politische Einheitsgewerkschaftsbewegung der ersten Stunde 
eher Reflex der Notsituation und der Besatzungspolitik, die örtliche Gewerkschaf- 
ten früher zuließ als Parteien, denn Ausdruck eines breiten neuen Klassenbewußt- 
seins (29). Gleichwohl trug sie dazu bei, daß auch in der zweiten Phase das Selbst- 
verständnis der Gewerkschaftsbewegung als politischer Organisation nicht voll- 
ständig zurückgedrängt werden konnte. 


2. Phase: September 1945 — 1952: 
Partieller politischer Dualismus von SPD und SPD-beherrschten Gewerkschaften 


In dieser Phase setzten sich die sozialdemokratischen Altfunktionäre zunächst in 
den Gewerkschaftsapparaten, später auch an der betrieblichen Basis (30) durch. An 
der Organisationsform der nicht an eine Partei gebundenen Einheitsgewerkschaft 
wurde zwar festgehalten, aber der politische Gehalt wandelte sich: War mit „Ein- 


27 vgl. Ute Schmidt/Tilman Fichter: Der erzwungene Kapitalismus, Berlin 1971, 8. 14 

28 vgl. Horst W. Schmollinger: ‚Das Bezirkskomitee Freies Deutschland in Leipzig“ in: Lutz 
Niethammer u. a. (Hg.): Arbeiterinitiative 1945, Wuppertal 1976, S. 219 ff. 

29 vgl. Lutz Niethammer: „Strukturreform und Wachstumspakt“ in: Vom Sozialistengesetz 
zur Mitbestimmung — Zum 100. Geburtstag von Hans Böckler, hg. v. H. O. Vetter, Köln 
1975, S. 335 ff. 

30 Dort allerdings unter Ausnutzung kommunistischer Fehler, vgl. Tilmann Fichter/Eugen 
Eberle: Kampf um Bosch, Berlin 1974, S. 115 ff. und 183 ff. 
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heitsgewerkschaft“ als Gegenbegriff zu „Richtungsgewerkschaft“ zunächst das Zu- 
sammengehen der Anhänger verschiedener politischer Strömungen innerhalb der 
Arbeiterbewegung, also insbesondere der Sozialdemokraten und Kommunisten, ge- 
meint, so entwickelte sich im Zuge der Ausschaltung der Kommunisten zunehmend 
ein Verständnis von Einheitsgewerkschaft als Koalition von den staatstragenden Par- 
teien nahestehenden Apparaten mit einem freilich eindeutigen Übergewicht der 
SPD gegenüber der CDU. 

Trotz der SPD-Dominanz blieb jedoch der Anspruch der Gewerkschaften, 
auch die politische Vertretung der Lohnabhängigen zu sein, gewahrt: Das Münche- 
ner DGB-Programm der „Neuordnung“ formulierte umfassender als gleichzeitige 
SPD-Programme langfristige Zielsetzungen einer reformistischen Politik; in der 
Mitbestimmungsfrage erwiesen sich die Gewerkschaften 1951 als in der Lage, der 
bürgerlichen Mehrheit in Parlament und Regierung glaubwürdig und erfolgreich mit 
einem politischen Streik zu drohen. Selbst in tagespolitischen Einzelfragen bewahr- 
te der DGB demonstrativ seine politische Autonomie gegenüber der SPD, so am 
deutlichsten bei seiner Zustimmung zu dem von der SPD abgelehnten Schuman- 
Plan (31). 

Andererseits räumten die DGB-Gewerkschaften der SPD die Federführung in 
allen Fragen ein, die gewerkschaftliche Interessen nicht unmittelbar zu berühren 
schienen; vor allem aber entwickelten sie keine Strategie zur Durchsetzung ihres um- 
fassenden Neuordnungsprogramms, sondern überließen dies dem Parlament und der 
im Parlament agierenden SPD. Insgesamt ist diese Phase durch einen partiellen poli- 
tischen Dualismus von SPD und DGB gekennzeichnet, der sich freilich zunehmend 
in Richtung auf die Wiederherstellung der traditionellen Arbeitsteilung von nur par- 
lamentarisch agierender Partei und nur tarifpolitisch tätiger Gewerkschaft hinent- 
wickelte. Die endgültige Durchsetzung dieser Arbeitsteilung geschah aber erst im Ge- 
folge der Niederlage der Gewerkschaften in der Frage des Betriebsverfassungsge- 
setzes 1952. 


3. Phase 1952 - 1959: Die klassische Arbeitsteilung als Durchgangsstadium 


Die Niederlage von 1952, bei der die Gewerkschaften ohnmächtig der Verabschie- 
dung eines sozialfriedlichen Betriebsverfassungsgesetzes durch den Bundestag zu- 
sahen, führte zu zwei Konsequenzen: Zum einen wurde der Anspruch, eine politische 
Kraft zu sein, weitgehend aufgegeben und stattdessen Gewerkschaftspolitik auf Tarif- 
politik reduziert. Zum anderen wurde durch die Wahl einer unbedingt SPD-loyalen. 
DGB-Führung eine Garantie dafür hergestellt, daß die Gewerkschaften die SPD-Poli- 
tik nicht mehr durch Querschüsse behinderten (32). 

Diese Phase ist gerade deshalb am ehesten der „klassischen‘“ Arbeitsteilung, wie 
sie sich im deutschen Reformismus nach der Massenstreikdebatte 1905/06 herausge- 
bildet hatte, zu vergleichen, weil sich in ihr „ökonomische“ Politik der Gewerkschaf- 


31 vgl. Theo Pirker: Die blinde Macht, Band I, München 1960, S. 213 ff. 
32 vgl. Pirker, Band II, S. 34 ff. 
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ten und parlamentarische Politik der SPD konfliktlosund ohne Versuche des ‚‚Über- 
griffs“ in das Revier der jeweils anderen Organisation nebeneinander bewegten. We- 
der versuchte die Partei, die Tarifpolitik der Einzelgewerkschaften zu steuern, noch 
versuchten die Gewerkschaften, durch ihre Politik die SPD in eine bestimmte Rich- 
tung zu drängen: Nicht einmal in den 1958/59 geführten Diskussionen um das neue 
SPD-Grundsatzprogramm artikulierten die Gewerkschafter sich als Fraktion. Die 
SPD-Herrschaft im DGB diente lediglich dem Zweck, eine Verletzung der Grundsätze 
dieser Arbeitsteilung zu verhindern.Die Sphärentrennung wurde auch nicht dadurch 
aufgehoben, daß die Gewerkschaften in jener Phase bei den Kampagnen gegen Re- 
militarisierung und Atomtod in die Sphäre der Politik „eingriffen“, denn in diesen 
Kampagnen verhielten sich die Gewerkschaften eher als Hilfstruppen der SPD: Sie 
trugen die Kampagnen nur, solange auch die SPD es tat, und sie waren zu keinem 
Zeitpunkt bereit, ihre eigenes gewerkschaftliches Kampfpotential in diese Kampagnen 
einzubringen. 

Die Phase 1952- 59 entspricht zwar äußerlich der traditionellen reformistischen 
Trennung von Nur-Gewerkschaftertum und Nur-Parlamentarismus. Gleichwohl ist 
diese Phase eher als Übergang vom politischen Selbstverständnis der Gewerkschaf- 
ten in der Nachkriegsperiode zu einem unpolitischen Selbstverständnis als Vertre- 
tung von Partikularinteressen zu verstehen, denn als Blütezeit des Reformismus. Zu 
Beginn dieser Phase wurde im Agartzschen Konzept der „expansiven Lohnpolitik“, 
in abgeschwächter Form auch in der IG-Metall-Konzeption der „aktiven Tarifpolitik“, 
noch versucht, das gewerkschaftliche Handeln als Beitrag in eine reformistische Ge- 
samtstrategie einzuordnen: Tarifpolitik sollte einerseits der Einkommensumvertei- 
lung dienen, andererseits, wie im Schleswig-Holstein-Streik 1956, sozialpolitische 
Veränderungen bewirken. Die Reduktion der Gewerkschaftsarbeit auf als unpolitisch 
verstandene Tagesinteressen der Lohnabhängigen setzte sich allmählich im Zuge der 
Erfahrung durch, daß die angestrebten politischen Ziele mit Tarifpolitik nicht erreich- 
bar waren (34), daß aber gleichzeitig sich die Lebenslage der Lohnabhänigegen auf- 
grund der durch zyklische Schwankungen kaum behinderten stetigen Akkumulation 
des Kapitals ständig verbesserte. 

Die gleiche Erfahrung der scheinbar dauerhaften kapitalistischen Prosperität 
führte auf SPD-Seite zu einer Programm-Diskussion, in deren Mittelpunkt gerade die 
Forderung nach einer Revision des Selbstverständnisses als politischer Arm der Ar- 
beiterbewegung stand (35). Diese Forderung setzte sich. auf dem Godesberger Pro- 
grammparteitag der SPD mit großer Mehrheit durch. Sie war einerseits Ausdruck und 
programmatische Absegnung der in den 50er Jahren entwickelten Tendenzen der SPD 
zur wirtschaftspolitischen Neuorientierung auf die entgegen eigenen Prognosen (36) 


33 entfällt 

34 vgl. Joachim Bergmann, Otto Jacobi und Walther Müller-Jentsch: Gewerkschaften in der 
Bundesrepublik, Frankfurt 1975, S. 160 ff. 

35 vgl. z. B. Klaus Peter Schulz: Sorge um die deutsche Linke, Köln 1954, und ders.: Oppo- 
sition als politisches Schicksal, Köln 1958 

36 Auf dem SPD--Parteitag 1951 hatte der SPD-Ökonom Eric Nölting noch konstatiert: 
„Erhards ‚soziale Marktwirtschaft‘ in der Krise“ (S. 49), hatte für „Planwirtschaft“ als 
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erfolgreiche „soziale Marktwirtschaft‘ und zur Aufgabe des Widerstands gegen die 
CDU-Politik der Westintegration der BRD. Gerade als programmatische Festschrei- 
bung dieser Tendenzen und als Ausgangspunkt einer neuen, vom Ballast des antikapi- 
talistischen Reformismus befreiten Politik gewinnt das Godesberger Programm ein 
Eigengewicht für das Verhältnis von SPD und Gewerkschaften. Es ist der Endpunkt 
einer Phase, in der die arbeitsteilige Einheit der Arbeiterbewegung sich auflöst: Der 
„politische Arm“ der Arbeiterbewegung verselbständigt sich vollends. 


4. Phase 1959 - 1966: 
Vom Godesberger Programm bis zur Konzertierten Aktion 


Mit der Selbstdefintion als „Volkspartei“ im Godesberger Programm 1959 interpre- 
tierte die SPD ihre Wahlniederlagen der 50er Jahre. Der Ruf, eine Arbeiterpartei zu 
sein, schien ihr schädlich zu einem Zeitpunkt, da die ökoncmische Entwicklung be- 
wiesen zu haben schien, daß der Klassengegensatz wenn nicht endgültig gelöst, so 
doch mindestens nicht mehr virulent genug war, um Grundlage politischer Strate- 
gie und Programmatik zu sein. 

Im Godesberger Programm wird den Gewerkschaften zwar ein eigener Ab- 
‘schnitt gewidmet, doch werden darin nur ihre verfassungsmäßigen Rechte und histo- 
rischen Verdienste bestätigt. Abgesehen vom Bekenntnis zur gewerkschaftlichen Mit- 
bestimmungsforderung interpretiert das Godesberger Programm die Ziele der SPD 
nicht mehr als politischen Ausdruck von Lohnabhängigeninteressen, sondern leitet 
sie aus überhistorischen und über allen Klassen schwebenden Grundwerten ab. Die 
Interessen der Arbeiterklasse werden als zwar sehr wichtige, in ihrem Wesen aber 
partikulare Interessen einer Gesellschaftsschicht neben anderen verstanden. Für die 
SPD galt es, tendenziell alle Partikularinteressen, geleitet von den ethischen Grund- 
werten, zu Gemeinwohlkonzeptionen zu integrieren. Diese hatten sich einerseits am 
Primat der Vermeidung gesellschaftlicher Konflikte, andererseits an den Erfordernis- 
sen kapitalismusinterner Reformpolitik, also der Abstellung von Funktionsmängeln 
und Ungerechtigkeiten, zu orientieren. Die SPD wandelte sich programmatisch von 
einer reformistischen Arbeiterpartei zu einer über den Klassen stehen wollenden Par- 
tei des sozialen Friedens. Insofern bedeutete das Godesberger Programm den Ab- 
schied der SPD von der Arbeiterbewegung. Das heißt nicht, daß die SPD zugleich 
aufhörte, überhaupt Arbeiterinteressen politisch zu vertreten. Als Partei des sozialen 
Friedens nahm sie alle diejenigen (und nur diejenigen) Interessen von Arbeitern auf, 
die sich, wie am Beispiel derWachstumsideologie im nächsten Abschnitt gezeigt wird, 
in kapitalistische Rationalität integrieren lassen. 

Trotz ihres grundlegenden Charakters hat die Wandlung der SPD zur „‚Volks- 


Lenkungswirtschaft“ plädiert (S. 53) und in klassisch-reformistischer Weise an die Delegier- 
ten appelliert: „.. . aber bitte, vergeßt doch nicht, unsere eigentliche epochale Aufgabe 
ist die Auseinandersetzung mit dem kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftssystem“. 
Zitate nach: Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung in Deutschland nach 1945, 
hg. v.O.K. Flechtheim, Bd. III, Berlin 1963 
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partei“ am Verhältnis der Gewerkschaften zu ihr zunächst wenig geändert. Nur 
wenige linke Kritiker am Rande der Gewerkschaften zogen die Konsequenz, von den 
Gewerkschaften nunmehr eine stärkere, von der SPD unabhängige politische Artiku- 
lation von Arbeiterinteressen zu verlangen (37). Erst nach 1966 zog der DGB verbal 
ähnliche Konsequenzen, etwa wenn Heinz O. Vetter (38) den politischen Gestal- 
tungsauftrag der Gewerkschaften damit begründete, daß es seit dem Godesberger 
Programm eine Arbeiterpartei nicht mehr gebe. 

Daß der SPD-Wandel zunächst wenig gewerkschaftliche Reaktionen hervorrief, 
dürfte zwei Ursachen haben: Zum einen hatten die Gewerkschaften nach ihrem 
Rückzug auf die Tarifpolitik selber ein Bewußtsein der Partikularität des von ihnen 
vertretenen Interesses entwickelt, hatten sich zunehmend als Interessenverband 
neben anderen verstanden. Zum anderen schien die Wandlung zur Volkspartei zu- 
nächst nur auf dem Papier zu stehen, weil die SPD als Bonner Oppositionspartei vor 
1966 keine Chancen hatte, ihre neue Gemeinwahlkonzeption in für die Gewerkschaf- 
ten spürbarer Weise in die Tat umzusetzen. 

Bezeichnenderweise brach der erste Konflikt zwischen Gewerkschaften und 
SPD in den 60er Jahren an einer Frage aus, bei der die SPD faktisch mitregierte: an 
der Frage der verfassungsändernden Notstandsgesetze, für die nur mit Zustimmung 
der SPD die notwendige Zweidrittelmehrheit im Bundestag erreicht werden konnte. 
Die Gewerkschaften lehnten die Notstandsgesetze ab, weil sie in ihnen eine Bedro- 
hung demokratischer Rechte, insbesondere eine Beschneidung der Wirkungsmög- 
lichkeiten von Arbeitnehmerorganisationen sahen. Diese aus den Interessen der Lohn- 
abhängigen abgeleitete Position widersprach diametral der SPD-Politik der Sicherung 
des sozialen Friedens, die den Ausbau der staatlichen Repressionsgewalt für Fälle 
innerer Unruhen mit einschloß. Der gewerkschaftliche Widerstand war stark genug, 
um die SPD vor ihrem Eintritt in. die Regierung der Großen Koalition an der Zu- 
stimmung zu den CDU/CSU-Entwürfen zu hindern. Erst in der Großen Koalition 
konnte sich die SPD über diesen Widerstand hinwegsetzen. 

Die Große Koalition stellte freilich das Verhältnis zwischen der nunmehr als 
Regierungspartei für die Wirtschaftspolitik verantwortlichen SPD und den mit ihr 
einkommenspolitisch kooperierenden Gewerkschaften auf eine völlig neue Grund- 
lage, die mit der traditionell-reformistischen Arbeits- und Sphärenteilung kaum noch 
etwas zu tun hatte (s. nächster Abschnitt). 


37 so 2. B. Jürgen Seifert: „Zum Verhältnis Parteien-Gewerkschaften in der Bundesrepublik“ 
in: Aıbeitshefte der Sozialwissenschaftlichen Vereinigung, 3 (1964), Nr. 4, S. 19 - 22; 
nachgedruckt in: Gewerkschaften am Kreuzweg, hg, v. Adolf Brock, Berlin 1973, S. 211 - 
216 

38 so z. B. in seiner Rede auf dem 3. a. o. Bundeskongreß des DGB am 14.5. 1971 in Düs- 
seldorf, auszugsweise abgedruckt in Gerhard Leminsky/Bernd Otto: Politik und Program- 
matik des DGB, Köln 1974, S. 66 ff. 
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Zusammenfassung 


In diesem Abschnitt ging es um die stufenweise Auflösung der spezifisch-reformi- 
stischen Form des Verhältnisses von Gewerkschaften und SPD. Es wurde gezeigt, 
daß innerhalb der SPD und zum Teil auch in den Gewerkschaften das traditionell- 
reformistische Selbstverständnis durch eine Ideologie abgelöst worden ist, in der 
die Interessen der Lohnarbeiter nur noch als partikulare Interessen gegenüber einem 
als sozialem Ausgleich definierten, von der Volkspartei SPD vertretenen Gemein- 
wohl gelten könnten. Diese Entwicklung war zwar stets in reformistischer Theorie 
und Politik angelegt ; gleichwohl darf der Unterschied zwischen einer reformistischen 
Arbeiterpartei und einer ‚Volkspartei‘ wie der SPD nach 1959 nicht übersehen wer- 
den: Die erstere versucht das auf Gesellschaftsumwälzung gerichtete Interesse der 
Arbeiterklasse mit Methoden zu vertreten, die ein hohes Maß an sozialem Frieden 
ermöglichen; die letztere erhebt den sozialen Frieden — etwa als Schmidtsches ‚„‚Mo- 
dell Deutschland‘‘ — zum Ziel um seiner selbst willen, dem sich das Kiasseninteresse 
unterzuordnen hat. Der Weimarer Reformismus und Pluralismus der Sozialdemokra- 
tie war, wie Wolfgang Müller gezeigt hat (39), Ausdruck eines bewußten Klassen- 
kompromisses. Der Bonner Integrationsimus der Sozialdemokratie ist dagegen Aus- 
druck der Vorstellung, im Kapitalismus sei nunmehr das Stadium erreicht, in dem 
die Interessen von Lohnarbeit und Kapital prinzipiell zusammenfallen und der Inter- 
essengruppe der Unternehmer nur noch dort, wo sie sich besonders uneinsichtig und 
egoistisch verhalte, durch das Gegengewicht der Interessengruppe der Arbeitnehmer 
sozial- und verteilungspolitische Konzessionen abgetrotzt werden müßten, um sozia- 
len Frieden auf Dauer zu sichern. Während der Reformismus eine politisch-theoreti- 
sche Orientierung benötigt, die von den Massen und ihren Führern geteilt wird, 
kommt das Programm des sozialen Friedens damit aus, den Massen unter Verweis 
auf oberflächliche, aber reale Verbesserungen ihrer Lage (oder auf die optimale Min- 
derung von Verschlechterungen) ein diffuses Vertrauen in die Kompetenz der politi- 
schen Führer zu suggerieren. Dem entspricht, daß die SPD und in ihrem Gefolge bis 
zur Mitte der 60er Jahre auch die Gewerkschaften in der BRD im Gegensatz zu Wei- 
mar auf Pflege und Verbreitung von politischer Theorie durch Schulungs- und Bil- 
dungsarbeit fast vollständig verzichtet haben. 

Alle diese Überlegungen führen zu dem Schluß, daß die gegenwärtige SPD-Bin- 
dung der westdeutschen Arbeiterklasse und ihrer Gewerkschaften nur zu einem sehr 
geringen Teil mit dem Fortwirken der Vorstellung von einer reformistischen, arbeits- 
teilig-einheitlichen Arbeiterbewegung erklärt werden kann. Was weiterwirkt, ist eher 
eine, freilich bei aktiven Gewerkschaften in besonders hohem Maße vorhandene, 
von den Inhalten der Politik weitgehend abgelöste, verallgemeinerte Loyalität mit 
„unserer Partei‘. Es ist in diesem Zusammenhang bezeichnend, daß die Versuche 
einer Wiederbelebung reformistischer Theorie und Politik in der SPD (v. Oertzen, 
Jungsozialisten) in den letzten Jahren gerade nicht von den Arbeitern und Gewerk- 
39 Wolfgang Müller: „‚Der Pluralismus — die Staatstheorie des Reformismus“ in: Klassenju- 


stiz und Pluralismus, Festschrift für Ernst Fraenkel, hg. v. G. Doeker u. W. Steffani, Ham- 
burg 1973, S. 395 - 424 
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schaften, sondern von Intellektuellen innerhalb der SPD ausgegangen sind und den 
Arbeitnehmerflügel der Partei bislang noch nicht für sich gewinnen konnten. 


IV. Erklärungen der SPD-Bindung: 
(2.) Vertrauen in die Fähigkeit des SPD-regierten Staates 
zur Krisenregulierung und Wachstumssicherung 


Die Phase 1959 - 66 wurde bisher nur unter dem Gesichtspunkt der Auflösung des 
Reformismus beschrieben. Ebenso wichtig ist, daß sich damals in der SPD und den 
DGB-Gewerkschaften gleichzeitig eine neue wirtschaftspolitische Programmatik 
durchsetzte, in deren Mittelpunkt die Forderung nach einer Erweiterung des staat- 
lichen Regulierungs- und Planungsinstrumentariums im Interesse der Sicherung von 
Wachstum und Preisstabilität stand. Auf wirtschaftspolitischem Gebiet war das 
DGB-Grundsatzprogramm von 1963 weitgehend ein konkretisierender Nachvollzug 
des Godesberger Programms. Es forderte u.a. ein Nationalbudget, das ‚„‚die notwen- 
digen Orientierungsdaten für die eigenen freien Entscheidungen in den Wirtschafts- 
bereichen und den Einzelwirtschaften“ liefert (40) und die Erweiterung des staat- 
"lichen Istrumentariums mit dem Ziel, die Investitionstätigkeit nach konjunktur- und 
strukturpolitischen Erfordernissen unter Mitwirkung der Gewerkschaften zu steuern. 

SPD und DGB gingen gemeinsam von der Möglichkeit aus, durch eine antizyk- 
lische staatliche Politik ein dauerhaftes krisenfreies ökonomisches Wachstum bei re- 
lativ stabilen Preisen zu sichern. Unter diesen Bedingungen würde sich der Interessen- 
gegensatz von Lohnarbeit und Kapital auf einen relativ störungsfrei abzuwickeinden 
Verteilungskampf um die Zuwächse reduzieren lassen, in dem die Gewerkschafts- 
seite auf Grund der staatlich garantierten Vollbeschäftigung zudem noch eine gün- 
stige Position auf dem Arbeitsmarkt hätte. 

In dieser Konzeption schieneninidealer Weise dievon den Gewerkschaften vertre- 
tenen Partikularinteressen der Arbeitnehmer mit denen aller anderen Geselischafts- 
schichten zu einem technokratischen Gemeinwohlkonzept verbunden zu sein. Es war 
hier freilich auch der Keimeines konflikträchtigen neuen Verhältnisses von SPD und 
Gewerkschaften angelegt :Wenn es Aufgabe des Staates ist, durch regulierenden Dauer- 
eingriff in die Ökonomie Wachstum und Stabilität zu sichern, dann muß sich dieser 
Eingriff auch auf die gewerkschaftliche Tarifpolitik richten — sei es, daß während 
der Volibeschäftigung die Gewerkschaften daran gehindert werden müssen, ihren 
Arbeitsmarktvorteil voll auszunutzen, sei es, daß auf dem Tiefpunkt des Fvkhie die 
Investitionsneigung der Unternehmer durch niedrige Lohnkosten gefördert werden 
muß. Der Verlust an tarifpolitischer Autonomie, wie er ab 1967 in der Konzertier- 
ten Aktion eintrat, ist also bereits in die gewerkschaftliche Forderung nach Global- 
steuerung einprosrammiert. Von den „Orientierungsdaten“ und ..Richtlinien“ des 
DGB-Programms 1963 zu den de-facto-Lohnleitlinien seit 1967 war es nur ein kur- 


40 zit. nach Leminsky/Otto, S. 50 
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zer, vor allem aber: ein logischer Schritt (41). 

Dieser Schritt wurde von den Gewerkschaften nach dem Regierungseintritt der 
SPD in der ersten großen Nachkriegsrezession 1966/67 konsequent vollzogen: Sie ar- 
beiteten — anfangs auch im Vertrauen auf gesellschaftspolitische Gegenleistungen 
von Staat und Unternehmern (41 a) — in der Konzertierten Aktion mit und richte- 
ten ihre Tarifpolitik an der Maxime aus, daß im Aufschwung die Gewinne erheblich 
stärker steigen müßten als die Löhne. Diese gewerkschaftliche Einbindung in die 
staatliche Einkommenspolitik stellte das Verhältnis von SPD und Gewerkschaften 
auf eine im Vergleich zur arbeitsteilig-reformistischen Periode neue Grundlage: Die 
regierende SPD und die Gewerkschaftsführungen standen sich jetzt als Kooperations- 
partner gegenüber, wobei die SPD das Gemeinwohl repräsentierte und den Gewerk- 
schaftsführungen die Aufgabe zugedacht war, dieses Gemeinwohl in ihren Organisa- 
tionen durchzusetzen. Innergewerkschaftlich bedeutete die Kooperationspolitik die 
strukturelle Fixierung eines Gegensatzes zwischen Führung und Mitgliedern: Die 
Führung gerät notwendig in Widerspruch zu ihrer Mitgliedschaft, sofern diese nicht 
selbst bereit ist, ihre unmittelbaren lohnpolitischen Interessen den Imperativen der 
staatlichen Wirtschaftsregulierung unterzuordnen (42). 

Eine solche Bereitschaft ist jedenfalls nicht generell gesichert: Mindestens in 
Situationen davongaloppierender Gewinne (1969) oder trotz Hochkonjunktur 
durch Inflation bedrohter Reallöhne (1973) reichte die generalisierte Folgebereit- 
schaft gegenüber dem SPD-Gemeinwohl und den ihm verpflichteten Gewerkschafts- 
führungen nicht aus, um spontane Aktionen der Arbeiter in den Betrieben zu ver- 
hindern. Auch wenn diese spontanen Streiks sich keineswegs bewußt und explizit 
gegen die SPD-Politik richteten, sondern sich nur als Korrektiv gegenüber Fehlent- 
wicklungen einer im Prinzip gebilligten Linie verstanden, hatten sie objektiv „poli- 
tischen‘ Charakter, weil sie den Erfolg der Einkommenspolitik als Bestandteil der 


41 „Mit dem Düsseldorfer Grundsatzprogramm vom November 1963 hat sich der DGB 
quasi im Vorgriff auf die ‚neue Wirtschaftspolitik‘ der Bundesregierung der großen Koa- 
lition eine zeitgemäße und geschlossene wirtschaftspolitische Plattform geschaffen. Je- 
doch sind darin keine verteilungspolitischen konkreten Rezepturen oder eine formulier- 
te Einkommenspolitik im engeren Sinne enthalten.“ Heinz Markmann: ‚Wirtschaftliche 
Bestimmungsgründe der Lohnbildung aus der Sicht der Gewerkschaften“ in: Lohnpolitik 
und Einkommensverteilung, Verhandlungen der Tagung des Vereins für Socialpolitik in 
Berlin 1968, hg. v. H. Arndt, Berlin 1969, S. 756 

41a Rolf Seitenzahl vom WSI des DGB (Gewerkschaften zwischen Kooperation und Konflikt, 
Frankfurt/Köln 1976, S. 14 - 35) stellt die Motivation der Gewerkschaftsführungen zur 
Beteiligung an der Konzertierten Aktion sehr differenziert und verständnisvoll dar und 
weist den Vorwurf einer vorsätzlichen Beschränkung der eigenen Tarifautonomie zurück. 
In unserem Zusammenhang ist wichtig, daß Seitenzahl die weitere einkommenspolitische 
Kooperation der Gewerkschaften auch nach der Enttäuschung der in die Konzertierte 
Aktion gesetzten Erwartungen ausdrücklich auf Appelle „an die Parteiräson und -moral 
der Gewerkschaften“ zurückführt. Seitenzahl generalisiert diese Erfahrung: ‚‚Auch weiter- 
hin dürften mögliche konfliktorische Ansätze in den Gewerkschaften nicht zuletzt auch 
gegen bestimmte parteipolitische Bindungen und Rücksichtnahmen abzuwägen sein.“ 
(S. 22) 

42 Zur Kooperationspolitik und ihrer Auswirkung auf die innergewerkschaftlichen Struktu- 
ren vgl. Bergmann, u. a.: Gewerkschaften in der Bundesrepublik, Frankfurt 1975 
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SPD-Regulierungspolitik gefährdeten oder durchkeuzten. Die neue Konstellation 
der kooperativen Einbindung der Gewerkschaften in die staatliche Einkommens- 
politik führte notwendigerweise zu einer Politisierung der scheinbar „nur-ökono- 
mischen“ Lohnpolitik — freilich bisher nur einer Politisierung von oben, der bis- 
lang keine gleich ausgeprägte von unten, also die Einsicht, daß ein wichtiges Hemm- 
nis einer an den Arbeiterinteressen orientierten Gewerkschaftspolitik eben in der 
Unterordnung unter die staatliche Regulierungspolitik besteht, entspricht. 

Nur in sehr wenigen Arbeitskämpfen ist es zu einer direkten Konfrontation 
dieser beiden politischen Linien gekommen, sind Bindungen an die regierende SPD 
und kämpferische Wahrnehmung der eigenen Interessen von den Kämpfenden sel- 
ber als Gegensätze erfahren worden. Dies war z. B. beim baden-württembergischen 
Metali-Streik 1971 der Fall, wie Deppe/Hoß/Herding berichteten, und das Ergebnis 
der Konfrontation war eher Rückzug aus Rücksicht auf die SPD als Emanzipation 
von sozialdemokratischen Bindungen (43). Generell scheint Anfang der 70er Jahre 
die Neigung, einer Konfrontation eigener Interessenpolitik mit der SPD-Politik aus- 
zuweichen und Konfliktpunkte zu verdrängen, auch bei kampfbereiten Teilen der 
Arbeiterklasse weit verbreitet gewesen zu sein (44). 

Allerdings haben diese sich nach 1969 entwickelnden Widersprüchlichkeiten 
einer SPD-gebundenen und daher die im Produktionsprozeß erfahrenen Arbeiterin- 
interessen vernachlässigenden Gewerkschaftspolitik noch nicht die Grundlage der 
Wachstumsideologie in Frage gestellt. 

Im Gegenteil konnte gerade die relativ rasche Überwindung der Krise 1966/67 
als Beweis dafür genommen werden, daß es nur der richtigen Männer und der rich- 
tigen Methoden in der staatlichen Wirtschaftslenkung bedürfe, um einen „Aufschwung 
nach Maß‘ (Schiller) herbeizusteuern. Joachim Bergmann hat anhand einer Funk- 
tionärsbefragung nach den Septemberstreiks 1969 die These zu belegen versucht, daß 
gerade auch die punktuelle Kampfbereitschaft mit einem vom Vertrauen in die Re- 
gulierungskapazität des Staates geprägten Anspruchsbewußtsein einherging, dem auf 
der anderen Seite eine Bereitschaft zum Zurückstecken in Krisen entsprach (45). 

Die aus alledem folgende Erklärung für das Anhalten der SPD-Bindung der 
westdeutschen Arbeiterklasse und ihrer Gewerkschaften wäre demanch so zu formu- 
lieren: Die Bereitschaft zur Unterordnung der eigenen unmittelbaren Interessen un- 
ter die SPD-Politik ergibt sich nicht mehr aus einer traditionell-reformistischen Bin- 
dung an die als politischer Arm der Arbeiterbewegung verstandene SPD, sondern 
aus der Überzeugung, daß die staatlichen Mittel zur Krisenregulierung und zur Siche- 
rung von Wachstum und Vollbeschäftigung prinzipiell vorhanden seien und daß die 


43 Rainer Deppe, Richard Herding, Dietrich Hoß: „Gewerkschaftliche Organisation und po- 
litische Orientierung der Arbeiterschaft‘ in: Bürgerlicher Staat und politische Legitima- 
tion, hg. v. R. Ebbighausen, Frankfurt 1976, S. 391 £. 

44 Vgl Christel Eckart u. a.: „Arbeiterbewußtsein, Klassenzusammensetzung und ökono- 
mische Entwicklung. Empirische Thesen zum instrumentellen Bewußtsein“ in: Gesell- 
schaft — Beiträge zur Marxschen Theorie 4, Frankfurt 1975, S. 42 ff. 

45 Bergmann, Joachim: „Neues Lohnbewußtsein und Septemberstreiks“ in: Gewerkschaft 
und Klassenkampf, Kritisches Jahrbuch 1972, hg. v. O. Jacobi, W. Müller-Jentsch u. E. 
Schmidt, Frankfurt 1972, S. 171-180 
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SPD diejenige Partei sei, die diese Mittel am effektivsten und gerechtesten einsetzen 

könne. 

Demnach müßte die Erfahrung der Krise ab 1974 diese Grundlagen der SPD- 
Bindung objektiv ins Wanken gebracht haben. Es zeigt sich, daß 
— auch das „modernste“ staatliche Regulierungsinstrumentarium nicht ausreicht, um 

kapitalistische Krisen zu verhindern oder auch nur das Ende der Krise wie 1967 
zu beschleunigen; 

— durch die Krisenüberwindung die Vollbeschäftigung nicht wiederhergestellt wur- 
de, weil die staatliche Förderung der Unternehmergewinne nicht zu arbeitsplatz- 
schaffenden Investitionen führte; 

— die Krisenfolgen ‚sozial asymmetrisch‘“ von den Lohnabhängigen getragen wur- 
den (neben Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit: verschärfte Arbeitshetze, Dequalifi- 
kation, Umsetzungen etc., daneben partiell Abbau staatlicher Leistungen). 

Insgesamt brachte die Politik gewerkschaftlicher Zurückhaltung Keine Verbesserung 

der Lage der Lohnarbeiter, der Lohn für den Lohnverzicht blieb aus. 

Trotz des Zusammenbruchs tragender Bestandteile der SPD-Wachstumsideolo- 
gie zeigte sich aber keine nennenswerte Tendenz der „Ablösung von der SPD“ in der 
Arbeiterklasse. Auch in den spektakulärsten Kämpfen gegen Krisenfolgen, etwa Er- 
witte und Kalldorf, wurde die SPD-Bindung nicht öffentlich thematisiert. Die These: 
„Die Integration der Arbeiter und Angestellten und ihrer Organisationen wird mit 
jedem Monat fortschreitender Krise weniger über ein einsehbares, ‚vernünftiges‘ In- 
teresse vermittelt werden können“ (46), hat sich bisher nicht verifizieren lassen. 

Das bedeutet nicht, daß die Aktionen der Gegenwehr in der Krise, die Kämpfe 
gegen Stillegungen und Entlassungen, die von klassenbewußten Betriebsräten und 
Vertrauenskörpern entwickelten Gegenstrategien, der Druckerstreik und der zuneh- 
mende Widerstand im öffentlichen Dienst gegen Rationalisierung und Intensivierung 
geringzuschätzen oder als unpolitisch abzutun wären. Worauf es hier ankommt, ist, 
daß diese Aktionen bisher immer gerade an den Punkten, an denen die Frage einer 
alternativen, nicht mehr kooperativen Gewerkschaftspolitik sich stellte, an Grenzen 
stießen, weil eine Verallgemeinerung und Politisierung der Kämpfe zum Teil von den 
Gewerkschaftsführungen blockiert wurde, zum Teil über die Kräfte der Kämpfen- 
den gegangen wäre. 

Die Rechtfertigung der Gewerkschaftsführungen für ihren Verzicht auf die 
Mobilisierung von Kampf- und Protestpotential in der Krise war die Hoffnung auf 
Wiederherstellung von Vollbeschäftigung, und damit „normaler“ Bedingungen ge- 
werkschaftlicher Politik, durch staatliches Krisenmanagement. 

Dagegen fanden die einzelnen Widerstandsaktionen vor allem in solchen Bran- 
chen und Regionen statt, in denen die Hoffnung auf Wiederherstellung der Vollbe- 
schäftigung durch einen kommenden Aufschwung als illusorisch erscheinen mußte 
-- so z.B. bei Stillegungen in strukturschwachen Gebieten wie Erwitte und Kalletal 
oder in der Druckindustrie, die in besonderem Maße von arbeitsplatzabschaffenden 


46 Elmar Altvater/Christel Neusüß in „links“, 10/75, S. 11 
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Investitionen betroffen war (47). 

Aber auch als sich mit der Konjunkturbelebung 1976 herausstellte, daß der 
Aufschwung nicht zur Wiederherstellung der Vollbeschäftigung führte, blieben so- 
wohl in der Mitgliedschaft als auch in der Führung der Gewerkschaften Tendenzen 
in Richtung auf eine von der regierenden SPD autonomere Gewerkschaftspolitik 
schwach und isoliert, zum Teil auch überlagert von der Wahlkampf-Solidarität mit 
der SPD, die wiederum nicht nur Sache der Gewerkschaftsführungen, sondern auch 
der Mitgliedermehrheit war, wie das Wahlergebnis bewies. 

Deshalb scheint mir die These, daß die SPD-Bindung der Gewerkschaften vor 
allem auf dem Vertrauen in ein Wachstum herstellendes sozialdemokratisches Kon- 
junkturmanagement beruhe, für sich genommen fehlleitend zu sein und falsche Er- 
wartungen über einen sich mit verschärfender Krise und Arbeitslosigkeit automa- 
tisch vollziehenden Ablösungsprozeß der Arbeiterklasse von der SPD zu wecken. Es 
ist der SPD derzeit offenbar möglich, das Vertrauen in ihre Fähigkeit zum Krisen- 
management trotz offensichtlicher Nichteinhaltung der in sie gesetzten Vollbeschäf- 
tigungserwartungen zu bewahren. Die Ursache scheint mir in einer durch die Erfah- 
"rung eigener Ohnmacht in der Krise bei den Lohnarbeitern noch verstärkten genera- 
lisierten Staatsfixierung zu liegen (vgl. Abschnitt VD. 


V. Erklärungen der SPD-Bindung: 
(3.) Die These vom instrumentellen Bewußtsein der Arbeiter gegenüber der SPD 


Nach dieser These werden ‚‚die Traditionsbarrieren im politischen System von in- 
strumentellen Erwartungen aufgeweicht‘“ (48). Für die Arbeiterklasse sei die SPD 
nicht mehr Gegenstand einer traditionellen Loyalität, sondern „politisches Instru- 
ment“ (49), das unter dem Gesichtspunkt seiner Nützlichkeit bewertet werde. 

Die Instrumentalismusthese in der Arbeiterbewußtseinsforschung bezieht sich 
primär nicht auf Parteien, sondern auf den Inhalt der Arbeit selber: Die Arbeit wird 
zunehmend weniger als Möglichkeit der Selbstverwirklichung betrachtet, sondern 
ausschließlich als Instrument zur Sicherung der eigenen Reproduktion; gegenüber 
den Arbeitsinhalten stellt sich Gleichgültigkeit ein. Eckart u. a. übertragen diese In- 
strumentalismus-These auch auf das Verhältnis von Arbeitern zu den Begründungen 
ihrer Forderungen in Kämpfen: Diese Forderungen seien häufig mit austauschbaren 
„Ad-hoc-Legitimationen“ versehen, bei denen es nicht auf den Inhalt ankomme, 
sondern auf den Willen, zu kämpfen. Schließlich würden auch Organisationen wie 
die Gewerkschaften zunehmend instrumentell eingeschätzt — also nach dem kon- 
kreten Nutzen, den sie in bestimmten Situationen zu bringen vermögen (50). Bis 
zu diesem Punkt läßt sich die Instrumentalismus-These durchaus mit Untersuchun- 


47 vgl. Ursula Schaile: „Der Arbeitskampf der Druckarbeiter in der Tarifrunde 1976“ in 
Prokla 24 (1976), S. 3-25 

48 Eckardt u.a., S. 42 

49 Deppe u. a., S. 392 

50 Eckart u. a., S. 31 ff. 
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gen zum gegenwärtigen Stand des Arbeiterbewußtseins in Einklang bringen (51). 

Dabei muß freilich vor dem Mißverständnis gewarnt werden, daß die Objekte 
der instrumentellen Orientierung tatsächlich beliebig verfügbare Instrumente in der 
Hand der Arbeiter seien: Gemeint ist lediglich, daß die Arbeiter alle diese Objekte 
ohne emotionale Bindung ausschließlich nach konkreten Nutzenerwägungen beur- 
teilen und sich dementsprechend ihnen gegenüber verhalten. 

In bezug auf die Bindung an die SPD ist indessen der empirische Nachweis des 
Instrumentalismus bislang noch nicht geführt worden. Eckart u.a. konstatieren, daß 
auch bei kampfbereiten Arbeitern das Bewußtsein der eigenen Interessen und die 
SPD-Loyalität unvermittelt nebeneinander stehen. Sie prognostizieren für den Fall 
eines offenen Konflikts zwischen eigenem Interesse und SPD-Loyalität ‚‚eher einen 
Rückzug von der politischen auf die ökonomische Sphäre“ (52), nicht aber ein auf 
reinen Nutzenerwägungen beruhendes Verhalten, das in einem solchen Konflikt für 
die eigenen Interessen und gegen die SPD-Loyalität ausfallen müßte. 

Deppe u.a. interpretieren die Arbeiteraktionen vom April 1972 gegen das 
CDU-Mißtrauensvotum als Ausdruck des Willens der Arbeiter, „ein politisches In- 
strument zu verteidigen, dessen Funktion von der eigenen Aktion geprägt wird.“ 
(53) Hier wird aber eben gerade der Instrument-Begriff zu wörtlich genommen und 
den Arbeitern die Vorstellung unterstellt, sie könnten die SPD als ihr Instrument 
handhaben. Dafür aber gibt es bei Deppe u.a. und auch sonst in Bewußtseinsunter- 
suchungen keinen Anhaltspunkt. 

Gleichwohl kann die — auf die SPD-Bindung bezogene — Instrumentalismus- 
These durchaus eine Tendenz bezeichnen, die für eine Durchgangsphase des politi- 
schen und ökonomischen Arbeiterbewußtseins in der BRD charakteristisch ist: Die 
bisherigen Grundlagen der SPD-Bindung, Reformismus und Wachstumsideologie, 
haben sich aufgelöst, an ihre Stelle sind keine neuen Bindungselemente, weder an 
die SPD noch an eine andere politische Organisation getreten, vielmehr hat sich die 
Distanz zur Sphäre der staatlichen Politik, der die SPD zugerechnet wird, vergrö- 
ßert. Die SPD wird tendenziell nach denselben Maßstäben wie jede andere Partei be- 
urteilt. Prinzipiell wird daher ein Wechsel zur Wahl der CDU möglich, sofern diese 
Partei den Anschein erweckt, ein für die eigenen Interessen nützlicheres Programm- 
angebot zur Handhabung der Staatsgewalt präsentieren zu können. Die SPD-Einbrü- 
che und CDU-Gewinne in Arbeiterregionen Westberlins und Baden-Württembergs 
bei den Landtagswahlen 1976 deuten in diese Richtung (54). Die Iustrumentalis- 
mus-These kann auch erklären, warum die Mehrheit der Arbeiter weiterhin SPD 
und nur eine verschwindende Minderheit DKP wählt: Die SPD verspricht immerhin 
den Lohnabhängigen eine mildere Auflastung von Krisenfolgen als die CDU/CSU, 


51 Vgl. z. B. Jürgen Prott: Industriearbeit und betriebliche Umstrukturierungen, Köln 1975, 


S. 341 
52 S. 46 
53 5. 392 


54 Vgl. Horst W. Schmollinger: „Die Berliner Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Be- 
Zirksverordnetenversammlungen vom 2. März 1975: Proteststimmen in der Krise“ in: 
Zeitschrift für Parlamentsfragen, Jg. 6 (1975), S. 446 - 464 
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und die DKP kommt schon wegen der 5-Prozent-Klausel als Nutzenfaktor auf Bun- 
desebene nicht in Betracht. 

Gleichwohl kann die Instrumentalismus-These gerade jenen Punkt nicht erklä- 
ren, um den es in diesem Artikel geht: Die über den Wahlakt hinausreichende Bin- 
dung und Disziplinierungswirkung der SPD auch auf den gewerkschaftlichen Kampf 
der Arbeiterklasse. Wäre die Haltung der Arbeiter zur SPD nur instrumentalistisch, 
dann müßten sie den betrieblichen und gewerkschaftlichen Kampf gegen Krisenfol- 
gen ohne Rücksicht auf die SPD führen. 

Aus all dem folgt: Gerade weil die SPD mehr ist als ein „Instrument“, kann 
sie die von ihr nach wie vor ausgeübte Bindung des größten Teils der Arbeiterklasse 
an sich im Interesse ihres Gesellschaftsideals vom sozialen Frieden instrumentalisie- 
ren. 


VI Generalisierte Staatsfixierung als Grundlage der gegenwärtigen SPD-Bindung 


Hier soll ein Erklärungsansatz vorgeschlagen werden, für den auf der Ebene empiri- 
schen Oberflächenstudiums wie auch auf der Ebene theoretischer Rekonstruktion 
der Grundlagen von Arbeiterbewußtsein einige Indizien und Argumente sprechen, 
ohne daß beides schon hinreichend miteinander vermittelt wäre. Meine These ist, 
daß das Fortdauern der SPD-Bindung vor allem mit einer in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft von Beginn an angelegten, in der deutschen Geschichte besonders ausge- 
prägten Staatsfixierung der Arbeiterklasse erklärt werden kann. Damit ist die — 


durch vielfache Erfahrungen einschließlich Krieg und Faschismus gesättigte — Über- 
zeugung gemeint, daß das Handeln des Staates für die eigene Lebenslage als Arbeiter 


wesentlich entscheidender ist als alle Formen des eigenen organisierten Widerstands 
gegen das Kapital. Von dieser Staatsfixierung profitiert zur Zeit noch die SPD. 
Schließlich ist diese Staatsfixierung insofern „ihr Werk“, als sie seit Lassalle Träger 
und Beschleuniger der Bindung der deutschen Arbeiterklasse an den bürgerlichen 
Staat gewesen ist. Prinzipiell aber läßt sich diese Position auch von einer anderen, 
rechteren Partei besetzen, sofern diese den Anschein erweckt, den Staat effektiver 
führen zu Können. 
An Oberflächen-Indizien spricht folgendes für diese These: 

1. Die SPD baute im Wahlkampf 1976 mit einer noch nie gekannten Offenheit auf 
eine von den Inhalten der Politik abgelöste, generalisierte Staatsbindung: Die BRD 
wurde als bestregierter Staat der Welt dargestellt, Schmidt und seine Unterführer als 
im Staatsmanagement qualifiziertere Profis präsentiert. Der soziale Friede hängt in 
dieser Argumentation davon ab, daß die Partei, die über die besten Befriedungsin- 
strumente, allen voran die kooperative Anbindung der Gewerkschaften, verfügt, an 
den Schalthebeln der Macht bleibt. Dabei richtet sich das Argument, nur die SPD si- 
chere den sozialen Frieden, nicht nur an die Bourgeoisie, sondern auch an die Arbei- 
terklasse: Den Arbeitern und den Gewerkschaften wird dafür gedankt, daß sie gera- 
de keine konsequente Interessenpolitik betrieben, sondern durch ihr „vernünftiges“ 
Verhalten einen entscheidenden Beitrag zum Gelingen sozialdemokratischen Krisen- 
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managements geleistet haben. Die Arbeiter sollen stolz darauf sein, keinen Klassen- 
kampf zu führen (55), und sie sollen SPD wählen, damit sie auch künftig nicht zum 
Kämpfen gezwungen sind. 

Stärker denn je verbindet sich diese Argumentation mit bewußt eingesetzten 
chauvinistischen Untermalungen, von Schmidts Äußerungen zu Italien und Frank- 
reich bis zu dem anmaßenden Slogan ‚‚Modell Deutschland“. 

2. Wie im einzelnen schon gezeigt, hat es während der Krise ab 1974 so gut 
wie keine gewerkschaftliche Politik der Organisierung der Lohnabhängigen zum Wi- 
derstand gegen die Krisenfolgen gegeben (Ausnahme: Druckerstreik 1976). Viel- 
mehr erklärten sich die Gewerkschaften für die Probleme, die in der Krise auf die 
westdeutsche Arbeiterklasse zukamen, für nicht zuständig. Sie verwiesen auf den 
Staat, in dessen Kompetenz es läge, die Krise zu beseitigen, die Folgen durch So- 
zialpolitik zu mindern und mit einem neuen Aufschwung auch normale Bedingun- 
gen für die Austragung gewerkschaftlicher Tarifkämpfe wiederherzustellen. 

Daß die Gewerkschaften bei der Artikulation ihrer Forderungen gegenüber 
dem SPD-regierten Staat während der Krise sehr zurückhaltend und inkonsequent 
aufgetreten sind, liegt sicher an der Bindung an die Regierungspartei SPD. Daß sie 
aber generell eine Politik der Nichtzuständigkeit trieben und dabei kaum auf Wider- 
stand der Mitglieder stießen, kann nur als Ausdruck einer generelleren Staatsfixie- 
rung bei Mitgliedern und Führungen interpretiert werden: Der Überzeugung, daß ge- 
rade in der Krise, bei Wegfall der Vollbeschäftigung als materieller Grundlage ge- 
werkschaftlicher Politik, die Organisationen der Arbeiter prinzipiell zur Ohnmacht 
verdammt und vollständig vom Erfolg staatlicher Krisenbewältigung abhängig sind 
(die es dann von Gewerkschaftsseite durch lohnpolitische Zurückhaltung zu unter- 
stützen gilt). 

Solche Indizien können die These der Staatsfixierung nicht beweisen, sie lie- 
fern nur Hinweise dafür, daß sich in der SPD-Bindung der westdeutschen Gewerk- 
schaften und der Arbeiterklasse gegenwärtig in starkem Maße eine während der 
Krise durch die Erfahrung eigener Ohnmacht eher noch verstärkte, generalisierte, 
von bestimmten Inhalten der Politik weitgehend abgelöste Erwartungshaltung ge- 
genüber „dem Staat‘ ausdrückt. 

Diese Hinweise lassen sich auf mehreren Ebenen untermauern: 


(1.) Die Ebene der gegenwärtigen materiellen Grundlagen der Staatsfixierung 


Die Leistungen des Staates insbesondere auf dem Gebiet der sozialen Sicherung sind 
in der Tat für die Arbeiterklasse von großer Bedeutung. Die Krisenerfahrung seit 
1974 hat das Netz der sozialen Sicherung für die Kurzzeitarbeitslosen nicht zusam- 
menbrechen lassen. Soziale Demontage fand bis zur Wahl 1976 in Form der Margi- 
nalisierung statt, d.h. in einer Form, die den Kernbereich der organisierten Arbei- 
terklasse möglichst unangetastet zu lassen versuchte. Abbau von Sozialstaatlichkeit 


55 sozialdemokrat-magazin 8/76 zitiert als Erfolgsausweis Schmidtscher Politik den „Figaro“: 
„Den Klassenkampf gibt es in der Bundesrepublik nicht mehr.“ 
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trifft zuvörderst Ausländer, Frauen, Jugendliche oder die Beschäftigten des öffent- 
lichen Dienstes und die Studenten, also Gruppen, deren Organisationsfähigkeit als 
gering eingeschätzt wird oder gegen deren scheinbare Privilegiertheit sich ein Kon- 
kurrenzbewußtsein der Industriearbeiter aktivieren läßt. Auf dem Gebiet der So- 
zialstaatlichkeit hat die SPD aufgrund der praktischen Ergebnisse ihrer sozialpoli- 
tisch-reformistischen Tradition einen schwer einholbaren Vertrauensvorsprung ge- 
genüber anderen Parteien, der die Wahlbindung der Arbeiter an diese Partei zumin- 
dest im Sinne einer „‚Kleineres-Übel“-Vermutung im Vergleich zu offenen Unter- 
nehmerparteien erklärt. 


(2.) Die Ebene der Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung 


Seit Lassalle ist in der deutschen Arbeiterbewegung eine Tradition der Staatsfixie- 
rung, d.h. der Geringschätzung des scheinbar „nur-ökonomischen‘“ direkten Kamp- 
fes der Arbeiter gegen das Kapital und eine Bereitschaft zur Delegation der Arbei- 
terinteressen auf den als allein ‚‚politisch“ angesehenen Kampf um Positionen in Re- 
gierung und Parlament verankert. Zwar hat sich in der Frage der Gewerkschafts- 
gründungen die Marxsche Position gegen die Lassallesche Theorie von der Nutzlosig- 
keit gewerkschaftlichen Kampfs durchgesetzt, jedoch in Form einer Trennung von 
„ökonomischer“ und „politischer“ Organisation, bei der die von Marx herausgear- 
beiteten politischen Momente des gewerkschaftlichen Kampfes verlorengingen (56). 

Wie Zoll zeigt, entspricht die Zuordnung des ökonomischen Kampfes zu den 
Gewerkschaften und des politischen Kampfes zu den Parteien einem „dogmatischen 
Mißverständnis der Marxschen Theorie im allgemeinen und des Verhältnisses von 
ökonomischen und politischen Kämpfen im besonderen.“ (57) Denn politischen 
Charakter erhalten Kämpfe nicht dadurch, daß sie sich auf den Staat richten und 
von der Partei im Parlament ausgetragen werden, sondern vielmehr durch ihre ‚,Ver- 
allgemeinerung zur Konfrontation der Klassen.“ (58) Diese Verallgemeinerung aber 
kann aus scheinbar nur-ökonomischen Kämpfen entstehen, die durch ihre Wirkung 
auf die Kapitalistenklasse und durch das sich in Kämpfen verändernde Bewußtsein 
politischen Charakter annehmen. Rosa Luxemburg hat die Verengung des Begriffs 
„politisch“ auf das Handeln der Partei — der eine Verengung des gewerkschaftiichen 
Kampfes auf den ökonomischen Kleinkrieg entspricht — am schärfsten kritisiert: 
„Die Trennung zwischen dem politischen und dem ökonomischen Kampf und die 
Verselbständigung beider ist nichts als ein künstliches, wenn auch geschichtlich be- 
dingtes Produkt der parlamentarischen Periode.“ (59) 

Solange die Verengung des Begriffs „politisch“ auf die Politik der parlamen- 
tarisch agierenden Partei innerhalb der deutschen Arbeiterbewegung vorherrschte — 


56 vgl. Rainer Zoll: Der Doppelcharakter der Gewerkschaften, Frankfurt 1976,-S. 113 f£. 

57 Zoll, S. 113 

58 Zoll, S. 117 

59 Rosa Luxemburg: Massenstreik, Partei und Gewerkschaften, zit. nach dies.: Schriften zur 
Theorie der Spontaneität, hg. v. Susanne Hillmann, Reinbek bei Hamburg 1970, S. 145 
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und das gilt bis zum Godesberger Programm — ‚trug die Sozialdemokratie dazu bei, 
innerhalb der Arbeiterklasse die Staatsfixierung, d.h. den Verzicht auf eigene Ak- 
tion und die Delegation der eigenen Interessen an den Staat, zu befestigen, wobei es 
gleichgültig ist, ob die Partei die Arbeit der Gewerkschaften, wie vor 1900, als 
zweitrangig, oder, wie nach der Massenstreikdebatte, als „gleichberechtigt“, aber 
nicht-politisch ansah. 

Diese reformistische Staatsfixierung kann freilich nur als historische Vorberei- 
tung der generalisierten Staatsfixierung angesehen werden, um die es hier geht. 
Kennzeichen der generalisierten Staatsfixierung ist ja gerade, daß sie sich von be- 
stimmten reformistischen Erwartungen an den Inhalt der staatlichen Politik löst. 


(3.} Die Ebene der in der Struktur der bürgerlichen Gesellschaft angelegten Staats- 
illusion 


Der bürgerliche Staat wird für die bürgerliche Gesellschaft notwendig und möglich, 
weil die Freiheit und Gleichheit der ihre Waren Austauschenden einschließlich der 
Verkäufer ihrer eigenen Arbeitskraft in der Zirkulationssphäre einer mit Zwangsge- 
walt durchgesetzten Garantie bedarf und weil die Gesetze der Zirkulationssphäre 
tatsächlich eine formale Identität der Interessen aller Warenverkäufer an der Siche- 
rung freier und gieicher Tauschbedingungen Konstituieren. Das bedeutet zugleich, 
daß der bürgerliche, auf allgemeinem und gleichem Wahlrecht beruhende Verfas- 
sungsstaat sich nur in dem Maße als allgemeine Zusammenfassung der Gesellschaft, 
als Inkarnation des Gemeinwohls, darstellen kann, in dem es ihm gelingt, die Pro- 
duktionssphäre, in der die Lohnarbeiter nicht freie Warenverkäufer, sondern ver- 
nutzte Waren, variables Kapital sind, außerhalb des Bereichs seiner Legitimations- 
grundlagen zu halten (60). 

Dem historischen Wandel unterliegen die institutionellen Formen, mit denen 
der bürgerliche Staat sich jeweils gegen die Erfahrung der Arbeiterklasse, im Pro- 
duktionsprozeß nicht Bürger, sondern Ware zu sein, abdichtet; ebenfalls histori- 
schem Wandel unterliegen die Bedingungen, unter denen Lohnarbeiter die Mysti- 
fikationen durchstoßen und erkennen können, daß sie objektiv gerade in dem Ma- 
ße, in dem sie unfrei sind, die Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums sind. 

Daraus folgt für die hier aufgestellte These, die gegenwärtige SPD-Bindung der 
westdeutschen Arbeiterklasse und ihrer Gewerkschaften sei in großem Umfang Aus- 
druck einer Staatsfixierung, daß zu zeigen wäre, auf Grund welcher historischer Be- 
dingungen die westdeutsche Arbeiterklasse gegenwärtig in besonderem Maße dazu 
neigt, ihre im Produktionsprozeß gemachten Erfahrungen, unfreier Produzent zu 
sein, zu verdrängen, und stattdessen ihr politisches Verhalten zunehmend an der aus 
der Zirkulationssphäre resultierenden Erfahrung, freier und gleicher Staatsbürger zu 
sein, zu orientieren. 


60 Vgl. Bernhard Blanke: „Theorien zum Verhältnis von Staat und Gesellschaft“ in: ders., 
Ulrich Jürgens und Hans Kastendiek: Kritik der Politischen Wissenschaft, 2 Bde., Frank- 
furt 1975, S. 128 £. 
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Nach der Theorie des Projekts Klassenanalyse z.B. müßte gerade eine Krise 
wie die gegenwärtige die Staatsbürger-Mystifikation eher auflösen als bestärken: 
„Im offenen Ausbrechen der Diskontinuität des Reproduktionsprozesses, in der 
Krise, fassen sich vorangegangene allmähliche Veränderungen in den sozialen Ver- 
hältnissen und Bewußtseinsformen zusammen, zugleich wird in solchen Perioden 
der allgemeine Charakter des Reproduktionsprozesses durch die Auflösung von my- 
stifizierten, verdrehten Bewußtseinsformen in Frage gestellt.“ (61) 

Die Autoren stellen selber fest, daß die gegenwärtige Krise nur in sehr gerin- 
gem Umfange zur Auflösung von Mystifizierungen geführt habe, vor allem weil sich 
bei den westdeutschen Arbeitern trotz Krise ein „sehr ausgeprägtes Leistungsbe- 
wußtsein‘“ (62) durchgehalten habe. Gegenüber diesem individuellen Leistungsbe- 
wußtsein werde die Politik von Staat und Gewerkschaften als sekundär betrachtet 
(63). 

Dieselbe Umfrage ermittelt aber auch eine gerade in der Krise eher verstärkte 
als abgesch wächte Prädisposition der befragten Arbeiter für autoritäre staatliche Lö- 
sungen der Krise und für die Bereitschaft, gewerkschaftliches Handeln staatlichen 
Imperativen unterzuordnen (64). 

Die Hypothese, die daraus abzuleiten wäre, besagt zunächst nur, daß die Kri- 
senerfahrung unter den derzeit in der BRD gegebenen Bedingungen, insbesondere 
unter der Bedingung der in der Krise erfahrenen Hilflosigkeit und Zersplitterung der 
Arbeiter, nicht zu einer Ablösung, sondern eher zu einer Verstärkung der Bindung 
an den Staat und die regierende SPD führt. Solange sich die SPD im Bewußtsein der 
Arbeiterklasse mit der Hoffnung auf den Staat als Retter identifizieren kann, wird 
die SPD-Bindung bestimmend auch weiterhin in die gewerkschaftliche Politik hin- 
einwirken. Die SPD ist derzeit zugleich Nutznießer und Verstärker einer Bewußt- 
seinslage der Arbeiter und ihrer Gewerkschaften, die durch die Primärerfahrung der 
Ohnmacht und die daraus gezogene Konsequenz einer zunehmend von den Inhal- 
ten staatlicher Politik abgelösten, generalisierten Staatsfixierung bestimmt wird. 

Diese Hypothese bedürfte der Erhärtung durch empirische Untersuchung; 
hier konnte nur versucht werden, sie plausibel zu machen. 


61 Christiane Bierbaum, Joachim Bischoff u. a.: „Bewußtsein der Lohnabhängigen 1975/76“ 
in: Beiträge zum wissenschaftlichen Sozialismus, Sonderheft: Tendenz-Wende? Bundesre- 
publik 1976, Westberlin 1976, S. 88 

62 Bierbaum u. a., S. 92 

63 S. 92 und 98; freilich ist der Materialhintergrund für diese These dürftig: Nur auf Grund 
der Frage, ob es der Bundesrepublik besser ginge, weil a) die Regierungs- und Gewerk- 
schaftspolitik bei uns verantwortungsvoller sei oder weil b) bei uns mehr und besser ge- 
arbeitet werde (Antwort der Kategorie „Lohnarbeiter des Kapitals“: a) 16 %, b)52 %), 
wird darauf geschlossen, daß die westdeutschen Lohnarbeiter keine besondere Bindung 
an Regierung und Gewerkschaften entwickelt hätten. 

64 Bierbaum u. a. S. 99 £. 
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vH. Einige Schlußfolgerungen 


Bisher wurde zu zeigen versucht, daß zwar die Grundlagen der Bindung der west- 
deutschen Gewerkschaften an die SPD einem Wandel unterliegen, daß dieser Wan- 
del aber die Chancen einer „Ablösung“ von der SPD keineswegs mit Notwendigkeit 
erhöht. Um illusionären Ablösungsthesen entgegenzutreten, wurde die Kontinuität 
der SPD-Bindung betont. 

Daraus darf nicht geschlossen werden, daß die Folgebereitschaft der west- 
deutschen Arbeiterklasse gegenüber einer die Arbeiterinteressen zunehmend offe- 
ner mißachtenden SPD-Regierungspolitik unbegrenzt sei und die Möglichkeiten 
einer sich von kapitalistischer Systemrationalität befreienden gewerkschaftlichen 
Klassenpolitik wegen der in der Krise noch zunehmenden Staatsfixierung immer 
geringer würden. Vielmehr gilt es, genauer und illusionsloser als bisher die Wider- 
sprüche zu analysieren, in die eine SPD-Politik, die ihre Stärke weitgehend aus einer 
Zersplitterung der Arbeiterklasse bezieht, und eine dieser Politik folgende Hand- 
lungsweise der Gewerkschaften geraten muß. Aus der Analyse dieser Widersprüche 
sollten sich dann Ansatzpunkte für eine an den Klasseninteressen orientierte ge- 
werkschaftliche Strategie entwickeln lassen. Dazu können in dieser Schlußbemer- 
kung allerdings nur punktuelle Hinweise formuliert werden. 

Zur Klarstellung sei zuvor betont, daß die bislang zu analytischen Zwecken 
nebeneinander gestellten Erklärungen der SPD-Bindung der Gewerkschaften zu- 
gleich historische Phasen der westdeutschen Nachkriegsentwicklung charakterisie- 
ren, die nicht nur aufeinander folgen, sondern jeweils Elemente der vorangegange- 
nen Phasen in sich aufnehmen. Die Phase der reformistischen Arbeitsteilung im 
Rahmen einer sich als einheitlich verstehenden Arbeiterbewegung, die in den 50er 
Jahren zu Ende ging, legte die Grundlage für noch heute bestehende emotionale 
Bindungen an die SPD (und für die bis heute prägende gemeinsame politische So- 
zialisation wichtiger Führungsgruppen von Gewerkschaften und SPD), zugleich aber 
auch für den nahtlosen Übergang zur keynesianischen Ideologie staatlich gemanag- 
ten Wachstums. Die instrumentalistische Haltung gegenüber der SPD ist ein Ergeb- 
nis der Desillusionierung in bezug auf die staatliche Management-Kapazität und der 
Auflösung der reformistischen Einheit von Gewerkschaft und Partei. Die verstärk- 
te generalisierte Staatsfixierung aus Ohnmacht und Hilflosigkeit ist auch darauf 
zurückzuführen, daß in der BRD lange vor Ausbruch der Krise 1974 jede auch nur 
reformistische Alternativ-Perspektive zur kapitalistischen Gesellschaft aus dem Be- 
wußtsein der Massen verdrängt worden ist. Die hier vorgetragene These sagt nicht, 
daß die SPD heute allein auf Grund dieser generalisierten Staatsfixierung ihre Bin- 
dungswirkung auf die Arbeiterklasse und die Gewerkschaften ausübt, sondern nur, 
daß diese Staatsfixierung in der BRD gegenwärtig ein besonderes Gewicht erhält, 
weil in der Krise auf Grund vorangegangener Entpolitisierungsprozesse der Ge- 
werkschaften die Perspektive kollektiver Gegenwehr weitgehend verschüttet worden 
und die Erfahrung der Ohnmacht des unter besonderem Konkurrenzdruck vereinzel- 
ten Lohnabhängigen übermächtig geworden ist. 

Die Widersprüche, die sich bei einer Fortsetzung dieser Politik für die SPD und 
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die SPD-gebundenen Gewerkschaften ergeben, liegen für beide Organisationen auf 
verschiedenen Ebenen. 


1. Die SPD 

Diese Partei gerät in die Gefahr, den eigenen Machttverlust und die Machtübernahme 
offen reaktionärer, zu staatlicher Repression auch gegen Teile der SPD entschlosse- 
ner politischer Kräfte vorzubereiten, wenn sie ihre Regierungspolitik der Erzeugung 
von Ohnmacht, der kooperativen Disziplinierung der Gewerkschaften und der Ent- 
mutigung von Widerstand der von den Krisenfolgen Betroffenen fortsetzt. Anderer- 
seits wird die SPD durch die innere Logik ihrer Regierungspolitik verschärft gerade 
auf diesen Kurs gedrängt. 

Denn auf Grund der krisenbedingten Verringerung der Staatseinnahmen 
kommt sie zunehmend in das Dilemma, auch die von ihr selbst schon herunterge- 
schraubten Erwartungen in den Bereichen der sozialen Sicherung und der Beschäfti- 
gungspolitik, ganz zu schweigen von „inneren Reformen“, immer wieder enttäuschen 
zu müssen. Sie wird damit gerade bei denjenigen Wählern zunehmend unglaubwürdig, 
denen sie sich bei der 76er Wahl noch als effektive und relativ soziale Krisenmanage- 
ment-Partei präsentieren konnte, wie sich an den Rentenauseinandersetzungen Ende 
1976/ Anfang 1977 zeigte. 

Angesichts dieser Perspektive bietet sich für die regierende SPD eine Politik, die 
auf eine Verschärfung der vorhandenen Spaltung der Krisenbetroffenen setzt, als 
nächstliegender Ausweg an: Unter der Maxime, daß „alle Opfer bringen müssen“, 
gälte es, die krisenbetroffenen Gruppen gegeneinander auszuspielen: Arbeitende gegen 
Rentner, Lohnarbeiter des Kapitals gegen die des öffentlichen Dienstes, Deutsche 
gegen Ausländer, Arbeitende gegen Arbeitslose, Arbeiter umweltschädigender Indu- 
strien gegen Umwelt-Demonstranten etc. Diese durch den Staat zwar nicht hervorge- 
rufene, aber durch seine Sozial- und Subventionspolitik und seine Funktion als Ar- 
beitgeber durchaus verschärfbaren Spaltungen lassen sich für eine Politik des Krisen- 
managements durch gleichmäßige Verteilung von „Opfern“ nutzbar machen, wenn 
es gelingt, die „Opfer“ nacheinander nur einer jeweiligen Minderheitsgruppe aufzu- 
bürden, die allein keinen effektiven Widerstand zu leisten vermag und die keine Soli- 
darität bei anderen, jeweils gerade nicht betroffenen Gruppen findet. 

Eine solche staatliche Spaltungs- und Verohnmächtigungsstrategie läge durch- 
aus auf der Linie des pervertierten „Solidaritäts“-Begriffs in dem 1975 vom Mannhei- 
mer SPD-Parteitag beschlossenen ‚„Orientierungsrahmen ’85“. Dort wird „Solidari- 
tät“ überwiegend als Gemeinschaftlichkeit aller Gesellschaftsmitglieder und Klassen 
verstanden, basierend auf der „Notwendigkeit gesellschaftlicher Arbeitsteilung und 
Zusammenarbeit“ (1.2.). Folgerichtig erhält im OR ’85 der „Grundwert der Solida- 
rität“ vor allem dann „besondere Bedeutung“, wenn es um die Abwehr „gruppen- 
egoistischer Erpressungsversuche“ geht; die „Solidarität“ soll hier dem Staat gelten, 
der diese Abwehr „kraftvoll“, mit „Autorität“ und,‚harten Maßnahmen“ durchzu- 
führen hat (2.4.8.) (65). 


65 zit. nach P. v. Oertzen, H. Ehmke, h. Ehrenstein (Hg.): Orientierungsrahmen ’85, Bonn- 
Bad Godesberg 1976, S. 6 und 27 
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Auch in Helmut Schmidts Regierungserklärung vom Dezember 1976, vom Par- 
teivorstandsorgan ‚‚sozialdemokrat-magazin“ als „Programm für eine solidarische Po- 
litik“ bezeichnet, steht „Solidarität“ als Synonym für die Kooperation aller Gesell- 
schaftsgruppen miteinander und mit dem Staat: „Die Idee der Solidarität kann nur 
dann eine bindende Kraft bleiben, wenn wir die Initiative einzelner Mitbürger, von 
Gruppen und Verbänden einerseits und staatliches Handeln andererseits Kombinie- 
ren.“ (66) 

Die gegenwärtige SPD-Regierungspolitik läuft darauf hinaus, die Enttäuschung 
von Erwartungen und die Verschlechterung der Lebenslage gleichmäßig, also „soli- 
darisch“, auf alle Gesellschaftsschichten — unter Ausklammerung der durch hohe 
Profite zur Investition anzureizenden Unternehmer — zu verteilen. Dabei kommen 
freilich nicht SPD-gebundene Gruppen wie z. B. die Ärzte, die höheren Beamten und 
die leitenden Angestellten schon wegen ihres Rückhalts in der FDP kaum als Mit- 
Träger der „Opfer“ in Betracht, so daß die „‚solidarische“ Übernahme der Krisenbe- 
lastungen allein den künftigen, gegenwärtigen und ehemaligen Lohnabhängigen zu- 
fällt. Die „‚solidarische Politik“ der Schmidt-Regierung hängt in ihrem Erfolg letztlich 
davon ab, inwieweit es ihr gelingt, die verschiedenen Schichten dieser Lohnarbeiter 
voneinander zu isolieren und an der Entwicklung einer wirklichen, nämlich klassen- 
bezogenen Solidarität zu hindern. 

Hier kann nur angedeutet werden, daß eine solche Politik langfristig den Weg 
für eine Hinwendung der Enttäuschten zu den Rechtsparteien bereiten kann. Es wäre 
die Hypothese empirisch zu untersuchen, daß die Bereitschaft von Teilen der Arbei- 
terklasse zur Wendung nach rechts davon abhängt, ob die jeweilige Gruppe noch die 
Möglichkeit erfolgreicher kollektiv-solidarischer Aktion sieht, oder ob in ihr Haltun- 
gen der Ohnmacht, des individuellen Ausgeliefertseinsan Unternehmer und Staat und 
der individuellen Konkurrenz überwiegen. 


2. Die Gewerkschaften 
Eine Fortführung derSPD-Gefolgschaft und der Fixierung auf den SPD-regierten Staat 
bringt für die Gewerkschaften die Gefahr eines Funktionsverlustes der Organisation. 
Eine weitere Unterwerfung unter nicht mehr reallohnsichernde staatliche Lohnleit- 
linien, eine weitere Blockierung der Versuche, den Widerstand der krisenbetroffenen 
Arbeiter, Angestellten und Arbeitslosen politisch wirksam zusammenzufassen, eine 
weitere Konzentration auf die Rolle einer pressure-group, die von der Regierung Ge- 
setze und Maßnahmen fordert, ihr eigenes Kampfpotential aber dabei nichts ins 
Spiel bringt — all dies führt letztlich dazu, die Lohnabhängigen ihrer in Krisen noch 
verstärkten Konkurrenz zu überlassen, ihre Ohnmachtserfahrung zu bestärken und 
ihre Fixierung auf den Staat und seine sozialpolitischen und repressiven Zersplitte- 
rungsstrategien zu verfestigen. 

Umgekehrt sind die Gewerkschaften die einzigen Organisationen der Arbeiter- 
klasse, die diesen Zersplitterungs- und Verohnmächtigungsstrategien entgegenwir- 
ken können. Als Zusammenfassung der Lohnarbeiter gegen das Kapital verfügen die 


66 „sozialdemokrat-magazin“ 1/1977, S. 9 
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Gewerkschaften über einen großen Erfahrungsschatz in der Aufhebung der vom Ka- 
pital gesetzten Konkurrenz verschiedener Teile der Lohnabhängigen gegeneinander, 
wenngleich sie in Krisen nie verhindern können, daß die verschärfte Arbeiterkonkur- 
renz auch auf ihre Aktivität durchschlägt. 

Selbst wenn die Gewerkschaften aber aus Macht- und Hilflosigkeit objektiv eine 
Politik der Verschärfung der Lohnarbeiterkonkurrenz mitvoliziehen (67), bleiben 
sie als Organisation darauf angewiesen, Trennungen unter den Lohnabhängigen zu 
überwinden und ein möglichst hohes Maß an gemeinsamer Handlungsbereitschaft ver- 
schiedener Gruppen ihrer Mitglieder herzusteilen (68). 

Das entscheidende Problem für die westdeutschen Gewerkschaften, insbeson- 
dere ihrer Führungen, liegt daher darin, ob sie weiterhin aus „Solidarität“ mit (und 
im Sinne) der regierenden SPD deren die Solidarität der Gewerkschaftsmitglieder 
und damit die Basis gewerkschaftlicher Organisation zerstörender Politik mitmachen 
wollen. 

Die Gefahr eines Funktionsverlustes der gewerkschaftlichen Organisation für 
die Mitglieder, insbesondere beieiner staatliche Lohnleitlinien nur nachvollziehenden 
Tariflohnpolitik, wird im DGB durchaus gesehen. Rolf Seitenzahl z. B. zieht aus der 
lohnpolitischen Stagnation die Konsequenz, eine Ausweitung der Gewerkschaftsauf- 
gaben auf Verbraucher- und Umweltpolitik und eine umfassende, gesellschaftspoli- 
tisch gestaltende Anwendung des Instruments Tarifvertrag zu fordern (69). 

Solche Konzeptionen leiden freilich unter dem Mangel, den als „traditionell“ 
angesehenen Bereich der Lohnpolitik abzuschreiben — also die einkommenspoliti- 
sche Einbindung der DGB-Gewerkschaften als Kernbereich ihrer Lähmung für unab- 
änderlich zu erklären — und dann neue, angeblich ‚‚politische‘‘ Aufgaben ins Blaue 
hinein zu definieren. Dabei wird dann leichthin übersehen, daß schon die bisherige, 
SPD-gebundene und staatsfixierte Gewerkschaftspolitik durchaus gesamtpolitische 
Funktionen, nämlich der Disziplinierung und Demobilisierung von Widerstand, er- 
füllt hat. 

Das Dilemma der DGB-Gewerkschaften, bei weiterer Gefolgschaftstreue ge- 
genüber der Regierung ihre Interessenvertretungsfunktion zu verlieren, gleichzei- 
tig aber sich von der Solidarität zur Regierung nicht lösen zu können, hat Heinz 
Oskar Vetter in seiner Interview-Serie vom Dezember 76/Januar 77 am deutlich- 
sten demonstriert. Ausgehend von der Erkenntnis, daß die lohnpolitische Zurück- 
haltung der Jahre 1975 und 1976 nicht zu dem erwarteten Abbau der Arbeitslo- 
sigkeit geführt hat, drohte Vetter zunächst eine „Konfrontation“ (70) mit der Re- 
gierung an, sofern sie nicht bald Maßnahmen zum Abbau der strukturellen Arbeits- 
losigkeit ergreife. Diese Attacke verstärkte Vetter noch in seinem „Spiegel“-Inter- 


67 vgl. Funke/Neusüß in PROKLA 19- 21 

68 Gerade die DGB-Gewerkschaften haben durch die Organisationsprinzipien der Einheits- 
gewerkschaft und der Industriegewerkschaft („Ein Betrieb, eine Gewerkschaft“) einen 
wesentlichen Beitrag zur Überwindung der Spaltungen der Lohnarbeiter geleistet, wenn 
sie auch im Kern Facharbeitergewerkschaften geblieben sind. 

69 Seitenzahl, Kap. 6 - 8 und passim 

70 „Welt der Arbeit“ 52/1976, S. 1 

71 „Spiegel“ 52/1976, S. 21 
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view vom 27.12.1976 (71), in dem er der neuen Bundesregierung vorwarf, den DGB 
sowohl bei der Bestellung des Arbeitsministers wie auch bei der Einigung über das, 
Wahlrecht im Rahmen der neuen Mitbestimmungsgesetze übergangen zu haben. Im 
letzten Punkt wollte Vetter sogar die Möglichkeit eines Streiks gegen die Regierung 
nicht ausschließen. Am 1. Januar ließ Vetter dann in einem Interview mit Springers 
„Welt am Sonntag“ (72) die Möglichkeit einer Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnaus- 
gleich durchblicken, was ihm Beifall von Seiten der FDP und der Evangelischen Lai- 
en eintrug, zugleich aber auf scharfen Protest der IG Metall und der ÖTV stieß. 

Partiell zog Vetter in der Tat Konsequenzen aus dem gewerkschaftspoliti- 
schen Mißerfolg der lohnpolitischen Zurückhaltung in der Krise und der Rücksicht- 
nahme auf die SPD: Er ging verbal auf größere Distanz zum SPD-Regierungslager. 
Aber dabei wurde die Fixierung auf den Staat als für die Arbeitslosigkeit alleinzu- 
ständige Institution nicht aufgegeben; die Möglichkeiten der Entfaltung eigener 
Kampfkraft der Gewerkschaften blieben unausgesprochen. Auch der Vorschlag ei- 
ner Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich war letztlich nur Reflex einer un- 
überwundenen Staatsfixierung, einer „Gemeinwohl“-orientierten Haltung, nach der 
die Belastungen der Krise gleichmäßiger auf Arbeitende und Arbeitslose verteilt 
werden müßten. 

Vetters Vorschlag, der auf Reallohnkürzung als gewerkschaftliches Programm 
hinauslief, blieb freilich in solch einem Umfang hinter den immer noch bestehenden 
Widerstandsmöglichkeiten der Einzelgewerkschaften zurück, daß auch Gewerk- 
schaftsführer, die sich in ihrer SPD-Treue von Vetter nicht überbieten lassen, zum 
Protest genötigt waren. 


Vetters Interview-Serie zeigt zweierlei: 

— Zum einen bleiben verbale Distanzierungen der Gewerkschaftsführer von der 
SPD-Regierungspolitik wirkungslos, solange dabei nicht zugleich auch die Illu- 
sion, der SPD-regierte Staat könne die Arbeitslosigkeit beheben, aufgegeben 
wird; 

— Zum zweiten läuft eine gewerkschaftliche Kritik an der SPD-Regierungspolitik 
solange ins Leere, wie die Gewerkschaften sich nicht auf die Möglichkeit eigener 
koliektiver und solidarischer Interessenwahrnehmung gerade auch in der Krise 
rückbesinnen. 


Wer (wie Vetter) den Problemdruck der Arbeitslosigkeit erkennt und dennoch nur 
in dubiose Vorschläge für eine bessere Regierungspolitik der SPD flüchtet, verkennt, 
daß die westdeutschen Gewerkschaften nur so stark sein können, wie sie den solida- 
rischen Widerstand der krisenbetroffenen Lohnarbeiter zu organisieren vermögen. 
Jede Politik der Suche nach einem „stärkeren Partner‘ im Staatsapparat muß die 
Gewerkschaften dagegen in eine Situation führen, in der sie nur ihre eigene Ohn- 
macht mitverwalten und verstärken können. 


72 „Welt am Sonntag“ vom 1.1.77 
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Peter Brandt 
Einheitsfront und Volksfront in Deutschland 


„Die Dialektik der Entwicklung in 
Deutschland ist etwas eigenartig.“ (1) 
W. Ulbricht 1945 


Die Geschichte der Bemühungen um die Herstellung der Einheit der Linken in Deutschland seit 
der Spaltung der Sozialdemokratie im Eısten Weltkrieg ist — von wichtigen und richtungweisen- 
den Ausnahmen abgesehen — die Geschichte ihres Scheiterns. Dabei scheint im Nachhinein ge- 
ade hier die Notwendigkeit des gemeinsamen Kampfes gegen die monarchistisch-militärische und 
die faschistische Konterrevolution auf der Hand zu liegen. Die kampflose Niederlage 1933 mit 
ihren kaum zu überschätzenden demoralisierenden Folgen und die Unfähigkeit der deutschen 
Arbeiterklasse, eine nennenswerte Rolle beider Niederschlagung des Nationalsozialismus zu spie- 
len, verleihen der Bündnisfrage in bezug auf Deutschland eine besonders dramatische Note. So 
wohl die Träger der revolutionären Tradition des Bolschewismus (Trotzkisten, Blandlerianer) als 
auch die Apologeten der diversen — realen oder imaginären — Zusammenschlüsse aller ‚‚antimo- 
nopolistischen Demokraten“, „Patrioten“, Friedensfreunde“ o. ä. glauben eine Strategie soziali- 
stischer Transformation und zugleich eine hinreichend ausgearbeitete und flexible Bündnispoli- 
tik zu besitzen, die — seinerzeit Konsequent angewendet — den Sieg des Faschismus verhindert 
und eine progressive Entwicklung der deutschen Gesellschaft eingeleitet hätte, zum Teil werden 
die aktuellen politischen Strategien gerade auch als theoretische Verallgemeinerungen der ‚‚Leh- 
ren‘ des antifaschistischen Kampfes angesehen. Als Ergebnis einer solchen Haltung wird der 
Streit um historisch oder geographisch abliegende Linkskoalitionen — inder Bundesrepublik gibt 
es „‚Volksfronttendenzen“ nicht ohne Grund nur in marginalen Bereichen — von den westdeut- 
schen Sozialisten und Kommunisten zwar ohne Bereitschaft zu wirklicher Auseinandersetzung, 
dafür aber mit umso mehr Emotionen geführt: Während die einen in allem, was nicht durch die 
von den Bolschewiki und den ersten Weltkongressen der Komintern erarbeiteten Schemata ab- 
gedeckt scheint, „Verrat“ und „Opportunismus‘ sehen (dabei unterstützt von linkskommunisti- 
schen Gruppen, die bündnispolitische Überlegungen von vornherein ablehnen), widmen sich die 
anderen der Verklärung einer von ihnen bejahten Politik, die rationale Kritik praktisch ausschließt. 
So basteln beide auf ihre Weise an einem Volksfrontmythos. 

Die folgende Abhandlung versucht demgegenüber, den ideologischen Schleier zu lüften 
und, wenn schon keine gültigen Antworten, so doch wenigstens die zentralen bündnisstrategi- 
schen Fragen, mit denen sich die traditionelle deutsche Arbeiterbewegung konfrontiert sah, und 
die Richtung, in der eine Antwort zu suchen ist, zu formulieren. Damit soll gleichermaßen ver- 
hängnisvoller Legendenbildung entgegengewirkt wie auch ein Beitrag zur politisch-programma- 
tischen Diskussion innerhalb der heutigen deutschen Linken geleistet werden. 

Es erweist sich dabei als Vorteil und Nachteil zugleich, dafs der Autor angesichts der hi- 
storischen Erfahrungen mit reformistischen Regierungen und vermeintlich revolutionären „so- 
zialistischen‘‘ Systemen nicht von in ihrem Kern fertigen Modellen einer sozialistischen Gesell- 
schaft für entwickelte Länder, noch weniger der Machteroberung und der Übergangsperiode zum 
Sozialismus auszugehen vermag. Dieses zu betonen ist insofern wichtig, als vor allem seitens der 
KPD-DKP allen Überlegungen zur Bündnispolitik die Orientierung an einem solchen niemals in- 
frage gestellten Modell (in diesem Fall der sowjetischen Parteidiktatur) zugrunde lag und liegt. 
Die im folgenden geäußerte Kritik an der Politik der KPD geht von der aktuellen Bedeutung der 
Einheitsfront- und Volksfrontpolitik der 20er und 30er Jahre aus; sie warf wichtige Probleme 
auf, die in der sozialistischen Bewegung bis dahin nicht genügend Beachtung gefunden hatten, 


1 W. Ulbricht, Schluß wort auf der ersten Reichs-Konferenz der KPD am 3.3.1946 in Berlin, 
in: ders., Zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Aus Reden und Schriften, 
Bd. 2, 1. Zusatzband, Berlin (Ost) 1966, S. 358. 
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Meine Kritik daran ist aber insofern prinzipieller Art, als diese Politik seit den 20er Jahren zu- 
nehmend im Interesse einer Machteroberung der KPD als einer bürokratisch-zentralistischen Par- 
tei und/oder unmittelbarer außenpolitischer Interessen der UdSSR instrumentalisiert wurde. Da- 
raus ergab sich der — im schlechten Sinne des Wortes — Manöver-Charakter der gesamten KPD- 
Politik, und daraus ergab sich auch die fast völlige Eliminierung der rücksichtslosen Analyse ge- 
sellschaftlicher Realität und der Bedürfnisse der Arbeiterklasse und des Volkes (2) in Deutsch- 
land als Grundlage programmatischer Weiterentwicklung. 


Einheitsfrontpolitik in den 20er Jahren 


Die alte deutsche Sozialdemokratie vor dem Ersten Weltkrieg hatte keine spezifische 
Bündnispolitik gekannt. Die glänzenden Wahlerfolge ab 1890 ließen es realistisch er- 
scheinen, mittels des allgemeinen Stimmrechts die Mehrheit des Volkes für den So- 
zialismus zu gewinnen. Überdies war die SPD des Kaiserreichs nicht nur die einzige 
sozialistische Partei, sondern wegen der Blockbildung der beherrschenden Fraktionen 
des industriellen Kapitals mit dem politisch dominierenden Großgrundbesitz und der 
nur schwächlichen Opposition der minoritären liberalen Bourgeoisie gegen das Re- 
gime auch fast der alleinige Verfechter konsequent demokratischer Forderungen. 
Diese Tatsache bestärkte unterschwellige („lassaleanische‘“) Tendenzen, inallen „bür- 
gerlichen“ (= nichtsozialistischen) Kräften eine einzige „reaktionäre Masse“ zu sehen. 

Die Spaltung der SPD im Verlauf des Weltkriegs machte die Herstellung der 
Klasseneinheit zum zentralen Problem sozialistischer Politik, ohne daß die Tragweite 
dieses Problems zunächst erkannt worden wäre. Die Ursache des nahezu yollständi- 
gen Scheiterns der deutschen Revolution 1918/19 (2 a) lag in dem Vertrauen be- 


2 Unter Arbeiterklasse wird im folgenden die Gesamtheit der im Marxschen Sinne produk- 
tiven Lohnarbeiter verstanden. Der Begriff Werktätige soll demgegenüber alle abhängig Be- 
schäftigten mit Ausnahme der gemäß Einkommen und/oder Funktion zur Bourgeoisie zu 
rechnenden Gruppen (Top-Management, hohe Bürokratie) bezeichnen. Zum Volk rechne 
ich zusätzlich das klassische Kleinbürgertum einschließlich der Klein- und Mittelbauern. 

2a Die immer noch umfassendste Untersuchung zur deutschen Revolution stammt von E. 
Kolb, Die Arbeiterräte in der deutschen Innenpolitik 1918 - 1919, Düsseldorf 1962, Da- 
neben siehe P. v. Oertzen, Betriebsräte in der Novemberrevoluton. Eine politikwissen- 
schaftliche Untersuchung über Ideengehalt und Struktur der betrieblichen und wirtschaft- 
lichen Arbeiterräte in der deutschen Revolution 1918/19. 2. erw. Aufl. Bonn-Bad Godes- 
berg 1976; U. Kluge, Soldatenräte und Revolution. Studien zur Militärpolitik in Deutsch- 
land 1918/19, Göttingen 1975; J. S. Drabkin, Die Novemberrevolution 1918 in Deutsch- 
land, Berlin (Ost) 1968. Eine Reihe wichtiger Aufsätze sind gesammelt in E. Kolb (Heg.), 
Vom Kaiserreich zur Weimarer Republik, Köln 1972. Zur Problematisierung eignen sich 
neben den Beiträgen Kolbs und H. Grebings darin vor allem R. Rürup, Probleme der Re- 
volution in Deutschland 1918/19, Wiesbaden 1968; G. D. Feldmann/E. Kolb/R. Rürup, 
Die Massenbewegung der Arbeiterschaft in Deutschland am Ende des Ersten Weltkrieges 
(1917 - 1920), in: PVS 13 (1972), 5. 84 ff.; R. Rürup, Einleitung zu: ders. (Hg.), Arbeiter- 
und Soldatenräte im rheinisch-westfälischen Industriegebiet, Wuppertal 1975; immer noch 
anregend: A. Rosenberg, Entstehung der Weimarer Republik, Frankfurt/M. 1961; ders., 
Geschichte der Weimarer Republik, Frankfurt 1961 (zuerst 1928 bzw. 1935). Als Aıbeits- 
bibliographie (auch für das folgende) siehe K. Klotzbach, Bibliographie zur Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung 1914 - 1945. Sozialdemokratie, Freie Gewerkschaften, 
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gründet, das die große Mehrheit der Arbeiter und Soldaten, aber auch erhebliche 
Teile der Mittelschichten in die Politik der rechten SPD-Führung setzten, von der sie 
Frieden, gründliche Demokratisierung des Heeres und der Verwaltung, industrielle 
Mitbestimmung sowie erste „sozialistische‘‘ Maßnahmen wie die Verstaatlichung der 
Bergwerke erwarteten. Nur eine Minderheit, die allenfalls in einigen Zentren die 
Mehrheit der Arbeiter umfaßte, stand den Mehrheitssozialisten von Anfang an mit 
Mißtrauen oder Ablehnung gegenüber. Und selbst innerhalb dieser Minderheit bil- 
deten die Anhänger der jungen KPD bzw. ihrer Vorläufer noch einmal eine Minder- 
heit. Der linksradikale Aktivismus ihrer Basis war zwar Ausdruck revolutionärer Un- 
geduld und der Bereitschaft zu selbsttätigem Handeln in bestimmten Schichten des 
Industrieproletariats — deren quasi moralische Abqualifizierung als lumpenproletari- 
scher Bodensatz der Bewegung von histographisch-analytischen wie vom praktisch- 
politischen Standpunkt ebenso irreführend ist wie der Kennzeichung der SPD-Arbei- 
ter als „Arbeiteraristokraten‘“ — ; aber gerade weil er nicht allein auf die heftige Agi- 
tation des Spartakusbundes gegen die „Regierungssozialisten‘“ zurückzuführen war, 
sondern einen politischen Prozeß innerhalb der Klasse widerspiegelte, erschwerte er 
die für den Erfolg der Revolution unumgängliche Herstellung der proletarischen Ak- 
tionseinheit. Putschistische Aktionen wie der sog. „Januar-Aufstand“ festigten das 
Bündnis der SPD-Führung mit der Obersten Heeresleitung und boten den Anlaß für 
eine ganze Reihe von Strafexpeditionen, durch die die bürgerlichen Freikorps im 
Auftrag Reichswehrminister Noskes (SPD) unliebsame lokale Arbeiter- und Soldaten- 
räte ausschalteten. Die gewaltsame Auseinandersetzung zwischen Rechtssozialisten 
und Kommunisten in Berlin zu Beginn des Jahres 1919 rief erstmals eine massive Ge- 
genbewegung unter den Betriebsarbeitern, also der Basis der Arbeiterparteienn hervor, 
die einen solchen „Bruderkampf“ nicht dulden wollten (3). In den regionalen Massen- 
streiks der folgenden Monate stellten die Arbeiter und ihre Organisationen immer 
wieder die Aktionseinheit her, aber die Bewegung verlief zeitlich unkoordiniert und 
der Einfluß der SPD-Führung war immer noch groß genug, die Einheitsfront der Ar- 
beiter durch Teilzugeständnisse und Versprechungen zu spalten. Das Ergebnis war 
ein Ablösungsprozeß der desillusionierten Anhänger von der SPD — die USPD war 
trotz innerer Richtungskämpfe vor ihrer Spaltung Ende 1920 auf dem besten Wege, 
die Mehrheit der deutschen Arbeiterklasse zu gewinnen (4). Gleichzeitig jedoch hatte 
sich das militärische Kräfteverhältnis entscheidend zugunsten der offen gegenrevo- 
lutionären Kräfte verändert und die kurz nach dem Umsturz zum Bündnis mit der 
Arbeiterbewegung bereiten kleinbürgerlichen Massen trieben wieder nach rechts. Die 
machtpolitisch extrem günstige Situation zu Ende des Jahres 1918 hatte also nicht 
für einschneidende gesellschaftliche Veränderungen ausgenutzt werden können. Auch 
Christlich-Soziale Bewegungen, Kommunistische Bewegung und linke Splittergruppen, 
Bonn-Bad Godesberg 1974. 
3 Kolb, Arbeiterräte, S. 233 ff. 
4 Der Stimmenanteil der USPD stieg von Januar 1919 bis Juni 1920 im ganzen Reich von 
7,6 % auf 18,0 %, in Berlin von 27,6 % auf 42,7 %. Dieser Umschwung drückte sich auch 
auf gewerkschaftlicher Ebene aus. Zur USPD jetzt: H. Krause, USPD. Zur Geschichte der 


Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Frankfurt/M. 1975, und R. F. 
Wheeler, USPD und Internationale, Berlin (West) 1975. 
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der in einem sogar die Beamten umfassenden Generalstreik zusammengebrochene 
Kapp-Putsch im März 1920 und die folgenden Diskussionen und Kämpfe — es ging 
um die Möglichkeit der Bildung einer „Arbeiterregierung“ und die nachhaltige Ent- 
machtung der Gegenrevolution — hatte nur noch einmal die Kampfkraft des geein- 
ten werktätigen Volkes demonstriert, die sozialistischen Parteien jedoch nicht zu 
einem Konsens führen können (5). 

Nach dem Scheitern der Revolution im Frühjahr 1919 sah sich die durch deren 
Ermordung ihrer wichtigsten Führer beraubte, illegale und kaum handlungsfähige 
KPD vor die Frage gestellt, wie angesichts der bewiesenen Aussichtslosigkeit minori- 
tärer Aktionen der Anschluß an die rechts- und linkssozialistische Mehrheit der Ar- 
beiter gefunden werden konnte. Der wichtigste Ansatzpunkt einer revolutionären 
Strategie, nämlich die Diskrepanz zwischen den Erwartungen der sozialdemokrati- 
schen Basis — gerade auch der die Räte tragenden unteren Kader — und der realen 
Politik des „Rates der Volksbeauftragten‘“, war praktisch gar nicht genutzt worden. 
Das Verhalten der Mehrheit der Arbeiter und Soldaten hatte sich durch allgemeine 
Appelle und Beschimpfungen ihrer Führer nicht verändern lassen, eher im Gegen- 
teil. Die abstrakt-propagandistische Gegenüberstellung von Räten und Nationalver- 
sammlung hatte ebenso vom Unverständnis des majoritären Arbeiterbewußtseins und 
der Beharrungskraft reformistischer Organisationen gezeugt, wie die Ablehnung der 
immerhin auf die eine oder andere Weise gewählten sozialdemokratischen Räte und 
die Forderung nach ihrer Ersetzung durch „wirkliche“, „revolutionäre“ Räte (6), die 
es unmöglich machte, an die sich tendenziell radikalisierenden Demokratisierungs- 
und Sozialisierungsforderungen gerade dieser reformistisch orientierten Organe der 
Arbeiter anzuknüpfen, weitgehendes Unverständnis des Charakters von Räten als 
Verwirklichung der Einheit der Werktätigen auf der Grundlage deren tatsächlicher 
(und nicht gewünschter) bewußtseinsmäßiger Zusammensetzung hatte erkennen las- 
sen. 

Die Einheitsfrontpolitik, die die KPD in den folgenden Jahren entwickelte, be- 
ruhte ganz maßgeblich auf den Erfahrungen der Revolution — und später des ge- 
scheiterten März-Abenteuer 1921 (7). Es kann gewiß mit Recht bezweifelt werden, 


5 H. H. Biegert, Gewerkschaftspolitik in der Phase desKapp-Lüttwitz-Putsches, in H. Momm- 
sen u.a. (Hg.), Industrielles System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, 
Düsseldorf 1974, S. 190 ff.: Rosenberg, Geschichte, S. 89 ff.; E. Lucas, Märzrevolution 
im Ruhrgebiet. Vom Generalstreik gegen den Militärputsch zum bewaffneten Arbeiterauf- 
stand; März 1920, Frankfurt/M. 1970;ders., Märzrevolution 1920. Der bewaffnete Arber 
teraufstand im Ruhrgebiet in seiner inneren Struktur und in seinem Verhältnis zu den 
Klassenkämpfen in den verschiedenen Regionen des Reiches, Frankfurt/M. 1973; G. Elias- 
berg, Der Ruhrkrieg von 1920, Bonn-Bad Godesberg 1974; E. Könnemann/H.-J. Krusch, 
Aktionseinheit contra Kapp-Putsch. Der Kapp-Putsch im März 1920 und der Kampf der 
deutschen Arbeiterklasse sowie anderer Werktätiger gegen die Militärdiktatur und für de- 
mokratische Verhältnisse, Berlin (Ost) 1972; J. Erger, Der Kapp-Lüttwitz-Putsch. Ein Bei- 
trag zur deutschen Innenpolitik 1919/20, Düsseldorf 1967. 

6 Wo es machtpolitisch möglich war, wurden lokale Räte z. T. putschistisch „gesäubert“. 
Kolb, Arbeiterräte, S. 303 ff., bes. S. 321 ff. 

7 Die eingehendste Untersuchung über die Einheitsfrontpolitik der KPD in der Phase bis 
1923. stammt von A. Reisberg, An den Quellen der Einheitsfront. Der Kampf der KPD 
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ob sich diese Politik durchgesetzt hätte, wenn nicht auch die Bolschewiki als führen- 
de Partei der 1919 gegen den anfänglichen Widerstand der KPD-Führung gegründeten 
Kommunistischen Internationale (Komintern) angesichts einer vermeintlichen rela- 
tiven Stabilisierung des kapitalistischen Europa auf eine taktische Wendung der KPen 
gedrängt hätten. Aber die ganze Einheitsfrontpolitik der KPD auf die Weisung Mos- 
kaus zurückzuführen, ist nicht nur faktisch unrichtig, sondern verstelit auch den 
Blick auf die Dynamik dieser neuen Politik. 

Rosa Luxenburg hatte für das Programm des Spartakusbundes als eindeutige 
Absage an den Putschismus formuliert, Spartakus werde ‚nie anders die Regierungs- 
gewalt übernehmen als durch den klaren, unzweideutigen Willen der übergroßen 
Mehrheit der proletarischen Masse in ganz Deutschland, nie anders als kraft ihrer be- 
wußten Zustimmung zu den Ansichten, Zielen und Kampfmethoden des Spartakus- 
bundes“ (8). Das vor der Übernahme der Macht zu lösende strategische Ziel war also 
die Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse. Damit war zwar noch kein konkre- 
ter Weg zur Erreichung dieses Ziels gewiesen, doch bestimmte Praktiken sowohl bol- 
schewistischer als auch linkskommunistischer Art waren ausgeschlossen. Da Rosa 
Luxenburg nicht gewillt war, die gerade gegründete KPD gleich wieder zu spalten, 
als sie in der Frage der Beteiligung zu den Wahlen zur Nationalversammlung in der 
Minderheit blieb (ein Beschluß gegen Gewerkschaftsarbeit von Kommunisten konnte 
gerade noch verhindert werden), blieb die Partei nach ihrer, Liebsknechts und Jogi- 
ches’ Ermordung unter dem Einfluß ultralinker Kräfte. Erst die von Paul Levi pro- 
vozierte Spaltung über die Gewerkschaftsfrage machte die KPD politisch manövrier- 
fähig. Die macchiavellistische Methode, mit der diese Spaltung druchgeführt wurde 
(9), setzte indessen erstmals „bolschewistische‘“ Maßstäbe, über die Levi sich selbst 
später bitter beklagen sollte. Doch war diese Maßnahme wahrscheinlich unumgäng- 
lich, um den ersten wichtigen Schritt aus der Isolierung zu tun, der darin bestand, 


um die Aktionseinheit in Deutschland 1921 - 1922. Ein Beitrag zur Erforschung der Hilfe 
W.1I. Lenins und der Komintern für die KPD, 2 Bde., Berlin (Ost) 1971. Siehe für das fol- 
gende daneben auch D. Hemie-Oltmanns. Arbeiterbewegung und Einheitsfront, Zur Dis- 
kussion der Einheitsfronttaktik in der KPD 1920/21, Berlin (West) 1973, und W. T. An- 
gress, Die Kampfzeit der KPD 1921 - 1923, Düsseldorf 1973. Für die ganze Phase der Wei- 
marer Republik: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bde. 3 u. 4, Berlin (Ost) 
1966; O0. K. Flechtheim, Die KPD in der Weimarer Republik, Frankfurt/M. 1969. 

In der genannten Literatur auch näheres zu den März-Kämpfen von 1921. Die vernichten- 
de Kritik von Paul Levi, wegen deren Veröffentlichung er aus der KPD ausgeschlossen 
wurde, mit dem Titel: Unser Weg. Wider den Putschismus, 1921 in Berlin erschienen ist 
in dem von Ch. Beradt herausgegebenen Sammelband enthalten: P. Levi, Zwischen Spar- 
takus und Sozialdemokratie. Schriften, Aufsätze, Reden und Briefe, Frankfurt/M. 1969, 
S, 44 ff. Der III. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale, insbesondere Lenin, 
schloß sich im wesentlichen Teilen Levis Kritik inhaltlich an, hielt aber nichtsdestoweniger 
seinen „Disziplinbruch“ für unentschuldbar. 

8 Programm des Spartakusbundes, abgedruckt in: H. Weber (Hg.), Der Grüundungsparteitag 
der KPD. Protokolle und Materialien, Frankfurt/M. 1969, S. 301. 

9 Siehe Flechtheim, S. 143 ff.; H. M. Bock, Syndikalismus und Linkskommunismus von 
1918 - 1923. Zur Geschichte und Soziologie der Freien Arbeiter-Union Deutschlands 
(Syndikalisten), der Allgemeinen Arbeiter-Union Deutschlands und der Kommunistischen 
Arbeiter-Partei Deutschlands, Meisenheim 1969, S. 139 ff.; Angress, S. 65 ff. 
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gemeinsam mit den sich nach links entwickelnden USPD-Arbeitern eine revolutio- 
näre Massenpartei aufzubauen, die der SPD die Führung der deutschen Arbeiterbe- 
wegung streitig zu machen vermöchte. Was die in der USPD organisierten Arbeiter- 
massen nach links trieb, war nicht das Beispiel der kleinen KPD, sondern neben der 
Politik der rechten SPD-Führer das Vorbild der Russischen Revolution, deren Prestige 
in demselben Maße stieg, wie das der Sozialdemokratie sank. Über die angestrebte 
Mitgliedschaft in der Komintern wurde der Zusammenschluß mit der KPD für den 
linken Flügel der USPD zu einem lohnenden Ziel. Im Dezember 1920 vereinigten 
sich diese beiden Gruppen; die Vereinigte Kommunistische Partei umfaßte zunächst 
ca. 450 000 Mitglieder. Während jedoch die Mehrheit der Delegierten des USPD- 
Parteitags in Halle für die Komintern und damit für die VKPD votierte, und etwa die 
Hälfte der USPD-Mitglieder zur neuen Partei übertrat, zeigte sich bei Wahlen, daß 
selbst die Rest— USPD im allgemeinen stärker blieb als diese (10). Es stellt sich die 
Frage, ob die künstliche Spaltung der USPD durch die 21 Bedingungen der Komin- 
tern — ähnliches wiederholte sich kurz darauf noch krasser in Italien — die Links- 
wendung der Arbeiterklasse nicht eher gebremst hatte, als sie zu beschleunigen, zu- 
mal hier, insofern ein Präzendenzfall, die Modalitäten der Spaltung aus den politi- 
schen Manöver der Komintern und den sie führenden Bolschewiki und nicht aus der 
Entwicklung der Klassenbewegung in Deutschland resultierten, 

Trotzdem: die KPD war eine Massenpartei geworden. Sie repräsentierte nun 
eine so beachtliche Minderheit des Proletariats einschließlich erstmals nennenswerter 
Stützpunkte in Gewerkschaften und Betriebsräten, daß die anderen Arbeiterparteien, 
namentlich die SPD, sie nicht mehr ignorieren konnten; damit war überhaupt erst 
die materielle Voraussetzung für eine wirksame Einheitsfrontpolitik gegeben. Eıste, 
noch widersprüchliche Ansätze wurden nach der schweren Niederlage der Partei in 
den Märzkämpfen 1921 und der anschließenden Kritik auf dem IH. Weltkongreß der 
Komintern systematisch wiederaufgenommen und nach und nach zu einer neuen 
Strategie und Taktik der Kommunisten entwickelt. Es handelte sich dabei gewiß 
auch um ein „Manöver“, das außenpolitischen Erfordernissen der Sowjetunion (11) 
Rechnung trug; gleichzeitig ging es aber um viel mehr, nämlich um die Herstellung 
eines qualitativ und grundsätzlich veränderten Verhältnisses zu den nichtkommuni- 


10 Bei den sieben Landtagswahlen im Winter 1920/21 erhielt die VKPD 1.440 000 Stimmen 
gegenüber 1.481 000 für die USPD und 5.369 000 für die SPD; für Berlin lauten die ent- 
sprechenden Zahlen 112 000, 197 000, 221 000. Von 900 000 Mitgliedern der USPD 
traten etwa 370 000 zur VKPD über (von denen sie nach der Märzaktion die Mehrheit 
wieder verlor); 340 000 blieben in der USPD (die sich 1922 bis auf einen kleinen Rest mit 
der SPD vereinigte); etwa 180 000 USPD-Mitglieder gingen der parteipolitischen Arbeit 
verloren. Wheeler, S. 163 f. 

11 Das durch den Bürgerkrieg ausgeblutete Land schien nach dem Kronstädter Aufstand und 
dem Rückfluten der revolutionären Welle in Europa dringend einer Atempause bedürftig. 
Die innenpolitische Antwort auf diese Situation war die Verschärfung der Parteidiktatur 
bei Wiedereinführung gewisser Elemente kapitalistischer Ökonomie (NEP). Außenpoli- 
tisch begann die erste Phase der „Friedlichen Koexistenz“ einschließlich der Inanspruch- 
nahme westlichen Kapitals beim ökonomischen Wiederaufbau und der Integration in die 
internationale Diplomatie. Eine enge militärische Zusammenarbeit mit der deutschen 
Reichswehr, ein zentraler Kritikpunkt deutscher Linkskommunisten, begann bereits 1920. 


40 


stischen Arbeitern. Es ist nicht möglich, hier die einzelnen Schritte und Etappen bei 
der Herausbildung der Einheitsfrontpolitik der KPD nachzuzeichnen, doch sei die 
Tatsache ihrer schrittweisen Entstehung unterstrichen, ebenso, daß mit ihr Erfah- 
rungen der Russischen Revolution und der deutschen Klassenkämpfe von der No- 
vemberrevolution über den Kapp-Putsch und den ihm folgenden Ruhr-Krieg bis zur 
mißglückten März-Aktion nachvollzogen wurden. Es hatte sich gezeigt, daß die Ar- 
beiterklasse nur vereint aktionsfähig war und daß sie spontan dazu neigte, die Ak- 
tionseinheit über die Parteigrenzen hinweg herzustellen, ohne daß die Bindung an 
ihre jeweilige Organisation dadurch aufgehoben worden wäre. Die Ziele der gemein- 
samen Kämpfe konnten nicht von der revolutionären Minderheit oktroyiert werden, 
sondern mußten sich nach dem Bewußtseinsstand der breiten Massen richten. Eine 
revolutionäre Partei, die diese Erfahrungen ignorierte, sich ‚‚dem, um das die Mas- 
sen kämpften, doktrinär entgegen(stellten}“ (12), isolierte sich und vertiefte objek- 
tiv die politische Spaltung der Arbeiterbewegung. 

Die Einheitsfrontpolitik verband die Erkenntnis, daß alle Lohnarbeiter, unab- 
hängig von ihrer politischen und weltanschaulichen Orientierung, gezwungen waren, 
ihre Reproduktionsinteressen zu verteidigen, und auf dieser Basis gemeinsame „Tages- 
kämpfe‘“ führten, mit der Einsicht, daß eine Verbreiterung, Zusammenfassung und 
Politisierung dieser Kämpfe nicht möglich war, ohne die gewerkschaftlichen und par- 
teipolitischen Bindungen der Werktätigen zu akzeptieren und ernst zu nehmen, also 
alle Arbeiterorganisationen in die Einheitsfront zu integrieren zu versuchen. Dazu 
war es unumgänglich, auch an die Führer dieser Organisationen heranzutreten und 
mit ihnen zusammenzuarbeiten. Da der Ausgangspunkt der Einheitsfrontpolitik so- 
mit darin bestand, „Tagesforderungen“ aufzugreifen und darauf zu drängen, daß die 
Reformisten um ihre eigenen Ziele kämpften, argwöhnten die Linkskommunisten, 
der Unterschied zwischen Revolutionären und Reformisten würde verwischt. Sie 
übersahen bzw. ignorierten, daß den Tagesforderungen ein System von Teil- und 
Übergangsforderungen zu Seite gestellt wurde, das — an erstere anknüpfend — die 
Massen lehren sollte, ‚‚größere Bedürfnisse zu haben: das Bedürfnis nach Eroberung 
der Macht.‘ (13) Keine dieser Losungen implizierte automatisch die sozialistische 
Revolution, insofern waren sie — für sich allein genommen — reformistisch. In ihrem 
Zusammenhang jedoch, der sich aus den konkreten Klassenverhältnissen einer kon- 
kreten historischen Situation ergab, stellten sie das bürgerlich-kapitalistische Herr- 
schaftssystem infrage und führten die Arbeiter direkt an die Sprengung dieses Sy- 
stems heran. Der Übergangscharakter dieser Forderungen beruhte also nicht auf ab- 
strakter Konstruktion unerfüllbarer Parolen, sondern verlangte wiederum das An- 
knüpfen an die subjektiven Interessen und Artikulationen der nichtkommunistischen 
Teile der Arbeiterklasse und des Volkes. 

Ausgehend von diesen Überlegungen, stellte die KPD 1921 - 23 in den Mittel- 
punkt ihres „Übergangsprogramms“ die Losungen: Arbeiterkontrolle über Produk- 
tion, Distribution und Bankwesen; Erfassung der Sachwerte (= Staatsbeteilung an 
12 Protokoll des III. Kongresses der Kommunistischen Internationale, 22. 6.- 12.7.1921, 


Hamburg 1921, S. 479 (Radek). 
13 Ders., ebd. 
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allen Wirtschaftsunternehmungen zur Verhinderung der Abwälzung der Reparations- 
zahlungen auf das Volk-; Arbeiterregierungen (= sozialdemokratische bzw. sozial- 
demokratisch-kommunistische Regierungen) in Gemeinden, in Ländern und auf 
Reichsebene zur Durchsetzung von Teil- und Übergangsforderungen. Damit wurden 
weitere innen- und außenpolitische Forderungen verbunden wie die Entwaffnung 
der konterrevolutionären militärischen Verbände und die Schaffung von Arbeitmili- 
zen zum Schutz der Republik und ihrer Errungenschaften für die Arbeiterbewegung 
und die Herstellung eines engen Bündnisses mit der Sowjetunion gegen den Entente- 
Imperialismus. Als Kampforganen zur Durchsetzung dieses Programms kam den Rä- 
ten oder räteähnlichen Institutionen eine entscheidende Funktion bei der Entfaltung 
der proletarischen Einheitsfront zu. Dabei wurde nun auch erkannt, daß es nicht so 
sehr darum gehe, ideale Rätesysteme zu entwerfen, sondern die real vorhandenen, 
wenn auch noch so verkrüppelten Ansätze zu Selbstorganisation zu stärken, zu 
konzentrieren und weiterzuentwickeln. 

Die Erfolge der Einheitsfrontpolitik blieben, gemessen am Ziel der proletari- 
schen Machteroberung, begrenzt, die relativen Fortschritte der Partei während der 
Phase 1921 - 23 sind jedoch nicht zu leugnen: Hatte sie bei den preußischen Land- 
tagswahlen im Februar 1921 1.2 Millionen Stimmen (7,4 %) erhalten, so waren es 
bei den Reichstagswahlen im Mai 1924 — ebenfalls auf Preußen bezogen — 2.4 Mil- 
lionen (13 %), wobei zu berücksichtigen ist, daß die ökonomische und politische 
Stabilisierung bereits mehrere Monate wirkte. Bei der Beurteilung der vielen Kam- 
pagnen und Aktionen der KPD seit 1921 ist nicht so sehr die vollständige oder teil- 
weise unmittelbare Erfolgslosigkeit der meisten von ihnen hervorzuheben, sondern 
die in der Geschichte der KPD (bis auf 1945) einmalige Annäherung an die nicht- 
kommunistischen Arbeiter, zumal wenn man die hemmenden Faktoren in Betracht 
zieht: die Folgen der Märzniederlage, die nicht nur in einem erheblichen Rückgang 
der Mitgliederzahlen, sondern auch in einer vorübergehenden verstärkten Isolierung 
von der SPD- und USPD-Basis bestanden; die kaum verhüllte Sabotage der neuen 
Politik durch die — durchaus nicht nur intellektuelle — linke Opposition innerhalb 
der Partei; nicht zuletzt die Schwankungen und Widersprüche, die sich nicht allein 
aus den KPD-internen Fraktionskämpfen, sondern vor allem aus dem empirischen 
und schrittweisen Übergang zur Einheitsfrontpolitik sowie der Ambivalenz des Kon- 
zepts selbst ergaben. 

Die Einheitsfrontpolitik identifizierte Parteipolitik und Klassenpolitik mitein- 
ander. Bis zu einem gewissen Grade entsprach das der Realität: ultralinke ‚‚Kinder- 
krankheiten‘ wie abstrakte Revolutionspropaganda, Ablehnung aller Teilforderungen 
und Verachtung aller Machtpositionen der Arbeiterbewegung unterhalb der Diktatur 
des Proletariats waren überwunden. Indessen blieb die Stellung zu den reformisti- 
schen Parteien unklar. Waren sie ein für alle mal Konterrevolutionär, also Agenturen 
der Bourgeoisie innerhalb der Arbeiterklasse und insofern ein entscheidendes Hin- 
dernis auf dem Wege zur Revolution, so daß die Aufgabe nach wie vor darin bestehe, 
sie zu zerschlagen, nur eben mit einer klügeren Taktik? Oder drückten sie nicht in 
erster Linie ein bestimmtes Bewußtsein der von ihnen vertretenen Arbeiterschich- 
ten aus, so daß ihre politische Funktion ein Problem der Arbeiterklasse selbst (und 
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nicht nur einer verselbständigten Führung) und somit auch von dieser beeinflußbar 
war? Während die erste Alternative die Einheitsfrontpolitik letztlich auf ein Taktik 
zur Eroberung der Massen durch die Kommunistische Partei reduzierte und darauf 
hinauslief, die reformistischen Führer zu stützen, „wie der Strick den Gehängten“ 
(14), mußte die zweite Alternative das legitime Recht der Werktätigen auf verschie- 
dene Parteien (darunter auch reformistische) anerkennen, deren Politik durch deren 
Mitglieder selbst zu verändern sei; daraus ergab sich als Ziel, daß ‚‚die sozialdemo- 
kratischen Führer unter dem Druck der Massen... sich vom linken Flügel der Bour- 
geoisie abwenden und zum rechten Flügel der Arbeiterklasse werden“ (15) würden. 
Die Voraussetzung einer solchen Perspektive war u. a. ein veränderter Stil der Aus- 
einandersetzung mit diesen Führern: sachliche, wenn auch harte Kritik anstelle von 
Beschimpfungen und Hervorhebung ihrer ideologischen und funktionalen Befangen- 
heit gegenüber dem Kapitalismus und dem bürgerlichen Staat anstelle des Schürens 
von persönlichem Haß. 

Diese von mir skizzierte Alternative wurde in dieser Form nicht diskutiert, ent- 
sprach aber doch einem realen Dilemma. In der Konzeption ging es sowohl um die 
Einbeziehung der anderen Arbeiterorganisationen in die Einheitsfront als auch um 
die (Selbst-),‚Entlarvung‘“ der reformistischen Führer — entweder im Rahmen der 
Aktionseinheit oder durch die Weigerung der Teilnahme daran. Praktisch mußte je- 
doch die Absicht, die Sozialdemokratie zu liquidieren, nicht nur bei deren Führern, 
sondern auch bei den mittleren und unteren Funktionären und nicht zuletzt bei den 
sozialdemokratischen Arbeitern das ohnehin nur langsam abzubauende Mißtrauen 
verstärken, die Einheitsfrontpolitik sei lediglich ein Manöver zur Zersetzung der SPD, 
zumal die Bolschewiki in Rußland 1921 mit der Vernichtung der letzten Reste der 
Legalität der anderen sozialisischen Parteien, die sie pauschal der aktiven Teilnahme 
an der Konterrevolution beschuldigten, der innerparteilichen Demokratie (Anti-Frak- 
tions-Beschluß) und damit auch der noch verbliebenen Sowjetdemokratie demon- 
strierten, daß unter „Diktatur des Proletariats“ fortan eine Einparteiendiktatur zu 
verstehen sei — eine Entwicklung, die unter den europäischen Kommunisten, mit 
Ausnahme der rätekommunistischen Richtung, kaum problematisiert wurde. In der 
Ausarbeitung und Umsetzung der KPD-Politik bis 1923, besonders deutlich in der 
Frage der „Arbeiterregierung“, scheint mir jedoch eine Tendenz angelegt zu sein, 
die über das rein instrumentelle Verständnis der Einheitsfront hinauswies und bei 
weiterer Entfaltung auch das bolschewistische Modell infrage stellen mußte (16). 

So wie die linksradikale Komponente der KPD seit der Novemberrevolution 
die „Bolschewismus“-Furcht der sozialdemokratischen Führer — ein wesentliches 


14 W. I. Lenin, Der „linke Radikalismus“, die Kinderkrankheit des Kommunismus, in: Werke, 
Bd. 31, Berlin (Ost) 19704, S. 75. 

15 Bericht über die Verhandlungen des 8. Parteitags der KPD, Leipzig, 28.1.- 1.2.1923, Ber- 
lin 1923, S. 328 (Brandler); vgl. Zitat bei Reisberg, S. 610. 

16 Ein Anzeichen dafür, daß Parteipolitik (im leninistischen Sinne) und Klassenpolitik eben 
doch nicht deckungsgleich waren, läßt sich in den Klagen der KPD-Zentrale über „‚oppor- 
tunistische“ Fehler von Gliederungen der Partei bei der Einheitsfrontpolitik — neben der 
vorherrschenden Sorge über die „linken Abweichungen“ — erkennen. Beispiele bei Reis- 
berg, S. 453. 
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Motiv ihres politischen Handelns — auch bei den rechtssozialistischen Arbeitern in- 
stallierte bzw. befestigte, förderte die „ihrem Wesen nach antirevolutionäre“ (17) 
SPD-Politik aufseiten der Kommunisten gerade jenes Sektierertum und jenen 
„Putschismus“, die sie zu bekämpfen vorgab. Innerhalb der SPD stellte sich die po- 
litische Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung praktisch nur dem linken Flügel 
als strategisches und taktisches Problem dar. Solange die USPD als selbständige For- 
mation neben der SPD bestand — bis 1922 — , war die Linke in der Mehrheitspartei 
äußerst schwach vertreten. Erst die Wiedervereingigung der beiden sozialdemokra- 
tischen Parteien machte die Linke wieder zu einem gewichtigen innerparteilichen 
Faktor. Während die rechte Mehrheit Regierungskoalitionen mit bürgerlichen Par- 
teien favorisierte, war die Linke unter der Perspektive der Klasseneinheit zur Zu- 
sammenarbeit mit der KPD, sofern möglich, auch auf Regierungsebene, bereit (18). 
1923 kam es sogar zur offenen Konfrontation dieser beiden sich ausschließenden 
sozialdemokratischen Richtungen, als die Reichswehrführung mit Billigung des Ka- 
binetts der Großen Koalition den Einmarsch ihrer Truppen in Sachsen anordnete, 
der den Sturz der dortigen SPD-KPD-, ‚Arbeiterregierung“ zur Folge hatte (19). 

Die rechte Führung der Sozialdemokratie und wohl auch große Teile der Mit- 
gliedschaft sahen bereits in den 20er Jahren in der KPD ein künstliches Produkt Mos- 
kaus, das sich auf unsolide Klassenelemente stützte. Die moralische Abqualifizierung 
der Kommunisten (19 a) schloß eine ernsthafte Diskussion des Bündnisproblems der 
deutschen Arbeiterbewegung aus. Die Kommunisten mußten für die SPD gewonnen, 
ihr unbelehrbarer Teil mußte isoliert werden. Inwieweit sich diese Linie, die notwen- 
dig zu einer Vertiefung der Spaltung der Arbeiterbewegung führte, innerhalb der 
SPD durchzusetzen vermochte, hing wiederum nicht zuletzt von der Glaubwürdig- 
keit der KPD bei der nichtkommunistischen Majorität der Arbeiterklasse ab. 

Es wird im allgemeinen übersehen, daß die Einheitsfrontpolitik der KPD wäh- 
rend der frühen 20er Jahre bereits manche der Probleme anzugehen suchte, die spä- 
ter unter der Parole der Volksfront ins Blickfeld der Partei gerückt wurden: die 
Einbeziehung christlicher Arbeiter, das Bündnis mit den Mittelschichten, die Vertei- 
digung der bürgerlich-demokratischen Republik und die nationale Frage. Mit der 
Einbeziehung der Christlichen Gewerkschaften in ihre Einheitsfront-Angebote mach- 
te die KPD den Versuch, ein langjähriges Versäumnis der Freien Gewerkschaften 
nachzuholen, die die Zusammenarbeit mit der zweitstärksten gewerkschaftlichen 
Arbeiterorganisation, die 1922 immerhin 1 Million Mitglieder zählte (ADGB 7,8 
Mill.) und besonders im Ruhrgebiet einen nicht zu vernachlässigenden Faktor bilde- 


17 P. Lösche, Der Bolschewismus im Urteil der deutschen Sozialdemokratie 1903 - 1920, 
Berlin (West) 1967, S. 165. 

18 Für die innerparteiliche Diskussion über die Frage der Regierungsbeteiligung der SPD und 
damit auch ihres Verhältnisses zur bürgerlichen Republik siehe A. Kastning, Die deutsche 
Sozialdemokratie zwischen Koalition und Opposition 1919 - 1923, Paderborn 1970;M. 
Stürmer, Koalition und Opposition in der Weimarer Republik 1924 - 1928, Düsseldorf 
1967. 

19 Angress, S. 413 £f.; W. Fabian, Klassenkampf um Sachsen. Ein Stück Geschichte 1918 - 
1930, Löbau, S. 131 £f. 

19a Mommsen (Anm, 26), S. 122. 
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te, stets abgelehnt hatten. Politisch wurden die Christlichen Gewerkschaften durch 
die katholische Zentrumspartei repräsentiert. In dieser einzigen wirklichen ‚‚Volks- 
partei‘ waren alle Klassen und Schichten vertreten, die Bourgeoisie jedoch charak- 
teristischerweise unterrepräsentiert. Während das Zentrum im Kaiserreich im Bünd- 
nis mit den Konservativen gestanden hatte und innerparteilich der katholische Adel 
und der hohe Klerus dominiert hatten, trat im Zuge des Revolutionsprozesses der lin- 
ke Flügel aus christlich-sozialen und bürgerlich-demokratischen Kräften stärker her- 
vor, der auch der Protagonist des Bündnisses mit der Sozialdemokratie war. 

Bemerkenswerterweise gab es in der kommunistischen Führung neben dem 
Versuch, die Christlichen Gewerkschaften in die Kämpfe der Arbeiter einzubeziehen, 
auch schon vereinzelte Überlegungen, die auf eine Hereinnahme der Zentrumspartei 
in eine Arbeiterregierung zielten (20). Natürlich konnte nicht damit gerechnet wer- 
den, die gesamte katholische Partei für ein sozialistisches Übergangsprogramm zu ge- 
winnen, aber ein entsprechendes Angebot war möglicherweise geeignet, den Diffe- 
tenzierungsprozeß innerhalb des Zentrums voranzutreiben. Praktische Schritte wur- 
den in dieser Richtung kaum getan, und die Überlegung hinsichtlich einer Arbeiter- 
regierung einschließlich des Zentrums hätte wohl nur relevant werden können, wenn 
die sozialistischen Parteien unter sich bereits über die Grundzüge eines Regierungs- 
programms Einigkeit erzielt hätten. Aber immerhin beweist das Beispiel, daß es ein 
Dogma, das die Beschränkung der Einheitsfront auf Arbeiterparteien und Gewerk- 
schaften verlangte, nicht gab. 

Das Bündnis der Arbeiterklasse mit den abhängigen und selbständigen Mittel- 
schichten stellte sich als Problem besonders dringlich angesichts der Inflation, die — 
von der Großindustrie zwecks beschleunigter Kapitalkonzentration systematisch an- 
geheizt — den Lohn und die reinen Geldvermögen vernichtete. Große Teile vor allem 
des städtischen Kleinbürgertums waren betroffen und hatten nicht einmal, wie die 
abhängig Beschäftigten, die Möglichkeit, die erlittenen Verluste durch erkämpfte 
Lohnerhöhungen wenigstens teilweise zu Kompensieren. Hier ergaben sich gemein- 
same Interessen, die die KPD durch die Forderung nach Volksausschüssen zur Kon- 
trolle des Preiswesens zu vertreten suchte (21). Die Angestellten und Beamten soll- 
ten vor allem durch die zunehmende Einbeziehung ihrer gewerkschaftlichen und 
ständischen Organisationen in den ökonomischen Klassenkampf an die Arbeiterbe-. 
wegung herangeführt werden. In dieser Hinsicht bedeutete der Eisenbahnerstreik im 
Februar 1922, der von der KPD als einziger Partei vorbehaltlos unterstützt wurde, 
einen großen Fortschritt. Insgesamt wurden allenfalls erste Schritte in Richtung auf 
die Herstellung der Volkseinheit unternommen. Das gilt auch namentlich für die Ver- 
bindung mit den Klein- und Mittelbauern. 

Wesentlich weiter fortgeschritten war der Kampf für die Verteidigung der Re- 
publik, der seinen Höhepunkt in der betreffenden Phase mit den Protesten anläßlich 
der Ermordung des deutschen Außenministers Walter Rathenau durch Rechtsextre- 
20 Reisberg, bes. $S. 296 ff. Für eine erste Orientierung über die christliche Arbeiterbewe- 

gung in Deutschland siehe H. Grebing, Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Ein 


Überblick, München 19756, S. 120 ff., 188 £f. 
21 Reisberg, S. 552 ff. 
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misten am 24. Juni 1922 erreichte. Niemals seit dem Kapp-Putsch waren die Arbei- 
terklasse und die entschiedenen republikanisch gesinnten Teile der Mittelschichten so 
einig und entschlossen gewesen, die Empörung über den Mord zur Ausschaltung der 
reaktionären Umtriebe, insbesondere der bewaffneten konterrevolutionären Verbän- 
de, auszunutzen. Wenngleich das Ergebnis des Drucks der Massen nur in einem ins- 
gesamt ziemlich unwirksamen „Republikschutz-Gesetz‘ bestand, so hatten sich die 
sozialdemokratischen Parteien und die Gewerkschaften doch zeitweise zu einer Ver- 
einbarung mit der KPD über die Forderungen der Arbeiterklasse bereit gefunden (22). 
Das gemeinsame Programm der Arbeiterorganisationen war allerdings parlamenta- 
risch nicht durchzusetzen, so daß sich die SPD und USPD schließlich davon abwand- 

ten. Die KPD hatte aber deutlich demonstriert, daß es in der Auseinandersetzung mit 
den monarchistischen und völkischen Feinden der bürgerlichen Demokratie für sie 
keine Neutralität gab. 

Der Versailler Diktatfrieden nötigte der KPD auch eine Stelungnahme zur na- 
tionalen Frage auf. Ihre Ablehnung des Friedensvertrages gemeinsam mit den ande- 
ren Komintern-Sektionen auf der Grundlage einer revolutionär-internationalistischen 
Haltung war zwar abstrakt eine Alternative sowohl zur Erfüllungspolitik der repu- 
blikanischen Parteien als auch zum Revanchismus der Nationalisten, In der Realität 
zeigte sich, daß der Versuch, Zugang zu den nichtproletarischen Volksschichten, ins- 
besondere der Intelligenz, zu finden, ohne eine Position zu der besonderen nationa- 
len Unterdrückung Deutschlands aussichtsios war. In ihrer Propaganda für das Bünd- 
nis mit Rußland konnte sich die KPD auf entsprechende Neigungen in breiten Teilen 
der nationalistischen Rechten stützen, die jedoch durchweg revanchistisch motiviert 
waren. Gegenüber einer solchen aus der Isolierung der Sowjetunion erklärbaren par- 
tiellen taktischen Übereinstimmung bedeutete die ideologische Offensive der Partei 
gegenüber den nationalrevolutionären Kräften innerhalb der Rechten im Zusammen- 
hang mit dem Widerstand Deutschlands gegen die Ruhrbesetzung 1923 einen neuen 
taktischen Schritt. Die Argumentation dieser Kampagne, die keineswegs an die Stelle, 
sondern an die Seite der proletarischen Einheitsfrontpolitik und der antifaschisti- 
schen Mobilisierung trat, war noch sehr grob: Die nationalistischen Idealisten könn- 
ten ihr Ziel, die Aufhebung der nationalen Unterdrückung Deutschlands, nur im Zu- 
sammenwirken mit der Arbeiterklasse erreichen, da die Bourgeoisie zum Teil. mit 
der Entente kooperiere, zum anderen Teil niemals wieder in der Lage sein werde, 
die Volksmassen an sich zu binden (23). 

Die erwähnten Ansätze, die Einheitsfrontpolitik über ihren proletarisch-soziali- 
stischen Kern hinaus zu erweitern, waren teilweise rein taktisch bestimmt — nicht 


22 Ebd, S.493 ff.; Angress, S. 277 ff. 
Das „Berliner Abkommen“ der deutschen Arbeiterorganisationen verlangte neben einer 
Amnnestie für die (linken) politischen Gefangenen die strafrechtliche Unterbindung mo- 
narchistischer Agitation, die Entfernung von Monarchisten aus dem Staatsapparat (ein- 
schließlich der Reichswehr) und die Aktionseinheit der Arbeiterparteien. Die Gewerk- 
schaften und Arbeiterparteien des Auslands wurden zur Hilfe gegen die Politik der En- 
tene gegenüber Deutschland aufgerufen. 

23 Angress, S. 362 ff.; E. ©. Schüddekopf, Nationalbolschewismus in Deutschland, 1918 - 
1933, Frankfurt/Berlin/Wien 1973, S. 108 ff. 
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zuletzt im Zusammenhang mit den Erfordernissen der sowjetischen Außenpolitik. 
Erst eine eingehende Darstellung und Analyse würde die mannigfaltigen Probleme 
dieser taktischen Manöver für eine sozialistische Strategie deutlich werden lassen. An 
dieser Stelle sollte nur gezeigt werden, wie weitgehend die Einheitsfrontpolitik der 
KPD 1921 - 23 auf Bereiche vorstieß, die der revolutionäre Sozialismus lange ver- 
nachlässigt hatte. Da die Entwicklung der kommunistischen Bündnispolitik noch 
keineswegs abgeschlossen war, als die innerparteiliche Machtübernahme durch die 
„Linken“ vorübergehend einen neuen ultralinken Kurs mit sich brachte, kann davon 
ausgegangen werden, daß die wegen der gebotenen Kürze notwendigerweise etwas 
apologetisch geschilderten Ansätze beieiner Kontinuität der Parteiführung weiterent- 
wickelt worden wären. Ebensowenig darf das strategische und taktische Konzept 
zur Herstellung der Klasseneinheit als fertig gelten, dem selbstverständlich durch- 
gehend oberste Priorität innerhalb der KPD-Bündnispolitik zukam, da sie die not- 
wendige Voraussetzung für die Einbeziehung der Mittelschichten in den ökonomi- 
schen und politischen Kampf bildete. 

Die Beendigung der relativ erfolgreichen Periode der KPD-Einheitsfrontpolitik 
zeigte, wie stark bereits zu diesem Zeitpunkt der Einfluß der sowjetischen Führer auf 
die Politik der deutschen Partei war: Gegen den anfänglichen Widerstand der KPD- 
Führung setzten die Bolschewiki 1923 die Vorbereitung des bewaffneten Aufstandes 
durch, als der Höhepunkt der Krise in Deutschland bereits überschritten war. Die 
vermeintliche Sabotage der „rechten“ KPD-Spitze lieferte dann den Grund für ihren 
Sturz (24). Alle Tendenzen zur Entwicklung einer eigenständigen, auf den Bedingun- 
gen Deutschlands fußenden revolutionär-sozialistischen Politik waren schlagartig un- 
terbrochen. Der zuvor bereits problematische Balanceakt der KPD-Politik zwischen 
der Wahrnehmung deutscher Arbeiterinteressen einerseits und der Rücksichtsnahme 
auf den Führungsanspruch der Bolschewiki andererseits wurde durch die „Bolsche- 
wisierung‘‘ der KPD und der Komintern beendet, die die Möglichkeit innerpartei- 
licher Opposition und damit der Kurskorrektur auf demokratische Weise entschei- 
dend verminderte: Die im innerrussischen Fraktionskampf gerade siegreichen Grup- 
pen erhielten immer stärker den Status von Schiedsrichtern über die fraktionellen 
Auseinandersetzungen innerhalb der anderen Komintern-Sektionen, die nun auch 
zunehmend direkt für die Außenpolitik des Sowjetstaates funktionalisiert wurden. 
Obwohl die KPD nach einer „linken“ Phase ab 1925 wieder zu einer Art Einheits- 
frontpolitik zurückfand, zahlte sich diese — maßgeblich durch die Komintern veran- 
laßte — Wende angesichts der Unterbrechung der „rechten“ Politik und der inzwi- 
schen deutlichen Stabilisierung der Weimarer Repbulik nur langsam und partiell aus, 
Dennoch fällt in diese Phase die seit dem Kapp-Putsch und dem Rathenau-Mord er- 


24 Zum „deutschen Oktober“ neben Angress, S. 413 ff., Flechtheim, S. 171; Rosenberg, Ge 
schichte, S. !25 ff£.; O.' Wenzel, Die Kommunistische Partei Deutschlands im Jahre 1923, 
Phil. Diss. Berlin (West) 1955; A. Thalheimer, 1923 — eine verpaßte Revolution?, Berlin 
1931. — Die Absetzung der „rechten“ Führung leitete jenen Prozeß forcierter Bürokra- 
tisierung der KPD ein, den H. Weber in seinem Werk: Die Wandiung des deutschen Kom- 
munismus. Die Stalinisierung der KPD in der Weimarer Republik, 2 Bde., Frankfurt/M. 
1969, genau untersucht hat. 
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folgreichste einheitliche Aktion der deutschen Arbeiterbewegung: der Volksent- 
scheid über die Fürstenenteignung 1926. Die KPD hatte die Initiative ergriffen, jede 
weitere Zahlung deutscher Länder an die 1918 gestürzten Fürsten, die in wachsen- 
dem Maße ihnen angeblich zustehende Gelder einklagten, gesetzlich zu unterbinden 
und deren Eigentum ohne weitere Entschädigung zu konfisizieren. Unter dem Druck 
ihrer Basis schloß sich die SPD dem Volksbegehren an. Es ist aber charakteristisch 
für die Schwäche der linksbürgerlichen Kräfte in Deutschland, daß alle bürgerlichen 
Parteien (einschließlich der republikanischen) zur Nichtteilnahme an der Abstim- 
mung aufforderten. Dadurch wurden Zustimmung und Teilnahme fast identisch, was 
den Erfolg des Volksentscheids vor allem in konservativen ländlichen Gebieten er- 
schwerte (25). Nur Einzelpersönlichkeiten aus der bürgerlichen Intelligenz, verein- 
zelt auch bürgerlich-demokratische Politiker minderen- Ranges, sprachen sich neben 
SPD und KPD für die Annahme der Gesetzesinitiative aus. Für einen Erfolg des 
Volksentscheids wäre über die Hälfte der Stimmberechtigten erforderlich gewesen, 
also ca. 20 Millionen. Das war von vornherein nahezu aussichtslos. Die Mobilisierung 
von 14,4 Millionen Stimmen war unter dieser Voraussetzung ein großer moralischer 
Sieg der Arbeiterparteien, die bei der vorangegangenen Reichstagswahl zusammen 
weniger als 11 Millionen erreicht hatten. Erneut war demonstriert worden, welche 
Sogwirkung ein Zusammengehen von SPD und KPD auf die nicht politisierten Teile 
der Arbeiterklasse und auf viele Angehörige der Mittelschichten auszuüben vermoch- 
te, wenn sie demokratische Forderungen aufgriffen, die das Bürgertum nicht zu er- 
heben wagte, weil es die bei einem Erfolg zu erwartende Verschiebung des politi- 
schen Kräfteverhältnisses fürchtete. 


Faschismus und Arbeiterbewegung bis 1933 


Daß das Aufkommen der faschistischen Bewegung eine tödliche Bedrohung für die 
Arbeiterbewegung insgesamt darstellte, erkannten vor 1933 fast nur die linken Split- 
tergruppen, während die SPD durch ihre legalistische Stillhaltepolitik selbst gegen- 
über den reaktionären Übergangsregierungen, die sich anschickten, die sozialpoliti- 
schen und demokratischen Errungenschaften langjähriger gewerkschaftlicher und 
sozialdemokratischer Arbeit abzubauen, und die KPD durch ihren an Wahlerfolgen 
orientierten Verbalradikalismus, der die reale Schwäche der Partei auf der Ebene des 
Klassenkampfes verdeckte — zum maßgeblichen Teil sicher gegen ihre Intentionen 
— allestaten, um die Arbeiterklasse zu desorientieren und vom Kampf gegen den Fa- 
schismus abzuhalten (26). Zweifellos gab es Faktoren, die eine erfolgreiche Gegen- 


25 Für Ostpreußen z. B., eine überwiegend ländliche und politisch konservative Provinz, be- 
deutete dieser Boykott, daß nur ca. 20 % der Wahlberechtigten an der Abstimmung teil- 
nahmen. 

26 Siehe für diese Phase der deutschen Arbeiterbewegung neben den in Anm. 7 genannten 
Standardwerken vor allem S. Bahne, Die KPD und das Ende von Weimar, Frankfurt/M. 
1976; T. Weingartner, Stalin und der Aufstieg Hitlers. Die Deutschlandpolitik der Sowjet- 
union und der Kommunistischen Internationale 1929 - 1934, Berlin (West) 1969; E. Mat- 
thias, Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, in ders./R. Morsey (Hg.), Das Ende 
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wehr erschwerten: Die gewichtigsten waren das Versagen der Arbeiterbewegung in 
der revolutionären Nachkriegskrise und die wesentlich darauf zurückzuführende 
Enttäuschung breiter kleinbürgerlicher Massen, die nun dem Faschismus zuliefen, 
und die ökonomische Spaltung des Proletariats durch die Krise. Die Tatsache, daß 
die Arbeitslosen in Deutschland bis zu 8 Millionen zählten (einschließlich der nicht 
Registrierten), bedeutete nicht nur eine enorme Schwächung der Gewerkschaften 
(deren Mitglieder 1932 zu über zwei Dritteln Erwerbslose oder Kurzarbeiter waren) 
(27), sondern begünstigte auch die politische Verschärfung dieser Spaltung: Die 
KPD wurde durch ihren ultraradikalen Kurs (Hauptstoß gegen den „Sozialfaschis- 
mus“, Bildung „revolutionärer“ Gewerkschaften etc.) zunehmend zum Sammelpunkt 
verzweifelter Arbeitsloser; das Gesicht der SPD bestimmten weiterhin die traditio- 
nellen Facharbeiter (28). Trotz dieser objektiven Faktoren gelang der Einbruch der 
NSDAP in die Arbeiterklasse nur langsam über die politischen und sozialen „Rand- 
schichten‘ des Proletariats. Erst nachdem die tradtionellen Organisationen in den 
ersten Wochen nach der Machtübernahme Hitlers ihre totale Unfähigkeit gezeigt hat- 
ten, den Kampf gegen den Faschismus doch noch aufzunehmen, begannen die Massen- 
desertationen — vorwiegend seitens der Kommunisten — ins Lager der Sieger. Aber 
selbst 1935 stand die Mehrheit der Industriearbeiter — wie die Vertrauensrätewahlen 
indizierten — vermutlich noch in Opposition zum Dritten Reich (29). 

Die Krise verstärkte das Sicherheitsbedürfnis der Arbeiter und damit auch ihr 
Festhalten an den tradierten Organisationen, die nicht durch weitere Spaltung ge- 
schwächt werden sollten. So ging der innerparteiliche Einfluß der SPD-Linken zurück 
statt zu wachsen, die Splittergruppen — einschließlich der immerhin bis zu 25 000 


der Parteien, Düsseldorf 1960; H. Mommsen, Die Sozialdemokratie in der Defensive: Der 
Immobilismus der SPD und der Aufstieg des Nationalsozialismus, in: ders. (Hg.), Sozial- 
demokratie zwischen Klassenbewegung und Volkspartei, Frankfurt/M. 1974. 

27: So die offiziele Gewerkschaftsstatistik nach F. Sternberg, Der Faschismus an der Machi, 
Amsterdam 1935, S. 8; vgl T. W. Mason, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft. Doku- 
mente und Materialien zur deutschen Arbeiterpolitik 1936 - 1939, Opladen, 1975, S. 26. 

28 Nach Bahne, S.16, waren Ende 1932 nur noch 11 % der KPD-Mitglieder Betriebsarbeiter. 
Vgl. Flechtlieim, S. 317. Überdies war eine enorme Fluktuation zu verzeichnen. 
Für die SPD Mommsen Sozialdemokratie, S. 119 ff., und S. 32 ff.,, Neumann, Die Parteien 
der Weimarer Repbulik, Stuttgart/Berlin/Köln/Mainz 1965, (hier S. 33), der von einer 
„relativen Vorherrschaft der gelernten Arbeiterschaft‘‘ spricht. Ausführlicher R. N. Hunt, 
German Social Democracy 1918 - 1933, New Haven/London 1964, S. 99 ff. 

29 Nachdem 1934 nur ca. 40 % der stimmberechtigten Arbeiter und Angestellten an der 
„Wahl“ teilgenommen und schätzungsweise zusätzlich ca. 15 % ungültige, ablehnende 
oder für oppositionelle Kandidaten abgegebene Stimmen verbucht wurden, mußte die 
NSDAP auch 1935 intern eingestehen, daß bei dem angeblichen RBırgebnis von fast 85 % 
Ja-Stimmen nur das Verhältnis von Ja- zu abgegebenen Stimmen berechnet worden war. 
Das nicht bekannte tatsächliche Wahlergebnis empfanden die Nazis also so negativ, daß 
bis 1945 keine Vertrauensrätewahlen mehr stattfanden. H.-G. Schumann, Nationalsozia- 
lismus und Gewerkschaftsbewegung. Die Vernichtung der deutschen Gewerkschaften und 
der Aufbau der „Deutschen Arbeitsfront“, Hannover/Frankfurt 1958, S. 128; G. Groß, 
Der gewerkschaftliche Widerstandskampf der deutschen Arbeiterkalsse während der fa- 
schistischen Vertrauensrätewahlen 1934, Berlin (Ost) 1962, S. 46 ff.; Seidel (Beauftragter 
der NS-Parteileitung) an Hoffmann (Stab des Stellvertreters des Führers), in VfZ 3 (1955), 
Dokumentation, S. 315. 
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Mitglieder umfassenden SAP — konnten nür begrenzte Erfolge erzielen (30). Die 
Schlüsselrolle beim Abwehrkampf gegen den Nationalsozialismus kam der SPD und 
den sozialdemokratischen Gewerkschaften zu, die bis zum Schluß die Mehrheit vor 
allem der beschäftigten Arbeiter hinter sich wußten. Die Kampfbereitschaft der so- 
zialdemokratischen Arbeiter — mit ihren diversen Organisationen, seit 1931 zusam- 
mengeschlossen in der „Eisernen Front“ — ist vielfach dokumentiert (31), das gilt 
insbesondere für die paramilitärischen „Schutzformationen“ des ‚‚Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold“, Allerdings wurde diese Kampfbereitschaft durch die Kapitula- 
tion des republikanischen „Bollwerks Preußen“ (32) vor dem Staatsstreich der Re- 
gierung Papen am 20. Juli 1932 bereits stark unterminiert. Niemals sollte eine so 
günstige Chance wiederkommen, von dem Boden der Legalität aus zusammen mit 
der überwiegend sozialdemokratischen preußischen Polizei der konservativen und 
der faschistischen Reaktion entgegenzutreten. Aber selbst nach der Ernennung Hit- 
lers zum Reichskanzler kam es noch einmal zu einem unübersehbaren Aufbäumen 
der Arbeiterschaft, die in gewaltigen Demonstrationen ihren Protest bekundete. 
Wiederum war der Wille der SPD-Basis, endlich loszuschlagen, so stark, daß 
der Parteivorstand den Funktionären aus dem Reich den Eindruck vermittelte, als 
sei alles für die Erhebung vorbereitet; das Signal werde zur rechten Zeit gegeben (32a). 
Der Reichstagsbrand und die unmittelbar folgende Verhaftungs- und Terrorwelle 
machte alle tatsächlichen oder fingierten Pläne dieser Art zunichte: Die Zerschla- 
gung der Arbeiterorganisationen konnte praktisch kampflos abgewickelt werden. 
Einer der schafsichtigsten Warner vor der katastrophalen Wirkung eines Sieges 
der Faschisten, Leo Trotzki, sah den Schlüssel der Entwicklung in Deutschland nicht 
bei der SPD, sondern bei der KPD. Unter der Voraussetzung, daß die sozialdemokra- 
tischen Führer von sich. aus kaum von ihrer quietistischen Politik abgehen würden, 
fiele die wichtigste Rolle der Kommunistischen Partei zu (33). Trotzki beging m. E. 


30 Für die Splittergruppen: W. Link, Die Geschichte des Internationalen Jugendbundes (IJB) 
und des Internationalen Sozialistischen Kampfbundes (ISK). Ein Beitrag zur Geschichte 
der Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik und im Dritten Reich, Meisenheim 1964); 
H. Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD). Ein Beitrag zur Ge- 
schichte der deutschen Arbeiterbewegung am Ende der Weimarer Republik, Meisenheim 
1965; K. H. Tjaden, Struktur und Funktion der ‚KPD-Opposition‘ (KPO). Eine organ 
sationssoziologische Untersuchung zur ‚Rechts‘-Opposition im deutschen Kommunismus 
zur Zeit der Weimarer Republik, Meisenheim 1964. 

31 Siehe vor allem Matthias, Die Sozialdemokratische Partei, passim. 

H.-P. Ehni, Bollwerk Preußen. Preußen-Regierung, Reich-Länder-Problem und Sozialde- 
mokratie 1918 - 1932, Bonn-Bad Godesberg 1975. 

32a Matthias, Sozialdemokratie, S. 151 f. - Werner Blumenberg, der Führer der „Sozialistischen 
Front‘ in Hannover, schrieb rückblickend in einem Erfahrungsbericht vom „November 
1936: Erlebnis und Lehren des Zusammenbruchs‘‘, abgedruckt bei Matthias, S. 269 ff. 
(hier S. 269): ‚Die Massendemonstrationen der Eisernen Front im Februar (1933, P. B.) 
waren von überwältigender Wucht; niemals vorher marschierten diese Massen so sehr von 
einem Willen beseelt und mit solchem Ernst... .“ 

33 L. Trotzki, Schriften über Deutschland, 2 Bde., Frankfurt/M. 1971. Eine systematische 
Faschismus-Theorie im strengen Sinne hat Trotzki freilich nicht entwickelt, wie sie E. 
Mandel in seiner Einleitung zu den o.g. „Schriften‘‘ zusammenzufassen versucht. Trotzkis 
Broschüren und Artikel sind brillante journalistische Arbeiten zur Strategie und Taktik 
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insofern eine Fehleinschätzung, als er den Faschismus als konterrevolutionäre Ant- 
wort auf die Bedrohung des Kapitalismus durch eine proletarische Revolution ansah 
und die vorausgegangene Niederlage der Arbeiterbewegung (Italien 1920, Deutsch- 
land 1919 - 23) zwar in eine Argumentation aufnahm, aber in ihrer Bedeutung unter- 
bewertete, Daher hing für ihn die Defensive (Abwehr des Faschismus) zu eng mit der 
darauf folgenden Offensive (proletarische Revolution) zusammen (33a). Auch wenn 
man diese Position Trotzkis nicht teilt, so bleibt doch seine Hauptthese, wie sie auch 
von anderen Marxisten vertreten wurde, richtig, daß allein eine konsequente Anwen- 
dung der Einheitsfrontpolitik im Sinne der KPD- und Komintern-Tradition der Jahre 
1921 - 23 in der Lage wäre, die sozialdemokratischen Organisationen zu beieinflus- 
sen. Natürlich läßt sich der Erfolg einer solchen Politik selbst durch noch so viele 
Indizien im Nachhinein nicht mit Sicherheit beweisen. Sie hätte jedoch ohne Zweifel 
größere Erfolgschancen geboten, indem sie der sozialdemokratischen Basis, die zwar 
gegen den Faschismus kämpfen, aber nicht mit ihrer Führung brechen wollte, eine 
klare politische Orientierung geboten und so ihren Druck auf die Leitungsgremien 
der SPD und der Gewerkschaften vervielfacht hätte. 
der deutschen Arbeiterbewegung angesichts der faschistischen Bedrohung, die unter die- 
sem Aspekt auch zentrale Einsichten über die nationalsozialistische Bewegung und den 
Faschismus als Herrschaftssystem enthalten. Eine Kritik an Trotzki vom Standpunkt der 
damaligen KPD lieferte jüngst A. v. Plato, Zur Einschätzung der Klassenkämpfe in der 
Weimarer Republik: KPD und Komintern, Sozialdemokratie und Trotzkismus, Berlin 
(West) 1973. Siehe dazu die Auseinandersetzung zwischen N. Kadritzke und Plato in 
Prokla 11/12, S. 59 ff, und 14/15, S. 153 ff. 
Die wertvollsten Analysen aus der Zeit vor 1933 (neben denen Trotzkis) lieferten die KPO 
und ihr potentester Theoretiker, A. Thalheimer. Siehe ders., Über den Faschismus, in: W. 
Abendroth (Hg.), Faschismus und Kapitalismus, Frankfurt/M. 1967; Gruppe Arbeiter- 
politik (Hg.), Der Faschismus in Deutschland. Analysen der KPD-Opposition aus den Jah- 
ren 1928 - 1933, Frankfurt/M. 1973. 
33a Ich halte es für wahrscheinlicher, daß die Zersetzung der NS-Bewegung, die im Herbst 1932 
ja bereits begonnen hatte, durch eine defensive Einheitsfront der Arbeiterorganisationen 
— möglicherweise hätte bereits die unzweideutige Drohung mit Widerstand für den Fall 
der Betrauung Hitlers mit .der Regierung ausgereicht, den Reichspräsidenten und die hin- 
ter ihm stehenden militärischen, großagrarischen und großkapitalistischen Kräfte davon 
abzuhalten; denn den Bürgerkrieg wollten sie gerade verhindern — zur Stabilisierung eines 
legalen bonapartistischen Regimes ä la Schleicher geführt hätte (für die SPD ohnehin das 
„kleinere Übel“), das über kurz oder lang an den mit den ihm zur Verfügung stehenden 
Mitteln nicht zu lösenden Verwertungsproblemen bei angesichts langsam anziehender 
Konjunktur erhöhter ökonomischer Kampfbereitschaft der Arbeiter zerbrochen wäre. 
Für die NSDAP war die Lage im Herbst 1932 tatsächlich äußerst prekär: Ihre Beteiligung 
am Berliner Verkehrsarbeiter-Streik, dem letzten größeren Streikkampf der deutschen 
Arbeiter vor dem Faschismus, konnte die Niederlage bei den Novemberwahlen nicht ver- 
hindern (Rückgang des Stimmenanteils von 37,2 % auf-33,1 % bei weiterer Zunahme der 
KPD auf 16,9 %). Finanzielle Probleme und Fraktionskämpfe führten vorübergehend zu 
einer akuten Parteikrise. 
Die sozialrevolutionäre Infizierung der NSDAP-Basis, deren Ausbreitung — etwa durch eine 
politische Initiative der Arbeiterparteien — zur Sprengung der faschistischen Partei führen 
mußte, wird deutlich beiSchüddekopf, S.390 ff. Vgl. auch Rosenberg, Geschichte, S.197 ff. 
Zur generellen Charakterisierung der innenpolitischen Situation im Deutschen Reich 1932/ 
33 siehe immer noch das Standardwerk von K. D. Bracher, Die Auflösung der Weimarer 
Republik. Eine Studie zum Problem des Machtverfalls inder Demokratie, Villingen 1971, 
bes. S. 564 ff. 
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Die Reaktion der Arbeiterbewegung auf den Sieg des Nationalsozialismus 


Die Wendung der Komintern und der KPD 1934/35 zur Volksfrontpolitik gilt allge- 
mein als Antwort auf den Sieg des Faschismus in Deutschland und das dadurch be- 
digte Anwachsen der faschistischen Bewegungen auch in anderen europäischen Län- 
dern. Diese Ansicht ist jedoch nur bedingt richtig. Der erste ernsthafte Ansatz, erst 
einmal ein anderes Verhältnis zur Sozialdemokratie wiederherzustellen, wie ihn die 
tschechosloswaksiche KP einige Wochen nach der Machtübernahme Hitlers unter- 
nahm, wurde seitens der Komintern bald als „Fehler“ verurteilt (34). In Frankreich, 
wo die Arbeiterbasis der Sozialistischen und der Kommunistischen Partei im Februar 
die Aktionseinheit gegen die faschistischen Vereinigungen erzwang, kehrt die KP 
zunächst zu ihrer ultralinken Politik zurück; die neue Linie setzte sich erst im Mai/ 
Juni 1934 nach dem definitiven Scheitern der sowjetrussischen Bemühungen durch, 
mit Hitler-Deutschland zu einer außenpolitischen Kooperation zu gelangen. Noch 
langwieriger gestaltete sich der Übergang zur Volksfrontpolitik auf seiten der KPD. 
Trotz des staatlichen Terrors gelang es der Partei immer wieder, neue illegale Grup- 
pen aufzubauen und den Apparat zu rekonsolidieren. Das auf diese Weise gegenüber 
der zunächst gänzlich auseinandergefallenen und durch die offene Kapitulationspo- 
litik der Gewerkschafts- und eines Teils der SPD-Führung in der letzten Phase der 
Legalität demoralisierten Sozialdemokratie relativ erhöhte Gewicht der KPD ver- 
stärkte die unter Kommunisten weitverbreitete Illusion, der Faschismus arbeite 
durch die Liquidierung des Reformismus der Revolution zu. Die Stabilisierung des 
NS-Regimes und eine gewisse Rekonsolidierung der SPD ließen diese Perspektive 
1934 immer unrealistischer erscheinen. Die praktische Relevanz der an diese Er- 
fahrung anknüfenden kommunistischen Wendung für die deutsche Arbeiterbewe- 
gung ist unter der Voraussetzung zu beurteilen, daß die „Massenillegalität“, an 
der nach Schätzungen bis zu einem Zehntel der früheren Mitglieder von SPD und 
KPD, also ca. 100 - 150 000 Personen, teilnahmen, von der Gestapo in den Jahren 
1934 —- 1936 zerschlagen werden konnte (35). Gerade in dieser Phase war die Wen- 


34 J. Wegmüller, Das Experiment der Volksfront. Untersuchungen zur Taktik der Kommu- 
nistischen Internationale der Jahre 1934 bis 1938, Bern/Frankfurt 1972, S. 36 f. Für das 
folgende ebd., S. 45 ff., J. Braunthal, Geschichte der Internationale, Bd. 2, Hannover 
1963, s. 437 ff. 

35 Schätzung nach H. J. Reichhardt, Möglichkeiten und Grenzen des Widerstands der Arber 
terbewegung gegen den Nationalsozialismus, in: W. Schmitthenner/H. Buchheim (Hg.), 
Der deutsche Widerstand gegen Hitler, Köln/Berlin 1966, S. 209. — Zu den deutschen 
Arbeiterorganisationen während der Illegalität außer den in Anm. 30 genannten Titeln 
vor allem: H. Duhnke, Die KPD von 1933 bis 1945, Köln 1972;K. Mammach, Die KPD 
und die antifaschistische Widerstandsbewegung 1933 — 1939, Berlin (Ost) 1974; L. J. 
Edinger, Sozialdemokratie und Nationalsozialismus. Der Parteivorstand der SPD im Exil 
von 1933 - 1945, Hannover/Frankfurt 1960; E. Matthias (Hg.)/W. Link (Bearb.), Mit 
dem Gesicht nach Deutschland. Eine Dokumentation über die sozialdemokratische Emi- 
gration. Aus dem Nachlaß von Friedrich Stampfer ergänzt durch andere Überlieferungen, 
Düsseldorf 1968; K. Kliem, Der sozialistische Widerstand gegen das Dritte Reich, darge- 
stellt an der „Gruppe Neu Beginnen‘, Phil. Diss., Marburg 1957; J. v. Freyberg, Sozialde- 
mokraten und Kommunisten. Die Revolutionären Sozialisten Deutschlands vor dem Pro- 
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de der KPD-Politik im Gange. Sie begann seitens der Exil-Führung im Sommer 1934 
mit der Diskussion des Verhältnisses zur linken Sozialdemokratie, die ja bis dahin 
als besonders gefährlicher Teil des „Sozialfaschismus“ gegolten hatte, und fand ihre 
parteioffizielle Bestätigung mit der im Anschluß an den VII. Weltkongreß der Kom- 
intern abgehaltenen „Brüsseler Konferenz“ vom Oktober 1935 (36). 

Aber selbst danach dauerte es oft noch Monate, wenn nicht Jahre, bis die Il- 
legalen die Beschlüsse dieser Konferenz erfuhren. Schon vor 1935 kam es im Reich 
vielfach zur Zusammenarbeit von SPD- und KPD-Einheiten, die jedoch noch nichts 
mit der Volksfrontlinie zu tun hatten, sondern an die Einheitsfronterfahrungen der 
20er Jahre anknüpften oder der neuen Erfahrung gemeinsam erlittener Verfolgung 
entsprangen (37). 

Die Mitglieder und Anhänger beider Arbeiterparteien hatten uneinheitlich auf 
den definitiven Sieg des Nationalsozialismus reagiert. Ein großer Teil wurde inhaf- 
tiert; seitens der Kommunisten, die mit Abstand am schärfsten verfolgt wurden und 
die bei weitem zahlreichsten und kühnsten (zum Teil ausgesprochen leichtsinnigen) 
Widerstandsgruppen stellten, sollen 1933 rund 100 000, 1934 60 000 Militante in 
Haft gewesen sein (38). Übertritte in rechtsextreme Organisationen erfolgten nicht 
durchweg aus Opportunismus; auch die Tarnung oppositioneller Betätigung, Ilusio- 
nen über den „Sozialismus‘‘ der Nazis oder zumindest die Hoffnung auf weitere Ra- 
dikalisierung der die Unternehmer und Bürokratie durchaus beunruhigenden linksfa- 
schistischen Kräfte wareninvielen Fällendie tatsächlichen Beweggründe. Dabeitendier- 
ten Sozialdemokraten eher zum konservativen „Stahlhelm“, Kommunisten eher zu 
den in SA und NSBO zusammengefaßten aktivistischen, subjektiv zum Teil sozial- 
revolutionären NS-Gruppen. Neben dem vollständigen Rückzug ins Privatleben, gab 
es zahlreiche Formen der Aufrechterhaltung von Kommunikationsstrukturen, die 
sich auf legale Vereinigungen (Konsumgenossenschaften, Versicherungen, Sänger- 
vereine und deren Konzerte usw.) stützten, wie sie vor allem von Sozialdemokraten 
genutzt wurden. Die in ihren Aktivitäten wiederum sehr verschiedenen illegalen 


blem der Aktionseinheit 1934 - 1937, Köln 1973; F. Moraw, Die Parole der „Einheit“ und 
die Sozialdemokratie. Zur parteiorganisatorischen und gesellschaftspolitischen Orientie- 
rung der SPD in der Periode der Illegalität und inder ersten Phase der Nachkriegszeit 1933- 
1948. Bonn-Bad Godesberg 1973. 

36 Dazu vor allem S. Vietzke, Die KPD auf dem Weg zur Brüsseler Konferenz, Berlin (Ost) 
1966. A. Sywottek, Deutsche Volksdemokratie. Studien zur politischen Konzeption der 
KPD 1935 - 1946, Düsseldorf 1971, S. 23 ff. (S. hat die bislang gründlichste und syste- 
matischste Untersuchung über die Konzeption der KPD in der hier interessierenden Zeit- 
spanne verfaßt.) Siehe auch Duhnke, S. 85 ff. Seit kurzem liegt auszugsweise das Proto- 
koll der „Brüsseler Konferenz“ vor: K. Mammach (Hg.), Die Brüsseler Konferenz der 
KPD, Berlin (Ost) 1975. 

37 Die wichtigsten dieser Vereinbarungen: Hessen-Süd (September 1934), Mittel- und Ost- 
baden (März 1935), Berlin (Juni 1935, hier zwischen SPD und Roter Hilfe). Die beiden 
ersten waren gemeinsame Aufrufe mit ausgesprochen revolutionär-sozialistischen Pa- 
rolen. H. Laschitza/S. Vietzke, Deutschland und die deutsche Arbeiterbewegung 1933- 
1945, Berlin (Ost) 1964, S. 357 £.; Moraw, S. 38 ff. 

Duhnke, S. 142, erwähnt außerdem Einheitsabkommen in Thüringen, Ostsachsen, der 
Pfalz, Württemberg und einigen westdeutschen Städten, 
38 Duhnke, S. 101, Anm. 1. 
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Gruppen umfaßten nur einen Bruchteil der früher in Arbeiterparteien Organisierten. 
Während der KPD-Apparat bald wiederaufgebaut werden konnte, die Autorität der 
Führung kaum infrage gestellt wurde und Übertritte zu anderen Organisationen rela- 
tiv selten waren — die Kommunisten fühlten sich bei allen Opfern anfangs eher bestä- 
tigt —, standen der SPD weniger Personen zur Verfügung, die bereit waren, sich ille- 
gal zu betätigen; ein Teil von ihnen suchte die Kontinuität der alten Sozialdemokra- 
tie aufrechtzuerhalten, indem sie die Publikationen des Exilvorstandes verteilten 
und die sozialdemokratische „Gesinnungsgemeinschaft‘“ aufrechterhielten, andere 
Teile — die meisten der eigentlichen Widerstandsgruppen — grenzten sich scharf 
vom Prager Exilvorstand (Sopade) und der letzten Phase der Legalität der Partei ab. 
Typische Namen lauteten „Roter Stoßtrupp“, „Roter Stab“, „Rote Rebellen‘, 
„Sozialistische Front“. Die alten Parteigrenzen galten als überholt (,‚Die Firma ist 
uns gleich.“ Die Illegalen wollten ‚nur Sozialisten sein“.), es war auch die Rede von 
der „proletarischen Revolution“ (39). Das spezifische Gewicht der sozialistischen 
und kommunistischen Splittergruppen wuchs, da sie es durch ihre Organisations- 
struktur, teilweise auch durch intensivere Vorbereitung auf die Illegalität, besser 
verstanden, sich den Verfolgungen der Gestapo zu entziehen. Sie Konnten auch viel- 
fach Zuwachs vor allem von seiten der Sozialdemokratie verbuchen. Die „Machter- 
greifung“ hatte offenbar die versteinerten Fronten innerhalb der Arbeiterbewegung 
in Bewegung gebracht. Die Sopade befand sich eindeutig in der Defensive und sah 
sich veranlaßt, im Januar 1934 ein Programm zu veröffentlichen („Prager Manifest‘‘) 
(40), das sich für eine von einer sozialistischen Kaderorganisation vorbereitete anti- 
faschistische Revolution aussprach, die erst in ein legales parlamentarisches Sta- 
dium übergehen sollte, wenn die Zerschlagung der (auch wirtschaftlichen) Macht- 
positionen der herrschenden Klasse die Dominanz der Arbeiter gesichert haben 
würde. Auch die Frage der sozialistischen Einheit wurde — wenn auch in unklarer 
Weise — aufgeworfen. Das Prager Manifest war taktisches Instrument und zugleich 
bereits Ausdruck einer relativen Konsolidierung der Sopade, die nicht nur mit der 
ablehnenden Haltung vieler Illegaler, sondern auch mit der Opposition seitens einer 
„alten‘‘ und einer ‚neuen‘ Linken unter den Emigranten (Arbeitskreis revolutio- 
närer Sozialisten, dann Revolutionäre Sozialisten Deutschland (RSD, RS); Gruppe 
„Neu Beginnen‘) zu rechnen hatte, die über eigene Widerstandsnetze verfügten. 
Es war mehr als ein taktischer Fehler der KPD, das „Prager Manifest“ erst zu einem 
Zeitpunkt _aufzugreifen, als die Sopade davon nichts mehr wissen wollte (41). Die 
39 ©. g. Zitate in einem Bericht vom „8.9.1935: Die illegale Arbeit in Dresden seit dem 
Sommer 1933‘, abgedruckt bei Matthias, S. 268; letztgenanntes Zitat belegt bei Reich- 
hardt, S. 179, 
40 Abgedruckt in: D. Dowe/K. Klotzbach (Hg.), Programmatische Dokumente der deut- 
schen Sozialdemokratie, Bonn-Bad Godesberg 1973,S. 213 ff. In der Stellungnahme der 
KPD zum Prager Manifest, das sie einen „Gipfelpunkt sozialfaschistischer Demagogie“ 
nannte (Rundschau Nr. 14/9134, S. 508 f£f., zit. nach D, Staritz, Sozialismus in einem 
halben Land. Zur Programmatik und Politik der KPD/SED in der Phase der antifaschi- 
stisch-demokratischen Umwälzung in der DDR, Berlin (West) 1976, S. 43), kommt das 


Festhalten der Partei an der ultralinken Politik auch nach dem Sieg des Nationaisozialis- 
mus zum Ausdruck. 


41 Vietzke, 5. 227 f. Vietzke wertet das Prager Manifest als „bedeutenden Fortschritt“ (S. 60). 
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ganze ultralinke Linie, deren „Einheitsfront“-Politik darin bestand, die Anhänger 
der angeblich zerstörten SPD zum Anschluß an die KPD aufzufordern, machte es 
unmöglich, die Herausbildung von Organen der Aktionseinheit und die politische 
Diskussion zu einem Zeitpunkt voranzutreiben, als die Autorität der SPD-Spitze 
schwer angeschlagen war. Als die KPD ihre Haltung zur Sozialdemokratie zögernd 
zu revidieren begann, war nicht nur der Einfluß der Sopade gefestigt, sondern saß 
auch das NS-Regime fester im Sattel. Es soll nicht der Eindruck erweckt werden, als 
ob eine frühzeitige Hinwendung der KPD zur Einheitsfront mit den anderen Resten 
der Arbeiterbewegung die Herrschaft des Faschismus unmittelbar bedroht hätte. 
Aber im Unterschied zur späteren Volksfrontpolitik der Kommunisten hätte sie 
einen weit weniger fiktiven Charakter gehabt, da sie direkt an reale Erfahrungs- und 
Bewußtseinsprozesse hätte anknüpfen können. 

Die Volksfrontpolitik in Frankreich und Spanien war eine Antwort auf rea- 
le Massenbewegungen zur Verteidigung gegen Reaktion und Faschismus. Der Sieg 
der Volksfrontkoalitionen bei den Parlamentswahlen war möglicherweise in bei- 
den Fällen ein notwendiges Kettenglied in der Entfaltung der revolutionären Mas- 
senkämpfe. In Frankreich konnte die spezifische Volksfrontideologie überdies an 
gewisse linksrepublikanische Traditionen der Intelligenz und des Kleinbürgertums 
anknüpfen. Mehrere linkssozialistische oder oppositionell-kommunistische Gruppen 
dieser Länder nahmen daher eine differenzierte Haltung zur Volksfront ein: Sie un- 
terschieden zwischen der tendenziell antikapitalistischen Bewegung der Arbeiter, 
Bauern und städtischen Mittelschichten einerseits und dem Bündnis der Arbeiter- 
parteien mit den demokratischen Politikern des Bürgertums andererseits. 

Obwohl die politischen Bedingungen im faschistischen Deutschland in jeder 
Hinsicht abwichen, wurde die Volksfrontpolitik auch für die KPD verbindlich ge- 
macht. Die schon vom XIII. EKKI-Plenum der Komintern im Dezember 1933 be- 
schiossene Definition des Faschismus als der „offenen terroristischen Diktatur der 
reaktionärsten, chauvinistischsten, am meisten imperialistischen Elemente des Fi- 
nanzkapitals‘‘ (42). Konstruierte damit einen Gegensatz zwischen dieser Gruppe und 
allen anderen Klassen und Schichten der Bevölkerung. Wie sollte nun die KPD auf 
diese neue Situation reagieren, die jeden, der nicht unmittelbar Nutznießer des 
faschistischen Systems war, zum objektiven Gegner des Faschismus erklärte, nach- 
dem in der Phase zuvor jeder als Faschist gegolten hatte, der sich nicht der Führung 
der KPD unterstellen wollte? 


Die neue Bündnispolitik der KPD 


Die auf der „Brüsseler Konferenz‘ thematisierte neue Bündnispolitik der KPD ent- 
hielt mindestens vier verschiedene Elemente: 
1. Gewerkschaftseinheit und proletarische Einheitsiront der Arbeiterparteien. 


42 Zit. nach G. Dimitroff, Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kommuni- 


stischen Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse gegen den Faschis- 
mus in: Die Kommunistische Internationale 1935, S. 1395. 
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2. Antifaschistische Volksfront der Arbeiterklasse mit allen übrigen Lohnabhän- 
gigen, den Bauern, Handwerkern und Kleinhändlern sowie der Intelligenz. 

3. Zusammenarbeit mit Vertretern der religiösen und konservativen Opposition, 
die man in Anhängern der ehemaligen Zentrumspartei, der Volkskonservativen 
und auch der Deutschnationalen Partei und des Stahlhelms zu erkennen glaubte. 

4. Zersetzungsarbeit in den nationalsozialistischen Massenorganisationen, die auf 
unterer Ebene umzufunktionalisieren seien (Taktik des „Trojanischen Pferdes“). 

Der gemeinsame Bezugspunkt dieser verschiedenen, sich nur teilweise gegen- 
seitig bedingenden Ansätze einer breitangelegten Strategie und Taktik des antifa- 
schistischen Kampfes war zunächst nur negativ bestimmt: es war der Sturz des NS- 
Regimes, der durch die Betonung gemeinsamer Interessen (politische und religiöse 
Freiheit, Erhaltung des Friedens) beschleunigt werden sollte. Was den Charakter des 
Nach-Hitler-Regimes angeht, hielt die KPD wie die Komintern zunächst noch am 
traditionellen Schema fest: Das kommunistische Ziel blieb die „Sowjetmacht“, 
während die Möglichkeit einer Staatsordnung neuen Typs, die weder als „Diktatur 
des Proletariats‘“ noch als klassische bürgerliche Demokratie („Diktatur der Bour- 
geoisie‘‘) bestimmt werden Könne, von Dimitroff auf dem Weltkongreß noch nach- 
drücklich zurückgewiesen wurde (43). Die Bestimmung der Aufgaben einer „Ein- 
heitsfront-“ oder „Volksfront-‘ Regierung bezog sich ausdrücklich auf die Diskus- 
sionen der 20er Jahre über „Arbeiter-“ bzw. „Arbeiter- und Bauern-Regierungen“, 
hob also deren Übergangscharakter hervor (44). Sywottek hat aufgezeigt, daß das 
Schwergewicht während der ersten Phase der KPD-Volksfrontpolitik (1935) auf der 
Herstellung des Bündnisses von unten lag, unter Führung der KPD bzw. der — wie 
man hoffte — von ihr politisch dominierten proletarischen Einheitsfront (45). Die 
Organe dieser Volksfront von unten sollten möglichst umfassende antinazistische 
Volksausschüsse im Reich sein. Die Verbindung zu bürgerlichen NS-Gegnern in der 
Emigration hatte die Herstellung einer solchen Volksfront von unten zu erleichtern, 
war diesem Ziel aber eindeutig untergeordnet. 

Die Kritik an dieser Konzeption der KPD hat zunächst von der Frage auszuge- 
hen, inwieweit hier — nach der, wenn auch halbherzigen, Selbstkritik an der ultra- 
linken Politik — eine realistische Perspektive deutlich wurde. Von daher scheinen 
mir, neben der ganz unzulänglichen Analyse der „Blocks an der Macht“ im Fa- 
schismus und seinen inneren Widersprüchen (46), vor allem zwei Aspekte hervorzu- 
stechen: die Überschätzung der Agitation und Propaganda der KPD für den illegalen 
Kampf in Deutschland und — damit eng verknüpft — die Anlehnung an die politi- 
schen Organisations- und Kampfformen in der Zeit der Weimarer Republik. Die 
Form, in der die KPD sich an das deutsche Volk wandte — nämlich vermittels ei- 
nes Aufrufs (47) — zeugte in doppelter Hinsicht von Illusionen: erstens war davon 


43 Ders., ebd., S. 1434 f. 

44 Ders., ebd., S, 1429 ff. 

45 Sywottek, S. 51 ff. 

46 Dazu jetzt N. Poulantzas, Faschismus und Diktatur. Die Kommunistische Internationale 
und der Faschismus, München 1973. 

47 An das werktätige deutsche Volk! Arbeiter, Angestellte, Beamte, Intellektuelle, Mittel- 
ständler, Bauern!, in: K. Mammach, Die Brüsseler Konferenz der KPD, S. 606 ff. 
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auszugehen, daß dieser Aufruf nur einen winzigen Teil seiner Adressaten erreichen 
würde, und zweitens war von vornherein klar, daß das langjährige Mißtrauen, ja die 
Feindschaft der Mittelschichten gegen die Arbeiterbewegung, besonders die Kom- 
munisten, nicht durch Proklamationen aus der Welt geschafft werden konnten, son- 
dern allenfalls durch die Erfahrung eines gemeinsamen Kampfes gegen den Faschis- 
mus für gemeinsame Interessen. Dazu gehörten genaue Analysen der sozio-ökonomi- 
schen und sozio-politischen Entwicklung des Dritten Reiches, besonders in bezug 
auf die verschiedenen kleinbürgerlichen Schichten. Die Propagierung einer Art 
„Massenwiderstandes“ des Volkes gegen den Faschismus — hierin bestand eine der 
Konstanten gegenüber der ultralinken Phase — war nur geeignet, Illusionen unter 
den lilegalen zu züchten. Gewiß gab es religiös und ökonomisch bedingte Opposi- 
tion einzeiner Volksgruppen bzw. Schichten. Der Kirchenkampf war von diesen Be- 
wegungen die breiteste, und die KPD hatte gegenüber manchen sektiererischen Äu- 

- ßerungen von linkssozialistischer Seite absolut recht, auf dessen Bedeutung hinzu- 
weisen. Es galt jedoch ebenso deutlich zu erkennen, daß die illegalen Arbeiterkader 
unter den gegebenen Umständen kaum in der Lage waren, auf diesen Konflikt Ein- 
fluß zu nehmen, und daß die meisten Führer des kirchlichen Widerstandes momen- 
tan keineswegs bereit waren, sich in den politischen (sozialistischen oder auch de- 
mokratischen) Kampf einzureihen. Erst die Entfaltung breiter Kämpfe der Arbeiter- 
klasse, die wiederum in erster Linie von der beginnenden Zersetzung des Regimes, 
also von objektiven Faktoren, abhingen, konnte eine Situation hervorbringen, die 
eine über das Proletariat hinausreichende Bündnispolitik möglich machte. Bis dahin 
konnte es nur um die Herstellung von Einzelkontakten zu bürgerlichen NS-Gegnern 
und um gegenseitige praktische Unterstützung gehen. Dafür war aber die Program- 
matik der KPD eher hinderlich, weil sie die Beschränktheit der Arbeitsmöglichkei- 
ten unter der faschistischen Diktatur verschleierte und die Konzentration auf die 
Hauptaufgabe: die Bildung illegaler Kader der Arbeiterbewegung auf der Basis der 
Einheitsfront, erschwerte. 

Daß der Liberalismus schon vor 1933 seine Basis im deutschen Bürgertum 
verloren hatte, war unübersehbar; an dessen Stelle als „eigentlicher“ Partner einer 
Volksfront traten für die KPD daher Angehörige des Zentrums und bürgerlicher 
Rechtsparteien. Die beiden wichtigsten Fragen in diesem Zusammenhang wurden 
gar nicht gestellt: ob nämlich Persönlichkeiten wie Treviranus und Brüning noch ir- 
gendwelche realen Kräfte in Deutschland repräsentierten und — selbst wenn dem so 
war — ob die bürgerliche Opposition überhaupt an einem Bündnis mit den Kommu- 
nisten interessiert sein Konnte. Die Verhältnisse zwangen sie offenbar nicht dazu, 
sondern legten viel eher den Gedanken an einen Militärputsch nahe. 

Die Hervorhebung der Notwendigkeit, in die faschistischen Massenorganisatio- 
nen einzutreten und dort zu arbeiten, hatte konzeptionell mit der Volksfront gar 
nichts zu tun, außer der formalen Gemeinsamkeit, an allen vermeintlichen Regun- 
gen der Massen teilzunehmen, um sie zu kanalisieren. Der Taktik des Trojanischen 
Pferdes lagen zwei im Kern richtige Überlegungen zugrunde, die jedoch durch Über- 
treibung wiederum stark entwertet wurden: Erstens waren die Werktätigen nun ein- 

“mal in den offiziellen Organisationen zusammengefaßt, z.T. quasi zwangsweise 
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(DAF), zweitens reilektierten die institutionellen Gegensätze zwischen verschie- 
denen NS-Organisationen gebrochen die fortbestehenden sozialen Widersprüche 
und Interessenunterschiede. So wurde die DAF — z.T. auch die Partei — ihm Rah- 
men des Systems in begrenztem Maße zum Verteidiger der Reproduktionsinteres- 
sen des Proletariats (48). Dazu kam der immer wieder aktualisierte Widerspruch zwi- 
schen der „Gemeinwohl“-Ideologie und der gesellschaftlichen Realität, dessen di- 
rekte politische Relevanz nach der Liquidierung der SA-Führung am 30. Juni 1934 
und der Entmachtung der NSBO eigentlich nicht mehr überschätzt werden durfte. 
Die Struktur der DAF erlaubte praktisch keine Organisierung autonomer Gruppen; 
ähnliches galt für die „Vertrauensräte“ in den Betrieben. Eine Exponierung in den 
legalen Institutionen bedeutete auch eine starke Gefährung der eigenen Kader — zu- 
mal wenn sie als frühere Kommunisten bekannt waren. Überdies war im Einzelfall 
die äußerst beschränkte oppositionelle legale Aktivität gegen die Wirkung demon- 
strativer Aktionen abzuwägen. Was die Nazis bei den Vertrauensleutewahlen 1934 
und 1935 so schockierte, daß diese Wahlen seitdem ausgesetzt wurden, waren nicht 
die vereinzelt gewählten „oppositionellen“ Kandidaten, sondern die überwiegende 
Zahl von Wahlenthaltungen, ungültigen oder Nein-Stimmen. Auch die Taktik des 
„Trojanischen Pferdes“ hätte wohl erst bei beginnender Desintegration des Regimes 
praktische Bedeutung gewinnen können. Bis dahin blieben nur ganz reduzierte Akti- 
vitäten auf diesem Sektor realistisch, wie etwa die SAP sie durchzuführen versuchte. 

Auch in anderer Hinsicht warf die neue Politik der KPD mehr Fragen auf, 
als daß sie sie beantwortete. Zwei dieser grundsätzlichen Probleme, die — wie oben 
gezeigt — die Partei schon zu Beginn der 20er Jahre beschäftigt hatten, waren die 
demokratischen Freiheitsrechte und die Nation. Die Erfahrung mit der faschisti- 
schen Diktatur wie auch mit dem bolschewistischen System in der Sowjetunion 
legte die Überlegung nahe, ob nicht die pauschale Abqualifizierung der Werte der 
bürgerlichen Demokratie durch die revolutionäre Linke ein Fehler gewesen war. 
Aber natürlich war die KPD nicht bereit, eine prinzipielle Debatte über die Bedeu- 
tung von demokratischen und Rechtsgarantien zu führen. Das sowjetische Modell 
galt nach wie vor als höchste Form der Demokratie, der demokratische Kampf in 
Deutschland nur als Instrument zum Sturz des Faschismus. 

Die nationale Frage stellte sich für die deutsche Linke noch krasser als für 
die Sozialisten anderer Länder. Gerade 1935 bewiesen die Nazis, welche Massenwir- 
kung vom Nationalismus ausging: Im Saarland besiegten die Befürworter eines An- 
schlusses an Deutschland vernichtend die Anhänger der aus Kommunisten, Sozial- 
demokraten sowie liberalen und christlichen Dissidenten des Bürgertums gebilde- 
ten „Freiheitsfront“, die mit 8.3 % nur gut die Hälfte der Stimmen erhielt, die die 
KPD 1932 allein hatte erobern können, im Sudetenland fügten die Henlein-Faschi- 
sten der dortigen deutschen Sozialdemokratie eine schwere Niederlage zu; in Danzig 
stellte die NSDAP seit den — allerdings manipulierten — Wahlen von 1935 allein 
den Senat. Daß die Mobilisierung des Nationalbewußtseins in Deutschland fast 
immer die Linke traf, beruhte auf einem Problem, dessen Wurzeln schon im 19. 


48 Siehe dazu vor allem Mason, Arbeiterklasse, sowie ders., Labour in the Third Reich, 
1933 - 1939, in Past and Present 33 (1960), S. 112 ff. 
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Jahrhundert lagen: In Frankreich, Großbritannien, den USA, auch in Italien war 
die Nationbildung verknüpft gewesen mit dem Prozeß der bürgerlichen Emanzipa- 
tion und der demokratischen Revolution, in Deutschland war die nationale Einheit 
nach dem Scheitern der bürgerlichen Revolution von 1848/49 durch den preußi- 
schen Machtstaat militärisch herbeigeführt worden, damit zugleich den bürgerlichen 
Liberalismus als politischen Faktor von eigenem Gewicht ausschaltend. Im Kaiser- 
reich gehörte die sozialistische Arbeiterschaft von vornherein zu den ‚‚Reichsfein- 
den‘. Dem offiziellen, militaristisch geprägten preußisch-deutschen Patriotismus 
setzte die Sozialdemokratie eine abstrakte internationale Solidarität entgegen, die 
in der Stunde der Wahrheit, am 4. August 1914, unter dem Ansturm nationaler Be- 
geisterung versagte. Die deutsche Linke fand keine nationale Identität, die gegen- 
über der vaterländischen Tradition der Rechten hätte bestehen können. Versuche 
während der Weimarer Republik, deren Friedensschluß mit der Entente die SPD 
und die bürgerlichen Republikaner auch noch mit der Erfüllungspolitik belastete, 
die Tradition von 1848 wiederzubeleben,blieben künstlich. Andererseits wirkte das 
Programm der KPD zur ‚nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“ 
aus dem Jahre 1930 als Versuch der revolutionären Linken, das nationale Problem 
anzugehen, auf die breiten Volksschichten kaum glaubwürdig. Die lärmende Agi- 
tation gegen die nationale Unterdrückung mit deutlichen Anklängen an die Paro- 
len der Rechtsextremisten (49) konnte das viel tiefer liegende Problem der Iden- 
titätskrise der deutschen Linken in bezug auf die eigene Nation nicht lösen. Hieran 
änderten auch die nationalen Töne der Volksfrontpropaganda nichts. Die sozialde- 
mokratische Emigration diskutierte demgegenüber das nationale Problem wesent- 
lich gründlicher, wenn auch ohne abschließendes Ergebnis (50). Die meisten So- 
zialdemokraten — durchaus nicht nur solche des rechten Flügels — betrachteten es 
als eine Erfahrung der Weimarer Periode, daß eine sozialistische Bewegung ohne in- 
nere Beziehung zur nationalen Kultur, zur nationalen Tradition ihres Landes nicht 
der Führer einer antikapitalistischen Volksrevolution sein kann, die ja zugleich eine 
Reorganisation der Nation bedeutet. 

Es war der KPD klar, daß ihre ganze Volksfrontpolitik in der Luft hing, wenn 
es nicht möglich war, die proletarische Einheitsfront mit den Sozialdemokraten zu 
realisieren. Aus dieser Erkenntnis heraus suchte die KPD seit 1935 systematisch die 
Verbindung zur Sopade. Im Unterschied zu der früheren „Einheitsfront von unten“ 
erklärte man sich jetzt zu Spitzenverhandlungen bereit und schlug vor, die Partei- 
vorstände der SPD und KPD sollten alle Splittergruppen aus ihrem Bündnis heraus- 
halten; deren Anhänger dürften sich nur als Einzelpersonen beteiligen. So leicht war 


49 So hieß es z. B. in der „‚Programmerklärung zur nationalen und sozialen Befreiung des 
deutschen Volkes“, abgedruckt in: L. Berthold, Das Programm der KPD zur nationalen 
und sozialen Befreiung des deutschen Volkes vom August 1930, Berlin (Ost) 1956, S. 230: 
„Die sozialdemokratischen Führer... sind nicht nur die Henkersknechte der deutschen 
Bourgeoisie, sondern gleichzeitig die freiweilligen (!) Agenten des französischen und pol- 
nischen Imperialismus.‘ 

50 Siehe E. Matthias, Sozialdemokratie und Nation. Ein Beitrag zur Ideengeschichte der so- 
zialdemokratischen Emigration in der Prager Zeit des Parteivorstandes 1933 - 1938, Stutt- 
gart 1952; Zeitschrift für Sozialismus, Karlsbad 1933 ff., Neudruck 1970. 
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jedoch das Mißtrauen der SPD-Führer nicht zu beseitigen. Ein erstes Gespräch ver- 
lief im wesentlichen ohne Resultat. Als die KPD dann entgegen dem ausdrücklichen 
Wunsch der Sozialdemokraten in ihrer Presse tendenziös über das Treffen berichte- 
te, wurden die kaum begonnenen Kontakte von der Sopade wieder eingefroren. In 
den folgenden Jahren erließ die KPD immer wieder Aufrufe zur Zusammenarbeit an 
die Sopade, die diese ablehnte oder gar nicht beantwortete (51). 

Die sozialistischen und kommunistischen Splittergruppen und die linken So- 
zialdemokraten sahen — sofern sie nicht, wie die Trotzkisten, von vornherein die 
aus ihrer Sicht konterrevolutionären Aspekte der Komintern- und damit auch der 
KPD-Politik stärker gewichteten — in der Hinwendung der KPD zur proletarischen 
Einheitsfrontpolitik das eigentlich Positive an ihrer Kursänderung und maßen dieser 
auch die größte Relevanz für den antifaschistischen Kampf zu. Die spezifische 
Volksfrontprogrammatik und -politik der KPD, die seit dem Juni 1936 die „„‚demo- 
kratische Republik‘ als Ziel des jetzt auch für die Zeit nach dem Sturz Hitlers vor- 
gesehenen Bündnisses proklamierten, lehnten alle diese Gruppen mehr oder weniger 
entschieden ab. Die Trennung des antifaschistischen vom antikapitalistischen 
Kampf und daher auch das Bündnis mit Vertretern der Bourgeoisie wiesen sie zu- 
rück; die kleinbürgerlichen Schichten seien in erster Linie durch entschlossenen 
Klassenkampf und Führungswillen des Proletariats zugewinnen (51 a). Der Termi- 
nus „‚Volksfront‘“ wurde zwar meist aufgenommen, nicht zuletzt, um sich von der 
Einheitsbewegung in der Emigration und im Widerstand nicht zu isolieren, aber 
inhaltlich anders bestimmt als seitens der KPD. Die Revolutionären Sozialisten (RS), 
die Organisation linker Sozialdemokraten, stellten sich die Vereinheitlichung der ge- 
gen den Nationalsozialismus gerichteten Opposition demzufolge anders vor als die 
KPD. Als ersten Schritt dachte man sich eine „Aktionszentrale‘“ aller Gruppen der 
Arbeiterbewegung in der Emigration, die die trade-unionistischen Aktivitäten der 
Werktätigen im Reich über Grenzsekretariate und „Vollzugsausschüsse‘‘ der illega- 
len Kader koordinieren und politisch tendenziell vereinheitlichen sollte. Der zweite 
Schritt bestand den RS zufolge in der Institutionalisierung der Zusammenarbeit von 
Kommunisten, Sozialdemokraten und Linkssozialisten, garantiert durch einen Ein- 
heitsfront-Pakt der emigrierten Parteiführungen von KPD und SPD. Das Endziel 
des damit eingeleiteten Prozesses war eine marxistische „Einheitspartei“. Um die 
„proletarische Einheitsfront‘“ würde sich als dritter Schritt die als ‚‚Antifaschisti- 
sche Arbeiterfront‘“ bezeichnete Klassenbewegung des gesamten Proletariats unter 
Einschluß früherer christlicher Verbände bilden, deren Ziel in der Wahrnehmung 


51 Duhnke, S. 153, 170 ff., 182, Anm. 148; Protokoll, der Spitzenbesprechung zwischen 
Sopade und KPD am 23.11.1935 abgedruckt in: E. Matthias (Hg.)/W, Link (Bearb.), Mit 
dem Gesicht nach Deutschland, Dok. 15; Entwurf eines Spitzenabkommens zwischen So- 
pade und KPD von Mitte Oktover 1935, dokumentiert in: U. Langkau-Alex, Vorgeschich- 
te und Gründung des „Ausschusses zur Vorbereitung einer deutschen Volksfront“, Phil. 
Diss. MS, S. 338 f. (Liegt demnächst gedruckt vor.) 

5la Siehe z. B. Neue Front (Organ der SAP), 24/1934, SAP zur Plattform der Linken in der 
SPD; 4/1936, Was kommt nach Hiitler?; Internationaler Kiassenkampf (KPO), Nov. 1938, 
S. 12 f.; Richtlinien der Revolutionären Sozialisten zur Volksfront von Mitte November 
1935, dokumentiert in: Langkau-Alex, Diss., S. 340 ff. 
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der Tagesinteressen über die Initiierung einer „Einheits-Gewerkschaftsbewegung“ 
bestünde. Die „Arbeiterfront“ würde dann ‚Kreise des pauperisierten und deklas- 
sierten Kleinbürgertums und Mittelstandes‘‘ sowie religiöser und anderer opposi- 
tioneller Gruppen an sich ziehen, ohne daß programmatische Zugeständnisse ge- 
macht werden müßten (52). 

Dieser 'Alternativplan zur Volksfrontpolitik der KPD, der auch die Stoß- 
richtung der Programme der anderen Splittergruppen für den antifaschistischen 
Kampf anzeigte, war schwerlich sehr viel realistischer als die Vorstellungen der 
KPD, was die aktuellen Bedingungen unter dem Faschismus betrifft. Offensicht- 
lich lag auch eine Unterschätzung der Bündnisproblematik hinsichtlich der Mittel- 
schichten vor. Die Ausführungen machen aber deutlich, daß die Gruppen links von 
der Sopade — das galt auch für die Illegalität — wenig von der KPD-Bündnispolitik 
hielten; diese sei eine „opportunistische Auslegung der ‚Volksfront‘ “ und als sol- 
che eine „ernste Gefahr für die Entwicklung der Einheitsbewegung‘“ der klassen- 
bewußten Arbeiter (53). Die KPD drohte sich also zwischen zwei Stühle zu setzen: 
Nicht nur fehlten die bürgerlichen Partner für eine Volksfront im Reich, auch die 
Sopade verweigerte sich, deren gesellschaftspolitische Zielvorstellungen den von 
der KPD bezugnehmend auf Spanien propagierten nahestanden (54). Andererseits 
gab es viele Sozialisten, die nichts sehnlicher wünschten als die Schaffung einer fe- 
sten Aktions- und möglichst auch programmatischen Einheit aller Gruppen der 
Arbeiterbewegung, denen aber das Verständnis für die Bündnispolitik der KPD ab- 
ging, wenn sie sie nicht sogar aggressiv zurückwiesen. 


Ansätze einer „Deutschen Volksfront“ 


Diese These wird durch die beiden relevantesten Versuche, eine „Deutsche Volks- 
front“ zu initiieren — einer davon im Widerstand, einer in der Emigration — nur 
bestätigt. Nach der Zerschlagung der relativen „Massenillegalität‘ in den ersten 
Jahren der NS-Diktatur entstanden allenthalben kleinere, aber „härtere“ Wider- 
standsgruppen. Es handelte sich zum Teil um eine Weiterentwicklung der aus 
der vorangegangenen Phase übriggebliebenen Zirkel, zum Teil um Neugründungen. 
Die alten Parteigrenzen verloren an Gewicht, so daß gemischte Gruppen immer azhl- 
reicher wurden. In diesen Zusammenhang gehört auch eine vorwiegend sozialdemo- 
kratische Widerstandsorganisation unter Leitung der früher dem linken Flügel der 
Partei angehörenden ehemaligen SPD-Politiker Brill und Brass. Der „Deutschen 


52 Nach ebd., S. 262 ff, 

53 Zit. nach ebd., S. 267. 

54 Der ehemalige „Vorwärts“-Redakteur Kuttner schrieb am 4.6.1937 aus Spanien an Frie- 
drich Stampfer: „Ihr könntet hier das sehen, was uns doch immer als Ziel vorgeschwebt 
hat: eine demokratische Entwicklung auf der Grundlage eines gebändigten Kapitalismus, 
eines aufgeteilten Großgrundbesitzes und sozialisierter Schlüssel-Industrien. Wenn jemand 
Grund hat, mit voller Begeisterung für die hiesige Sache einzutreten, dann wirklich wir.“ 
In: E. Matthias/Link (Hg.), Mit dem Gesicht... ., S. 294, 
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Volksfront‘“ (1936-1938) (55), wie diese Gruppe sich nannte, war als einer der we- 
nigen illegalen Organisationen der Aufbau eines überregionalen Verbindungsnetzes 
ohne jede Hilfe der Emigration gelungen; sie arbeitete eng mit der Gruppe Neu Be- 
ginnen zusammen. Der Name sollte in erster Linie die Notwendigkeit des Zusam- 
menschlusses aller Antifaschisten nach dem Vorbild Frankreichs und Spaniens aus- 
drücken, in deren Volksfront man vor allem die endlich eingetretene antifaschisti- 
sche Gegenoffensive und erste Ansätze zur Erneuerung der internationalen Arbei- 
terbewegung sah. 

Das Zehn-Punkte-Programm der „Deutschen Volksfront‘ umfaßte sowohl all- 
gemein-demokratische, freiheitliche und sozialpolitische als auch dezidiert antikapi- 
talistische Forderungen. Die antifaschistische Umwälzung wurde zwar von der sozia- 
listischen Revolution abgesetzt, aber zugleich betonte man, daß sie ohne Eingriffe 
in das Sozialgefüge nicht denkbar sei (ähnlich die Gruppe Neu Beginnen). Die un- 
ausgesprochene Schlußfolgerung mußte lauten: Die antifaschistische Revolution be- 
seitigt noch nicht den Kapitalismus, aber die Machtpositionen des Großkapitals und 
den tradierten Staatsapparat und schafft somit die Voraussetzung für den friedli- 
chen Übergang zu einem deutschen Modell des Sozialismus. In der Tat wurden anti- 
faschistischer und sozialistisch-proletarischer Kampf nicht gegenübergestellt, son- 
dern als Einheit betrachtet. Die „Volksfront“ war hier der Zusammenschluß deut- 
scher Sozialisten, die sich alle von der Tradition ihrer früheren Parteien (dem Re- 
formismus der SPD, dem Linksradikalismus der KPD) gelöst hatten und der kon- 
sequentesten Individuen aus dem bürgerlichen Widerstand, wobei die „proletari- 
sche Einheit“ mit dem Ziel einer „revolutionär-marxistischen Einheitspartei“ ein- 
deutig im Mittelpunkt stand. Von der Emigration verlangte man die Unterordnung 
unter den vermeintlichen Willen der Illegalen und die Auflösung der alten überleb- 
ten Parteien und Organisationen. An einem Volksfront-Programmentwurf der KPD 
kritisierte man „‚die Emigrantenluft, die Erlebnisferne, die künstliche Konstruktion.“ 
„Er operiert noch mit der Vorstellung einer aktionsbereiten Masse — die es aber 
nicht gibt. Er glaubt, daß man durch Organisationsarbeit etwas erreichen könne, 
was nur durch große geschichtliche Ereignisse möglich ist.“ (56) Die „Deutsche 
Volksfront“ kritisierte auch die Fixierung der KPD auf die Sopade, der sie die Fä- 
higkeit und das Recht bestritt, für die Sozialdemokraten im Widerstand zu spre- 
chen. 

Nun war die Folge des sich permanent verschärfenden NS-Terrors nicht nur 
die wachsende Entfremdung zwischen Emigration und Inland, sondern auch die zu- 
nehmende Isolierung der sozialistischen Widerstandzzirkel von der realen Arbeiter- 
klasse. Diese Entwicklung förderte elitäre Tendenzen unter der ‚Avantgarde‘, den 
illegalen Gruppen, und Unverständnis für die angemessenen Kampfformen der Ar- 
beiter. So wandte sich die „Deutsche Volksfront“ gegen die — im Zuge der Errei- 
chung der Vollbeschäftigung zunehmenden — partikularen ökonomischen Kämpfe; 


55 Die folgenden Ausführungen stützen sich auf R. Gripenburg, Volksfront und deutsche 
Sozialdemokratie. Zur Auswirkung der Volksfronttaktik im sozialistischen Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus, Marburg o. J., S. 70 ff., und Moraw, S. 47 ff. 

56 Zit. nach Griepenburg, S. 75. 
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sie kämen verfrüht und gefährdeten die nur mühsam wiederentstehende Klassenso- 
lidarität. Die antifaschistische Arbeit müsse vielmehr mit Aufklärungsarbeit begin- 
nen (57). Dieses Konzept war allerdings nicht weniger künstlich als das der KPD: 
Das Charakteristische der Klassensituation im faschistischen Deutschland in der 
zweiten Hälfte der 30er Jahre bestand ja gerade darin, daß die spontanen Streiks 
und individuellen Widersetzlichkeiten, deren Anwachsen die Nazis mehr beunru- 
higte und die das System stärker gefährdeten als alle Widerstandsgruppen zusammen 
(58), mit den Resten der alten Arbeiterbewegung, auch wenn sie sich situationsan- 
gemessen neu konstituiert hatten, kaum etwas zu tun hatten. Die Neigung der ‚„Wi- 
derstandselite‘‘, in den zweifellos zersplitterten, aber immerhin wieder anwachsen- 
den Arbeiterkämpfen — wobei der politische Widerstand ohnehin keine Möglichkeit 
hatte, diese zu lenken, d.h. zu bremsen oder voranzutreiben — vorwiegend das Nega- 
tive zu sehen, zeigte, in welchem Maße es den Nazis gelungen war, eine Schere zwi- 
schen der ‚„Vorhut“ und ihrer sozialen Basis zu öffnen. 

Gleichzeitig mit der innerdeutschen Volksfrontgruppe bildete sich eine Volks- 
frontinitiative innerhalb der deutschen Emigration in Frankreich. Der Pariser „Aus- 
schuß zur Vorbereitung einer deutschen Volksfront‘“, dessen Vorgeschichte und 
Gründung von Ursula Langkau-Alex in einer Dissertation eingehend untersucht wur- 
den (59), verdankte seine Entstehung den Bemühungen von zwei Seiten: der Kom- 
munisten und der im „Schutzverband Deutscher Schriftsteller“ zusammengeschlos- 
senen linksliberalen Schriftsteller. Diese Emigranten-Volksfront, an deren Tagungen 
außer den beiden genannten Gruppen die SAP, einzelne Sozialdemokraten wie Ru- 
dolf Breitscheid und zeitweise der ISK teilnahmen, war geradezu eine Karikatur auf 
die Front Populaire des Gastlandes. Dadurch, daß es den teilnehmenden Sozialde- 
mokraten ebensowenig wie der KPD gelang, die Sopade für die Mitarbeit zu gewin- 
nen, blieb der politisch relevanteste potentielle Partner ausgeschlossen und das Ge- 
wicht der Linksintellektuellen stieg weiter. Bemerkenswerterweise waren Arbeiter 
— die deutsche Emigration in Frankreich setzte sich zu 34 % aus Facharbeitern, zu 
weiteren 3 % aus ungelernten Arbeitern (wohlgemerkt: ohne hauptamtliche Arbei- 
terfunktionäre) zusammen (60) — in dem Ausschuß kaum vertreten. 

Die dominierenden Literaten repräsentierten sicherlich die besten demokrati- 
schen Traditionen des deutschen Bürgertums wie der Ausschuß-Vorsitzende Hein- 
rich Mann, aber gerade deswegen waren sie für keine gesellschaftlich gewichtige 
Gruppe des Groß- oder Kleinbürgertums im Reich repräsentativ. Sie hatten größ- 
tenteils während der Weimarer Zeit mit einer der Arbeiterparteien sympathisiert 
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58 Dazu vor allem Mason, Arbeiterklasse; auch E. Behrens, Arbeiterkampf und kapitalisti 
scher Gegenangriff unter dem Nationalsozialismus, in: K. H. Roth, Die „andere“ Arbei- 
terbewegung und die Entwicklung der kapitalistischen Repression von 1880 bis zur Ge- 
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eine Geschichte des „Ausschusses zur Vorbereitung einer deutschen Volksfront“ in Paris), 
in: International Review of Social History Vol. XV (1970), S. 167 ff. 
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und wären vermutlich ebenso bereit gewesen, auch eine sozialistische Einheitsfront 
zu Unterstützen wie eine Volksfront. Eine Reihe von Schriftstellern gehörte sogar 
einer Linkspartei an, trat aber dennoch als Bündnispartner dieser Parteien auf. So 
bleiben letztlich nur zwei Persönlichkeiten übrig, die echte Volksfrontpartner aus 
der Intelligenz waren: die beiden bürgerlichen nonkonformistischen Journalisten 
Georg Bernhard und Leopold Schwarzschild. Aber auch sie konnten in keiner Wei- 
se als Repräsentanten irgendwelcher relevanter Kräfte in Deutschland gelten. Sie 
beschäftigten sich hauptsächlich mit der Erstellung von Verfassungsentwürfen, die 
ausgeprägt autoritäre Züge trugen, bis Schwarzschild, maßgeblich aufgrund einer 
nur halbpolitischen Emigranten-Affäre, aus dem Ausschuß ausschied und wieder in 
seine frühere antikommunistische Haltung zurückfiel. 

Die Kommunisten hatten sich anläßlich der Bildung des Volksfrontausschus- 
ses auf die „demokratische Republik‘“ festgelegt. Angesichts des spanischen Mo- 
dells, das sie als Vorbild für ein deutsches Volksfrontregime hinstellten, sprachen 
sie seit Anfang 1937 dann von der „demokratischen Volksrepublik“ (61). Die SAP 
wurde im Zusammenhang mit ihrer Unterstützung der spanischen POUM und ihrer 
Kritik an den Moskauer Prozessen der Begünstigung des Trotzkismus und damit 
Hitlers und Francos gescholten. Ironischerweise waren es gerade solche grotesken 
Angriffe gegen den linken Flügel des Ausschusses, der die Sozialdemokraten und an- 
dere, die durch die Ausschaltung der SAP eigentlich enger an die KPD gebunden 
werden sollten, abstieß. Schon 1937 war die Emigrantenvolksfront wenig mehr als 
ein Aushängeschild und Rekrutierungsfeld für die KPD. Nicht einmal die vorge- 
schlagenen Minimalaufgaben wie die Einleitung einer praktischen Zusammenarbeit 
bei Hilfsleistungen für die Illegalen waren gelöst worden. 

Einem neuen Ansatz der KPD zu einem breiten antinazistischen Bündnis war 
in der Periode des Hitler-Stalin-Pakts ein Rückfall in quasi Sozialfaschismus-Polemik 
vorausgegangen, kombiniert mit einer Nazideutschland gegenüber wohlwollenden 
Neutralität im Krieg und der Propagierung eines neuartigen Bündnisses mit sozial- 
demokratischen und nationalsozialistischen Werktätigen zur Garantie des Nichtan- 
griffspaktes mit der Sowjetunion und gegen die Feinde dieses Bündnisses (die 
„‚Thyssen-Clique‘‘) (62). Diese Periode erneuerter Erzfeindschaft zwischen SPD und 
KPD (nicht nur in der Emigration) hinterließ ihre Spuren; in ihr machte die Annä- 
herung der linkssozialistischen Gruppen SAP, ISK und Neu Beginnen an die Sopade 
einen qualitativen Sprung. Erst der deutsche Angriff auf die Sowjetunion am 
22.6.1941 schuf die Voraussetzungen für die Wiederanknüpfung der KPD an die 
Volksfrontpolitik der Vorkriegszeit. Die von den europäischen Kommunisten favo- 
risierten Bündnisse sollten nach den Vorstellungen Moskaus jetzt auf noch breite- 
rer Basis stehen und — mindestens in den besetzten Ländern — alle „patriötischen‘“ 
Kräfte einschließen. Eine entsprechende Ausweitung schien den Sowjetführern auch 


61 Sywottek, S. 71 ff. 

62 W. Ulbricht gebrauchte diesen Ausdruck — Thyssen war gerade aus Deutschland geflohen 
— im Februar 1940 in einem Artikel in der „Welt“, der — zusammen mit einer Erklärung 
linkssozialistischer Organisationen dazu — bei Kliem, 5.50 ff. des Anhangs, dokumentiert 
ist. Siehe auch Sywottek, S. 101 ff.; Duhnke, S. 333 ff. 
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bezüglich Deutschlands geboten, nachdem die anfänglichen Bemühungen, die deut- 
schen Soldaten und die Heimatfront propagandistisch zu beeinflussen, insgesamt 
erfolglos geblieben waren. Die unmittelbare existenzielle Bedrohung der Sowjet- 
union war zwar mit der Schlacht um Stalingrad abgewendet, aber die enormen Op- 
fer an Menschen und materiellen Gütern nötigten dazu, alle Friedensmöglichkeiten 
auszuloten. So entstand der Plan, sich direkt an den in sowjetischer Gefangenschaft 
befindlichen Teil des deutschen Offizierskorps zu wenden, dem bei erfolgreicher 
Beeinflussung ihrer kämpfenden Standesgenossen zwecks „Rückführung der Trup- 
pen hinter die Reichsgrenze“ und des Sturzes der Hitler-Regierung eine günstige 
Grenzziehung nach Kriegsende und die Erhaltung der Wehrmacht als eines innen- 
politischen Machtfaktors in Aussicht gestellt wurde. Der „Bund deutscher Offi- 
ziere‘‘ und das „Nationalkomitee Freies Deutschland‘ (NKFD) (63), das außer in 
Gefangenschaft geratenen Offizieren und kriegsgefangenen Soldaten vorwiegend 
deutsche Exilkommunisten umfaßte, konnte auf die bis in die Zeiten der anti- 
napoleonischen Befreiungskriege zurückreichenden Traditionen deutsch-russischer 
Waffenbrüderschaft verweisen, an die die Sowjets nicht ohne Geschick anknüpften. 
Unter der schwarz-weiß-roten Fahne des NKFD versicherten sich die deutschen 
Offiziere und Kommunisten, 1918 dürfe sich nicht wiederholen, wobei erstere die 
Revolution, letztere wohl eher die Halbheiten der Revolution im Auge hatten (64). 
Der Zynismus der kommunistischen Bündnispolitik hatte eine neue Stufe erreicht. 

Da es dem NKFD nicht gelang, auf die kämpfende Truppe einzuwirken, 
blieb die Verständigung mit den deutschen Offizieren eine Episode, und das NKFD 
bekam nach dem Treffen Roosevelts, Churchills und Stalins in Teheran im Dezem- 
ber 1943 nur noch eine Hilfsfunktion für die sowjetische Propaganda und die „Um- 
schulung‘‘ von Kriegsgefangenen zugeteilt. Andererseits drangen wieder stärker 
plebiszitäre Elemente in die Programmatik und Propaganda der KPD — und zugleich 
des NKFD - ein: Ab Anfang 1944 wurde zur Bildung von „Volksausschüssen‘ in 
Deutschland zum Sturz des Hitlerregimes aufgerufen, deren Funktion ähnlich gese- 
hen wurde wie die acht Jahre zuvor propagierten „Volksausschüsse“. Die Pro- 
grammentwürfe der KPD für einen „Block der kämpferischen Demokratie“ vom 
Herbst 1944 (65) machten deutlich, daß unter der „demokratischen Republik“ 
bzw. „Volksrepublik“ kein parlamentarisches, aber auch kein Rätesystem, sondern 
eine hinter der Fassade allgemeiner antifaschistisch-demokratischer Ziele versteckter 
Parteiherrschaft der KPD verstanden wurde. 

In der Westemigration stieß die NKFD-Politik bei Sozialdemokraten und Links- 
sozialisten auf Mißtrauen und erschwerte daher eher die Position der KPD, zumal 
sich bald zeigte, daß die Kommunisten entsprechend den Interessen der Sowjetunion 


63 Für dieses Kapitel kommunistischer Politik neben Sywottek, S.123ff.,B. Scheurig, Freies 
Deutschland. Das Nationalkomitee und der Bund deutscher Offiziere in der Sowjetunion, 
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65 Abgedruckt bei H. Laschitza, Kämpferische Demokratie gegen Faschismus. Die program- 
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durch die Parteiführung der KPD, Berlin (Ost) 1969, Anhang. 


65 


schnell von Patriotismus auf Kollektivschuldthese und Bejahung territorialer Abtre- 
tungen Deutschlands umschwenkten. Im kommunistischen Widerstand, dernach dem 
Überfall Deutschlands auf die UdSSR einen Aufschwung nahm und 1943/44 wieder 
in der Lage war, ein reichübergreifendes Kommunikationsnetz mit regionalen Schwer- 
punkten in Berlin/Brandenburg, Sachsen und Thüringen aufzurichten, dominierten 
KPD-traditionalistische Strömungen, die teilweise mit dem Gedanken spielten, den 
Krieg gegen die Westmächte nach der erstrebten sozialistischen Umwälzung an der 
Seite der Roten Armee fortzusetzen. Selbst ein schließlich verabschiedetes Kompro- 
mißdokument wollte eine NKFD-Regierung nur als kurze Etappe auf dem Weg zur 
proletarischen Revolution, als eine deutsche Kerenski-Periode, gelten lassen. Im Zu- 
sammenhang mit dem 20. Juli-Putsch wurde diese letzte bedeutende KPD-Organisa- 
tion zerschlagen (66). 


Arbeiterbewegung im Umbruch 


Die NKFD-Propaganda für die Bildung von Volksausschüssen und eine Erhebung des 
deutschen Volkes wurde für die Sowjetunion funktionslos, als die Komplizierung der 
deutschen Situation durch Bildung eigener Organe des werktätigen Volkes den mili- 
tärischen Nutzen eines Aufstandes aus sowjetischer Sicht überwog. Das war der Fall 
nach der Jalta-Konferenz mit ihrer Einteilung von Einflußspähren in Europa: Die Auf- 
stands-Propaganda wurde eingestellt. Zwar ist dieser Schritt bezeichnend für die sow- 
jetische Deutschlandpolitik im und nach dem Zeiten Weltkrieg, aber er war gewiß 
nicht ursächlich verantwortlich für das Ausbleiben relevanter Aktionen der deutschen 
Antifaschisten zur Beendigung des Krieges, sondern reflektierte dieses. Stimmungs- 
berichte sprechen sogar dafür, daß — nach einem vorübergehenden Ablösungsprozeß 
der meisten Deutschen vom NS-Regime in der ersten Jahreshälfte 1943 — die Bin- 
dung der Bevölkerung an die Diktatur während des Jahres 1944 eher wieder stärker 
wurde (67). Die ersten Erfahrungen mit der Roten Armee in Ostdeutschland, von 
den Flüchtlingen im ganzen Reich verbreitet, stachelten die Furcht vor „den Rus- 
sen“ und dem Widerstandswillen der Soldaten an der Ostfront gewaltig an. Die Un- 
fähigkeit des Volkes, namentlich der Arbeiterklasse, zu einer den Krieg beendenden 
Aktion selbst in der Phase, da seine Fortführung ganz aussichtlos geworden war, ver- 
weist auf die zugrundeliegenden sozialen Prozesse: 

Die Integration der Mehrheit der Arbeiter in die Wehrmacht, die aus hier nur 


66 Duhnke, S. 485 ff.;G. Rossmann, Der Kampf der KPD um die Einheit aller Hitlergegner, 
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anzudeutenden Gründen (gute Verpflegung, relativ geringe und daher wenig provo- 
zierende Privilegierung der Offiziere, Beteiligung an Kriegsverbrechen) regimestabili- 
sierend wirkte, und die Ersetzung der Eingezogenen durch Kleinbesitzer (deren Be- 
triebe geschlossen wurden), bis dahin berufslose Frauen, KZ-Häftlinge und vor allem 
Ausländer, die 1944 ca. ein Drittel der Industriearbeiter stellten, bedeuteten massive 
Umschichtungen innerhalb der Arbeiterklasse. Die Fremdarbeiter, Kriegsgefangenen 
und Häftlinge verrichteten durchweg minderqualifizierte und schlechter bezahlte 
Arbeiten, wurden von den deutschen Kollegen isoliert und einer — in sich noch abge- 
stuften — besonderen Unterdrückung und hemmungslosen Ausbeutung unterworfen, 
die mehrere Millionen Menschen das Leben kostete. Demgegenüber wurden die deut- 
schen Arbeiter in wachsendem Maße in dem betrieblichen Repressionsapparat einbe- 
zogen und mit Überwachungstätigkeiten betraut. Die Tendenz, den Deutschen zum 
„Vorarbeiter Europas“ zu machen, war in den einzelnen Industrien und Regionen un- 
terschiedlich weit fortgeschritten, wirkte sich aber unverkennbar zu ungunsten von 
Klassenaktionen aus, Über 90 % der wegen Streikaktionen Verhafteten waren 1944 
Ausländer (68). Auch nach der Besetzung Deutschlands gelang nur vereinzelt eine 
Zusammenarbeit zwischen deutschen und ausländischen Arbeitern. 

Neben der Klassenspaltung war es vor allem die durch das Ineinanderwirken 
der im nationalsozialistischen Herrschaftssystem des „totalen Krieges‘‘ angelegten 
und der durch Kriegseinwirkung hervorgerufenen territorialen und institutionellen 
Zersplitterung der deutschen Gesellschaft in der Endphase der NS-Diktatur, die einer 
nationalen Aktion zur Beendigung des Krieges entgegenwirkte (69). Die Bildung 
gleichsam autarker Inseln durch die Zerstörung der Verkehrswege fixierte das Han- 
deln beider Hauptklassen auf die lokale Ebene. Hier kam es dann auch vielfach zu 
erfolgreichen Versuchen von Unternehmern und/oder überlebenden Kadern der Ar- 
beiterbewegung (zum Teil im Zusammenwirken), die Verbrannte-Erde-Befehle Hit- 
lers zu hintertreiben und eine kampflose Übergabe an die Alliierten zu ermöglichen. 

Spätestens nach der Besetzung entstanden praktisch überall in Deutschland — 
in Großbetrieben, Stadtteilen, aber häufig auch auf gesamtstädtischer, in einigen Fäl- 
len sogar auf regionaler Ebene — sogenannte Antifaschistische Ausschüsse (70), or- 
ganisiert vorwiegend von früheren unteren Funktionären der KPD, der SPD, der Split- 
tergruppen, der Gewerkschaften und der Betriebsräte, die in einigen Fällen durchaus 
über eine Massenbasis verfügten und zum Teil früher nicht organisierte Arbeiter und 


68 G. Weisenborn, Der lautlose Aufstand. Bericht über die Widerstandsbewegung des deut- 
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antinazistische Teile der Mittelschichten einbezogen. Entsprechend der vorgefun- 
denen Situation konzentrierten sich die Ausschüsse darauf, das Überleben der Be- 
völkerung zu sichern (Enttrümmerung und dringendste Reparaturen, Schutz vor 
Plünderungen, Bergung und Bestattung der Toten, Organisierung und Verteilung von 
Lebensmitteln, Kleidung und Heizmaterial usw.) und eine spontane „Entnazifizie- 
rung“ von unten einzuleiten; als gefährlich angesehene Nazis und solche, die sich 
Verbrechen hatten zuschulde kommen lassen, als Denunzianten hervorgetreten waren 
etc., wurden festgenommen und den Besatzungsmächten übergeben, die übrigen 
zu Zwangsarbeiten eingesetzt. Die „‚Antifas“, wie die Amerikaner sienannten, waren 
ein erster Ansatz räteähnlicher Organe; der Augenzeuge Paul Sweezy, 1945 Offizier 
des amerikanischen Geheimdienstes OSS, sah in ihnen „eine genuine Wiederbelebung 
revolutionärer Aktivitäten der Arbeiterklasse.‘ (71) 

In den Westzonen wurden die Ausschüsse bereits im Frühjahr, spätestens im 
Sommer durch die Besatzungsmächte und die Auftragsverwaltungen, die die basisde- 
mokratische Dynamik der Ausschüsse erkannten, verboten oder zu reinen Hilfsor- 
ganen offizieller Institutionen umgebogen. In dem von der Roten Armee besetzten 
Gebiet, wo seit Anfang Mai drei „Initiativgruppen‘“ deutscher Kommunisten aus 
dem sowjetischen Exil tätig waren, gingen diese ebenfalls daran, alle Ausschüsse auf- 
zulösen und deren personelles Potential in die Verwaltungen zu übernehmen, denen 
jetzt absoluter Vorrang zukam. Dabei entsprachen die Antifas in ihrer Zielsetzung, 
soweit überhaupt schriftlich fixiert, weitgehend den vom NKFD propagierten Volks- 
ausschüssen. Die überlebenden Kader der Arbeiterbewegung im Reich waren durch 
die Konfrontation mit der gesellschaftlichen und politischen Realität des Faschismus, 
insbesondere in der Zusammenbruchskrise, auf eine Programmatik gelenkt worden, 
die im. weiteren Sinne Volksfront-Charakter hatte. In den wenigsten Fällen lag der 
Grund für diese zunächst frappierende Übereinstimmung (Verzicht auf die sozialisti- 
sche Umwälzung für die nächste Periode stattdessen Konzentration auf Beseitigung 
der materiellen Verwüstungen und Personalsäuberungen; auf dieser Basis Hervorhe- 
bung allgemein-antifaschistischer statt klassenpolitisch-sozialistischer Ziele) in Ein- 
flüssen der Emigration. Vielmehr reflektierte die reduzierte Programmatik der Anti- 
fas konkrete Erfahrungen, die sich auf den ersten Blick mit einem bestimmten tak- 
tischen Konzept der Exil-KPD deckten. Die Kommunisten hätten die Antifas als 
Volksfront von unten“ betrachten, ausbauen, zusammenfassen und weiterentwik- 
keln können. Alles das schien nun aber nicht mehr nötig, da die Rote Armee im Lan- 
de war, so daß die Rücksichtnahme auf die Basisbewegung der Antifas nur Risiken 
mit sich gebracht und die Konzentrierung aller Kräfte auf die Stadtverwaltungen in- 
frage gestellt hätte. Hier wird wiederum die alleinige Ausrichtung der Politik der 
deutschen Kommunisten an den Bedürfnissen der Sowjetunion deutlich, die einen 
Aufbau des gesamten politischen Lebens der Ostzone von oben unter ihrer Kontrol- 
le als die einfachste und ihren Interessen adäquateste Lösung betrachtete. Die Ein- 
heitsfront- und Volksfrontpolitik in ihrer ursprünglichen Formulierung wurden hier 
ins Gegenteil verkehrt: die Partner nicht mehr durch Überzeugung der Massen, son- 
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dern durch Druck auf die Führer und Funktionäre in die antifaschistische Politik 
einbezogen. Die Tatsache, daß der Prozeß der Umwandlung Ostdeutschlands in eine 
nichtkapitalistische Gesellschaft bürokratisch-kollektivistischen Typs hinter der Fas- 
sade antifaschistisch-demokratischer Parolen vor sich ging (71 a), war geeignet, nicht 
nur den Sozialismus, sondern auch jede demokratische Bündnispolitik der Linken 
in Deutschland gründlich zu diskreditieren. 

Ein maßgebliches Motiv der Antifa-Bestrebungen war das Verlangen nach Ein- 
heit der Arbeiterbewegung, deren Verwirklichung bei Kriegsende wahrscheinlich die 
überwiegende Mehrheit der Sozialdemokraten und Kommunisten als ‚Lehre‘ aus dem 
Sieg des Faschismus und als Vermächtnis der Widerstandskämpfer und Verfolgten 
betrachtete. Auf gewerkschaftlicher Ebene kam diese Einheit tatsächlich zustande, 
geriet jedoch im Westen rasch wieder unter die Kontrolle einer sozialdemokratisch 
ausgerichteten verselbständigten Führung; im Osten diente die Einheitsgewerkschaft 
als „Transmissionsriemen‘“ zwischen Partei und Arbeiterklasse und ging nach und 
nach jeder Autonomie verlustig (72). Auf parteipolitischer Ebene war der Erfolg 
Kurt Schumachers bei der antikommunistischen Formierung der SPD nur möglich, 
weil die KPD in den ersten Wochen und Monaten alle Angebote von sozialdemokra- 
tischer Seite, sich umgehend zu einer Arbeiterpartei zusammenzuschließen, überging, 
bereits bestehende Einheitsparteien auflöste und durch den Wiederaufbau ihrer Par- 
teiorganisationen den prinzipiellen Gegnern der Einheit innerhalb der SPD die nötige 
Verschnaufpause gab, um Verbindungen zu knüpfen und zur Gegenoffensive überzu- 
gehen (73). Die KPD meinte mit ihrer „Klarheit“, die vor der „Einheit“ hergestellt 
werden müsse, schwerlich kommunistische Programmatik. Vertreter sozialistischer 
Forderungen waren „Linkssektierer“, die durch die Hereinnahme von „Antifaschi- 
sten“ in die Partei neutralisiert werden sollten (74). Vielmehr ging es um die Diszi- 
plinierung der eigenen Anhängerschaft. Die kommunistische Einheitskampagne be- 
gann, als in der Bevölkerung der SBZ, nicht zuletzt unter den Arbeitern, und bei den 
Sozialdemokraten die Abneigung gegen die „Russen-Partei“ wuchs. Die nur durch 
Druck erzwungene Vereinigung zur SED in der Ostzone tötete zugleich die Einheits- 
bewegung im Westen. Die Urabstimmung der Westberliner SPD am 31. März 1946 — 
im Ostteil der Stadt wurde die Abstimmung von den Sowjets unterbunden — zeigte 
das Dilemma der sozialdemokratischen Basis, die eine Zwangsvereinigung unter der 
Führung der von der Sowjetunion gesteuerten KPD nach den Erfahrungen des ersten 
Nachkriegsjahres entschieden ablehnte (82,2 % der abgegebenen Stimmen), aber 
mehrheitlich immer noch ein „Bündnis“ mit der KPD befürwortete (61,7 %). Dem 


7la Staritz, passim. Zum Konzept des „bürokratischen Kollektivismus“ als Klassengesellschaft 
neuen Typs A. Carlo, Politische und ökonomische Struktur der UdSSR (1917 - 1975), 
Diktatur des Proletariats oder bürokratischer Kollektivismus, Berlin (West) 1972. 

72 J. Klein, Bürgerliche Demokraten oder christliche, sozialdemokratische und kommunisti- 
sche Gewerkschafter Hand in Hand gegen die Arbeiter, Hamburg 1974; B. Sarel, Arbeiter 
gegen den „Kommunismus“, München 1975; Staritz, S. 102 ff. 

73 Moraw, S. 65 ff.;A. Kaden, Einheit oder Freiheit. Die Wiedergründung der SPD 1945/46, 
Hannover 1964; P. Brandt, Antifaschismus und Arbeiterbewegung. Aufbau-Ausprägung- 
Politik in Bremen 1945/46, Hamburg 1976, S. 167 ff. 

74 Siehe z. B. Ulbricht an Pieck, 17.5.1945, in: ders. (Anm. 1),.S. 205. 
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Aufruf des vereinigungsbereiten „Zentralausschusses“ der SPD um Otto Grotewohl, 
der Urabstimmung fernzubleiben, folgten kanpp 30 % der Westberliner Sozialdemo- 
kraten (75). Statt die Spaltung der Arbeiterbewegung aufzuheben, wobei die Motive 
dieses Strebens stark emotional bestimmt und politisch durchaus nicht einheitlich 
waren, fügte die SED-Gründung der richtungsmäßigen Spaltung eine geographische 
hinzu. 

Die Block-Konzeption, die in der Ostzone die Parteidiktatur der zur SED er- 
weitereten KPD verschleierte, hatte in den Westzonen den gegenteiligen Effekt. Sie 
veranlaßte die Kommunisten, wenn möglich, zur Teilnahme an Koalitionsregierungen 
auf lokaler und Länderebene, wo sie angesichts ihrer Schwäche und der Anwesen- 
heit westlicher Besatzungsmächte kaum Einfluß auf die allgemeine Richtung der Po- 
litik nehmen konnte. Zudem diskreditierte sich die KPD durch die anfängliche maß- 
gebliche Beteiligung an der westalliierten „Entnazifizierung‘ (76). Eine „nationale“ 
Wende der KPD-Politik Ende der 40er/ Anfang der 50er Jahre zur Einheit aller ‚‚Patrio- 
ten‘ gegen den US-Imperialismus bei gleichzeitigen ultralinken Tendenzen in der 
Gewerkschaftsarbeit (77) beschleunigte eher den Abstieg der Partei zur Bedeutungs- 
losigkeit schon vor ihrem Verbot. Die Identifikation mit der durch die Abtrennung 
der Oder-Neiße-Gebiete und anschließende Vertreibung der Deutschen, durch beson- 
ders brutales Auftreten der sowjetischen Truppen bei der Eroberung Ostdeutsch- 
lands, durch rücksichtslose Demontagen und Reparationen aus der Produktion usw. 
belasteten UdSSR, machte jeden nur denkbaren tatkischen Schritt weitgehend wir- 
kungslos. Die insofern, begünstigt durch den wirtschaftlichen Aufschwung im Westen, 
objektiv begründete „Sozialdemokratisierung“ der KPD-Anhänger — 1946/47 konn- 
te die KPD noch auf ca. 10 % der Wähler in den Westzonen rechnen und dominierte 
in vielen Großbetrieben, 1953 erhielt sie noch 2,2 % der Stimmen bei entsprechen- 
der Verringerung ihres Einflusses in Betrieben und Gewerkschaften — machte die 
SPD in den 50er Jahren zur Einheitspartei der westdeutschen Arbeiter. Ihre auf der 
spezifischen ökonomischen und gesellschaftspolitischen Situation in der Bundesre- 
publik beruhende Dominanz über die Arbeiterbewegung, vor allem vermittels der 
Gewerkschaftsführung, wurde auf parteipolitischer Ebene zum zentralen bündnis- 
strategischen Problem der westdeutschen Linken. 


Fragestellungen linker Bündnispolitik heute 


Die politische Praxis der KPD zu Beginn der 20er Jahre hat gezeigt, daß konsequente 
Einheitsfrontpolitik dazu tendiert, sowohl die Führungsrolle der Kommunistischen 


75 Absolute Zahlen z. B. in F. Osterroth/D. Schuster: Chronik der deutschen Sozialdemo- 
kratie, Hannover 1963, S. 412. 

76 L. Niethammer, Entnazifizierung in Bayern. Säuberung und Rehabilitierung unter ameri- 
kanischer Besatzung, Frankfurt/M. 1972, bes. S. 338 ff. 

77 Marxistische Aufbauorganisation, Die Krise der kommunistischen Parteien. Probleme der 
gegenwärtigen Revisionismuskritik, München/Erlangen 1973, S. 77 ff.; T. Fichter, Be- 
triebspolitik der KPD nach 1945. Am Beispiel der Firma Bosch, in: ders./E. Eberle, Kampf 
um Bosch, Berlin (West) 1974, S..115 ff. 
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Partei innerhalb der Klasseneinheit als auch die Beschränkung der Bündnispolitik auf 
die Arbeiterklasse infrage zu stellen. Gesellschaftliche Erfahrungen werden nicht nur 
vom Proletariat, sondern auch von anderen Klassen und Schichten des Volkes ge- 
macht. Aufgabe jeder linken Bündnispolitik muß es sein, auf der Grundlage dieser 
sozialen Erfahrungen alle in irgendeiner Weise ausgebeuteten, unterdrückten und 
unterprevilegierten Teile des Volkes in den Klassenkampf der Arbeiter gegen das 
Kapital zu integrieren. Diese Aufgabenstellung ist denn auch das einzige, das die tra- 
ditioneile Binheitsfront- und Volksfrontpolitik mit den aktuellen Aufgaben linker 
Bündnispolitik verbindet. Erstere konnte sich auf eine minoritäre Massenpartei der 
Arbeiter stützen, die alle potentiellen Bündnispartner als Objekte ihrer Politik be- 
trachtete. Dieses Subjekt fehlt gegenwärtig in der Bundesrepublik nicht nur empi- 
risch; das Auftauchen der DKP und der K-Gruppen hat auch dazu beigetragen, den 
Führungsanspruch einer Partei mit derangeblichen „korrekten‘‘ Linie wieder in stär- 
kerem Maße grundsätzlich zu bestreiten. Alle historischen Erfahrungen — nicht zu- 
letzt die gegenwärtigen Entwicklungen in den lateineuropäischen Ländern — verwei- 
sen uns auf ein pluralistisches Bündnismodell, das über den Rahmen der Arbeiter- 
klasse hinausreicht. Es widerspräche den Interessen der sozialistischen Bewegung, 
ihrer Zielsetzung nach echte Volkskämpfe (z.B. die Auseinandersetzung um die Er- 
richtung von Kernkraftwerken, der Widerstand gegen die Erhöhung von Verkehrs- 
tarifen usw.) in ein klassenpolitisch-proletarisches Korsett zwingen zu wollen. Im 
Gegenteil: es gilt, die weitgehende und zunehmende Gemeinsamkeit von Interessen 
und Bedürfnissen der Werktätigen und der Mittelschichten gegenüber den destruk- 
tiven Tendenzen des modernen Kapitalismus zu unterstreichen und in Aktionen um- 
zusetzen, ohne partielle Divergenzen zu übertünchen. Solche Interessenunterschiede, 
wie sie etwa zwischen den Lohnabhängigen als Konsumenten und den Bauern als 
Produzenten auftreten, sind im Rahmen des Kapitalismus auch durch die raffinier- 
teste Taktik nicht aus der Welt zu schaffen. Doch zeigen sich Widersprüche auch in- 
nerhalb der Arbeiterklasse selbst. Das Scheitern des Ford-Streiks 1973 findet seinen 
tieferen Grund nicht im „Verrat“ des Betriebsrats oder einer kleinen Gruppe von 
„Arbeiteraristokraten‘‘, sondern in der aus objektiven Gründen mangelnden Identi- 
tät der Forderungen — vorwiegend ausländischer — angelernter Fließbandarbeiter 
und einheimischer Facharbeiter. Letztere nun einfach zu einer absterbenden Spezies 
mit entsprechendem reaktionären defensiven Sozialverhalten zu erklären, würde 
nicht nur die sozioökonmischen Trends unzulässig vereinfachen, sondern hieße, die 
Bewegung des „multinationalen Massenarbeiters“ bestenfälls zu einer nicht nur ak- 
tuell, sondern langfristig minoritären und isolierten, darum politisch aussichtslosen 
Dauerrebellion zu verdammen. 

Die Ablehnung des bolschewistischen Bündnismodells bedeutet allerdings die 
Zurückweisung der anmaßenden Regulierung spontaner Kämpfe durch eine ‚Partei 
der Arbeiterklasse‘; eskann sich auch nicht darum handeln, besonders unterdrückten 
Teilen der Arbeiterklasse und des Volkes das Recht auf Rebellion, unabhängig von 
„höheren“ politischen Zielen, zu bestreiten. Aber Sozialisten haben die Aufgabe, 
diese absolut legitimen Artikulationen mit dem strategischen Ziel der Klasseneinheit 
und Volkseinheit gegen das kapitalistische System in Beziehung zu setzen. Die Mytho- 
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logisierung der „anderen Arbeiterbewegung“ (78) ist insofern in ihrer politischen 
Wirkung noch schädlicher als die traditionelle marxistische Verachtung für das Klein- 
bürgertum. 

Von den bereits durch die Praxis und konzeptionelle Ausarbeitung der Einheits- 
frontpolitik 1921 - 23 aufgeworfenen Problemen jenseits der Arbeitereinheit, die 
dann zwölf Jahre später unter der Parote der Volksfront wieder aufgegriffen wurden — 
deren vollständiger Mißerfolg resultierte, wie zu zeigen versucht wurde, nicht aus der 
Benennung der Probleme und ihrer bündnispolitischen Aspekte als solcher, sondern 
aus ihrer Verknüpfung mit außenpolitischen Interessen der UdSSR statt ihrer Ablei- 
tung aus praktischen Erfahrungen und Realanalysen der deutschen Gesellschaft — , 
kann keines heute als auch nur theoretisch bewältigt gelten. Insofern haben uns die 
bündnispolitischen Experimente während der 20er und 30er Jahre auch heute noch 
etwas zu sagen. Die wichtigste Lehre: großartige Resolutionen, Deklarationen, Auf- 
rufe nützen gar nicht, wenn dahinter nicht bestimmte gemeinsame Interessen — er- 
fahrene Interessen — stehen. Viel relevanter als die Formulierung von Bündnisange- 
boten an „das Volk“ ist die Liquidierung einer Haltung, die in allen nichtproletari- 
schen Klassen und Schichten nur Objekte der Politik sieht, denen gegenüber eine 
„kluge Taktik“ in Anwendung zu bringen sei, um sie zu „neutralisieren“. Den Vor- 
wurf populistischer Abweichung von der „proletarischen Klassenlinie‘‘ nehme man 
in Kauf: Jede revolutionär Massenbewegung ist bis zu einem gewissen Grade „‚popu- 
listisch“, und wer die nichtproletarischen Massen lediglich als Manövriermasse be- 
trachtet, wird auch dazu neigen, die reale Arbeiterbewegung zu verklären, um deren 
Unvollkommenheit schließlich terroristisch zu korrigieren. 

Im hochentwickelten Kapitalismus der Bundesrepublik besteht das zentrale 
bündnisstrategische Problem nicht mehr in der Gewinnung der selbständigen Mittel- 
schichten (obwohl etwa die Bauernfrage damit keineswegs erledigt ist), sondern in 
der Vereinheitlichung der über 80 % lohnabhängig Beschäftigten. Damit ist Bündnis- 
politik zwar unkomplizierter geworden, denn in den Gewerkschaften gibt es bereits 
ein Instrument, diese Vereinheitlichung voranzutreiben. Es besteht jedoch die Gefahr, 
aufgrund des gemeinsamen Lohnabhängigen-Status der großen Bevölkerungsmehrheit 
die Nicht-Identität ihrer Interessen zu übersehen, aus der sich ja erst die speziellen 
Bündnisaufgaben ergeben. 

Wie gegenüber den Mittelschichten ist jeder Dogmatismus auch gegenüber den 
bürgerlichen Parteien fehl am Platze, insbesondere wenn organisierte werktätige Grup- 
pen in ihnen wirken. Das Hauptproblem der westdeutschen Linken in ihrem Verhält- 
nis zu den etablierten Parteien besteht eindeutig darin, eine emotionale und sektie- 


78 Heinrich Böll stellt in seinem Nachwort zu Kopelew die simple, aber umso berechtigtere 
Frage (S. 599): „Hat man sich je überlegt, ist man sich je klar geworden innerhalb der 
westlichen Kommunistischen Parteien, innerhalb der gesamten ‚linken‘ internationalen 
Szene, warum Deutschland, das einst die stärkste KP hatte, auf die man viele Hoffnungen 
setzte, nach 1945 die schwächste Kommunistische Bewegung gehabt hat - frotz aller Ein- 
sicht in den Wahnsinn des Faschismus? Ob für die überlebenden und heimkehrenden 
Kommunisten dieser Anschauungsunterricht nicht weitaus abschreckender war als aller 
gepredigter Antikommunismus — und wie viele ehemaligen Kommunisten haben in ihn 
eingestimmt?“ 
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rische Haltung gegenüber der SPD zu überwinden — unabhängig davon, ob es sich 
nun um eine „bürgerliche Arbeiterpartei“, um eine „bürgerliche Partei, die sich auf 
die Arbeiter stützt‘, oder um eine „vollständig bürgerliche Partei‘ handelt, in jedem 
Fall geht es um ihre Anhänger und Mitglieder, die die relativ politisierteren Teile der 
Arbeiterklasse und der Werktätigen ausmachen. Dennoch gibt es keinen Grund, die 
parteitaktisch motivierte Verfehmung christlich-demokratischer Werktätiger und 
ihrer Vertrauensleute in Betriebsräten und Gewerkschaften mitzumachen, sofern 
sich diese nur aus deren Parteimitgliedschaft ergibt. Im übrigen kann es sich für uns 
auf absehbare Zeit nicht um ein Bündnis zwischen Parteien handeln, sondern „nur“ 
um ein Beziehungsnetz sozialer Erfahrungen, um die praxisbezogene Kommunika- 
tion zwischen Basisansätzen verschiedensten Ursprungs und deren Verbindung mit 
einer offenen Diskussion theoretisch-analytischer und strategisch-taktischer Proble- 
me. Daß die undogmatische Linke dabei von der DKP — von noch kleineren „‚Par- 
teien‘‘ können wir dabei getrost absehen — überspielt oder ins Schlepptau genom- 
men wird, ist desto unwahrscheinlicher, je klarer wir uns die absolute Unselbstän- 
digkeit dieses politischen Gebildes vor Augen führen und unsere Hauptkritik daran 
festmachen statt an ihrem „Revisionismus“. 

Was unsere Stellung zur Verteidigung desRechtsstaates und der demokratischen 
Freiheiten angeht, die durch die verschärfte politische Repression seit Anfang der 
70er Jahre wieder am praktischer Bedeutung gewonnen hat, so erweist sich die — 
zum Teil gewiß zu wenig reflektierte — Hinwendung der westeuropäischen Kommu- 
nistischen Parteien zu den politischen Prinzipien der parlamentarischen Demokratie 
bei vielen offenbar eher als Hindernis für eine mehr als defensive Berufung auf die 
vermeintlichen Errungenschaften der bürgerlichen Emanzipation. Tatsächlich sind 
viele der heute als konstitutive Merkmale der bürgerlichen Demokratie geltenden 
Rechte erst von der modernen Arbeiterbewegung erkämpft worden, wie z. B. das 
Koalitonsrecht und das allgemeine Wahlrecht. Ohne die radikaldemokratische Kritik 
am Parlamentarismus zurückzunehmen, muß festgestellt werden, daß kein anderes: 
bestehendes politisches System, am wenigsten der „reale Sozialismus“, ein entspre- 
chend hohes Maß an Rechtssicherheit und politischen Spielraum für die spontanen 
Kämpfe und die Organisierung der Arbeiterklasse garantiert. Damit ist das Problem 
gewiß nicht erschöpft, eigentlich beginnt es an dieser Stelle überhaupt erst. Indessen 
scheint es mir zunehmend unfruchtbar zu sein, der gesellschaftlich-politischen Reali- 
tät in West und Ost mehr oder weniger idealtypische Utopien (von der Parteidiktatur 
altstalinistischen Charakters bis zur Auflösung des Staates in der Assoziation freier 
Individuen) gegenüberzustellen, ohne wirkliche Konsequenzen aus der Tatsache zu 
ziehen, daß bisher in keinem einzigen „sozialistischen“ Land die demokratischen 
Rechte des Volkes und die Arbeiterdemokratie realisiert sind. Es handelt sich hier 
um eine grundsätzliche Frage, die weit über taktische Überlegungen hinausgeht. 

Das gilt ebenso für das nationale Problem Deutschlands: Das oben aufgezeigte 
Fehlen einer nationalen Identität der deutschen Linken mit seinen objektiven Grün- 
den steht in auffälligem Gegensatz zur Verwurzelung der sozialistischen Bewegung 
in der nationalen Tradition nicht nur unterdrückter, wirtschaftlich zurückgebliebener 
und kleiner Länder, sondern auch Italiens, Frankreichs, ja selbst Großbritanniens. 
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Dieses alte Dilemma der deutschen Linken wurde natürlich durch das Ausbleiben 
einer Volkserhebung am Ende des Zweiten Weltkriegs (im Unterschied zu den be- 
setzten Ländern), das die Sozialisten aller Tendenzen nach der „Befreiung“ zur Zu- 
sammenarbeit mit den Okkupationsmächten nötigte, erheblich verschärft. Aber 
auch die bürgerlichen Kräfte — vor allem in den Westzonen — suchten die Kollabora- 
tion und waren dabei oft wesentlich nachgiebiger. In der Tat hatte das Ende des 
Deutschen Reiches auch deren nationale Identität mit der — wenigstens äußerlich — 
definitiven Beendigung der preußisch-deutschen Traditionslinie infrage gestellt. Der 
Separatstaatspatriotismus des Adenauer-Regimes, an den die heutigen CDU/CSU- 
Führer anzuknüpfen versuchen, war zum geringsten Teil traditioneller deutscher Na- 
tionalismus, überwiegend Antikommunismus und Abendlandideologie. Diesem pro- 
westlichen bundesrepublikanischen Staatsbewußtsein setzte die SPD während der 
50er Jahre ihre nationalstaatliche Wiedervereinigungspolitik entgegen, fand damit 
jedoch mehr Resonanz in Ost- als in Westdeutschland. Sowenig es der SPD in den 
50er Jahren gelang, der westdeutschen Bevölkerung plausibel zu machen, daß die 
Sozialdemokratie nationale Interessen verteidigte und nicht die die Westintegration 
vorantreibende Regierung Adenauer, sowenig wurde die deutsche Frage durch die 
Spaltungspolitik seitens der westlich und der östlich orientierten politischen Kräfte 
im Bewußtsein des deutschen Volkes gelöst. Die „zwei Nationen“ bleiben auf ab- 
sehbare Zeit eine Schreibtischkonstruktion der SED-Führer zu Legitimationszwecken. 
Es gibt sogar Anzeichen dafür, daß das nationale Zusammengehörigkeitsgefühl durch 
die „neue Ostpolitik‘‘ der SPD/FDP-Regierung seit 1969 eher gestäkrt wurde. 

Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung in eine östliche und eine west- 
liche Strömung ging der staatlichen Spaltung Deutschlands voraus und war zugleich 
ein wesentliches Moment davon. Indem beide deutschen Teilstaaten in ihren jeweili- 
gen von den Supermächten kontrollierten hochgerüsteten Machtblöcken unentbehr- 
liche militärische und ordnungspolitische Sicherungsfunktionen ausüben, behält die 
deutsche Spaltung ihre politische Relevanz als entscheidender Stützpfeiler des Status 
quo. Die politische Brisanz dieses Problems für eine gegen das System von Jalta ge- 
richtete Strategie der sozialen und nationalen Emanzipation und die Schlüsselrolle 
der deutschen Arbeiterklasse in diesem Zusammenhang sind offensichtlich. Nur die 
antistalinistische Linke ist von ihrer politischen Interessenlage her imstande, die 
deutsche Frage radikal anzugehen. Aber kann eine politische Bewegung nationale 
Bedeutung gewinnen, die nicht zugleich eine nationale Bewegung ist? 


Verfaßt im Sommer 1976 
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Renate Genth/Elmar Altvater 
Politische Konzeptionen und Schwierigkeiten der KPI in der Krise — 
ein Aufriß von Problemen einer Strategie der Arbeiterbewegung (I) 


1. Gefahren und Chancen für die Arbeiterbewegung Westeuropas in der Krise 


Das Bürgertum versucht die gegenwärtige weltweite Krise nicht nur als einen ökono- 
mischen „Bereinigungsmechanismus‘“ einzusetzen, sondern damit gleichzeitig auch 
politisch seine Herrschaft zu festigen, indem der Einfluß der Organisationen der Ar- 
beiterbewegung (Gewerkschaften, Parteien, autonome Gruppen) zurückzudrängen 
versucht wird. Die Offensive der Arbeiterbewegung ist nach einer in der zweiten Hälf- 
te der 60er Jahre beginnenden Phase harter Kämpfe der Arbeiter und breiter Massen- 
bewegungen (der Studenten, der Jugendlichen generell, der Frauen, von Bürgerinitia- 
tiven) ins Stocken geraten. Die erkämpften Errungenschaften (Verbesserungen des 
Lebensniveaus, Kontrollrechte über die Produktion, manche gesellschaftliche Refor- 
men, Veränderungen im politischen Klima vieler Länder zugunsten der Linken) sind 
von der Gegenoffensive der Bourgeoisie bedroht. Daher müssen die Organisationen 
der Arbeiterbewegung alle Anstrengungen unternehmen, um aus der Abwehr der 
Krisenfolgen heraus positive Formen geselischaftlicher Machtentfaltung zu entwik- 
keln. Dies scheint uns die entscheidende Aufgabe der Arbeiterbewegung überall in 
Westeuropa zu sein, und daraus ergeben sich auch die gemeinsamen Bezugspunkte 
einer „‚Strategie.der Arbeiterbewegung in Westeuropa“ (1). Die Krise enthält ja nicht 
nur die Möglichkeit einer unter Umständen verzweifelten Niederlage der Arbeiterbe- 
wegung undder demokratischen Massenbewegung wie in Deutschland nach der Welt- 
wirtschaftskrise 1933 oder wie in Chile 1973, sondern auch die Chance für die Durch- 
setzung alternativer Vergesellschaftungsformen im Interesse der Arbeiterklasse. Dies 
ist unsere Hauptthese, die wir am italienischen Beispiel untersuchen wollen. 

Wie auch in den anderen Ländern Westeuropas läßt der Prozeß der Krise die 
„politische Landschaft“ nichtunbeeinflußt. Die politische Rechte formiertsich: in Eng- 
land die Konservativen unter Thatcher; in Frankreich die Gaullisten unter Chirac; in 
der BRD entwickelt sich ebenfalls eine deutliche Tendenz zu einer rechten Sammel- 
bewegung, die gegenwärtig allerdings kaum das bestehende Parteiengefüge zu zerbre- 
chen braucht, vielmehr in ihm die besten Entfaltungsmöglichkeiten hat; in Italien 
hat Ende 1976 die Affäre De Carolis klar gemacht, daß sich auch innerhalb der 
Christdemokraten ein Flügel mit der politischen Perspektive einer autoritären „Lö- 
sung“ der Krise herausbildet. Die Gefahr faschistischer Entwicklungen — dabei kann 
es sich auch um einen „Faschismus ohne Massenbewegung‘“ nach lateinamerikani- 


1 In diesem Zusammenhang wäre der Begriff des „Eurokommunismus“ zu diskutieren als 
eine Strategie der westeuropäischen Arbeiterbewegung in der Krise. Wir werden am Schluß 
unseres Beitrags darauf noch zurückkommen. 
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schem Muster handeln — ist in Westeuropa nach dem Zusammenbruch der faschisti- 
schen Regime in Portugal und Griechenland und tendenziell auch in Spanien keines- 
wegs für alle Zeiten gebannt. Daher kommt es für die Abeiterbewegung, die Gewerk- 
schaften und die politischen Linksgruppen bzw. -parteien, darauf an, nicht nur die 
unmittelbaren Auswirkungen der Krise und der bürgerlichen Krisenvermeidungspoli- 
tik zu bekämpfen, weil damit die materiellen Bedingungen von Arbeit und Reproduk- 
tion der Arbeiterklasse verschlechtert werden, sondern auch die politischen Transfor- 
mationen in Richtung auf einen autoritären Staat oder gar faschistische Abenteuer 
abzuwehren. Bine Abwehr dieser Tendenzen kann aber nicht gelingen, wenn sie bloß 
als Erhaltung des gesellschaftlichen status quo, als bloße Verteidigung der Demokra- 
tie, verstanden wird. Sie erfordert vieimehr die Entwicklung positiver und realisti- 
scher, d.h. mit den Erfahrungen aus den Kämpfen der letzten Jahre vermittelter, Al- 
ternativen. 

Es kommt demzufolge darauf an, wie der immanente und widersprüchliche 
Zusammenhang von Reform und Revolution ineiner speziellen Situation, in der welt- 
weiten Krise nämlich, konkret formuliert wird. Reformen sind im Sinne der Arbei- 
terbewegung Momente der sozialen Emanzipation der Arbeiterklasse. Die Bourgeoi- 
sie dagegen versucht in der Prosperität Reformen als Integrationsmittel kapitalistisch 
zu funktionalisieren, damit sie dabei ihren emanzipatorischen Gehalt verlieren. in 
der Krise ergibt sich eine andere Gefahr. Sofern das kapitalistische Modell der Akku- 
mulation nicht einfach über den Haufen geworfen werden kann, werden mit Refor- 
men auch die Voraussetzungen für einen neuen Aufschwung der Kapitalakkumula- 
tion zu schaffen versucht. Dies ist die materielle Voraussetzung für ein gemeinsames 
Interesse von Arbeiterklasse, Mittelschichten und Teilen des Kapitals an Reformen 
des Systems, also für die Möglichkeit der Errichtung eines relativ breiten „reformisti- 
schen Blocks“ (2). Daher haben es die Organisationen der Arbeiterbewegung in der 
Krise nicht nur damit zu tun, erstens die autoritären „‚Lösungsstrategien“ der Krise 
ernsthaft und konzentriert zu bekämpfen, zweitens Reformen als Momente im Pro- 
zeß der sozialen Emanzipation zu konzipieren und nicht nur als bloße Verbesserun- 
gen der Lebenssituation der Arbeiterklasse (obwohl dies zumindest in der Krise nicht 
wenig ist) zu verstehen, sondern drittens auch damit in dem breiten reformistischen 
Block, der ja von Teilen der Kapitalistenklasse bis zur Arbeiterklasse reicht, eine he- 
gemoniale Position zu erreichen und zu bewahren. Eine Diskussion von Reformstra- 
tegien muß also die zu lösenden und sich nicht zuletzt auch aus der Krise ergebenden 
Aufgaben formulieren, sie muß die Klassenbasis von Interessen an Reformprogram- 
men berücksichtigen und eine entsprechende Bündnisstrategie entwickeln. 

Aus diesen noch allgemeinen Bemerkungen ergibt sich die Gliederung unserer 
Darstellung. Um die Schwierigkeiten der Politik der KPI in der gegenwärtigen Krise 
wirklich diskutieren zu können, müssen die Ursachen und Erscheinungsformen der 
Krise in Italien, die politischen Traditionen und Erfahrungen der Arbeiterbewegung 
und insbesondere der KPI, und die politischen Machtverhältnisse in der italienischen 
2 Vgl. dazu den Aufsatz von Lucio Magri, Spielraum und Rolle des Reformismus, in: Rossa- 


na Rossanda, Lucio Magri u. a., Der lange Marsch durch die Krise, Frankfurt 1976, zuerst 
erschienen in 11 Manifesto vom 26.4.1973 
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Gesellschaft und im internationalen Rahmen — denn keine Bourgeoisie verteidigt 
sich nur mit ihren nationalen Kräften; die Politik der KPI hat es immer mit der Ge- 
samtheit des „westlichen Bündnisses‘ zu tun — herausgearbeitet werden. Dies soll 
ansatzweise in den folgenden Ausführungen geschehen. Die ausführlichere und unter 
Umständen auch kontroverse Darstellung von hier vernachlässigten Aspekten ist 
weiteren Veröffentlichungen vorbehalten (3). 


iH. Die Wirtschaftskrise in Italien 


Die Angriffe des Kapitals und des bürgerlichen Staates auf die materiellen Errungen- 
schaften der Arbeitermassen kleiden sich in allen westeuropäischen Ländern in die 
Forderung nach einer wirksamen Senkung der sogenannten Lohnstückkosten (4), 
um die Investitionen der Wirtschaft anzuregen, die Konkurrenzfähigkeit des natio- 
nalen Kapitals auf dem Weltmarkt zu verbessern und die Inflationsrate herunterzu- 
schrauben. Eine Senkung der Lohnstückkosten in der Krise bedeutet, wenn nicht un- 
bedingt eine absolute Senkung der Reallöhne (obwohl gerade dies sowohl in Italien 
als auch in Großbritannien oder der BRD passiert ist), so doch eine Begrenzung der 
Steigerungsrate. Dies kann nicht anders zustandekommen als durch eine Disziplinie- 
rung der Gewerkschaften und der Arbeiterparteien, sofern nicht der Druck der indu- 
striellen Reservearmee von Millionen Arbeitslosen dazu schon ausreicht. Den Gewerk- 
schaften und Arbeiterparteien geht es zunächst einmal darum, diesen Disziplinie- 
rungsdruck abzuwehren. Aber damit ist es keineswegs getan. Denn sie müssen auch 
politische Konzeptionen entwickeln, wie denn auf anderem Wege als durch bloße 
Lohnkostensenkung die Krise überwunden werden kann. Hier liegen denn auch die 
eigentlichen Schwierigkeiten einer jeden Strategie der Arbeiterbewegung. Während 
in der BRD die Gewerkschaften bislang außer keynesianischen Programmen kaum 
politische Iternativen zur Politik des Staates entwickelt haben, setzen in Italien so- 
wohl die Gewerkschaften als auch die KPI der Politik der Senkung der Lohstückko- 
sten durch Kapital und Regierung ein Reformprogramm entgegen, mit dem bean- 
sprucht wird, das „alte Akkumulationsmodell“ abzulösen und durch eine neue Ent- 
wicklungsperspektive zu ersetzen (5). Viele der propagierten Reformen erscheinen 
3 Dieser Aufsatz verdankt sich auch den regelmäßigen Diskussionen in einem Italien-Arbeitts- 
kreis in Westberlin. Die von uns hier vertretenen Positionen veranworten wir selbstver- 
ständlich allein. Mit diesem Aufsatz wollen wir nicht zuletzt eine Diskussion über einige 
von uns als zentral eingeschätzte Fragen auch für die westdeutsche Linke anregen. 

4 Die Lohnkosten je Produkteinheit oder auch Lohnstückkosten ergeben sich als Relation 
zwischen dem Bruttoeinkommen aus Lohnarbeit je Lohnarbeiter und dem Bruttoinlands- 
produkt je Erwerbstätigen. Sie stellen also die Relation zwischen durchschnittlichem 
Bruttolohn und Produktivität der Arbeit dar. Da in der Statistik das Durchschnittsein- 
kommen aus Lohnarbeit in laufenden, die Produktivität aber in konstanten Preisen aus- 
gedrückt werden, sind alle Daten über die Lohnstückkosten mehı oder weniger stark ver- 
zeırt. Die Lohnkosten je Produkteinheit können auch gesenkt werden, wenn die Kapazi- 
tätsauslastung steigt. Dies ist letzten Endes aber von einem Anstieg der Profitabilität des 
Kapitals abhängig. 

5) Vgl dazu als Beispiel Giorgio Napolitano, Classe Operaia, Occupazione e Sviluppo, Roma 
1975, insbes., S. 18 und Aris Accornero, Ti modello di Sviluppo, in: Rinascita, Nr. 49, 
10. Dezember 1976 
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zunächst als nichts anderes denn als eine Rationalisierung des italienischen Kapitalis- 
mus, der im Vergleich zum stromlinienförmigen westdeutschen Kapitalismus tradi- 
tionell eine Vielzahl von Eigentümlichkeiten aufweist, die nur aus der besonderen 
Geschichte des Landes verständlich sind (6) und zu einem Hindernis für die weitere 
Entfaltung des italienischen Kapitals unter den Bedingungen verschärfter Konkur- 
renz auf dem Weltmarkt geworden sind. Daher müssen, um die Reformprogramme 
in ihren Zielsetzungen einschätzen zu können, die in der Krise sich zuspitzenden ge- 
sellschaftlichen Widersprüche und ihre Ausdrucksformen als Krisenerscheinungen 
dargestellt werden. Wir fangen also an mit einer kurzen Skizze der Ausdrucksformen, 
der Symptome der Wirtschaftskrise in Italien. 


Symptome der italienischen Wirtschaftskrise 


Das Ausmaß der Krise in Italien ist enorm. Wir können an dieser Stelle lediglich eini- 
ge Ausdrucksformen benennen, um die — auch im internationalen Bereich — be- 
sondere Schärfe der Krise zu kennzeichnen: 
(1.) Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung haben stark zugenommen; allein 1975 
waren im Durchschnitt des Jahres 1,1 Mio. Arbeiter und Angestellte arbeitslos. Im 
gleichen Jahr gingen in der Industrie 327.000 Arbeitsplätze verloren und diese Ten- 
denz hat sich 1976 keineswegs umgekehrt, wie die vielen Entlassungen selbst großer 
Unternehmen und sogar im Staatssektor deutlich zeigen. Die Erwerbsquote (der An- 
teil der Erwerbspersonen an der Bevölkerung), die traditionell sowieso schon niedri- 
ger als in vergleichbaren anderen Ländern ist, hat sich auf unter 35 vH vermindert; 
in der BRD beträgt sie vergleichsweise 42,1 vH. Das ganze Ausmaß der ‚‚Fehlentwick- 
lungen“ in der italienischen Wirtschaft wird deutlich, wenn man die Vermehrung 
der Bevölkerung seit 1960 mit mehr als 5 Mio. Menschen der Entwicklung der Zahl 
der Erwerbstätigen gegenüberstellt: diese hat sich im gleichen Zeitraum um etwa 
1 Mio. verringert! Wenn man diese Daten über die Arbeitslosigkeit noch aufschlüsseln 
würde, dann würde sich zeigen lassen, daß gerade Jugendliche, Frauen und ältere Ar- 
beiter besonders betroffen sind. Genaue Zahlen existieren darüber nicht; aber man 
schätzt allein rund 800.000 arbeitslose oder unterbeschäftigte Jugendliche mit Abi- 
tur oder Hochschulabschluß. 

(2.) Gleichzeitig hat seit 1973 die Inflation zweistellige Zahlen angenommen. 
Die jährliche Geldentwertung beträgt seitdem mehr als 15 vH (1976 rechnet man 
mit rund 20 vH) mit den entsprechenden Konsequenzen für die Lebenshaltung der 
Massen, die BEinkommensverteilung zwischen den Klassen, die Höhe der Zinsen und 
folglich für die sozialen Verhältnisse generell. Gerade die Inflation hat in Italien Er- 
innerungen an die Konsequenzen der Nachkriegsinflationen in den 20er Jahren und 
an die Inflationen in Lateinamerika geweckt, wo sie bei der Zersetzung der sozialen 
Strukturen durch Enteignung der Mittelschichten, durch Pauperisierung der Arbei- 


6 Dazu ist der Aufsatz von Ekkehart Krippendorff, Die Herausbildung der außenwirtschaft- 
lichen Abhängigkeit Italiens, in: Kritik der Politischen Ökonomie, Nr. 13 (erscheint April 
1977) als Problemaufriß empfehlenswert. 
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terklasse und der Bauernschaft und der darauf aufbauenden faschistischen Bewegun- 
gen eine bedeutende Rolle gespielt hat. „Die Inflation führt zu autoritären Lösungs- 
versuchen‘‘, sagt Giorgio Amendola. Daher ist es verständlich, wenn die Inflation als 
der „Hauptfeind‘“ bezeichnet wird, den es zuallererst zurückzuschlagen gelte. Zur 
Verhinderung der negativen politischen Konsequenzen der Inflation müßten gerade 
auch von der Arbeiterklasse Opfer gebracht werden, lautet die These (7). 

(3.) Hinzu kommt noch, daß ohne Eindämmung der Inflation das strukturelle 
Defizit des Staatshaushalts nicht wirksam bekämpft werden kann. Es machte 1972 
noch 3450 Mrd. Lire aus, steigt aber von Jahr zu Jahr an: 1973 sind es 5167, 1974 
6627 und 1975 7712 Mrd. Lire. Die Gründe für diese Entwicklung liegen aber nicht 
nur in der ökonomischen Krise mit einem entsprechenden Ausfall an Staatseinnah- 
men und an der Inflation, die die Käufe des Staates und die Personalausgaben enorm 
verteuert, sondern auch in Strukturproblemen des italienischen Staatsapparats: Dazu 
gehören ein Ausmaß an Steuerflucht und Steuerhinterziehung wegen eines zwar gro- 
ßen aber inetfizienten Fiskalapparats, wie in kaum einem anderen Land, ein aufge- 
blähter aber unfähiger Verwaltungsapparat, wie sich beispielsweise schlagend deut- 
lich an der Unfähigkeit zur Organisation der Hilfe für die Erdbebenopfer in Friaul 
zeigt, ein Komplex von unrentablen, permanent mit Zuschüssen versehenen Staats- 
Unternehmen, ein System von Subventionen, das kaum mehr überschaubar ist und 
den einzigen Zweck erfüllt, eine Klientel der politischen Herrschaftsträger auszuhal- 
ten. So ist es klar, daß das Staatsdefizit keineswegs beseitig werden kann, indem die 
Krise überwunden wird, wenn nicht zugleich auch eine Staatsreform durchgeführt, 
also die politische Macht der Profiteure dieses Systems gebrochen wird. 

(4.) Dann ist da das Loch in der Zahlungsbilanz. Seit 1973 — wobei die soge- 
nannte Ölkrise eine gewisse Rolle spielt — befindet sich die italienische Leistungsbi- 
lanz im Defizit, dessen Beseitigung nicht absehbar ist. Auch 1976 die äußere Ver- 
einem Fehlbetrag von etwa 2,5 Mrd. Dollar gerechnet, die zwar zum Teil noch aus 
einem ansehnlichen Devisenschatz der Banca d’Italia finanziert werden können, je- 
doch die äußere Verschuldung des Landes immer mehr vergrößern. Nach Angaben 
des Präsidenten der Banca d’Italia, Baffi, beträgt im November 1976 die äußere Ver- 
schuldung 16,3 Mrd. Dollar, die allein 1976 die Zahlung von 1,1 Mrd. Dollar Zinsen 
erforderlich machen. So ist es kein Wunder, daß nach den unbarmherzigen Gesetzen 
des kapitalistischen Weltmarktes die italienische Währung zunehmend unter Druck 
geraten ist mit zeitweise dramatischer Zuspitzung in den Weltwährungskrisen. Jeden- 
falls hat die Lira seit Ende Dezember 1971 (seitdem die Wechselkurse in dem soge- 
nannten „smithonian Abkommen“ festgelegt worden sind) gegenüber dem Dollar 
von 581,5 Lire pro Dollar auf 916 im Mai 1976 nachgegeben. Im Oktober 1976 ge- 
lang es der Banca d’Italia nur unter Mobilisierung aller noch vorhandenen Devisenre- 
serven und durch Einschränkungen des internationalen Kapitalverkehrs, das Abrut- 
schen der Lira auf die Parität von mehr als 1000 Lire pro Dollar zu verhindern. Auch 
gegenüber der DM hat die Lira in den vergangenen Jahren über die Hälfte ihres Wer- 
7 Giorgio Amendola, in Corriere della Sera, 9.1.1977; Vgl. auch Giorgio Amendola, Quel 


che bisogna colpire quel che bisogna attuare, in: La Proposta Comunista, Roma 1976 
(Broschüre der KPI zu den Wahlen vom 20. Juni 1976), S.19 £ 
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tes eingebüßt. Diese permanente Währungsabwertung ist für das Land ausgesprochen 
ungünstig. Denn dadurch wird nicht nur die Inflation durch menetäre Impulse weiter 
genährt. Es verteuern sich auch die Importe, was bei der hohen Rohstoff- und Lebens- 
mittelabhängigkeit des Landes für die ökonomische Entwicklung große Nachteile 
mit sich bringt, z. B. weil der Kapitalvorschuß vergrößert und dadurch die Rentabi- 
lität der Produktion gesenkt wird. Aber auch in diesem Bereich läßt sich sagen, daß 
es sich nicht nur um ein konjunkturelles Problem handelt, das mit einer Reduzierung 
der Inflationsrate gelöst werden könnte. Die Handelsbilanzdefizite Italiens deuten 
darauf hin, daß die Konkurrenzfähigkeit der Industrie auf dem Weltmarkt gegenüber 
anderen kapitalistischen Ländern nachgelassen hat, so daß nur durch Steigerungen 
der Produktivität der industriellen Produktion das strukturelle Zahlungsbilanzdefi- 
zit verringert werden kann. 

(5.) Gleichzeitig nahmen die Investitionen in den ersten zwei Trimestern 1976 
um durchschnittlich 3,9 vH. ab. Diese Abnahme ist zum einen sicherlich die Folge 
der wegen der Inflation und der Kreditrestriktionen enorm angestiegenen Kreditzin- 
sen, zum anderen aber Resultat der unausgelasteten Produktionskapazitäten und der 
abgesunkenen Profitmargen. Hier spielen Konjunkturelle wie auch strukturelle Be- 
dingungen eine Rolle und nicht zuletzt auch die Klassenkämpfe seit der zweiten Hälf- 
te der 60er Jahre, die tatsächlich die Verteilung zu Lasten der Kapitalistenklasse ver- 
ändern konnten. An diesem Problem setzen denn auch, wie nicht anders zu erwarten, 
das Kapital und der bürgerliche Staat zuerst an, um durch eine Korrektur diesmal zu 
Lasten der Arbeiterklasse die Profite als Voraussetzungen eines Anstoßes der Kapital- 
akkumulation anzuheben. 

Arbeitslosigkeit und Inflation, eine Verschlechterung der Konkurrenzposition 
auf dem Weltmarkt, eine fühlbare Investitionsschwäche mit der Folge, daß der Pro- 
duktivitätsrückstand zu anderen kapitalistischen Ländern nicht aufgeholt wird, ja 
eher noch größer wird, eine so starke Zuspitzung der Fiskalkrise, daß manche Kom- 
munen Schwierigkeiten haben, die Gehälter ihrer Beschäftigten zu bezahlen — das 
sind grob zusammengefaßt die wichtigsten Kennzeichen der gegenwärtigen Krise in 
Italien. Ihre besondere Brisanz erhalten sie aber dadurch, daß der Verlauf dieser Kri- 
se alle Hoffnungen auf eine erneute Prosperitätsphase ohne eine grundlegende Ver- 
änderung der Voraussetzung von Wertbildung und Verwertung hat zerrinnen lassen. 
Im Verlauf des sogenannten „italienischen Wirtschaftswunders“, d. h. bei wirtschaft- 
lichen Wachstumsraten, die neben denjenigen der BRD die höchsten in Westeuropa 
waren, wurden die strukturellen Schwächen des italienischen Kapitalismus überdeckt 
und gleichzeitig noch zugespitzt. In der Krise geht es daher nicht nur darum, aus ei- 
nem konjunkturellen Tief herauszukommen, sondern auch die bis zur Krise zuge- 
spitzten strukturellen Probleme zu lösen. Wir wollen einige der Strukturprobleme 
der italienischen Gesellschaft beschreiben. 


Strukturprobleme des italienischen Kapitalismus 


(1.) In den Jahren nach dem zweiten Weltkrieg bis in die erste Hälfte der 60er Jahre 
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hinein Konnte das italienische Kapital infolge der Schwäche der Arbeiterbewegung 
(7a) mit im internationalen Vergleich äußerst niedrigen Lohnkosten produzieren 
und ’akkumulieren und auf diese Weise den Technologie- und Produktivitätsrückstand 
gegenüber anderen Ländern ausgleichen. Das Tempo der Akkumulation hat mit Aus- 
nahme der Jahre 1961 und 1962 niemals ausgereicht, um mehr Arbeitsplätze zu 
schaffen als Emigranten das Land verließen. Das „italienische Wirtschaftswunder“ 
hatte also niemals eine alle Schichten der Bevölkerung einbeziehende und daher die 
sozialen Unterschiede und Spannungen nivellierende Wirkung. Die strukturellen Kon- 
flikte der Gesellschaft konnten somit auch — anders als in der BRD — nicht weitge- 
hend durch die allgemeine Prosperität überdeckt werden. 

Trotz der jährlichen Emigration von 100.000 bis 200.000 Arbeitskräften konn- 
te die Arbeitslosigkeit nicht vollständig abgebaut werden. Sie reduzierte sich von 
1954 (1,7 Mio.) bis 1963 (500.000) zwar merklich, nahm jedoch aufgrund der Krise 
von 1964 wieder auf etwa 800.000 zu. Daran zeigt sich eine strukturelle Schwäche 
des italienischen Kapitalismus: Da er nur aufgrund von im internationalen Vergleich 
niedrigen Löhnen konkurrenzfähig ist, bringen ihn Lohnsteigerungen sofort in schwe- 
re Krisen. Ein Anstieg der Lohnquote von 60 vH im Jahre 1960 (nachdem sie noch 
1953 70 vH betragen hatte) auf 65 vH im Jahre 1963 wird mitverantwortlich für die 
bis dahin schwerste Wirtschaftskrise mit dem entsprechenden Anstieg der Arbeitslo- 
sikeit (8). Es wird noch gezeigt werden, daß sich das gleiche Problem auch in der 
gegenwärtigen Krise wieder stellt: Der Rückstand im Produktionsniveau (9) soll durch 
entsprechende Lohneinbußen kompensiert werden; die Schwierigkeit für Geweık- 
schaften und Arbeiterparteien ergibt sich daraus, daß es auf kapitalistischer Grundla- 
ge bei starker Verflechtung in den kapitalistischen Weltmarkt (die Exportquote be- 
trug 1974 23,7 vH!) kurzfristig keine andere Lösung des Problems gibt und daher 
Kapital und. Regierung die „Logik der Sachzwänge“ auf ihrer Seite haben. Daher 
kommt es ja auch wesentlich darauf an, die strukturellen Bedingungen durch Refor- 
men so zu ändern, daß mittelfristig dieser Sachzwang aufgehoben wird. Die KPI ver- 
sucht dem dadurch Rechnung zu tragen, daß sie eine Programmatik entwickelt, in 
der kurzfristige Ziele mit mittel- und langfristigen Veränderungen kombiniert wer- 
den. Dazu unten mehr. 


Ta Ausführlich dazu Renate Genth, Die Entwicklung der Tarifpolitik der Metallgewerkschaf- 
ten Italiens von 1950 bis 1968 — Die Entwicklung des Zusammenhangs von betriebsnaher 
und zentraler Gewerkschaftspolitik innerhalb der Automobilindustrie, Diss. Berlin 1977 

8 Im Zeitraum von 1951 bis 1971 haben insgesamt 2.351.000 Menschen Italien verlassen; 
auf 1000 Einwohner entfallen durchschnittlich 2,4 Emigranten. K. Allen, A. Stevenson, 
Introduzione all’economica italiana, Bologna 1974,53, 168. Dieübrigen Daten sind entnom- 
men aus Augusto Graziani, L’economia italiana nell’ultimo decennio, in: Ders. (Hrgg.), 
Crisi e ristrutturazione nell’economia italiana, Torino 1975, und Vincenzo Cacici, Rober- 
to Fiore u. a., Ciclo e sviluppo nell’economia italiana, Milano 1976 

9 Im EG-Durchschnitt wird 1974 ein Bruttoinlandsprodukt von 8749 europäischen Rech- 
nungseinheiten (Eur) je Erwerbstätigen produziert; in der BRD sind es 11660 Eur, in Ita- 
lien jedoch nur 6043, in Großbritannien 6012 Eur. Die Produktivität der Arbeit beträgt 
in der BRD also 193 vH derjenigen Italiens. Vgl. Jahresgutachten des Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 1976, Tabellenanhang, 
eigene Berechnungen. 
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(2.) Im Verlauf der kapitalistischen Entwicklung verschärft sich das seit der: 
italienischen Einigung bestehende Problem des Ungleichgewichts zwischen den ein- 
zelnen Landesteilen. Im Norden ist ein hochindustrialisierter Komplex von Großun- 
ternehmen mit einer dem westeuropäischen Niveau angemessenen industriellen Struk- 
tur (FIAT, Pirelli, Montedison usw.) entstanden; im Süden, dem ‚‚Mezzogiorno‘“, da- 
gegen bleibt die Entwicklung zurück. Zwar findet auch hier eine Industrialisierung 
von Teilen der Landwirtschaft statt, und es werden auch Industriekomplexe errich- 
tet. Aber es entsteht dabei keine auch nur einigermaßen ausgeglichene industrielle 
Struktur, die die Rückständigkeit dieses Landesteils gegenüber dem Norden aufho- 
len Könnte. Es findet allenfalls „Entwicklung der Unterentwicklung“ statt, d. h. die 
Industriekomplexe in einigen Städten des Südens sind in den Reproduktionskreislauf 
des Nordens einbezogen, ohne im Süden ein „sich selbst tragendes Wachstum“ der 
Wirtschaft initiieren zu können. Arbeitskräfte werden im Gefolge der Mechanisie- 
rung der Landwirtschaft freigesetzt; sie können aber nicht in der kapitalintensiven 
Industrie des Südens, in den „‚Kathedralen in der Wüste‘, beschäftigt werden, sodaß 
sie zu emigrieren — in den Norden oder ins Ausland — gezwungen sind. Dies läßt sich 
beispielsweise an der Entwicklung der Verteilung der Bevölkerung Italiens auf die 
Regionen ablesen: 

Tabellel: 


Verteilung der Bevölkerung in Italien auf die Regionen und deren 
Beitrag zum Nationaleinkommen in Prozent 


Jahr Nord-West Nord-Ost Mittel- Süditalien 

Italien Italien Italien 

Verteilung der Bevölkerung auf die Regionen in Prozent: 
1951 24,71 19,82 18,25 37,22 
1961 25,92 18,79 18,55 36,74 
1971 27,55 18,50 19,04 34,91 

Verteilung des Nationaleinkommens auf die Regionen in % 
1951 35,24 19,54 19,91 25,29 
1961 38,27 19,64 19,44 22,63 
1971 38,62 19,84 19,23 22,29 


Quelle, Marigliano, in: Cacici, S. 334, 336 


Es zeigt sich also, daß der Mezzogiorno mit knapp 35 vH der italienischen Bevölke- 
rung zwischen 22 und 23 vH des Nationaleinkommens produziert, während der Nord- 
westen mit den großen Industriezentren Mailand und Turin mit etwa 25 - 27 vH der 
Bevölkerung mehr als 38 vH des Nationaleinkommens hervorbringt. Diese Ungleich- 
gewichtigkeit hat sich auch durch die Wanderungsbewegung von Süd nach Nord nicht 
verringeın lassen, was ein beredter Ausdruck für das Scheitern der christdemokrati- 
schen Entwicklungspolitik mit der „cassa per il mezzogiorno“ ist (10). Die für die 


10 Zum Mezzogiorno gibt es eine Fülle von Literatur. Vgl. in deutscher Sprache den infor- 
mativen und anschaulichen Beitrag von Horst Reimann/Helga Reimann, Entwicklungspro- 
bleme im Süden: Sizilien, in: Der Bürger im Staat, 26. Jahrg., Heft 5, September 1976, 
Ss. 177 ££. 
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Entwicklung des Südens bereitgestellten Geldmittel dienten kaum der Entwicklung 
des Landes, sondern eher der Finanzierung vereinzelter Industriekomplexe in staat- 
licher Hand und der Erhaltung derjenigen politischen Machtstrukturen, die die Herr- 
schaft der DC in dieser Region durch das Klientelsystem sichersteilten. 

(3.) Ein ganz entscheidendes Problem für den italienischen Kapitalismus ist 
die große Bedeutung der kleinen und mittleren Unternehmen. Während in Italien 
1971 52 vH der Arbeitskraft in Unternehmen bis zu 99 Beschäftigten engagiert sind, 
sind es in der BRD nur 19 vH (11); während noch 1954 25,4 der Beschäftigten in 
Unternehmen mit mehr als 500 Arbeitskräften arbeiten, sind es 1971 nurmehr 23,2 
vH. Hingegen steigt der Anteil der Unternehmen mit 11 bis 100 Beschäftigten von 
rund 22 vH auf rund 31 vH (12). Und diese Tendenz dürfte sich auch in der gegen- 
wärtigen Krise fortgesetzt haben. Denn gerade als Antwort auf die Klassenkämpfe 
hat das Kapital eine spezifische Arbeitsteilung zwischen großen und kleinen bzw. 
mittleren Kapitalen entwickelt. Große Unternehmen vergeben an kleine und mittlere 
Unternehmen gern Aufträge, die sich aus technisch-organisatorischen Gründen aus- 
gliedern lassen. Denn damit sind mehrere Vorteile verbunden: Dadurch werden die 
Lohnkosten gesenkt, da ja die kleinen und mittleren Unternehmen im Durchschnitt 
weniger Lohn zahlen als die Großunternehmen (13). Auch kann durch diese Art der 
Auftragsstreuung dem gewerkschaftlichen Druck leichter begegnet werden und es er- 
höht sich für die großen Kapitale die Flexibilität der Anpassung an sich ändernde 
Marktlagen (14). Hier zeigt sich ein Moment der Schwäche der italienischen Arbeiter- 
bewegung Zrotz der starken Kampfkraft. Aus dem Heer der arbeitslosen und unter- 
beschäftigten Arbeitskräfte rekrutieren vorwiegend die kleinen und mittleren Unter- 
nehmen ihre Arbeiterschaft, um sie einer besonderen Ausbeutung zu unterziehen. Oft 
leisten sie Schwarzarbeit (lavoro nero, occupazione occulta) bei sehr niedrigen Löh- 
'nen, ohne Sozial- und Krankenversicherung, unversteuert, gewerkschaftlich unorga- 
nisiert, ohne Kündigungs- und Arbeitsschutz. So reflektiert.sich die in der großen 
Zahl von kleinen Unternehmen zum Ausdruck kommende Schwäche des italienischen 
Kapitalismus im Vergleich mit anderen Ländern auch als Schwäche der italienischen 
Arbeiterklasse, als ein Moment ihrer Spaltung und Zerrissenheit. 

Bezeichnend ist weiterhin, daß diese industrielle Struktur eine regionale Kom- 
ponente hat: Während im Norden die Großindustrie angesiedelt ist, der Süden von 
der Landwirtschaft und den wenigen staatlichen Industriekomplexen beherrscht wird, 


11 Giorgio Fua, Occupazione e capacita produttive: la realta italiana, Bologna 1976, S. 54 
und Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 1973 

12 K. Allen und A. Stevenson, a.a.O., S. 191 

13 Die Lohnsteigerungen im Zeitraum von 1965 bis 1971 betrugen in Unternehmen mit 200 
bis 1000 Beschäftigten, also in den mittleren Unternehmen zwischen 78,1 und 79,6 vH in 
den Unternehmen von 10 bis49 'Beschäftigten 65,2, in denjenigenvon 50 bis 200 Beschäf- 
tigten zwischen 71,2 vH und 72,7 vH und in denjenigen mit mehr als 1000 Beschäftigten 
74,6 vH. Hier zeigt sich in aller Deutlichkeit die große Bedeutung der unterschiedlichen 
Betriebsgrößenklassen für die Lohnsteigerungen. Francesco Farina, L’accumulazione in 
Italia 1959 - 1972 — Un interpretazione della crisi e della ristrutturazione capitalistica, 
Bari 1976, S. 92 

14 Augusto Graziani, a.2.0.,S. 42 ff 
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ist die Klein- und Mittelindustrie im wesentlichen in Mittelitalien konzentriert. Wie 
Graziani gezeigt hat (15), ist diese regionale Struktur ganz wichtig für die „politische 
Geographie‘ Italiens. Denn in der Staatsindustrie herrscht die DC mit ihrer Klientel, 
während in Mittelitalien der Einfiuß der KPI besonders groß ist. Daher hat die Wirt- 
schaftspolitik jeweils unterschiedliche Konsequenzen für das politische Herrschafts- 
system. Eine Politik der Förderung der Großindustrie hat nicht nur eine ökonomi- 
sche Schwächung der kleinen Unternehmen zur Folge, sondern unter Umständen 
auch eine politische Schwächung der KPI, deren Bündnisstrategie gerade auch auf die 
kleinen und mittleren Unternehmer gerichtet ist. 

(4.) Die Existenzfähigkeit der kleinen und mittleren Unternehmen ist von der 
Möglichkeit zu besonders hoher Ausbeutung der Arbeitskraft abhängig. Damit die 
Arbeitskräfte sich dieser besonderen Ausbeutung unterwerfen, müssen sie in beson- 
derer Weise auf die unterbezahlten, miesen Jobs angewiesen sein. Und dies ist nicht 
nur wegen der offenen Arbeitslosigkeit in der Krise der Fall, sondern mehr noch we- 
gen der strukturellen Unterbeschäftigung. Um welche Größenordnung es sich bei 
den Unterbeschäftigten und in „occupazione occulta‘ engagierten Arbeitskräften 
handelt, läßt sich nicht genau rekonstruieren. Fua zitiert Untersuchungen, die davon 
ausgehen, daß in den 70er Jahren den rund 19,3 Mio „offiziell“ gezählten Arbeits- 
kräften noch 2,2 bis 2,8 Mio „verdeckt“ beschäftigte Arbeitskräfte hinzugezählt 
werden müssen (16), um das gesamte Arbeitsangebot zu erfassen. Erst diese Zahlen, 
auch wenn sie zu hoch gegriffen sein sollten, vermitteln ein Bild davon, wie gravie- 
rend das Problem der Schaffung neuer, adäquater Arbeitsplätze für die Arbeitsbevöl- 
kerung Italiens ist. 

(5.) In den vergangenen 25 Jahren hat sich die Wirtschaftsstruktur Italiens 
grundlegend geändert. Der Anteil derin der Landwirtschaft Beschäftigten reduzierte 
sich von 1951 bis 1971 von 44 vH auf 19 vH, während der Anteil der Industrie von 
30 vH auf 42 vH anstieg (17). Dieser Prozeß zeigt das Ausmaß der im Verlauf der 
Kapitalentwicklung erfolgenden Restrukturierung der Arbeiterklasse. Mit der Abwan- 
derung aus der Landwirtschaft in die Industrie und andere Wirtschaftsbereiche wer- 
den die Arbeiter neuen Formen der Vergesellschaftung unterworfen: einmal den 
Strukturen des industriellen Arbeitsprozesses, der selbst wiederum durch Fließband- 
fertigung, Automatisierung, Intensivierung eine Veränderung im Verlauf der Entwick- 
lung durchmachte, zum anderen aber auch den Lebensbedingungen in den großen 
Städten, die auf massenhafte Zuwanderung gar nicht vorbereitet waren. Turin z. B. 
nahm in 25 Jahren um 500.000 Einwohner zu, ohne daß der Wohnungsbau, das 
Bildungswesen, das Gesundheitssystem, die öffentlichen Transportmittel mit dem 
Wachstum hätten Schritt halten können. Die sich so herausbildenden sozialen Pro- 
bleme waren mitverantwortlich für den explosionsartigen Ausbruch der Klassenkämp- 
fe in Italien seit dem sogenannten heißen Herbst 1969. In denMassenaktionen ging 
es nicht nur um Forderungen nach höheren Löhnen und nach Veränderungen des 


15 Augusto Graziani, in: IH Manifesto, 11.9.1976 

16 Vgl. dazu Giorgio Fua, a.a.0., S. 32 

17 Salvatore Vinci, Ciclo e politica anticichia nell’economia italiana dal 1951 al 1971, in: 
Vincenzo Cacici, Roberto Fiore u.a., a.2.0., 3.69 f 
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Arbeitsprozesses, sondern auch um Forderungen nach Verbesserungen der Lebens- 
bedingungen, nach sozialen Reformen. Es stellt sich seitdem offen das Problem des 
Zurückbleibens des „sozialen Konsums“ bzw. der „sozialen Investitionen‘ hinter 
den aus der rasanten Industrialisierung sich ergebenden Anforderungen (18). Die 
Tatsache, daß seit den 50er Jahren der soziale Konsum anteilmäßig am Bruttoinlands- 
produkt zurückgegangen ist (von 15,2 vH 1951/58 auf 12,4 vH 1964/1971), wird 
zu einem Strukturproblem der weiteren industriellen Entwicklung, das gelöst wer- 
den muß, um die Krise überwinden zu können. Darauf beziehen sich denn auch die 
unterschiedlichsten Reformvorstellungen, wobei es bedeutsam wird, inwiefern in ei- 
ne Reformstrategie hinsichtlich des Sozialkonsums und der Sozialinvestitionen die 
neuen artikulierten Bedürfnisse und deren Befriedigungsformen im Verlauf der Klas- 
senkämpfe (von der Entstehung von Wohngemeinschaften bis hin zur Bewegung der 
autoriduzione, d. h. der Selbstfestlegung des zu entrichtenden Preises für Verkehrs- 
mittel, Telefon, Mieten usw.) eingebettet werden (19). Hier zeigt es sich, daß an ei- 
ner Entwicklung des Sozialkonsums als Voraussetzungen für weiteres Wachstum 
Arbeiterklasse und Teile des Kapitals interessiert sind, daß aber die Inhalte des So- 
zialkonsums notwendig strittig bleiben und daran ein „reformistischer Block“ auch 
zerbrechen kann. 

(6.) Ein weiteres Problem der kapitalistischen Entwicklung in Italien ergibt 
sich aus dem bedeutenden staatlichen Sektor, einem Erbe des Faschismus. Insgesamt 
gibt es etwa 350 Unternehmen mit staatlicher Beteiligung, in denen über 500.000 
beschäftigt sind. Die verschiedenen staatlichen Unternehmen sind insgesamt in sechs 
‘Gruppen zusammengefaßt, die von einer „autonomen Wirtschaftsführungsgesellschaft 
(„‚ente autonomo di gestione‘“)geleitet werden. Die beiden bedeutendsten Enti sind 
die 1933 gegründete IRI (Instituto per la ricostruzione industriale) und die ENI (En- 
te nazionale idrocarburi), die de facto den staatlichen Sektor voll beherrschen (20). 
Die Probleme, die sich daraus ergeben, werfen ein bezeichnendes Licht auf die be- 
sondere Art der Verflechtung von Politik und Ökonomie in Italien. Denn die Staats- 
industrie ist nach dem zweiten Weltkrieg zu einer riesigen Pfründe für die herrschen- 
de Christdemokratie geworden, die alle wichtigen Stellen mit ihren Leuten besetzt 
hält und damit ein einzigartiges Machtkartell konstruiert hat (darauf gehen wir un- 
ten Konkreter ein) (2). Infolgedessen werden die ökonomischen Strukturprobleme 
des staatlichen Sektors unmittelbar zu Problemen der gesellschaftlichen Machtvertei- 


18 Mario Centorrino, Introduzione, in: ders. (Hrsg.), Consumi sociali e sviluppo economica 
in Italia 1960 - 1975, Roma 1976 

19 In der Programmatik der Steigerung des Sozialkonsums unterscheiden sich die linken Par- 
teien nicht, wohl aber in der inhaltlichen Ausfüllung dessen, was unter Sozialkonsum zu 
verstehen ist. Vgl. dazu Rossana Rossanda, Il Manifesto 5.11. und 6.11.1976 

20 Dazu K. Allen und A. Stevenson, a.a.0., S. 311 ff 

21 Vgl. G. Tamburrano, L’iceberg democristiano, Milano 1974, wo nachgewiesen wird, daß 
alle wichtigen Posten inder staatlichen Industrie beinahe 100prozentig von DC-Leuten be- 
setzt sind. Dazu auch Roland Fröhlich, Die Democrazia Cristiana nach dreißig Jahren 
Machtausübung, in: Der Bürger im Staat, 26. Jahrg., Heft 3, September 1976,S. 161. Auch 
Petra Rosenbaum, Italiana 1976 — Christdemokraten mit Kommunisten? — Eine Einfüh- 
rung in das italienische Parteiensystem, Reinbek bei Hamburg 1976, insbes. S. 32 ff 
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lung, der Stärkung oder Schwächung des herrschenden Blocks. Auf diese Weise ist 
der Staatssektor auch nicht in einem — im kapitalistischen Sinne — „allgemeinen In- 
teresse‘“ des Landes eingesetzt worden, sozusagen als ein vom Staat als „ideeller Ge- 
samtkapitalist“ benutzbares Instrument zur Stützung der Kapitalakkumulation, son- 
der eher als Mittel der Bereicherung, der Korruption, der Finanzierung einer dem 
herrschenden Block unter Führung der DC ergebenen Klientel. Der Staatssektor ist 
somit für die ökonomische Entwicklung eher eine Last als eine produktive Voraus- 
setzung; der Mangel an Sozialinvestitionen (Infrastruktur) und Sozialkonsum ist in 
Italien die Kehrseite eines wild wuchernden Staatssektors. Dies muß man wissen, 
wenn Strategien der KPI verstanden werden sollen, in denen eine Rationalisierung 
des Staatssektors (riconversione) und nicht eine weitere Ausdehnung der Verstaatli- 
chung vorgesehen sind. 

(7.) Dieses System der politischen Machtausübung konnte sich ökonomisch 
aufgrund der lang andauernden Boom-Periode der kapitalistischen Welt reproduzie- 
ren, ohne daß die vielen Strukturprobleme der Gesellschaft wirklich hätten ernsthaft 
angegangen werden müssen. Die Probleme wurden einfach mitgeschleppt. Die Politik 
der Christdemokraten bestand eher in einem „Sich-Durchmogeln“ als in der Umset- 
zung einer langfristig angelegten Strategie. So kann Accornero auch als die zwei 
kennzeichnenden Merkmale des herrschenden Blocks einmal das sich herausbilden- 
de Eigengewicht des politischen Systems gegenüber den Akkumulationsbedingungen 
des Kapitals und zum anderen die permanente Umschiffung des Problems der Ver- 
mittlung von aktueller, kurzfristig angelegter Politik und den langfristigen Erforder- 
nisserf der Entwicklungsperspektive des Landes (Problem der „due tempi“‘) heraus- 
stellen (22). Daraus ist aber ein erneutes Problem entstanden, das in der Krise die 
Situation noch verschärft. Da die Strukturprobleme nicht gelöst werden konnten, 
wurde der kurzfristige Ausweg der Inflationierung gewählt. Dabei ist natürlich ein- 
schränkend zu bemerken, daß die Inflation nicht einfach „gemacht‘‘ worden ist, so 
als ob eine bürgerliche Regierung nur in einen Kasten mit verschiedenen Instrumenten 
zu greifen brauchte. Aber die bewußte Förderung der Inflation hat in Italien eben — 
und darin besteht der Unterschied zum allgemeinen weltweiten Inflationsprozeß — 
seit 1972 zu weit höheren als den durchschnittlichen Inflationsraten geführt und die 
Krise des Systems noch verschärft. Denn die Inflation als kurzfristiger Ausweg aus 
dem für den herrschenden Block nicht lösbaren Dilemma der „due tempi‘ begünstigt 
das spekulative Kapital, fördert die Kapitalflucht (das heute ausgeführte Kapital 
bringt bei einer Abwertung der Lira einen um den Abwertungssatz hohen Gewinn), 
treibt das Zinsniveau nach oben und benachteiligt folglich das produktive Kapital 
im industriellen Bereich. Der industrielle Profit als „Stachel der Akkumulation“ wird 
also nicht nur von der Arbeiterklasse und den erkämpften Lohnsteigerungen bedroht, 
sondern ebenso durch die Couponschneider, die Spekulanten, die Rentiers (23), die 
zu einer strukturellen Last für die weitere Entwicklung werden. 

Diese kurz umrissenen strukturellen Probleme der italienischen Gesellschaft 


22 Aris Accornero, 2.2.0. 
23 Diese. These vertritt vor allem Claudio Nopleoni, Ricardo und Marx, hrsg. von Cristina 
Pennavaja, Frankfurt 1974 
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müssen gelöst werden, wenn die Krise wirklich überwunden werden soll. Darauf be- 
zieht sich denn auch die Reformstrategie der KPI, die — das haben wir nur kurz an- 
deuten können — mit der Rationalisierung des „Akkumulationsmodells“ auch die 
politischen Machtstrukturen des herrschenden Blocks, dessen ökonomische Macht- 
basis ja das „alte Akkumulationsmodell“ ist, angreift. Daher ist die neue Rationali- 
tät auch nicht einfach, sondern nur in konfliktreichen Auseinandersetzungen, in 
Kämpfen, durchsetzbar. 


I. Die Strategie des herrschenden Blocks 
Austerity-Politik mit Lohnkstensenkung und Restriktionsmaßnahmen 


Für die Christdemokratie und das Kapital reduziert sich das Problem der Krise zu- 
nächst einmalaufdie zu hohen Lohnstückkosten, die durch eine Politik der Lohnko- 
stensenkung und der Einsparungen im öffentlichen Haushalt gesenkt werden sollen. 
Diese Politik ist die Kehrseite der Medaille, deren andere Seite die Inflationspolitik 
gewesen ist. Die Krise soll also gar nicht durch strukturelle Reformen gelöst, sondern 
durch Korrekturen auf der Ebene der Verteilung zu Gunsten des Profits und zu La- 
sten der Arbeiterklasse überwunden werden. Krisenlösung ohne Gefährdung des in 
mehr als 20 Jahren verfestigten Machtblocks lautet die Devise dieser Politik. 

Tatsächlich haben vor allem nach 1969 die Lohnkosten je Produkteinheit in 
Italien eine durchschnittlich höhere Steigerungsrate als in anderen kapitalistischen 
Industrieländern gehabt (24). Fua gibt als Begründung für diese Entwicklung nicht 
nur die hohen Steigerungsraten der Löhne an (25) sondern auch die Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen im Gefolge der Klassenkämpfe: nämlich eine verkürzte Ar- 
beitszeit, eine stärkere Angleichung der Frauenlöhne an die Männerlöhne durch An- 
hebung der Frauenlöhne (26), ein ausgeprägtes Anciennitätsprinzip bei der Lohn- 
entwicklung mit dem Alter (27). Hinzu kommt für die hohen Lohnstückkosten die 
vergleichsweise niedrige Erwerbsquote und als entscheidendes Moment die vergleichs- 
weise niedrige Arbeitsproduktivität: Mit Ausnahme von Irland und Großbritannien 
gibt es kein Land in der EG mit niedrigerer Produktivität (Bruttoinlandsprodukt je 
Erwerbstätigen) als Italien (28). 

In der Krise ist bei hoher Inflation den Regierungen in den kapitalistischen 
Ländern der keynesianische Ausweg versperrt: Deficit-spending kann freie Ressour- 
cen nicht zur produktiven Verwendung mobilisieren, wenn gleichzeitig hohe Infla- 
tionsraten nicht abgebaut werden und die Verwertung des Kapitals auch bei durch 
Staatsausgaben steigenden Aufträgen nicht gesichert erscheint. Dann geht die De- 
24 Vgl Jahresgutachten 1976, a.a.O., Tabelle 4, S. 25 
25 Giorgio Fua, a.a.O., S. 73 ff. 

26 Nach Fua betragen im Durchschnitt die Frauenlöhne ungefähr 75 vH der Männerlöhne, 
in der BRD sind es demgegenüber nur 70 vH. 
27 Während in den meisten Ländern das Verdienstmaximum in den Altersklassen 30 bis 45 

Jahren erreicht wird und danach die Einkommen mit verringerter Leistungsfähigkeit wie- 


der abnehmen, steigen sie in Italien bis zur Pensionierung weiter. 
28 Vgl. dazu Anm. 9 
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batte im wesentlichen darum, mit welchen Methoden drastisch die „zu hohen Lohn- 
stückkosten am besten auf deutsches Niveau“ (29) reduziert werden können. Dies 
könne erreicht werden, indem die Anzahl der Feiertage reduziert würde, indem der 
Absentismus der Arbeiter eingeschränkt, das Anciennitätsprinzip, von dem oben die 
Rede war, modiziert wird; indem die Lohngleitklausel (scala mobile) nicht mehr zu 
einer vierteljährlichen Anpassung der Löhne und Gehälter an die Inflationsrate be- 
nutzt und indem sie gleichzeitig für Gehälter über 6 Mio Lira ganz außer Kraft ge- 
setzt wird; indem ein Teil der von den Unternehmern zu zahlenden Sozialleistungen 
vom Staat übernommen (fiskaliert) und durch höhere direkte oder indirekte Steuern 
finanziert wird, und die Gewerkschaften sich bei den Tarifbeschlüssen an das „Allge- 
meinwohl“ (Verhalten nach Regeln der „compatibilita‘) halten. Dann könnten 
auch die Zinsen gesenkt und mit einer gleichzeitigen restriktiven Politik die Unter- 
nehmer zu Preisdisziplin — evtl. auch durch eine Art „Preisleitlinien‘“ — gezwungen 
werden. Auf diesem Wege würde die Konkurrenzfähigkeit der italienischen Wirtschaft 
verbessert. Die Regierung könnte dann auch ein Programm der Exportförderung in 
Gang setzen und auf diesem Wege die Schwierigkeiten der Krise überwinden und 
neue Arbeitsplätze schaffen, um die Arbeitslosigkeit abzubauen (30). 

Dieses Programm einer rigiden Einkommenspolitik wird von der nach den 
Wahlen vom Juni 1976 gebildeten Andreotti-Regierung durch eine ebenso rigide 
Sparpolitik („stangata“‘ genannt, was am ehesten mit „Politik des Neppens“ über- 
setzt werden kann) komplettiert. Insgesamt sieht das Restriktionsprogramm vor, 
daß mehr als 6000 Mrd Lire, also rund 18 Mrd DM eingespart werden. Darunter 
fallen Steuererhöhungen, Erhöhung von Gebühren und von Preisen, die staatlich ge- 
regelt werden (31). Da angenommen werden kann, daß ein Großteil der vorgenom- 
menen Steuer- und Gebührenerhöhungen und Preissteigerungen Waren und Dienstlei- 
stungen des Konsums der Arbeiterklasse betrifft, führen auch die Einsparungen letzt- 
lich zu einer Senkung des Lohnanteils am Nationalprodukt. Dadurch wird ebenfalls 
eine „Lohnkostensenkung“ erzielt, sofern die eingesparten Mittel stillgelegt oder für 
produktive Investitionen verwendet werden. Dies ist jedoch keineswegs der Fall; 
denn gleichzeitig fließen die Mittel weiter in die diversen Kassen parastaatlicher Ein- 


29 So der der DC nahestehende Wirtschaftswissenschaftler Nino Andreatta, Gli errori della 
sinistra sul costo del lavoro, in: Corriere della Sera, 19.11.1976 

30 Nino Andreatta, a.a.0.; Vgl auch die Auseinandersetzung um den Zusammenhang von 
Lohnentwicklung und Krise, dokumentiert in: Ezio Tarantelli (Hrsg.), Salario e crisi eco- 
nomica — Dalla ‚ricetta Modigliani‘ al dopo-elezioni, Roma 1976. Eine Politik der Ar- 
beitszeitverkürzung und der Arbeitsplätzeschaffung schlagen Vertreter der PSI vor. Vgl. 
Paolo Leon, I Sacrifi non vanno fatti per il Redi Prussia — Problemi economici dell’alter- 
nativa, in: Il Ponte — Rivista mensile di Politica e letteratura, Februar/März 1976 

31 Der Industrieminister Donat-Cattin hat eine „Tabelle der Opfer“ zsammengestellt, nach 
der 6272 Mıd Lire eingespart bzw. durch Steuer- und Gebührenerhöhungen zusätzlich 
eingenommen werden sollen. Um nur die größten Posten zu nennen: 1326 Mrd Lire 
Mehreinnahmen durch Anhebung der Benzinsteuer, 881,6 Mrd. Lire durch Erhöhung der 
Elektrizitätstarife, 822,8 Mrd Lire durch Heraufsetzung der Preise von Mineralölproduk- 
ten, 700 - 800 Mrd Lire durch partielle Blockierung der scala mobile. Ausführlich dazu 
Corriere della Sera, 4.11.1976. Inzwischen hat Ministerpräsident Andreotti angekündigt, 
daß für 1977 mit weiteren Opfern zu rechnen ist. 
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richtungen und in die „cassa per il Mezzogiorno“, so daß etwas überspitzt auch ge- 
sagt werden kann, daß das Sparprogramm in Wirklichkeit ein Programm der Umver- 
teilung von den Taschen der Arbeiter und Angestellten in die Hände der Klientel der 
DC und der Mafia ist. 


IV. Die Abwehr der Politik der Lohnsenkung 


Die Höhe der Lohnkosten ist somit zu einem Dreh- und Angelpunkt der politischen 
Auseinandersetzung geworden; die Strategie der Senkung der Lohnkosten durch 
Reallohnkürzungen abzuwehren ist daher einer der Kernpunkte der Politik von Ge- 
werkschaften und Arbeiterparteien. Hierbei spielen mehrere Momente eine Rolle, die 
für die Abwehrstrategie von Bedeutung sind: 

(1.) In einer Rechnung zeigt Forcellini, daß Lohnkosten (costo del salario) und 
Personalkosten (Arbeitskosten, costo del lavoro) sich gewaltig unterscheiden (32). 
Danach betragen die reinen Lohnkosten lediglich knapp ein Drittel der gesamten Per- 
sonalkosten. Eine Reduktion der Lohnkosten berücksichtigt aber gerade nicht das 
Gewicht der übrigen Personalkosten, die — und dies ist die Kritik — gar nicht alle- 
samt „‚Kosten des Personals“ seien. Denn die Gelder, die zum Teil in die Staatskassen 
fließen, müssen unter dem Aspekt der redistributiven Wirkung betrachtet werden. 
So gesehen, zeigt es sich aber, daß die angeblichen Personalkosten zum Teil die Staats- 
subventionen an die Unternehmer finanzieren, zum Teil die Klientel alimentieren. 
Eine Reduzierung der Personalkosten (costo del lavoro) kann folglich durch Ein- 
schränkung des parasitären Klientelismus und durch Reduzierung der Subventionen 
an die Unternehmer geschehen, ohne daß die Löhne gesenkt zu werden brauchen. 
Hier zeigt sich in aller Deutlichkeit, daß der „Knoten“ der italienischen Krise tatsäch- 
lich im wesentlichen ein politischer, keineswegs aber nur ein ökonomischer ist (33). 

(2.) Ein weiteres Argument gegen die Strategie der Lohnkostensenkung bezieht 
sich auf die andere Seite in der Relation der Lohnkosten je Produkteinheit, nämlich 
auf die Produktivitätder Arbeit. Die Lohnkosten können nämlich auch gesenkt wer- 
den, indem ohne Lohnkürzungen die Produktivität gehoben wird. Hier besteht tat- 
sächlich ein Spielraum angesichts des im westeuropäischen Vergleich niedrigen Pro- 
duktivitätsniveaus der italienischen Wirtschaft. Nur spielen auch hier politische Fra- 
gen eine entscheidende Rolle. Denn einmal dürfte zumindest kurzfristig mit einer 
Erhöhung der Produktivität kein Abbau, eher eine Auffüllung des Heers der Arbeits- 
losen verbunden sein. Zum anderen wäre mit Sicherheit die industrielle Struktur 
auch zu Lasten der Klein- und Mittelunternehmer zu verändern, d.h. ein „Bündnis- 


32 Paolo Forcellini, Perche e alto il costo del lavoro, in: Rinascita, Nr. 44, 5.11.1976, macht 
folgende Rechnung auf: Bei Alfa Romeo erhält ein Arbeiter einen durchschnittiichen 
Stundenlohn von 1807 Lire (rund 5,30 DM); hinzuzurechnen sind 1030: Lire für Versiche- 
rung und Sozialabgaben, 647 Lire für Liquidationsentschädigung, 1064 Lire werden als 
Aufwand für bezahlte Feiertage und Urlaub kalkuliert. Insgesamt kommten Personalkosten 
von 5309 Lire (also rund 15,60 DM) heraus. 

33 Dies wird insbesondere von seiten der KPI immer wieder betont. Vgl. beispielsweise Lucia- 
no Barca, Il nodo e politico prima che programmatico, in: Rinascita, 23, 4.6.1976 
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partner‘‘ würde vor den Kopf gestoßen, wenn nicht „flankierende Maßnahmen“ er- 
folgten. 

(3.) Die Lösung der Schwierigkeiten des italienischen Kapitalismus von der Ver- 
teilungsseite her durch Lohnreduzierungen zu erwarten, erweist sich aber aus noch 
einem Grund als problematisch. Es läßt sich nämlich zeigen, daß die Profitabilität des 
Kapitals nicht nur aufgrund der Lohnkämpfe und der Lohnsteigerungen fällt, sondern 
notwendigerweise aufgrund der Strukturveränderungen des fungierenden Kapitals. 
Denn wegen der Zunahme des fixen Kapitals — und dann aufgrund des wegen der 
Verteuerung der Rohstoffe nach den Liraabwertungen in den 70er Jahren und der 
Ölpreiserhöhungen seit 1973 ansteigenden konstanten Kapitals generell — ist nicht 
nur der für Löhne und sonstige Arbeitskosten vorzuschießende variable Kapitalteil, 
sondern auch derjenige für konstantes Kapital angestiegen, ohne daß dieser Anstieg 
durch entsprechende Produktivitätssteigerungen hätte kompensiert werden können. 
Nach Berechnungen von Farina hat sich der marginale Bruttokapitalkoeffizient der 
Gesamtwirtschaft von 3,88 im Zeitraum von 1951 bis 1960 auf 4,66 im Jahrzehnt 
von 1960 bis 1971 erhöht. Für die Industrie lauten die entsprechenden Zahlen 2,57 
in den 50er und 3,09 in den 60er Jahren (34). Diese Entwicklung zeigt schon, daß 
die Kapitalrentabilität auch ohne die Klassenoffensive seit 1969 gesunken wäre. 
Aber die Kämpfe der letzten Jahre haben die Verwertungsschwierigkeiten des italie- 
nischen Kapitals noch verschärft (35). Eine Lohnkostensenkung allein hilft folglich 
dem italienischen Kapital nicht aus der Krise, es sei denn sie ist enorm. Eine solche 
Reduzierung (‚‚auf deutsches Niveau‘‘) durchzusetzen, würde aber das labile politi- 
sche Gleichgewicht der italienischen Gesellschaft gerade angesichts der parlamenta- 
rischen Kräfteverhältnisse so sehr beanspruchen, daß ohne autoritäre Transformation 
keine bürgerliche Regierung dazu fähig wäre. 


34 Francesco Farina, a.a.O., S. 26. Der ansteigende Kapitalkoeffizient kann hier als Indika- 
tor für eine ansteigende (technische) Kapitalzusammensetzung gelten. Vgl. dazu die in 
der Prokla geführte Diskussion. 

35 Vgl dazu folgende Tabelle aus Mariano d’Atonio, Sviluppo e crisi del Capitalismo italia- 
no 1951-1972, Bari 1973, S. 148. Darin sind der Einfluß von Produktivitätsentwicklung, 
Preisentwicklung und Lohnentwicklung auf die Profitmargen (nicht auf die Profitraten) 
in der verarbeitenden Industrie berechnet: 


Arbeitseinkommen, Produktivität, Preisindex, Profitmargen 1951 - 1971 
Jahr Arbeitsein- Nettopro Lohnstück- Preisindex Profitmarge 


kommen je dukt in kosten 1963 = 100 Spalte4 : 3 

Arbeiter zu Preisen Spalte 1:2 

laufenden von 1963 

Preisen je Arbeiter 

1 2 3 4 5 
1951 441,4 613,3 72,0 96,8 1,34 
1955 582,9 795,7 73,3 87,7 1,20 
1960 784,0 1068,1 73,4 89,5 1,22 
1965 1266,7 1386,7 91,3 105,0 1,15 
1969 1738,7 1846,5 94,2 111,5 1,18 
1970 2067,5 1928,0 107,2 121,0 1,13 
1,05 


1971 2314,8 1906,5 121,4 127,7 
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(4.) Der Kern des Problems aber liegt darin, daß die Klassenkämpfe in Italien 
niemals nur den ökonomischen Erfolg einer Verbesserung der Verteilungsposition 
der Arbeiterklasse gehabt haben. Siehaben vielmehr — und darin liegt ihre so tiefgrei- 
fende Wirkung — das gesamte gesellschaftliche und politische Leben beeinflußt und 
verändert. Es ist nicht nur das „alte Entwicklungsmodell“ der Christdemokratie in 
die Krise geraten, und es sind nicht nur die Lohnkosten sehr stark angestiegen. Es 
sind auch alte Strukturen gesellschaftlicher Reproduktion — der Einfluß der Kirche, 
die verknöcherten Beziehungen zwischen den Geschlechtern, die Dominanz der bür- 
gerlichen Kultur — in die Krise gebracht worden und es sind positiv neue gesellschaft- 
liche Verkehrsformen entstanden. Im Sinne Gramscis ist die Hegemonie bürgerlicher 
Werte und der sie verbreitenden und reproduzierenden Institutionen wenn schon 
nicht aufgehoben, so doch in entscheidenden Bereichen angegriffen worden. Darin 
liegt vor allem die politische Bedeutung der Klassenkämpfe in Italien, daß sie eben 
nicht einfach ökonomische Erfolge und politischen Positionsgewinn im Sinne der 
Zurückdrängung der organisierten Macht der bürgerlichen Klasse, sondern mit der 
Zersetzung ihrer hegemonialen Position in allen geselischaftlichen Sphären neue For- 
men und Inhalte brachten, die den herrschenden Block ökonomisch, politisch, aber 
auch kulturell und ideologisch in die schwere Gesellschaftskrise gebracht haben. 

Mit dem Angriff auf die Lohnkosten, d.h. die Reallohnposition der Arbeiter- 
massen, versucht das Bürgertum in der Krise an der ihm ureigenen Front, der öko- 
nomischen nämlich, Terrain wiederzugewinnen, die alte Hegemonie neu zu errichten. 
Die Abwehr der Arbeiterklasse jedoch erfolgt nicht nur auf dem Feld der Ökonomie 
sondern in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen. Dies ist ein ganz wesentliches 
Element der Strategie der italienischen Arbeiterbewegung, das auf eine lange Tradi- 
tion rekurrieren kann. Aspekte dieser Tradition darzustellen ist Gegenstand des fol- 
genden Abschnitts. 


V. Einige und grundsätzliche Aspekte 
des strategischen Ansatzes der KPI 


Anders als die deutsche Arbeiterbewegung kann die KPI auf eine längere Tradition 
ihrer politischen Strategien zurückgreifen. Wenn Enrico Berlinguer 1973 das Konzept 
des „historischen Kompromisses“ (dazu unten ausführlicher) propagiert, dann kann 
er nicht zu Unrecht das „Denken und Handeln“ von Antonio Gramsci, Palmiro Tog- 
liatti und Luigi Longo zitieren (36), um den „historischen Kompromiß‘“ zu begrün- 
den, also in eine bestimmte Tradition der Partei zu stellen. Ähnliches läßt sich für 
die Wirtschaftspolitik der KPl sagen. So hat Luciano Barca den Versuch gemacht, die 
Kontinuität der wirtschaftspolitichen Vorstellungen und Maßnahmen der KPI von 


36 Enrico Berlinguer, Für eine demokratische Wende. Ausgewählte Reden und Schriften 
1969 - 1974, Berlin (DDR) 1975, S. 368 ff 
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1944 bis 1974 aufzuzeigen (37). Sicherlich dienen diese Bezüge auf die lange Tradi- 
tion der Partei auch der Rechtfertigung politischer Entwürfe und Vorstellungen heute; 
aber wichtiger scheint uns zu sein, daß in diesen Rückgriffen auf die Tradition die 
lange Kontinuität von politischen Erfahrungen und ihrer bewußten Aufarbeitung in- 
nerhalb der Partei zum Ausdruck kommt. Natürlich heißt Kontinuität nicht Bruchlo- 
sigkeit und Widerspruchsfreiheit; dies schon deshalb nicht, weil ja die Verhältnisse in 
der italienischen Gesellschaft und im internationalen Rahmen tiefgreifende Wandlun- 
gen durchgemacht haben. Aber die Fähigkeit, in den gegenwärtigen politischen Kon- 
zeptionen selbstbewußt auf die Erfahrungen der vergangenen Jahrzehnte zurückgrei- 
fen zu können, istein Aktivum, das die KPl im Vergleich zu anderen kommunistischen 
undzu den sozialdemokratischen Parteien Westeuropas auszeichnet. Daher ist es nicht 
nur notwendig, sondern auch lehrreich, zu untersuchen, wie Strategiebildung heute 
an die Traditionen der Partei anknüpft. Bevor wir die Schwierigkeiten der Umsetzung 
der politischen Konzeption der KPlin der gegenwärtigen Krise behandeln, soll daher 
das „‚Erbe‘‘ der strategischen Vorstellungen der KPI in einigen Aspekten dargestellt 
werden. Dabei beschränken wir uns auf eine Skizze, aus der notwendig viele wichtige 
Momente herausfalien müssen. 

Die Bemerkungen über Gramsci und Togliatti verstehen sich als Thesen, die zur 
Diskussion auch in der BRD auffordern sollen, nicht aber als ein theoretischer Bei- 
trag über Gramstci selber. 


Ansätze der Revolutionstheorie von Antonio Gramsci 


Der Kampf gegen den Faschismus war die Grundlage der Entwicklung der Politik der 
KPI. Im Zuge der Verarbeitung der Fehler der Arbeiterbewegung angesichts des dro- 
henden Faschismus — sowohl ihrer eigenen Fehler als auch der der internationalen, 
besonders der deutschen Arbeiterbewegung — haben sich Theorie und Praxis der KPI 
herausgebildet. Die permanente Drohung einer Neuauflage des Faschismus prägt auch 
die spätere Politik der KPI nach dem zweiten Weltkrieg. Daher geht die Beachtung 
des gesellschaftlichen und politischen Kräfteverhältnisses als integraler Bestandteil in 
alle Überlegungen strategischer Schritte ein, insbesondere hinsichtlich einer breiten 
Bündnispolitik, die wiederum Konsequenzen für weitere strategische Schritte hat. Im 
folgenden soll ansatzweise auf diesen Zusammenhang hingewiesen werden, dessen 
kategoriale Bestimmung heute wesentlich auf die politischen Vorstellungen Grams- 
eis rekurriert. 

(1.) Die Konzeptionen Gramscis waren in erster Linie von strategischen und 
praktischen Interessen diktiert; eine eher kontemplative Analyse der kapitalistischen 
Gesellschaft und des Staates lag nicht in seinen Absichten. Gramscis Kategorien sind 
vorrangig im Hinblick auf die verändernde Praxis in dem konkreten gesellschaftlichen 
Zusammenhang Italiens formuliert. Er entwickelte sein Verständnis des Marxismus 
als einer Philosophie der Praxis gegen den „Ökonomismus“ der zweiten und auch 


37 Luciano Barca u.a., I comunisti e l’economia italiana 1944 - 1974, Bari 1975 
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der dritten Internationale, den er als eine politische Theorie begriff, die die Arbei- 
terklasse und die Gesamtheit der Lohnabhängigen zur politischen Passivität gegenüber 
dem durch ökonomische Gesetze determinierten Geschichtsprozeß verdammt. Die 
Lähmung der italienischen und der deutschen Arbeiterbewegung angesichts der auf- 
kommenden Barbarei des Faschismus war ihm deutlicher Beleg für seine Auffassung. 
An der deutschen Arbeiterbewegung kritisierte er ihre ‚„‚Negativität‘‘, wie Magri-No- 
tarianniangeben (38) und bezog sich auf den Mangel an konkreten Zielen zur Verän- 
derung des deutschen Gesellschaftssystems. In dieser Einschätzung ging er bei der 
kommunistischen Arbeiterbewegung von ihrem negativ formulierten Ziel der Zer- 
schlagung des bürgerlichen Staates aus, das mit der Annahme der sehr zugespitzten 
Situation, in der die „Machtfrage unmittelbar ansteht“ — in der Konsequenz auf 
konkrete Perspektiven verzichten und diese dann aus irgendeinem Angebot von Mo- 
dellvorstellungen beziehen muß. Ebenso kritisierte er diese „negative“ Haltung an 
der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung. Dabei bezog er sich auf die Bernstein- 
sche These, daß die „Bewegung alles und das Ziel nichts sei“ (39) und folgerte, daß 
bei Bernstein „die menschlichen Kräfte... .. als passiv und nicht bewußt angesehen“ 
(40) würden. Der menschliche Eingriff würde demnach nicht „als entscheidend für 
die geschichtliche Entwicklung“ bewertet (41). Gramsci formulierte: „Der menschli- 
che Eingriff, als These oder Moment des Widerstandes und der Konservierung als 
wirksam angesehen, wird als Antithese oder als Initiative und fortschreitender Druck 
des Antagonisten verworfen. Es kann Ziele für den Widerstand und Konservierung 
geben, für den Fortschritt und die Initiative zur Erneuerung nicht... .: Es handelt 
sich um nichts anderes als um eine sophistische Theorie der Passivität, eine ‚listige‘ 
Weise... ., wobei die ‚These‘ eingreift, um die ‚Antithese‘ zu schwächen, da gerade 
die Antithese, die das Erwecken latenter, kühn anzuspornender Kräfte vorausgesetzt, 
unmittelbarer und vermittelter Zielsetzungen bedarf, um ihre aufhebende Bewegung 
zu verstärken. Ohne konkrete Zielsetzung kann esüberhaupt keine Bewegung geben.“ 
(42) Gemäß diesem gegen den Ökonomismus gerichteten Selbstverständnis, die poli- 
tische Praxis der gesellschaftlichen Individuen als zentrale Momente des Geschichts- 
prozesses zu betrachten, haben sich die politischen Entscheidungen der KPI in der 
Regel nicht aus präformierten Vorstellungen entwickelt, die ungeachtet ihrer Wirk- 
samkeit an die gesellschaftliche Realität von außen herangetragen wurden; vielmehr 
haben sich die strategischen Vorstellungen aus den praktischen Problemen kristalli- 
siert, die zur Lösung drängten. Die Bewegung hat sich im Zusammenhang mit kon- 
kreten Zielsetzungen entwickelt. Der Vorrang der praktischen Anforderungen gegen- 
über den theoretischen Ableitungen bei der politischen Strategiebildung läßt sich auch 
aus dem politischen Handlungszwang angesichts der jahrzehntelangen faschistischen 


38 Lucio Magri/Michelangelo Notarianni, Gramsci e la via rivoluzionaria in occidente, in: 
Unita proletaria, Jhrg. 1, Nr. 1, Mai 1975, S. 59 
39 Antonio Gramstci, Philosophie der Praxis. Eine Auswahl, Hısg. Ch. Riechers, Frankfurt/M. 


1967, S.192 
40 ebenda 
41 ebenda: 


42 Gramsci, a.3.0., S. 192-193 
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Unterdrückung erklären, deren Grundlagen es zu beseitigen galt und noch gilt. 

(2.) Von besonderer Bedeutung ist in Gramscis politischer Theorie seine Ana- 
iyse des bürgerlichen Staates. Er begreift den Staat mit der Fülle seiner Institutionen 
nicht als einen homogenen Apparat gegenüber der Gesellschaft, sondern als ein brei- 
tes System von Institutionen, durch das und in dem die bürgerliche Klasse ihre Herr- 
schaft ausübt. Das Insitutionensystem wird von Gramsci in die „societa civile“ und 
in die „societa politica“ eingeteilt. Die „societa civile‘‘ umfaßt nach diesen Vorstel- 
lungen die Gesamtheit der Institutionen und Bereiche, in denen die bürgerliche Legi- 
timität und der gesellschaftliche Konsens erzeugt und reproduziert werden. Dabei ist 
es nicht notwendig, daß diese Institutionen alle staatlich im engeren Sinne sind, um 
herrschaftssichernd zu wirken, sie können auch privat betrieben werden (43). Ins- 
gesamt zählen zur „societa civile‘“ daher nicht nur staatliche Einrichtungen, sondern 
vor allem auch die Parteien, Massenmedien, Kirchen, Vereine etc. Die „societa poli- 
tica“ ist dagegen der eigentliche Staatsapparat mit seinen Exekutivorganen und dem 
unmittelbaren Gewaltapparat (44). Diese Zweiteilung des staatlichen Systems setzt 
Gramsci vor allem den Vorstellungen Lenins entgegen, die dieser in „Staat und Re- 
volution“ mit dem Ziel der Zerschlagung des bürgerlichen Staatsapparats formulier- 
te (45). Gramsci begreift Lenins Auffassung im wesentlichen als einen Ausdruck der 
Bedingungen des zaristischen Gewaltapparats. Demgegenüber sieht er die Notwendig- 
keit, differenziertere Vorstellungen vom bürgerlichen Staat als einem komplizierten 
Herrschaftssystem weiterzuentwickeln, das nicht nur auf unmittelbarer Zwangsge- 
walt gründet, sondern auf einem vielgliederigen System von Institutionen, die gesell- 
schaftlichen Konsens vermitteln und Legitimität produzieren und dadurch bürgerli- 
che Herrschaft aufrechterhalten. Die bürgerliche Klasse entwickelt innerhalb der In- 
stitutionen der Gesellschaft ihre Hegemonie — ein zentraler Begriff in der italieni- 
schen Diskussion —, d. h. sie setzt die Dominanz ihrer politischen, kulturellen und 
moralischen Vorstellungen durch, die den Konsens auch anderer Klassen zum beste- 
henden Gesellschaftssystem finden. Dergestalt gelingt es ihr, ihre Herrschaft abzusi- 
chern. 

(3.) Diese hier nur oberflächlich angerissenen Vorstellungen Gramscis bilden 
die Grundlage für die Formulierung der Strategie. Die Strategie der sozialistischen 
Umwälzung muß an den kulturellen und politischen Machtzentren des Gesellschafts- 
systems ansetzen, d.h. an der Hegemonie der herrschenden Klasse. Ziel wird es, den 
Konsens breiter Schichten und Klassen zu verändern und in diesem Prozeß die Hege- 
monie, d.h. die politischen, kulturellen und moralischen Vorstellungen der Arbeiter- 
bewegung herauszubilden und durchzusetzen. Die Entwicklung des Sozialismus be- 
deutet nach diesem Verständnis ökonomische, politische, kulturelle und moralische 
Umwälzung (46). A. Kramer formuliert: „Die Veränderung der bürgerlichen Gesell- 


43 Ein großer Teil der Bildungseinrichtungen ist z. B. in den Händen der katholischen Kirche. 
44 siehe dazu z. B. Annegret Kramer, Gramscis Interpretation des Marxismus, in: Gesellschaft, 
Beiträge zur Marxschen Theorie, 4. Hrsg. H.-G. Backhaus u.a., Frankfurt/M. 1975 

45 entfällt 
46 Eine zentrale Rolle spielen dabei die Intellektuellen — im weitesten Sinn begriffen; darauf 
kann hier jedoch nicht näher eingegangen werden, 
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schaft durch den Abbau der bestehenden hegemonialen Strukturen und die Schaf- 
fung einer wirklichen Volkskultur sind... nur denkbar als ein schrittweiser und lang- 
wieriger Lernprozeß.““ Und zitiert Gramsci: „Denn es handelt sich nicht darum, ma- 
terielle Dinge zu zerstören, es geht darum, unsichtbare, unfühlbare ‚Verhältnisse‘ zu 
zerstören, auch wenn sie sich in den materialen Dingen verbergen.“ (47) Die verän- 
dernde gesellschaftliche Praxis der Arbeiterbewegung muß sich auch darauf richten, 
„den Alltagsverstand und generell die alten Weltanschauungen zu ersetzen.“ (48) 

Daraus ist ansatzweise ersichtlich, daß der italienische Marxismus im Gegensatz 
zur Tradition der deutschen Arbeiterbewegung nicht im wesentlichen von ökonomi- 
schen Analysen bestimmt wurde, sondern von Reflektionen über die Formen und In- 
halte der Vergesellschaftung (49). Die gramscianischen Vorstellungen von der sozia- 
listischen Umwälzung als Entfaltung der Hegemonie der Arbeiterklasse in Gestalt ih- 
rer politischen, kulturellen und moralischen Führung, die sie nur übernehmen und 
entwickeln kann, wenn sie konkrete auf Konsens gegründete Perspektiven für gesell- 
schaftliche, politische und ökonomische Probleme auch den anderen Klassen vermit- 
telt, zielen darauf hin, daß — wie Magri/Notarianni bemerken — die „‚Machtübernah- 
me nur ein Moment und einen Aspekt“ darstellt, daß schließlich die Gesellschaft in 
„allen ihren Aspekten“ (50) umgewälzt werden soll. Nach den Vorstellungen Grams- 
cis besteht daher die sozialistische Umwälzung auch darin, daß die Arbeiterbewegung 
aus der bestehenden und sich weiter entwickelnden Vergesellschaftung nach den 
Zwecken und dem Kommando des Kapitals Formen und inhaltliche Momente einer 
selbstbestimmten und selbstbewußten Vergesellschaftung erkämpft und sie als kon- 
Krete sozialistische Perspektive der kapitalistischen Form der Vergesellschaftung ent- 
gegensetzt. Doch die Entgegensetzung geschieht nicht in Form eines alternativen 
„Modells“, sondern wird im Kampf für reale demokratische Machtpositionen und für 
eine wirksame Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen entwickelt. Der 
Prozeß der sozialen Emanzipation ist auch ein Lernprozeß der Arbeiterklasse zu ih- 
rer subjektiven Befähigung, eine konkrete sozialistische Perspektive zu erarbeiten und 
zu erkämpfen. Spinella stellt fest, daß in Gramscis Konzeption „der revolutionäre 
Prozeß nicht allein gegen die gegnerische Klasse als notwendig betrachtet wird, son- 
dern für die revolutionäre Klasse selber.“ (51) 

(4.) Die Vorstellungen der Hegemonie, d.h. der Dominanz der herrschenden 
Klasse in den kulturellen und politischen Institutionen der Gesellschaft, die auf den 
Konsensus gegründet ist, als Ansatzpunkt für die Formulierung einer Strategie, ver- 
ändert auch die Art und Weise, wie in der Regel die Bündnisfrage von den Parteien 
der Arbeiterbewegung aufgegriffen worden ist. Die Mittelklassen und die Bauern sol- 
len nicht in irgendeiner Weise taktisch an die Arbeiterbewegung angebunden werden, 


47 Kramer, a.2.0., S. 104 - 105 

48 Kramer, a.a.O., S. 105 

49 Vor allem die ökonomische Analyse der bürgerlichen Gesellschaft von Marx ist in der deut- 
schen Tradition nur selten als Analyse besonderer historischer Vergesellschaftungsfor- 
men begriffen worden 

50 Mario Magri/Notarianni, Unita proletaria, S. 63 

51 Spinella, Quanto e attuale Gramsci?, in: Unita, Nr. 1, 31.12.1976 
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sondern im Laufe einer langen demokratischen Auseinandersetzung, in der sich die 
kulturellen, politischen und ökonomischen Vorstellungen der Arbeiterbewegung und 
die der anderen Klassen miteinander vergleichen, sollen Bündnisse geknüpft werden, 
die auf dem aktiven Konsensus der Bündnispartner zu den gemeinsamen Perspektiven 
beruhen. Dabei besteht die Notwendigkeit, daß die anderen Schichten und Klassen 
ihre ihnen gemäßen Ziele im Zusammenhang mit der sozialistischen Umwälzung er- 
arbeiten und aktiv ihre eigenen Interessen in Einklang mit den allgemeinen Zielen 
der Arbeiterbewgung bringen können. Aus diesem Bündniskonzept leitet sich die 
Auffassung des „Pluralismus‘“ — d. h. des gleichberechtigten Bestehens verschiede- 
ner politischer Parteien unterschiedlicher politischer Ausrichtung auch im sozialisti- 
schen Staat ab, die Gramsci allerdings noch nicht ausdrücklich formuliert hat, die 
aber nach Spinella durchaus mit seinen Vorstellungen zu vermitteln ist. Dieser An- 
satz der Bündnisfrage geht implizit davon aus, daß die Mittelklassen und die Bauern 
auch ihre ökonomischen Interessen mit der Arbeiterklasse vermitteln können. In der 
Tat kann sich Gramsci auf die Erfahrungen des Faschismus beziehen, der nur mit 
demagogischen Versprechungen und einer mystifizierten Ideologie Teile der Bauern 
und der Mittelklassen gewinnen Konnte, ihnen aber keine ökonomische Perspektive 
geboten hat. Daher geht die KPI mit Gramsci davon aus, daß mit konkreten auf die 
jeweiligen Probleme bezogenen Perspektiven der aktive Konsens der Bauern und der 
Mittelschichten auch für den Sozialismus gewonnen werden kann. Es ist deutlich, daß 
in dieser Bündnispolitik der Begriff der „Diktatur des Proletariats“ als strategisches 
Konzept keinen Platz hat. Daß dieser Begriff dennoch bei Gramsci auftaucht, erklärt 
Spinella damit, daß jeder Staat per se eine Diktatur sei. „Der Staat ist gewiß immer 
Gewalt, und er ist es auch in seiner „demokratischsten‘ Form der bürgerlichen Re- 
publiken; er wird es notwendig bis zu seinem Auslöschen in der demokratischsten 
und pluralistischsten proletarischen Republik sein.“ (52) 

(5.) Das auch heute noch wirksame und gerade in der gegenwärtigen Situation 
breit rezipierte Erbe Gramscis läßt sich grob wie folgt zusammenfassen: Da die so- 
zialistische Umwälzung also nur auf vieldimensionale Weise stattfinden kann, indem 
die Gesellschaft in „allen ihren Aspekten“ (53) umgewälzt wird, müssen breiteste 
Schichten des Volkes daran aktiv beteiligt werden. Sie sollen nach Gramscis Plan mit 
neuen moralischen und politischen Vorstellungen — im Sinne des Marxismus alseiner 
Philosophie der Praxis — die konkreten Konzepte zur Veränderung ihrer Arbeits- und 
Lebensbedingungen wie der gesamten gesellschaftlichen Verhältnisse gemeinsam er- 
arbeiten. Nur darüber kann sich eine Einheit der sozialistischen Bewegung herstellen. 
Die Parteien der Arbeiterbewegung haben dabei eine protagonistische und zusam- 
menfassende Funktion. Dieser Prozeß ist schließlich identisch mit der breitesten De- 
mokratisierung der gesamten Gesellschaft und der direkten Beteiligung breiter Volks- 
schichten an der Lösung ihrer sozialen, ökonomischen und politischen Probleme. 
Konsensus, Einheit, Demokratie und Sozialismus gehören untrennbar zusammen und 
bedingen sich gegenseitig. Bei diesen strategischen Reflektionen hatte Gramsci stets 
das Versagen der Arbeiterparteien angesichts des Faschismus vor Augen, nämlich ih- 


52 ebenda 
53 Magri/Notarianni, a.a.O., S. 63 
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re verhängnisvolle Spaltung, die er als eine wesentliche Bedingung der Niederlage er- 
kannte, und ihre zweideutige Bündnispolitik gegenüber den Mittelklassen und den 
Bauern, die zwischen taktischem Anbiedern und operaistischer Abgrenzung schwank- 
te und der faschistischen Demagogie gegenüber den anderen Klassen freie Hand ließ. 


Entwicklungstendenzen der Strategie der KPI 
in den fünfziger und sechziger Jahren 


Die Vorstellungen Gramscis wurden durch die Arbeiterbewgung nach dem zweiten 
Weltkrieg in verschiedenen Aspekten aktualisiert und entsprechend der organisiert 
verarbeiteten Erfahrungen weiterentwickelt. Von den Anfängen der Resistenza bis 
zu Beginn der sechziger Jahre war es vor allem Togliatti, der die strategische Weiter- 
entwicklung der KPI geprägt hat: Von seinen Vorstellungen des „italienischen Wegs 
zum Sozialismus‘‘ mittels Strukturreformen, über sein Konzept der „neuen Partei“, 
bis zu seiner Auffassung des „Polyzentrismus‘ innerhalb der internationalen Arbei- 
terbewegung. Er entwickelte die spezifische Strategie der sozialistischen Umwälzung 
der italienischen Verhältnisse. 

(1.) Einen Schritt in dieser Richtung bedeutet die in der zweiten Nachrkeigs- 
zeit durchgezogene Bündnispolitik. Dabei kam ein entscheidender Anstoß nicht nur 
aus den Erfahrungen des italienischen Widerstandskampfes gegen den Faschismus, 
sondern auch aus dem griechischen Bürgerkrieg (54). Hierin kommt eine Tradition 
der KPI zum Ausdruck, die sowohl bei Gramsci zu finden ist, als auch bei der For- 
mulierung des „Historischen Kompromisses‘‘ später Bedeutung erlangt: nämlich die 
Fähigkeit, aus den Erfahrungen, aus den Erfolgen und Niederlagen der internationa- 
len Arbeiterbewegung politisch zu lernen. Krippendorf formuliert, daß das Vorgehen 
der KPI nach Erfahrung der Niederlage in Griechenland durch „die konsequent durch- 
gehaltene Strategie der Vermeidung einer direkten Konfrontation mit der Bourgeoi- 
sie und dem von ihr beherrschten Staatsapparat‘“ (55) geprägt ist. In der Tat leitet 
sich die Vermeidung der direkten Konfrontation bereits aus dem Konzept Gramscis 
ab, wird aber von Togliattiin die politische Praxis umgesetzt und damit aufgrund der 
internationalen wie nationalen Erfahrungen im antifaschistischen Widerstandskampf 
konkretisiert. Die direkte Konfrontation soll auch deshalb vermieden werden, weil 
sie vor allem von der herrschenden Klasse in provokatorischer Absicht zur erneuten 
Durchsetzung ihrer Vormachtstellung auf die Tagesordnung gesetzt wird. Daher geht 
stets in die strategische Reflektion auch die Überlegung ein, ob mit Konfrontations- 
politik der Gegenseite nicht mutwillig die Trumpfkarten in die Hand gespielt werden. 

(2.) Auch die Formulierung des ‚italienischen Wegs zum Sozialismus‘ durch 
Togliatti war eine Konsequenz der internationalen Erfahrungen und ihrer Wirkun- 
gen für die italienische Arbeiterbewegung. Einen entscheidenden Anstoß gaben die 
Ereignisse in Ungarn 1956. Sie stürzten die KPI unversehens in eine innere Krise, er- 
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schwerten die Aktionsmöglichkeiten und bedrohten die Einheit der Arbeiterbewe- 
gung. Die Konsequenz der KPI bestand darin, sich vollständig aus dem noch nachwir- 
kenden Kominternzusammenhang zu lösen und ein neues autonomes Verhältnis vor 
allem zur Sowjetunion zu entwickeln. Obwohl die Komintern schon 1943 aufgelöst 
worden war, waren noch keine durchgreifenden strategischen Konsequenzen aus der 
Auflösung der zentralisierten Anleitungsfunktion der KPI (56) gezogen worden. 
Zwar hatte sich mit der zunehmenden Autonomie der kommunistischen Parteien 
auch ihre jeweilige nationale Unabhängigkeit gestärkt. Doch die Erfahrung des anti- 
kommunistischen Angriffs nach den Ungarn-Ereignissen schärfte das Bewußtsein, daß 
der noch von Kominternbeziehungen geprägte Internationalismus die passive Zustim- 
mung zu Vorgehensweisen der kommunistischen Parteien in den sozialistischen Län- 
dern forderte, auf die die KPI keinen aktiven Einfluß nehmen konnte, die aber als 
Waffe gegen ihre nationale Politik gewandt wurden; dadurch konnten mühsam er- 
kämpfte Positionen mit einem Handstreich zunichte gemacht werden. Das Konzept 
der Autonomie drängte sich auf. Togliatti drang daher auf die Entwicklung eines „ na- 
tionalen Wegs zum Sozialismus“, der ganz auf die Verantwortung der italienischen 
Arbeiterklasse gegründet ist und auf dem jede politische Maßnahme und Entschei- 
dung die besonderen ökonomischen, politischen und kulturellen Bedingungen Italiens 
berücksichtigt (57). 

(3.) Der „italienische Weg zum Sozialismus“ soll vor allem über Strukturrefor- 
men verlaufen, die von der Arbeiterbewegung erkämpft werden, aber auch eine Per- 
spektive für die Mittelschichten und Bauern, d. h. den überwiegenden Teil der italie- 
nischen Gesellschaft darstellen. Die Strukturreformen verstehen sich als umfassen- 
der konkreter Vorschlag zur Veränderung des gesamten italienischen Gesellschafts- 
systems und seiner ökonomischen, politischen und sozialen Bedingungszusammen- 
hänge. Damit bezog sich Togliatti wieder auf Erfahrungen und Ergebnisse des anti- 
faschistischen Widerstandskampfes: „Die Strukturreformen als Weg zur Entwicklung 
der Demokratie und um die Straße zum Aufbau einer neuen Gesellschaft zu öffnen, 
sind weder unsere Erfindung noch die der sozialistischen Genossen oder die der Ak- 
tionspartei oder irgendeiner anderen politischen Gruppe. Sie waren oder sind inte- 
grierter Bestandteil der programmatischen Forderungen der großen Einheitsbewe- 
gung der Resistenza.‘‘ (58) Die antifaschistische Widerstandsbewegung wurde insge- 
samt zur Quelle der strategischen und politischen Vorstellungen der KPI und stellt 
nach Auffassung der KPI auch das politische Potential der sozialistischen Umwäl- 
zung. Allerdings kommt den Strukturreformen noch eine andere Bedeutung zu. Sie 
stellen unmittelbare Kampfziele der Arbeiterklasse dar und erfüllen damit das stra- 


56 Frank Deppe, Arbeiterbewegung und westeuropäische Integration, Köln 1976, S. 336 

57 In jüngster Zeit gibt es erneut Auseinandersetzungen über die autonome Politik der west- 
europäischen KPen, wie etwa in dem Angriff Todor Schiwkofis auf die eurokommunisti- 
sche Position, 
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tegische Postulat, das der KPI schon seit Gramsci wichtig ist: daß die sozialistische 
Umwälzung nur durch die Herausbildung konkreter Ziele in Gang gesetzt werden, 
daß die Arbeiterbewegung als Bewegung sich nur über konkrete Forderungszusam- 
menhänge entwickeln kann (59). 

(4.) Warum sich die Formulierung der Strategie der Strukturreformen noch auf- 
drängte, soll an einem Widerspruch der Politik der KPI in der frühen Nachkriegszeit 
dargestelit werden. Nach der Resistenza sah sich die KPI zu einer großen Partei ange- 
wachsen mit einer erheblichen Machtposition. In dieser Stärke geriet sie verschärft 
in einen Widerspruch, in dem jede sozialistische Organisation sich bewegen muß und 
der die Entwicklung von politischen Linien in der Arbeiterbewegung zu Serpentinen 
werden läßt, zumal wenn der Widerspruch nicht in die Formulierung der Strategie 
selber eingeht. Es war gerade die KPI, die aktiv am Neuaufbau Italiens mitarbeitete, 
und sie zog daraus auch ihr positives Verhältnis zur italienischen Gesellschaft. Gleich- 
zetig aber interpretierte die Partei die Krisenerscheinungen, die den riesenhaften 
Umstrukturierungsprozeß und die technologische Umwälzung begleiteten, als die 
„allgemeine Krise des Kapitalismus“ (60), aus der dieser mit eigener Kraft sich nicht 
herauswinden könnte. Die Aktivitäten beim Neuaufbau wurden also mit Zusammen- 
bruchserwartungen gekoppelt, so daß nach den Worten Damicos breite Teile der KPI 
der Meinung waren, daß „die Aktivität beim Wiederaufbau nur die Sympathie hei- 
schende Nebelwand wäre, hinter der der Aufstand vorbereitet werden müßte (61). 
Das bedeutet, die Aktivitäten beim Wiederaufbau wurden von Teilen der KPI als rei- 
ne List betrachtet. Garavini — Gewerkschafter der CGIL und Mitglied der KPI -- for- 
mulierte rückblickend den allgemeinen Widerspruch der gesamten Arbeiterbewegung 
für die Gewerkschaftsbewegung, der auch der Doppeltheit in der Haltung vieler KPI- 
Mitglieder zugrundelag: „Die Arbeiterklasse muß ihre Ausbeutungsbedingungen ne- 
gieren, aber um zu leben, muß sie auch, insofern sie in einem kapitalistischen System 
lebt, ihre Ausbeutungsbedingungen akzeptieren. Eine klassenbewußte Politik, die 
sich nicht einfach und simpel in der Vorstellung des Aufstandes erschöpft, muß eine 
Vermittlung zwischen Akzeptieren und Negation dieser Bedingung finden.‘ (62) Und 
für die Entwicklung einer klassenbewußten Gewerkschaftspolitik zog er die Schluß- 
folgerung: ‚‚Also muß eine Kampflinie gegen die Ausbeutung entwickelt werden, die 
sich in der Realität der Fabrik dessen bewußt ist, die eine partielle, aber konkrete 
Veränderung der Ausbeutungsbedingungen in Gang setzt, als Weg der Entwicklung 
des Klassenbewußtseins und auch als konkretes Terrain, damit die Negation der Aus- 
beutung und ihr Akzeptieren koexistieren können.“ (63) Diesen notwendigen Wider- 
spruch in der Politik der Arbeiterparteien und der Gewerkschaften, der bei breiten 
Teilen der internationalen Arbeiterbewegung zu Pragmatismus und attentistischer 


59 ebenda 


60 Renzo Gianotti, Lotte e organizzazione di classe alla FIAT (1948 - 1970), Bari 1970, 
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Haltung, also passiver Zusarmmenbruchserwartung, wie auch zur Inkohärenz von 
Theorie und Praxis geführt hat, versuchte die KPI im strategischen Zusammenhang 
zu formulieren und anzugehen. Die Konzeption der „antikapitalistischen Struktur- 
reformen‘“ solite die Vermittlung mittelfristiger und langfristiger Ziele herstellen. 
Der Sozialismus sollte nicht zu einem Abstraktum werden und die konkrete Tages- 
politik nicht perspektivlos geraten. Allerdings ist die Strategie Ergebnis wie Gegen- 
stand eines langen Lernprozesses, der nur in einer Kette harter Kämpfe und Ausein- 
andersetzungen sich fortentwickelt, da sie immer wieder auf die durch das System 
gesetzten Schranken stößt, die dann neu thematisiert werden müssen, damit darauf 
bezogene Initiativen erarbeitet werden können. 


Strategie der Demokratisierung und Dezentralisierung 


Nachdem wir bisher auf die strategischen Konzeptionen der KPI eingegangen sind, 
wollen wir im Folgenden auf einige vor allem innerhalb der Gewerkschaftsbewegung 
gemachte Erfahrungen hinweisen. Die Spaltung der Gewerkschaft in drei sich befeh- 
dende Gewerkschaftsbünde — 1950 — und die Niederlage der bis dahin mehrheitlich 
in den Betrieben verankerten CGIL innerhalb der Betriebsratswahlen 1955 bilden die 
Marksteine in der Schwächung der italienischen Gewerkschaftsbewegung (64). In den 
Fabriken wurden nach und nach die noch aus der Resistenza hervorgegangenen Klas- 
senpositionen zunichte gemacht. Die Ereignisse in Ungarn trugen zusätzlich zur 
Schwächung der gewerkschaftlichen Stellungen bei, da sie die kommunistisch-sozia- 
listische CGIL noch einmal zu spalten drohten. 

Innerhalb der CGIL wurden dann die Konsequenzen aus der Spaltung und 
Schwächung gezogen. Sie erarbeitete, in einer radikalen Kritik ihrer eigenen Fehler 
eine Strategie, die darauf bezogen ist, gewerkschaftliche Macht- und Kontrollpositio- 
nen der Lohnabhängigen in den Betrieben zu entwickeln. Die Gewerkschaftspolitik 
sollte ihren Ausgang in der Fabrik haben und folgte der Parole der „Verhandlung al- 
ler Aspekte des Arbeitsprozesses“. Das Resultat jahrelanger Ausarbeitungen war 
schließlich ein differenziertes Tarifverhandlungskonzept,nach demeinsystematischer 
Zusammenhang zwischen betriebsnaher und zentraler Gewerkschaftspolitik herge- 
stellt wurde. Die Gewerkschaften entwickelten Forderungen, die darauf zielten, die 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen zu verbessern und gleichzeitig 
gewerkschaftliche Macht- und Kontrollpositionen zu erringen und institutionell ab- 
zusichern (65). Unter dem Druck der Rationalisierungsschübe konzentrierten sich die 
Forderungen zunehmend auf Arbeitsorganisation und -bedingungen, auf das Qualifi- 
kations- und Einstufungssystem und die Lohnhöhe und -struktur. Da die Gewerk- 
schaften mehrheitlich den Anspruch haben, den gesamten Umfang der Reproduktion 
der Arbeitskraft zu beeinflussen, erstreckt sich ihre Politik auch auf Strukturrefor- 
men und Investitionskontrollen. 


64 siehe dazu, Renate Genth, Die Entwicklung der Tarifpotitik... ., a.a.0.) 
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An der Vorstellung von Investitionskontrolle läßt sich exemplarisch das poli- 
tische und strategische Vorgehen der italienischen Arbeiterbewegung ablesen. Auf 
Produktionskonferenzen arbeiten die Lohnabhängigen eines Unternehmens Investi- 
tions- und Produktionspläne aus, die sowohl die Art der Produkte, wie die Arbeits- 
organisation, Zahl der Arbeitsplätze, Lohnstruktur wie Standort und dessen Infra- 
struktur umfassen. Diese Forderungen werden dann innerhalb betriebsnaher Ver- 
handlungen und Kämpfe durchgesetzt und in betrieblichen Abkommen fixiert. Statt 
Luxuswagen zu produzieren, halten die Lohnabhängigen von Alfa Romeo es z. B. für 
wichtiger, Lastkraftwagen und Massenverkehrsmittel zu produzieren. Diese Investi- 
tionskontrollen wurden bereits 1949 in der Kampagne für den „Arbeitsplan‘“ (66) 
entwickelt, wurden vor allem in den letzten Jahren aktualisiert und stehen in engem 
Bezug zu den Reformkonzepten für das öffentliche Verkehrswesen. Als nach 1969 
— nicht zuletzt in progressiver Verarbeitung der in autonomen Arbeiterkämpfen ent- 
wickelten politischen Formen und Inhalte — die Gewerkschaften in der Entfaltung 
ihrer betrieblichen Machtpositionen einen erheblichen Sprung voran gemacht haben, 
entwickelten sie mehr und mehr ein Ensemble derartig aufeinander bezogener For- 
derungen, die immer stärker die Bedürfnisse und Wünsche der Lohnabhängigen zur 
Verbesserung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen aufgenommen und strategisch 
umgesetzt haben und auf neue Formen und Inhalte selbstbewußter Vergesellschaf- 
tung zielen. Da grundsätzlich materielle Forderungen mit solchen nach Verstärkung 
der Machtpositionen verbunden wurden, konnte die Arbeiterbewegung in einigen 
Bereichen der italienischen Gesellschaft eine Macht entfalten, die bisher keine sozia- 
litische Bewegung in hochentwickelten kapitalistischen Staaten erreicht hat. Und die 
Rekonstruktion der Machtpositionen der Arbeiterbewegung ist nach der schwerer 
Niederlage 1955 in erster Linie durch die Aktion und Politik der Gewerkschaften 
durchgeführt worden. Das wird auch dadurch bestätigt, daß die Arbeiterparteien ei- 
nen großen Teil ihrer qualifiziertesten Kader an der Gewerkschaftsarbeit beteiligten. 

Die KPI hat sich zu einem erheblichen Teil ihrer Strategie auf die Dezentralisie- 
rung der Verwaltung und die denzentralisierte Planung konzentriert, um auf der 
Ebene der Kommunen und Regionen die demokratische Beteiligung der Betroffe- 
nen bei der Lösung der sozialen, politischen und ökonomischen Probleme voranzu- 
treiben. Bologna (67) ist das weitbekannte Paradebeispiel, aber vor allem seit den 
Ergebnissen der Kommunal- und Regionalwahlen 1975 bei weitem nicht das einzige. 
Die Strategie besteht insgesamt darin, dezentral demokratische Macht- und Kontroll- 
positionen innerhalb der gesamten Gesellschaft zu entwickeln und auf diese Weise 
die hegemoniale Stellung der Arbeiterklasse, nicht nur der eigenen Partei, mit der 
Perspektive des Sozialismus zu entfalten. Die von Gramsci begründete strategische 
Konzeption der sozialen Emanzipation als einer alternativen Vergesellschaftung fin- 
det in dieser Demokratisierungsstrategie ihren Niederschlag. Nicht zufällig ist nach 
den für die Arbeiterbewegung erfolgreichen Kommunal- und Regionalwahlen 1975 
und den zentralen Wahlen 1976 die Diskussion über Gramsci neu aufgeflammt. Die 
KPI bildet daher gemäß ihrem Selbstverständnis keine „‚Gegengesellschaft‘“ im kapi- 
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talistischen Gesellschaftssystem (68); vielmehr bezieht sie sich in ihrer Praxis auf die 
Totalität der italienischen Gesellschaft und es ist ihr bereits gelungen, breite gesell- 
schaftliche Bereiche zu prägen. Ihr Ziel ist es dabei, daß sich die hegemoniale Über- 
legenheit der Arbeiterklasse, den Gesellschaftsprozeß im Sinne der überwiegenden 
Mehrheit bestimmen zu können, in ihren Fähigkeiten erweist, auf breiter Basis der 
herrschenden Klasse Alternativkonzepte in allen Einzelheiten entgegenzusetzen. 


Die Konzeption des „Historischen Kompromisses“ 


Im Zusammenhang mit der Demokratisierungsstrategie spricht Enrico Berlinguer von 
der „progressiven Einführung von Elementen des Sozialismus in das gesellschaftliche, 
staatliche, politische und moralische Leben mittels der demokratischen Methode...“ 
(69). Dieser Zielsetzung versucht die KPI mit einem breiten Bündnisangebot näher- 
zukommen, mit dem sogenannten „Historischen Kompromiß“ zwischen KPI und 
Christdemokraten. In diesem Entwurf werden nach dem Selbstverständnis Berlinguers 
Vorstellungen aufgegriffen, die sich schon bei Gramsci und Togliatti finden: Die so- 
zialistische Umwälzung kann danach nur im einheitlichen Zusammengehen der gro- 
ßen historischen Strömungen der italienischen Tradition, der katholischen, der so- 
zialistischen und kommunistischen, stattfinden. Doch reicht diese allgemeine Be- 
gründung nicht hin zur Erklärung des „Historischen Kompromisses“. Denn das Bünd- 
nisangebot zielt darauf ab, sich mit der Partei der katholischen Strömung politisch 
zu verbinden, der DC. Diese Partei ist einerseits, wie die letzten allgemeinen Wahlen 
vom 20.6.1976 erneut verdeutlicht haben, unter den Bauern, einem Teil der katholi- 
schen Lohnabhängigen und dem überwiegenden Teil des Mittelstands verankert. Sie 
ist andererseits aber die Partei, in der die herrschende Klasse und vor allem die para- 
sitären reaktionären Schichten vertreten sind. Und hier lagert der entscheidende 
Widerspruch des ‚‚Historischen Kompromisses“ ;denn damit ist die DC in erster Linie 
die Partei, die sichtbar verantwortlich ist für die korporative Zersetzung des gesell- 
schaftlichen Organismus, für den Klientelismus, die Pfründewirtschaft, die allgegen- 
wärtige Korruption und den übergroßen Teil der heute aufsummierten drückenden 
sozialen, ökonomischen und politischen Probleme. Es ist vor allem die DC, die mit 
ihrer Methode der Herrschaftssicherung die weitgehende Disgregation des gesellschaft- 
lichen Systems verantwortet. 

. Alsein Interessenbündnis verschiedener Strömungen hat diese Partei den Staat 
mit einem dichten Gewebe von Machtpositionen durchsetzt. Der italienische Staat 
ist einerseits durch eine starke Zentralisierung gekennzeichnet, auf der anderen Sei- 
te sind mächtige Bereiche aus der Zentralisierung ausgenommen und völlig selbstän- 
dig verwaltet. Sowohl die Zentralisierung, als auch die Sektorialisierung verhindern 
eine demokratische Kontrolle. Vor allem die separaten Sektoren, dazu ist auch der 
parastaatliche Bereich, der das soziale Fürsorgesystem darstellt, und die staatliche In- 
68 Hugues Portelli, La longue marche du Parti communiste italien, in: Esprit, Nr. 11, No- 
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dustrie zu rechnen, haben der DC das Terrain geboten, auf dem sie ihr Machtsystem, 
durch reichliche Vergabe von Posten, Positionen und Privilegien an die jeweilige 
Klientele detailliert ausgebaut hat (70), so daß in Westeuropa keine Partei in einem 
der parlamentarischen Systeme über eine vergleichbare Regierungskontinuität ver- 
fügt. Doch diese auf der Pfründewirtschaft basierende Stärke verkehrt sich in der 
Krise zunehmend zur Brüchigkeit des gesellschaftlichen Gewebes. Zunächst hat der 
Klientelismus zur fast vollständigen Dysfunktionalität der Verwaltung geführt. Jedes 
Reformgesetz wurde in seiner Realisierung im Klientelnetz abgefangen. Denn die not- 
wendigen Gelder werden bereits von der DC-Klientele vampirhaft aufgesaugt (71). 
Vor allem im Süden ist dieser Vampirismus perfekt ausgebildet. In der Krise jetzt 
wird diese Dysfunktionalität noch drückender. Denn zum einen üben die verschieden- 
sten Klientelgruppen der DC auf ihre Fraktionen Druck aus, damit ihre Privilegien 
abgesichert bleiben. Zum andern aber führt dieser korporative Interessendruck zu ei- 
nem fortschreitenden Zerfall des politischen Systems. Schließlich aber haben sich 
durch die verhinderten Reformen eine Fülle von ungelösten Problemen zusammenge- 
ballt, so daß die Summierung der Widersprüche in der Krise die Ausweglosigkeit der 
vorgeschlagenen Lösungsmöglichkeiten suggeriert. Magri weist in seiner Analyse der 
Widersprüche der Reformvorhaben auf die Sysiphusarbeit hin, die die Arbeiterbewe- 
gung erledigen muß (72). Der Korporativismus ist mittels des Klientelismus im letz- 
ten Jahrzehnt so weit getrieben, daß nur noch die Organisationen der Arbeiterbewe- 
gung aus dem korporativen Zerfall der Gesellschaft in Einzelinteressen ausgenom- 
men sind;daßsich damit der Boden der parlamentarischen Demokratie als Herrschafts- 
sicherung der herrschenden Klasse in einen Sumpf verwandelt, wissen Teile dieser 
Klasse sehr wohl. Die korporative Zersetzung des herrschenden Interessenzusammen- 
hangs machen Teile der Bourgeoisie daher für den Bündnisvorschlag Berlinguers, den 
„Historischen Kompromiß“ durchaus geneigt. 

Die KPI aber kann dieses Bündniskonzept nur verfechten, weil und solange die 
Arbeiterbewegung sich als kohärent darstellt und die dezentralen Machtpositionen 
stabil sind, die den Eckstein des „Historischen Kompromisses“ bilden. Daher pokert 
ein Teil der herrschenden Klasse jetzt darum, indem die Not der Konzeptionslosig- 
keit zur Tugend gemacht wird, daß der „Hisorische Kompromiß“ erneut zu seiner 
historischen Stunde wird, daß die KPI bereits im Vorfeld des „Historischen Kompro- 
misses‘“ zunehmend in Widerspruch zu Teilen der Arbeiterklasse und der von ihr ge- 
wonnenen Mittelschichten gebracht wird, daß sie geschwächt in eine derartige K.oali- 
tion geht oder durch ihre Schwächung diese Koalition unnötig gemacht wird. Die 
DC versucht die KPI zu Zugeständnissen zu zwingen, ohne dabei auf ihre Reformfor- 
derungen einzugehen. Sie trennt die Austerity-Politik von der Durchsetzung der Re- 
formen und bringt damit die Gewerkschaften in Zugzwang, weil die Verschlechte- 


70 siehe Guiseppe Tamburrano, L’iceberg democristiano. Il potere in Italia oggi e domani, 
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71 Man denke etwa an die Millionen, die für Venedig international bereit gestellt wurden und 
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rung der Lebensbedingungen der Lohnabhängigen unerträglich wird. Würden die Ge- 
werkschaften dann nicht mit zentral abgestimmten Verteidigungskämpfen reagieıen, 
riskierten sie eine Zersplitterung unter den Lohnabhängigen, die fabrikweise ihreLe- 
bensbedingungen verteidigen müßten. Die Folge wäre eine Fülle von zersplitterten 
Interessenkämpfen, die es zur Abwehr autcritärer Tendenzen gerade zusammenzu- 
fassen gilt. Andererseits entstünde bei einseitigem Vorgehen der Gewerkschaften ei- 
ne verhängnisvolle Spaltung innerhalb der Arbeiterbewegung. Die KPI wäre isoliert. 

Vielfältige Spaltungstendenzen in die Arbeiterbewegung und ihre Bündnisbe- 
reiche hineinzutragen, ist ein aktuelles Ziel der herrschenden Klasse. Denn sie weiß 
sehr wohl, daß, wenn die Arbeiterbewegung sich weiterhin als einzige kohärente Kraft 
in der Gesellschaft darstellt, die Verwaltung der korporativen Interessen immer brü- 
chiger wird und die DC entweder einen erheblichen Teil ihrer Machtbasis unter 
Druck der Arbeiterbewegung aufgeben oder aber zur Bändigung der korporativen In- 
teressen und zur Abwehr der Ansprüche der Lohnabhängigen zu einer autoritären 
Regierungsform übergehen muß. Das aber würde die massive Unterdrückung der Ar- 
beiterbewegung bedeuten und andererseits gerade auch eine Basis in den Klientelgrup- 
pen finden, was den korporativen Zerfall nach kurzer Zeit noch vorantreiben würde. 
Teile der herrschenden Klasse versuchen in der Tat die Bedingungen der Krise mit 
ihrer Unwegsamkeit an verschlungenen Problemen einzusetzen, um die Arbeiterbe- 
wegung zu zerschlagen. Der rechte Flügel in der DC um De Carolis vertritt offen das 
Programm, eine Politik der verbrannten Erde zu praktizieren, d.h. die Wirtschafts- 
krise zu verschärfen, die Inflation hochzutreiben, die Arbeitslosigkeit zu vergrößern 
und ein Chaos unlösbarer Probleme zu produzieren, damit die Arbeiterbewegung zu 
zeısplittern und einen Keil zwischen die Arbeiterorganisationen und ihre Bündnis- 
partner zu treiben, um schließlich wie Phoenix aus der Asche zu erstehen und die 
Macht zu übernehmen (73). 

Der Vorschlag des „Historischen Kompromisses“ ist vor allem auch gegen diese 
Zielsetzung gerichtet. Denn nach den Erfahrungen der italienischen Arbeiterbewe- 
gung begünstigt der korporative Zerfall den Faschismus oder zumindest ein autoritä- 
res Regime zur Zerschlagung der Arbeiterbewegung. Die chilenische Erfahrung des 
blutigen faschistischen Umsturzes einer demokratischen Volksfrontregierung hat in 
der italienischen Arbeiterbewegung die antifaschistische Tradition so bewegt, daß 
das politische Bündnis des antifaschistischen Widerstandskampfes bereits präventiv 
zur Verhinderung der faschistischen Lösung der Krise eingeplant wird. Dadurch soll 
gerade die Bildung eines breiten autoritären Blocks verhindert werden, der die Ge- 
fahr mit sich bringt, daß durch die Aufspaltung der italienischen Gesellschaft in zwei 
sich befehdende Heereslager große Teile der katholischen Lohnabhängigen und der 
Mittelschichten auf die Seite der Reaktion abdriften. Durch den „Historischen Kom- 
promiß“ soll also unter all den oben angedeuteten Widersprüchen abgewehrt werden, 
daß es den reaktionären Kreisen erneut gelingt, den Klassenkonflikt ideologisch um 
den Gegensatz Kommunismus - Antikommunismus zu zentrieren und ihn so von 


73 In einem Interview mit der Zeitung „la Repubblica“ (23.11.76) sagt De Carolis: „Per fer- 


mare i comunisti faremo terra bruciata!“ (um die Kommunisten aufzuhalten, machen wir 
verbrannte Erde!) 
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den realen Problemen, Interessen und Zielen abzulenken. Deshalb lehnt die KPI auch 
den Ausschluß der DC aus der Regierung und damit die Alternative der Linksregie- 
rung ab; sie fürchtet daß die DC in der Opposition durch wirksame Obstuktion jede 
konstruktive Linksalternative verhindern und umsichein breites antikommunistisches 
Lager sammeln Könnte. 

Der „Historische Kompromiß‘“ versteht sich also als ein strategischer Schritt 
zur Bannung der faschistischen Gefahr, der faschistischen Lösung der Krise. Gleich- 
zeitig aber zielt.der Vorschlag Berlinguers auf die Veränderung der DC selber. Denn 
es war wie erwähnt die DC, die den legislativen Teil des Staates mit dem undurch- 
dringlichen klientelistischen Gestrüpp umgeben hat; jede zukünftige Reformforde- 
rung kann nur über Roden und Lichten dieses Gestrüpps passieren. Der „Historische 
Kompromiß‘“ besagt also auch, daß die KPI die DC zwingen will, die Sysiphusarbeit 
einer Staatsreform zumindest ansatzweise selber in Gang zu setzen. Die Bedingung 
dafür bietet die Einsicht eines Teils der herrschenden Klasse, daß der korporative 
Zerfall großer gesellschaftlicher Bereiche in Einzelinteressen die eigene Hegemonie 
breit zersetzt hat. Das macht die Handlungsfähigkeit der politischen Organisationen 
der herrschenden Klasse aus und läßt sie zumindest noch im augenblicklichen Sta- 
dium der Krise von der Arbeiterbewegung abhängig werden, deren Organisationen als 
einzige über langfristige Lösungsvorschläge verfügen. 

Denn auch der Umfang .der zur Lösung anstehenden Probleme begründet das 
Bündnisangebot der KPI. Die Weltwirtschaftskrise hat mittlerweile die Schwierigkeit 
und Fülle der Aufgaben zur Bewältigung der Krise derartig aufgetürmt, daß es schon 
deshalb aufrechterhalten wird. D. h. der „Historische Kompromiß“ soll die Synthese 
der Gesellschaft auf der Grundlage eines breiten sozialen und politischen Bündnisses 
zur Überwindung der Krise sichern, damit die Dynamik der Krise nicht von den reak- 
tionären Interessen bestimmt und der Arbeiterbewegung eine erneute empfindliche 
und folgenreiche Niederlage zugefügt werden kann. 


Schwierigkeiten der Verwirklichung der Strategie 


Vor welchen Schwierigkeiten steht die italienische Arbeiterbewegung aufgrund ihrer 
eigenen Strategie? Eine Tradition besteht, wie erwähnt, in einer breiten Demokrati- 
sierung: In einer Fülle von dezentralen Initiativen, die von den Organisationen der 
Arbeiterbewegung mitgeführt, koordiniert und zusammengefaßt werden, entwickeln 
sich alternative Formen von Vergesellschaftung, sollen die Lösung und Orientierung 
der sozialen Probleme unter breiter Beteiligung der davon Betroffenen erarbeitet wer- 
den. Auf diese Weise hat die italienische Arbeiterbewegung im Zusammenhang von 
Gewerkschaftskämpfen und Politik der Arbeiterparteien in den Betrieben und Kom- 
munen, wie Regionen starke demokratische Machtpositionen entwickeln Können, die 
die Grundlage der augenblicklichen Strategie in der Krise darstellen. Diese Strategie 
zielt insgesamt vor allem darauf, daß die Organisationen der Arbeiterbewegung die 
Dynamik der Krise bestimmen und bestimmen müssen,wenn sie ihre politischen Vor- 
stellungen realisieren wollen. Die Lösung der Krise muß von der Arbeiterbewegung 
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politisch so erzwungen werden, daß die Machtpositionen durch die Durchsetzung 
der unerläßlichen Reformen erweitert werden. Denn ohne die Umstrukturierung der 
Wirtschaft und die Staatsreform sind dem Fortschritt der Arbeiterbewegung und ih- 
rer Ziele entscheidende Schranken gesetzt. Die Krise soll und muß dazu benutzt wer- 
den, diese Schranken, auf die die italienische Arbeiterbewegung in den letzten Jahren 
immer wieder gestoßen ist, zu beseitigen. 

Für die Gewerkschaften stellt sich daher das Problem, daß sie den ökonomi- 
schen Verteidigungskampf gegen die Verschlechterung der Lebensbedingungen mit 
dem offensiven Kampf für die Reformen verbinden müssen. Dabei müssen sie sorgfäl- 
tig die Balance halten, damit die defensive Initiative die offensive Aktion nicht ver- 
hindert, damit also die ökonomischen Kämpfe nicht zu korporativen Interessenge- 
fechten werden und die Spaltung zwischen Beschäftigten und Arbeitslosen, zwischen 
Groß- und Kleinbetrieben nicht so weit getrieben wird, daß auch die Arbeiterbewe- 
gung korporativistisch zu zerfallen droht. Andererseits aber könnte diese Zersplitte- 
rung auch bei völliger Aufgabe der ökonomischen Verteidigungskämpfe und einsei- 
tiger Ausrichtung auf die offensiven Reformkämpfe eintreten. Denn die Lohnabhän- 
gigen würden gruppenweise nach gesellschaftlichem Standort auf eigene Faust zur 
Verteidigung ihrer. Lebensbedingungen übergehen, was sich auch bereits angedeutet 
hat. Aus dieser Problemstellung folgt, daß die Gewerkschaften in vermehrtem Maß 
ihre Autonomie gegenüber den politischen Parteien zurückgewinnen müssen, um so 
das labile Gleichgewicht zwischen defensivem und offensivem Kampf zu halten und 
damit auch die von Spaltung bedrohte Einheit der Gewerkschaften immer wieder neu 
herzustellen. 

Die Arbeiterbewegung muß ‚also differenziert vorgehen wie es auch ihrer stra- 
tegischen Tradition entspricht. Doch offenbart sich ein zentrales Problem der Stra- 
tegie der italienischen Arbeiterbewegung, der KPI und der Gewerkschaften. Denn in 
der augenblicklichen Krise stellt sich die drängende Notwendigkeit, die vielfach dif- 
ferenzierten Initiativen der Demokratisierungsstrategie zentral zu den anstehenden 
Reformkämpfen zusammenzufassen, um die Krise zu überwinden. Andererseits aber 
läßt sich die notwendige Einheit im Kampf nach den Erfahrungen der italienischen 
Arbeiterbewegung nur ‚‚von unten“ in den unmittelbaren Lebensbereichen herstellen, 
denn der Kampf um demokratische Machtpositionen ist grundsätzlich mit einer merk- 
baren Verbesserung der Lebensbedingungen einhergegangen. Diese Verbindung in 
der Krise zu schaffen, stellt eine außerordentliche Schwierigkeit der italienischen Ar- 
beiterbewegung dar. Die zentrale Zusammenfassung der dezentralen differenzierten 
Initiativen ist der heutige Kreuzweg der Strategie der KPI und der Gewerkschaften. 
In diesen Widersprüchen muß die italienische Arbeiterklasse einen Lernprozeß durch- 
machen, der sie in die Lage versetzt, der Protagonist der allgemeinen Interessen der 
Gesellschaft zu werden, um die kapitalistische Krise zu lösen, ohne die ganze Macht 
in der Gesellschaft übernehmen zu können. Die Zeit für diesen Lernprozeß wird durch 
die Verschärfung der Krise allerdings sehr stark Komprimiert, so daß sich der Aktions- 
raum zusehends zu einer Gratwanderung verschmälert. 

(Die Darstellung der konkreten Reformkonzepte der KPi und der Gewerkschaf- 
ten zur Lösung der Krise erfolgt im zweiten Teil, Prokla 27). 
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Horst W. Schmollinger / Richard Stöss 
Bundestagswahlen und soziale Basis politischer Parteien 
in der Bundesrepublik 

H: Vom Zerfall des Bürgerblocks in den 60er Jahren 
bis zum „Rechtsputsch“ der CSU 1976 


Im ersten Teil des Aufsatzes haben wir dargestellt, daß das Parteiensystem der Bun- 
desrepublik bis zum Ende der fünfziger Jahre durch einen Blockgegensatz zwischen 
bürgerlichen Parteien (CDU/CSU, FDP, DP und teilweise BHE (2)) einerseits und So- 
zialdemokratie andererseits geprägt war. Die politische Macht im Staat der Bundes- 
republik lag in den Händen des zunehmend von den Unionsparteien dominierten 
Bürgerblocks. Die außerordentliche politische Stabilität des CDU-Staates zeigte sich 
im Zuwachs des Zweitstimmenanteils der Bürgerblock-Parteien bei den Bundestags- 
wahlen zwischen 1949 und 1957 von 46,9 % auf 60,7 % und in der Stagnation der 
Sozialdemokratie bei der 30 %-Marke. Diese Stabilität basierte auf einem breiten 
bürgerlich-antisozialistischen respektive -antikommunistischen Intraklassenkonsens, 
der sowohl die Legitimationsbasis für die autoritäre Kanzler-Demokratie bildete als 
auch die Wählerbasis des Bürgerblocks gegenüber der der Sozialdemokratie isolierte: 
Zwischen 1949 und 1957 fanden weder Wählerbewegungen zwischen beiden Blök- 
ken statt, noch konnte die SPD ihre Massenbasis verbreitern. 

Die SPD befürchtete, die politische Polarisierung zwischen ihr und dem Bür- 
gerblock könne zu einer andauernden, längerfristigen Herrschaft des Blocks führen 
und sie glaubte, daß ihre (vermeintliche) Einflußlosigkeit auf die Bundespolitik nur 
durch die Auflösung dieser Polarisierung zu beenden sei. Durch programmatische 
Anpassungen — vor allem in wirtschafts- und außenpolitischen Fragen — an die vom 
Bürgerblock praktizierte Politik in den Jahren 1959 und 1960 meinte sie, sie könne 
das ihr anhaftende Image einer sozialistischen und in Fragen der nationalen Sicher- 
heit gegenüber den osteuropäischen Staaten unzuverlässigen Partei dauerhaft abstrei- 
fen, um so der antisozialistischen Verteufelungspolitik des Bürgerblocks die Argu- 
mentationsbasis zu entziehen. Dabei übersahen die sozialreformerischen Kräfte in- 
nerhalb der SPD, daß der bürgerliche Intraklassenkonsens — Konstituens des Bür- 
gerblocks — nicht allein auf einer gemeinsamen antikommunistischen oder antiso- 
zialistischen Haltung beruhte, der im Zuge des Ost-West-Konflikts im geteilten und 
damit der Konfrontation mit dem Sozialismus des Ostblocks besonders stark ausge- 
setzten Deutschland spezifische Bedeutung auch für die übrigen westlichen Bourgeoi- 
sien zukam. Vielmehr war der bürgerliche Intraklassenkonsens auch Ausdruck der 
Tatsache, daß alle bürgerlichen Klassen in der Bundesrepublik im großen und ganzen 
akzeptable Reproduktionsbedingungen vorfanden, was den Verzicht auf die Orga- 


1 Berichtigung: In Prokla Nr. 25, S. 29, Tabelle 6 haben wir für Berlin in der Spalte „Funk- 
tionäre 1954“ irrtümlicherweise den Anteil der Rentner von 11,40 % ausgelassen. Dem- 
entsprechend ist auch die Spaltensumme von 88,57 % in 99,97 % zu berichtigen. 

2 DP: Deutsche Partei; BHE: Block der Heimatvertriebenen und Entrechteten. 
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nisierung rivalisierender politischer Fraktionen erleichterte. 


Der Zerfall des Bürgerblocks 


Der politische Zerfallsprozeß des Bürgerblocks zwischen dem Beginn der sechziger 
Jahre und der Bildung der Großen Koalition 1966 war so nicht nur Ergebnis der An- 
passung der Sozialdemokraten an die vom Bürgerblock geschaffenen außen- und in- 
nenpolitischen Grundlagen der Bundesrepublik, wenn auch der damit besiegelte Ba- 
siskonsens zwischen den Klassen erst die Trennung der Liberalen von den Christde- 
mokraten und somit das Ende des CDU-Staates ermöglicht haben dürfte. Vielmehr 
zerbrach der Bürgerblock in erster Linie an inneren Konflikten über politische Stra- 
tegien zur Lösung der sich aus den veränderten Reproduktionsbedingungen des Ka- 
pitals Anfang der sechziger Jahre ergebenden wirtschaftlichen und sozialen Proble- 
men, wie sie in der Krise 1966/1967 deutlich wurden. Und er zerbrach schließlich 
auch an den Folgen der internationalen Entspannung. Denn die Abschwächung des 
Ost-West-Konflikts schmälerte die den Bürgerblock integrierende Wirkung des Feind- 
bildes Kommunismus und beförderte — angesichts der sich abzeichnenden Disenga- 
gement-Politk der Administrationen Kennedys und Johnsons — Auseinandersetzun-- 
gen über neue außen- und sicherheitspolitische Strategien. 

j Der Zerfall des Bürgerblocks zwischen 1960/1961 und 1966 drückte sich daher 
nicht nur in der Trennung der Liberalen von der Union und in ihrer Annäherung an 
die angepaßte SPD aus. Er hatte überdies eine zunehmende Verselbständigung regio- 
naler (Bezirks-, Landesverbände) und sektoraler (beispielsweise Suborganisationen) 
Gruppen und Interessen in allen bürgerlichen Parteien zur Folge, wobei die so ent- 
standenen Gegensätze jedoch zu keiner Zeit stark genug waren, die Parteiorganisa- 
tionen zu zerbrechen (3). Immerhin trat der Charakter der Union als politische Samm- 
lung ausgesprochen heterogener sozialer Kräfte wieder deutlich hervor. Diese Hete- 
rogenität wurde nicht nur als globaler Interessengegensatz zwischen Kapital (Wirt- 
schaftsrat), Mittelstand (Mittelstandsvereinigung) und katholischer Arbeiterbewe- 
gung (Sozialausschüsse) sichtbar, sondernauch in Gegensätzenspezifisch ökonomisch- 
sozialer Gegebenheiten in den verschiedenen Regionen der Bundesrepublik. Sie be- 
standen beispielsweise zwischen dem überwiegend katholisch-kleinbürgerlichen Sü- 
den und Westen, den Industriegebieten an Rhein und Ruhr wie an der Saar, dem li- 
beralen hansestädtischen Bürgertum und schließlich dem großagrarischen respektive 
kleinbürgerlichen Norden, der in der Tradition der protestantischen Deutschnationa- 
len bzw. der Welfen stand. 

Der Zerfall des Bürgerblocks und das Hervortreten innerparteilicher Gegensät- 
ze inder CDU/CSU bedingten einander: Mitte der sechziger Jahre war die Union eine 
Partei ohne Ideologie und einheitliche Programmatik, ohne Konzept für politische 


3 Einzige Ausnahme war die Trennung der extrem nationalliberalen Kräfte von der FDP 
nach der Bildung der sozialliberalen Koalition. Dazu siehe weiter unten. 
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Reaktionen auf konjunkturelle und strukturelle Krisen, ein Kanzlerwahlverein ohne 
Autorität der Parteiführung und ohne massenmobilisierende Parteiorganisation. Daß 
dieses — so knapp umrissene — politische Versagen des Bürgertums gegenüber den an- 
stehenden sozialen und ökonomischen Problemen nicht zu einer politischen Krise 
größeren Ausmaßes führte, lag daran, daß die Sozialdemokratie als politischer Garant 
der (veränderten) kapitalistischen Reproduktionsbedingungen einspringen konnte 
und wollte. Sie verfügte nicht nur über adäquate programmatische und legitimatori- 
sche Voraussetzungen. Überdies gelang es ihr infolge des Zerfalls des Bürgerblocks 
und aufgrund ihrer Anpassung, ihre Massenbasis zu verbreitern. Und zwar keineswegs 
durch die Mobilisierung von bisherigen Nichtwählern, sondern in erster Linie durch 
den Einbruch in Wählerschichten, die zuvor zum Reservoir des Bürgerblocks gezählt 
hatten, 

Die Bereitschaft der SPD zur Bildung der Großen Koalition macht das Ausmaß 
der durch den Basiskonsens geprägten Stabilität des politischen Systems der Bundes- 
republik deutlich und belegt zudem, daß der Anpassungsprozeß der SPD keinesfalls 
ein Akt des Verrats „rechter sozialdemokratischer Führer“ an der Arbeiterklasse war, 
sondern daß er dem Bewußtsein der Parteibasis zumindest nicht widersprochen hat, 
Denn die Bereitschaft der Sozialdemokratie, einer uneinigen und konzeptionslosen 
Union politisch aus der „Verlegenheit“ zu helfen, wurde ihr nicht nur durch eine 
weitere Zufuhr bürgerlicher Wähler gedankt. Auch die sozialdemokratischen Arbei- 
terwähler hielten der SPD die Treue. Ihr Anteil an der Arbeiterwählerschaft insge- 
samt erhöhte sich sogar bis 1969 geringfügig (4). 

Die Herausbildung eines breiten Basiskonsens in der westdeutschen Bevölke- 
rung über die wesentlichen ökonomischen, politischen und ideologischen Grundla- 
gen der gesellschaftlichen Ordnung der Bundesrepublik hatte seit Ende der fünfzi- 
ger Jahre eine Auflockerung der Trennungslinien zwischen den sozialen Basen von 
CDU/CSU und FDP einerseits und SPD andererseits, die Einbeziehung der Sozial- 
demokratie in die Wählerwanderungen insgesamt, bewirkt. In diesem Zusammen- 
hang begann eine intensive wissenschaftliche und politische Diskussion um den Be- 
griff der Volkspartei, um die vermeintliche Entideologisierung politischer und wirt- 
schaftlicher Prozesse und um das Drei-Parteien-Kartell, das im Grunde — so wurde be- 
hauptet — nur aus drei Fraktionen ein und derselben Partei bestände. Die Bundes- 
tagswahl 1965 schien diese Thesen zu bestätigen: Inhaltliche Kontroversen zwischen 
den Parteien fanden kaum noch statt, eine politische Polarisierung war im Wahlkampf 
nicht mehr festzustellen. 


Politische Polarisierung infolge der Auflösung des Bürgerblocks 
Die These vom „Volksparteien-System‘“ beschrieb die Wirklichkeit freilich nur ober- 
fiächlich: Sie traf zwar die Auflösung des Blockgegensatzes und die Einbeziehung 


4 Zur innerparteilichen Opposition der SPD wird demnächst ein Aufsatz in Prokla erschei- 
nen. Zur Haltung der Gewerkschaften angesichts der Bildung der Großen Koalition vgl. 
den Beitrag von Bodo Zeuner in diesem Heft. 
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der SPD in die Wählerwanderungen, übersah aber die innerhalb des Bürgertums zu- 
nehmenden Tendenzen, Strategien gegen die Auflösung des Bürgerblocks und gegen 
den Zerfall des CDU-Staates zu entwickeln, um die eigene politische Macht unter den 
veränderten innen- und weltpolitischen Gegebenheiten zu rekonsolidieren. Denn 
wenn die Krisenstrategischen Überlegungen der Sozialdemokratie und ihre Integra- 
tionskraft im Hinblick auf die Arbeiterklasse auch funktional für „das Kapital“ wa- 
ren, so hatte beides doch einen entscheidenden Nachteil: Der Union, dem hauptsäch- 
lichen Repräsentanten des Bürgertums, drohte der Ausschluß von der politischen 
Macht. 

Dieser Aspekt wird in linken Analysen — in erster Linie wohl wegen der Ein- 
schätzung der SPD als bürgerlicher oder wenigstens doch verbürgerlichter Partei — oft 
übersehen. Die bürgerlichen Klassen teil(t)en in ihrer überwiegenden Mehrheit die 
Auffassung nicht, oder doch nicht auf lange Sicht, daß sich die SPD zu einer kapita- 
listischen Ordnungsmacht entwickelt habe. Wenn sie auch deren Verdienste um die 
Beendigung der Wirtschaftskrise 1966/67 zumeist anerkannten, so befürchteten sie 
gleichwohl, die SPD werde über längere Zeit verstärkt Arbeiterinteressen vertreten 
oder doch wenigstens Vergesellschaftungsprozesse ingangsetzen, die die Bewegungs- 
freiheit der Einzelkapitale einengen bzw. deren Konkurrenzbedingungen verschlech- 
tern und die Reproduktionsinteressen der besitzenden Mittelschichten vernachlässi- 
gen würden. Da die bürgerliche Einschätzung der SPD nicht an einem, wie auch immer 
gearteten, Sozialismus-Modell orientiert ist, sondern langfristig von Sozialisierungs- 
Ängsten beherrscht ist, werden schon solche politischen Maßnahmen als sozialistische 
Politik bezeichnet, die diese Qualifizierung aus der Sichtweise einer sozialistischen 
Linken keineswegs verdienen: staatliche Kontrolle des Gesundheitswesens etwa 
oder die Berufsbildungs-, Jugend- und Familienpolitik. Eine realistische Einschätzung 
der politischen Situation des Bürgertums muß auch diese eher sozialpsychologisch 
denn materiell begründbaren Sozialisierungs-Ängste als Triebkraft bürgerlicher Poli- 
tik begreifen. 

Die äußere Bedrohung durch den Kommunismus des Ostblocks und die Mög- 
lichkeiten eines inneren Machtzuwachses der Arbeiterbewegung infolge politischer 

* Zerstrittenheit des Bürgertums dürfen als latente Ängste gerade der besitzenden Klas- 
sen nicht unterschätzt werden. Die Abschwächung des Ost-West-Konflikts, das fak- 
tische Koexistenzverhalten zwischen den USA und der UdSSR in Bezug auf die je- 
weiligen Einflußsphären, die Niederlage des US-Imperialismus in Südostasien und 
zum Teil auch in Afrika, die Auflösungserscheinungen der NATO und die entspan- 
nüngsorientierte Ostpolitik der sozialliberalen Koalition mit ihrer faktischen Aner- 
kennung des Status quo in Gesamt-Deutschland und neuerdings die wachsende Be- 
deutung von an den spezifisch nationalen Bedingungen sozialistischer Umwälzung 
orientierten (‚‚euro-““) Kommunistischen Parteien müssen gerade vom westdeutschen 
Bürgertum — wenigstens längerfristig — als grundsätzliche Existenzbedrohung ge- 
wertet werden. Insbesondere seine politische Avantgarde, der politische Katholizis- 
mus, sieht die ideologische Fundierung seiner Führungsrolle als christlich-abendlän- 
disches Bollwerk gegen eine kommunistische Bedrohung Europas — ebenfalls län- 
gerfristig — als bedroht an. Und dies an mehreren Fronten: Im Osten durch einen 
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als aggressiv und stalinistisch bezeichneten Kommunismus; im Südwesten durch einen 
anpassungsfähigeren und damit wesentlich gefährlicheren italienischen bzw. franzö- 
sischen Kommunismus, dem das jeweilige heimische Bürgertum keine erkennbaren 
Alternativen (5) entgegen zu setzen hat; und schließlich im Innern durch eine Sozial- 
demokratie, die als vermeintlicher ‚trojanischer Esel‘ mit ihrer Ostpolitik, ihrer an- 
geblich mangelnden Abgrenzung gegenüber Sozialisten/Kommunisten und mit ihrer 
Sozialisierungstendenzen befördernden Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik Volks- 
fronttendenzen Vorschub leiste. 

Die vermeintliche und tatsächliche Bedrohung des westdeutschen Bürgertums 
durch diese Faktoren besteht so zwar erst seit einigen Jahren. Viele davon existieren 
aber schon seit dem Beginn der sechziger Jahre oder waren in der Periode des Zerfalls 
des Bürgerblocks absehbar. Auf alle Fälle bestimmten sie die mit dem Zerfall des 
Blocks einhergehenden internen politischen Kontroversen. Die Haltung des Bürger- 
tums gegenüber der SPD ist schließlich nicht nur von längerfristigen Sozialisierungs- 
Ängsten bestimmt. Teile beider bürgerlicher Parteien waren aktuell, vor allem aus 
ökonomischen und krisenprophylaktischen Erwägungen, durchaus an internationaler 
Entspannung und an einer unmittelbaren Einbindung der sozialdemokratischen Ar- 
beiterbewegung in die staatliche Politik interessiert. Dieser Gegensatz zwischen län- 
gerfristiger politisch-strategischer und antisozialistischer Orientierung sowie zwischen 
aktuellen und zudem regional-spezifischen materiellen Reproduktionsinteressen und 
damit zusammenhängenden tagespolitischen Erfordernissen wies in seiner Substanz 
wahrscheinlich auf die zunehmend divergierenden Bedürfnisse von weltmarktorien- 
tiertem Großkapital einerseits und wirtschaftlich national und staatsinterventioni- 
stisch orientiertem Mittelstand sowie der Schwer- und Rüstungsindustrie andererseits 
hin. Bei zwischen- bzw. innerparteilichen Auseinandersetzungen freilich spitzte sich 
dieser Gegensatz auf Fragen der Bündnis- und Koalitionspolitik sowie der Außen- 
und Sicherheitspolitik zu. Der langsame Frontwechsel der FDP seit spätestens 1961 
vom Bürgerblock weg und hin zur Sozialdemokratie muß auch als Ausdruck dieser 
zunehmend divergierenden ökonomischen Interessen verschiedener bürgerlicher Frak- 
tionen gewertet werden. Und auch innerhalb der Unionsparteien schwelten seit dem 
Beginn der sechziger Jahre die darauf beruhenden Auseinandersetzungen; sie haben 
sich dabei zunehmend verschärft und nach der Bundestagswahl 1976 eine neue Qua- 
hität angenommen. 

Schon in den sechziger Jahren hatte Franz Josef Strauß seine an den Gaullis- 
mus (6) anknüpfende antisozialistische Europa-Konzeption entwickelt (7) als eine 
neue, den veränderten Bedingungen angepaßte, ideologisch-programmatische Platt- 


5 Ob die gerade rekonsolidierte gaullistische Sammlungsbewegung eine solche Alternative 
formulieren kann, bleibt abzuwarten. 

6 Zur Auseinandersetzung zwischen Atlantikern (Erhard, Schröder) und Gaullisten (Ade- 
nauer, Strauß) in den Unionsparteien: Alf Mintzel, Der Fraktionszusammenschluß nach 
Kreuth: Ende einer Entwicklung?, erscheint in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 8. Jg. 
1977, H. 1, März 1977. 

7 Vgl. hierzu: Franz Josef Strauß, Entwurf für Europa, Stuttgart 1966; ders., Herausforde- 
rung und Anwort, Stuttgart 1968; Das Konzept der deutschen Rechten. Aus Reden und 
Schriften des F. J. Strauß, hrsg. v. Dieter Halfman, Köln 1971. 
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form für einen bürgerlichen Intraklassenkonsens nicht nur des westdeutschen Bür- 
gertums. Doch vermochten sich die von Strauß repräsentierten politischen Kräfte 
gegenüber der Unionsmehrheit damals nicht durchzusetzen. Sie vollzog vielmehr aus 
wirtschaftlichen und politischen Gründen den internationalen Entspannungskurs 
vorsichtig nach. Denn ein latenter Konflikt mit dem amerikanischen Imperialismus 
erschien ihr für die Stellung des deutschen Kapitals auf dem Weltmarkt zu gefährlich. 
Hinzu kam die akute Gefahr einer Trennung der entspannungsorientierten Liberalen 
von der Union, was auf alle Fälle vermieden werden sollte. 

Die reaktionären Konservativen um Strauß drängten dennoch weiterhin auf 
politische Polarisierung und Vereinheitlichung des Bürgertums gegenüber der Sozial- 
demokratie. Der Kanzlersturz im Herbst 1966 durch Strauß wurde mit der Unfähig- 
keit Erhards begründet, die Union einheitlich in den (Wahl-)Kampf gegen die SPD 
zu führen. Und die Große Koalition ist von den Reaktionär-Konservativen wohl in 
erster Linie in der Absicht gebilligt worden, die FDP mit der Unterstützung der SPD 
aus dem Bundestag zu katapultieren (Wahlrechtsreform). Dieser Plan scheiterte an 
der SPD, die mit Hilfe der FDP einen sozialdemokratischen Bundespräsidenten wäh- 
len und mit dieser Partei die künftige Bundesregierung bilden wollte und deshalb an 
einer Erhaltung des Basiskonsens wie an möglichst geringer politischer Polarisierung 
interessiert war. Daraufhin drängte die CSU 1968/69 — wiederum vergebens -—- auf 
einen harten Wahlkampf gegen die SPD. Die Sozialkonservativen um Rainer Barzel 
befürchteten als Folge einer Polarisierungsstrategie das Abwandern der katholischen 
Arbeiter zur SPD und scheuten sich vor allem davor, der inzwischen von Linkslibera- 
len beherrschten FDP durch eine reaktionäre Wahlkampfführung vor den Kopf zu 
stoßen und sich so womöglich die Wiederauflage einer konservativ-liberalen Koalition 
im Bund zu verbauen oder Koalitionen in den Ländern zu gefährden. 

Die Stabilisierung des westdeutschen Parteiensystems war also Ausdruck des 
Basiskonsens zwischen den Klassen der westdeutschen Gesellschaft. Der Zustand der 
Stabilität läßt sich aber mit Begriffen wie „Volksparteien-System“, ‚„‚Drei-Parteien- 
Kartell‘“ nur unzureichend beschreiben. Zwar war die politische Polarisierung zwi- 
schen den Parteien — vor allem in tagespolitischen Fragen — gering. Im Hinblick auf 
längerfristige Strategien der Machtbewahrung oder des Machterwerbs jedoch, war ei- 
ne derartige Polarisierung unverkennbar. 

Diese Situation fand ihre Entsprechung innerhalb der sozialen Basis aller Bun- 
destagsparteien: Der geringen politischen Polarisierung entsprach eine geringe sozia- 
le Polarisierung. 


Soziale Polarisierung infolge der Auflösung des Bürgerblocks. 
Eine Analyse der Wählerbasen der drei Bundestagsparteien (8) zeigt, daß hier seit 
1965 deutliche Polarisierungstendenzen einsetzten. Bis 1965 wählten über die Hälfte 


der Arbeiter, etwa ein Drittel der Beamten/Angestellten und knapp ein Fünftel der 


8 Vgt. Tabelle 8, in: Prokla 25, S. 34/35. 
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Tabelle 9: 
Berufliche Gliederung der Mitglieder der SPD auf Bundesebene im Zeitverlauf 
fin Prozent) (1) 


In Ausbildung 1930 (2) 1952 1956/ Ende Oktober 15.Juni 31. Dez. 
1957 1966 1968 1973 1975 (3) 
Arbeiter 59,48 45 40 32 34,5 26,43 27,64 (4) 
Angestellte 10,02 17 (14%) 19 20,6 21,93 23,69 
Beamte 3,95 5 ” 8 99 8,96 9,53 
Selbständige (5) 4,57 12 6 5 5,2 4,83 4,67 
Landwirte _ 2 1 = = 0,36 0,24 
Rentner 4,64 12 25 18 24,2 13,35 11,25 (6) 
Hausfrauen 17,13 7 14 16 4,3 9,92 9,85 
In Ausbildung 0,20 = _ 1 0,9 6,84 7,97 (7) 
Keine Angaben _ _ _ _ 0,5 6,62 4,61 
Restgruppe/ 
Sonstige _ _ _ 1 _ 0,76 0,50 
Insgesamt 99,99 100 100 100 100,1 100,00 99,95 
1 


ou» 


Für Nachweise zu den Werten von 1952 bis 1973 vgl. Horst W. Schmollinger, Abhängig 
Beschäftigte... ., S. 7, Tab. 1. 

SPD, Jahrbuch der SPD 1930, Berlin 1931, S. 134. 

SPD-Jahresstatistik, Auswertung des Mitgliederbestandes, Gesamtorganisation, Stichtag 
31.12.75. 

In der zit. Quelle: „‚Arbeiter/Facharbeiter“. 

Einschließlich „Freie und geistige Berufe“. 

In der zit. Quelle: ‚„Rentner/Pensionäre‘“. 

Zusammengefaßt aus: 1,33 % Lehrlinge und 6,64 % Schüler/Studenten. 

In der zit. Quelle: „Berufssoldaten“. 


Tabelle 10: 
Berufliche Gliederung der Mitglieder der FDP im Zeitverlauf 
fin Prozent) (1) 


1965 1967 1971 1974 (2) 
Arbeiter 14 14 4,9 5 
Angestellte 25 40 32,7 29 
Beamte 15 8 19,6 13 
Selbständige 36 28 311 30 
Rentner _ _ _ 7(4) 
Hausfrauen _ _ _ 7 
In Ausbildung _ _ _ 9. (5) 
Sonstige 11 10 11,7 — 
Insgesamt 101 100 100,0 100 
1 Für die Werte von 1965 bis 1971 vgl. Horst W. Schmollinger, Abhängig Beschäftigte 
...,8. 16, Tab. 8a. 
2 FDP, Berufliche Gliederung der Mitglieder der FDP auf Bundesebene, Vorläufiges Ergeb- 
nis von 1974, 
3 In der zit. Quelle: ‚Freie Berufe und Selbständige (Einschl. Landwirte).“ 
4 „Rentner/Pensionäre“. 
5 Studenten/Schüler 
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Selbständigen die SPD (9). In allen Gruppen war der Trend steigend. 1965 wurden die 
Unionsparteien von 42 % der Arbeiter, über der Hälfte der Beamten/Angestellten, 
58 % der Selbständigen und 93 % der Landwirte gewählt. Die FDP erzielte bei den- 
selben Wahlen deutlich überdurchschnittliche Ergebnisse bei den Selbständigen, deut- 
lich unterdurchschnittliche dagegen bei den Arbeitern. 

Zwischen 1965 und 1969 bildeten sich dann die angedeuteten Polarisierungs- 
tendenzen heraus: Die SPD gewann Arbeiter hauptsächlich von der CDU, von CDU 
und FDP Beamte/ Angestellte. Die CDU wiederum gewann nur bei den Selbständigen 
hinzu. Sie war damit Mehrheitspartei bei den Selbständigen und Landwirten, die 
SPD dagegen bei den Arbeitern. Bei den Beamten/ Angestellten hielten sich beide 
Parteien mit 45 % bzw. 46 % die Waage. Arbeiter sowie Selbständige/Landwirte bil- 
den also die beiden auf SPD und CDU bezogenen Pole innerhalb der Gesamtwähler- 
schaft. Das zum Gegensatz christlich-sozialistisch verbrämte Konfessionelle Schis- 
ma ist offensichtlich seit der Verfestigung des Basiskonsens durch diese sozialstruk- 
turelle Polarisierung überlagert worden, am deutlichsten natürlich bei den Arbeitern, 
schwächer bei den Beamten/Angestellten, die im Gravitationsfeld beider Pole lagen 
und liegen. Die Überrepräsentanz der zwischen diesen beiden Polen angesiedelten 
Beamten/Angestellten in den Parteiapparaten von CDU und SPD mag als sozialstruk- 
turelles Merkmal der Konsensfähigkeit der Parteien gewertet werden. 

Die soziale Struktur der sozialdemokratischen Wähler wich von der der Mit- 

glieder deutlich ab: Während der Anteil der Arbeiter an den SPD-Wählern stieg, sank 

er bei den Mitgliedern deutlich; dagegen waren Angestellte und Beamte unter den 
Parteimitgliedern im Vergleich zur Wählerschaft überproportional vertreten. Diese 
Disparität verstärkt sich noch in Bezug auf die Berufsstruktur der Inhaber von Par- 
tei- und öffentlichen Wahlämtern. 1968 wurden derartige Positionen zu etwa 45 % 
von Beamten/Angestellten (davon wiederum etwa 40 % Beamte) wahrgenommen, 
die damals nur 30 % der Mitglieder ausmachten (10). Die CDU-Mitgliederschaft setz- 
te sich 1968 zu knapp einem Drittel aus Beamten/Angestellten und zu einem weite- 
ren Drittel aus Selbständigen zusammen. Unter den CDU-Funktionären waren 53,0 % 
Beamte/Angestellte und 30 % Selbständige. 

Ergebnis dieser sozialstrukturellen Polarisierung zwischen SPD und CDU in Be- 
zug auf Arbeiter bzw. Selbständige/Landwirte war dann auch ein Strukturwandel 
der FDP zwischen 1965 und 1969: Sie verlor einen Großteil ihrer selbständigen Wäh- 
ler und öffnete sich, sichtbar 1972, für Beamte/Angestellte, wobei mittlere und hö- 


9 Wenn hier und im folgenden auf die in Prokla, 6. Jg. 1976, Nr. 4, H. 25, S. 34, Tabelle 8 
wiedergegebenen Daten Bezug genommen wird, dann geschieht dies vor allem, um die in 
den sich im Zeitverlauf verändernden Prozentwerten sichtbaren Tendenzen aufzuzeigen. 
Denn obwohl es sich bei den dort aufgeführten Werten um Ergebnisse methodisch relativ 
gut abgesicherter repräsentativer Umfragen handelt, müssen die konkreten Prozentwerte 
aus mancherlei Gründen (wie beispielsweise wegen der problematischen Kategorien-Bil- 
gung und teilweise geringer Fallzahlen) sehr vorsichtig berurteilt werden. 

10 Horst. W. Schmollinger, Abhängig Beschäftigte in Parteien der Bundesrepublik: Einfluß- 
möglichkeiten von Arbeitern, Angestellten und Beamten, in: Hessische Landeszentrale 
für politische Bildung (Hrsg.), zum nachdenken Nr. 55, Wiesbaden 1974, S. 24. 
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Tabelle 11: 
Berufliche Gliederung der Mitglieder der CDU auf Bundesebene im Zeitverlauf 
fin Prozent) {1} 


1955 1956/57 31. Dez. 64 Okt. 68 Sept.73  30.Jan. 76 


Arbeiter 15 10 14,63 13,1 11 10,88 
Angestellte 18 FEED) 19,80 16,9 26 27,19 
Beamte 9 10,94 15,8 13 12,51 
Selbständige (3) 38 39 37,10 32,8 28 26,43 
Rentner 7 5 _ 14,2 6 5,26 
Hausfrauen 13 7 _ 6,6 8 9,82 
In Ausbildung _ _ _ 0,5 5 5,82 
Sonstige _ _ 17,53 _ _ 0,56 
Restgruppe u _ _ _ 3 1,52 
Insgesamt 100 99 100,00 99,9 100 99,99 


1 Für die Werte von 1965 bis 1971 vgl. Horst W. Schmollinger, Abhängig Beschäftigte .. ., 
S. 11, Tab. 4 

2 CDU, Statistischer Bericht der zentralen Mitgliederkartei, Stand 30.6.1976. 

3 Einschließlich der Landwirte und der Kategorie „Freie Berufe, Geistliche‘“. 


Wandel der Sozialstruktur 


Katholische Konfession Erwerbsbevölkerung Erwerbsbevölkerung 
° Bundesrepublik Bundesrepublik Großstädte 


Arbeiter 


Angestellte, 


+” Angestellte, r Beamte 
£' Beamte 


tholische Kirchgänger Selbständige I 


Selbständige 
1950 1961 1970 1974 1950 1961 1970 1974 
Quelle: Berufsstruktur: Voikszählungen bzw. Mikrozensus; Berufsstellung der Erwerbstätigen. 


Großstädte 1974: Extrapolation durch infas; Konfessionsstruktur: infas-Repräsentativer- 
hebungen;, Großstädte: Gemeinden mit mehr als 100.000 Einwohnern _ 


Übernommen aus: Ursula Feist und Klaus Liepelt, Machtwechsel in Raten: Das Parteiensystem 
auf dem Weg zur Mitte, in: Wahlforschung. Sonden im politischen Markt, Opladen 1976, S. 47. 
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Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen und Stellung im Beruf (in %) 


Wirtschaftsbereiche Stellung im Beruf 
: er 


1974 


1950 


Produzierendes ER 
Gewerbe u AONangLge 
Mithelfende 
= Handel und Verkehr Fanilsene 
Sonstige angehörige 
3 (Dienstleistungen) 
Land- und = Selbständige 


Forstwirtschaft 


Statistisches Bundesamt 750307 


Übernommen aus: Horst W. Schmollinger/Richard Stöss, Sozialstruktur und Parteiensystem, in: 
Dietrich Staritz (Hrsg.), Das Parteiensystem der Bundesrepublik, Opladen 1976, S. 218, 
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here Positionen, vor allem leitende Angestellte, dominierten (11). 

Diese tiefgreifenden Umschichtungen in ihrer sozialen Basis bedeuteten sozial- 
strukturell eine Annäherung der FDP andie SPD und wurden von einem programma- 
tischen Wandel der Liberalen begleitet, der sich 1971 in den „Freiburger Thesen“ 
niederschlug. Die Trennung des Besitzmittelstandes von der Partei ermöglichte es 
den liberalen Demokraten um Scheel, Mischnick, Genscher und Maihofer, beherr- 
schenden innerparteilichen Einfluß zu gewinnen und die FDP in ein sozialliberales 
Bündnis einzubringen. Die nationalliberalen Spitzenpolitiker um Mende, Zoglmann, 
Bahner u. a. verließen daraufhin die Partei und gründeten die Nationalliberale Aktion 
(NLA, 1970) bzw. die Deutsche Union (DU, 1971) — einige von ihnen fanden sich 
später bei der Aktionsgemeinschaft Vierte Partei (AVP) ein — oder aber sie wechsel- 
ten direkt, teilweise als Bundestagsabgeordnete, von der FDP zur CDU/CSU über. 

Die hier nur kurz skizzierte sozialstrukturelle Polarisierung innerhalb der Ge- 
samtwählerschaft entsprach also — und dies galt es zu zeigen — der geringen politi- 
schen Polarisierung zwischen den Bundestagsparteien. Das insgesamt geringe Aus- 
maß der Polarisierung muß als Ausdruck der Existenz eines Basiskonsens gewertet 
werden. Die Tendenz zur stärkeren Polarisierung, die sich bis zur Bundestagswahl 
1972 fortsetzte, bei der vergangenen Wahl freilich wieder rückläufig war, widerspricht 
der Existenz eines Basiskonsens nicht, denn er läßt offensichtlich eine gewisse Marge 
sozialer und politischer Polarisierung zu. Die große Masse der zwischen den Polen 
Selbständige/Landwirte und Arbeiter oszillierenden Beamten/Angestellten dürfte 
die Spannungen zwischen beiden Polen abmildern. Dies und die unverkennbare 
Schwerfälligkeit der Wählerbewegungen zwischen den Parteien ist wesentlicher Aus- 
druck der Stabilität des westdeutschen Parteiensystems. 


Die Bundestagswahlen 1969 und 1972 


Wenn im folgenden die Kontinuitäten und Veränderungen der Sozialstruktur der 
Wähler verschiedener Parteien untersucht werden, so muß die Einschätzung dieser 
Entwicklung vor dem Hintergrund sozialstruktureller Entwicklungen der bundesre- 
publikanischen Gesellschaft erfolgen, an die hier aus Raumgründen nur in Form zwei- 
er Graphiken (12) erinnert werden kann (s. S. 119 unten und S. 120). 
Unser Interesse gilt im folgenden hauptsächlich den sozialstrukturellen Verän- 
derungen in den Wählerbasen der einzelnen Parteien und mithin der Frage, ob und 
wie sich die Bindung von Klassen (und Schichten) an Parteien auf der Ebene von 
Wahlen im Zeitverlauf verändert hat. Insofern ist es für uns unerheblich, ob bei den 


11 Ebd., S. 16. Nähere Angaben zur Mitgliedschaft der FDP machen das Ausmaß der Ver- 
änderung deutlich. So rekrutierten sich 1971 die 27,4 % Selbständigen aus 17,2 % Selb- 
tändigen des nichtlandwirtschaftlichen Bereichs und aus 10,2 % freiberuflich Tätigen. 
Und von den 32,7 % Angestellten waren 14,1 % leitende Angestellte. Nach: IPK, Zur 
Wahlkampfstrategie der FDP, S. 20. 

12 Hier wird die Entwicklung der Gesellschaft der Bundesrepublik nicht in klassenanalytr 
schen Kategorien dargestellt, sondern in solchen Kategorien, die in Wahlstatistiken und 
Wahlanalysen benutzt werden. 


121 


zu analysierenden einzelnen Bundestagswahlen die für bestimmte Parteien abgegebe- 
ne Anzahl von Stimmen an der Gesamtzahl der gültigen (Zweit-)Stimmen oder an 
den Wahlberechtigten insgesamt gemessen wird. Denn uns erscheint für eine Diskus- 
sion der politischen Perspektiven wesentlicher zu sein, die Entwicklung der Zusam- 
mensetzung von Wählern wie von Nichtwählern darzustellen. 

Nun wird der Einwand erhoben, daß bei einer Prozentuierung auf der Basis 
von abgegebenen gültigen (Zweit-)Stimmen — und mithin der Vernachlässigung der 
Nichtwähler — politische Probleme verschleiert werden Könnten, was unter Umstän- 
den die Unterstützung einer bestimmten Politik durch verfälschende Wahlanalysen 
bedeute (13). Diese Argumentation für eine Prozentuierung auf der Basis der Wahl- 
berechtigten ist mit der Intention verbunden, den Grad der Mobilisierung zu verdeut- 
lichen, der bei Wahlen von einzelnen Parteien erreicht wird. Aber das Verfahren kann 
der Intention nicht gerecht werden, denn allein aufgrund der Prozentuierung auf der 
Basis der Wahlberechtigten und der Veränderung dieser Prozentzahlen im Zeitver- 
lauf kann lediglich etwas über die Mobilisierung ausgesagt werden, die bei den Wah- 
len vom Parteiensystem insgesamt erreicht wird. Aussagen über die komplexen Aus- 
tauschprozesse zwischen den Parteien oder über die Auswirkungen der Beteiligung 
ehemaliger Nichtwähler auf das Wahlergebnis sind so nicht möglich. 

Überdies enthält das Verfahren der Prozentuierung auf der Basis von Wahlbe- 
rechtigten den Fehler, daß das „Wählerpotential“ undifferenziert und d. h. auch 
klassenunspezifisch betrachtet wird;es bleibt nicht nur unbestimmt, welche Gruppen 
der Nichtwähler überhaupt zu Wählern einer Partei geworden sind, sondern es fehlt 
außerdem jeglicher Hinweis darauf, welche Nichtwähler potentielle Wähler für eine 
Partei werden könnten. 


13 Jürgen Seifert, Thesen zur Bundestagswahl, in: Prokla, 6. Jg. 1976, Nr. 4, H. 25, S. 5, 
Anm. 1. Im folgenden wird die Problematik dieser Vorgehensweise zunächst generell 
dargestellt, also sowohl für den Vergleich verschiedener Bundestagswahlergebnisse als 
auch für den Vergleich von Landtags- mit Bundestagswahlergebnissen. Die unterschied- 
lichen Mobilisierungsraten bei Bundes- und Landtagswahlen sprechen nicht dafür, daß die 
dort erheblich höhere Zahl von Nichtwählern potentiell gegen die SPD mobilisierbar sei. 
Zwar erscheinen uns Erklärungsversuche plausibel, wie sie beispielsweise Hans See im Hin 
blick auf die SPD formuliert. See verweist darauf, daß die Politik der „Staatspartei‘‘ häu- 
fig im Widerspruch zu kommunalen aber auch regionalen Erfordernissen stehe und daß 
diese Widersprüche den schon vorhandenen Gegensatz zwischen Parteiführung und sozia- 
ler Basis verstärkten. Dies wirke sich auch auf der Ebene von Wahlen aus. (Vgl. Hans See. 
Die SPD als Kommunal- und Staatspartei, in: Bürgerlicher Staat und politische Legitima- 
tion, hrsg. v. Rolf Ebbighausen, Frankfurt a.M. 1976, S.412 ff.) Daraus kann jedoch nicht 
geschlossen werden, daß Nichtwähler ein außerparteilich mobilisierbares Potential darstell- 
ten. Eine Untersuchung zu dieser Problematik kam nämlich zu dem Ergebnis, daß Nicht- 
wähler in Nordrhein-Westfalen eindeutig „SPD-Profil“, ja, daß sie in Bezug auf ihre Präfe- 
renzen keinerlei signifikante Unterschiede zu SPD-Wählern zeigten. (Vgl. Friederike Go 
zem und Klaus Liepelt, Wahlenthaltung als Regulativ: Die sporadischen Nichtwähler, in: 
Wahlforschung. Sonden im politischen Markt, Oplasen 1976, S. 140.) 
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Die Bundestagswahl 1969 


Die Bundestagswahl 1969 stand ganz im Zeichen der sich herausbildenden (geringen) 
sozialen Polarisierung zwischen Selbständigen/Landwirten und Arbeitern um CDU/ 
CSU bzw. SPD. Auch im Wahlkampf war nur eine begrenzte politische Polarisierung 
spürbar. Die Union konzentrierte sich auf die Person Kurt Georg Kiesingers, der als 
Repräsentant der staatstragenden Partei CDU/CSU und als Erbwalter Konrad Ade- 
nauers dargestellt wurde. Was die politischen Inhalte anbelangt, so sprach sich Kie- 
singer nicht grundsätzlich gegen eine Fortführung der entspannungsorientierten Ost- 
politik und auch nicht gegen Reformen im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tik aus. Er warnte allerdings in der Endphase des Wahlkampfs besonders heftig vor 
Sozialisierungstendenzen in der SPD. Im Gegensatz dazu stellte sich die CSU in ih- 
rem Wahlkampf frontal gegen die SPD. Sie führte ihn mit nationalistisch-konserva- 
tiven und antisozialistischen Parolen wie ‚, . . gegen sozialistische Gleichmacherei, 
gegen Vernichtung des Mittelstandes, gegen Auslieferung deutscher Interessen an 
die Sowjets‘“. (14) 

Dagegen präsentierte sich die SPD als moderne Reformpartei mit den ‚„richti- 
gen Männern“, wobei Karl Schiller wegen der in der letzten Wahlkampfrunde heftig 
geführte Aufwertungsdebatte neben Willy Brandt zum Wahlkampfstar der SPD wur- 
de. Wichtiger aber war vermutlich die hohe Mobilisierung der Parteibasis und die ak- 
tive Einbeziehung von SPD-Sympathisanten (Wählerinitiativen) in die Wahlkampffüh- 
rung. 

Auch die FDP führte einen progressiven Wahlkampf, drapierte ihre Initialen 
mit Pünktchen und versprach, die alten Zöpfe abzuschneiden. Nachdem sie schon 
bei der Wahl des Bundespräsidenten für (den im dritten Wahlgang gewählten) Gustav 
Heinemann gestimmt hatte, präsentierte sie sich nun im Wahlkampf als möglicher 
Partner der SPD für eine künftige Reformpolitik. 

Die SPD erzielte bei den Wahlen 42,7 % der abgegebenen gültigen Zweitstim- 
men; sie überschritt damit erstmals die 40 %-Grenze. Gegenüber 1965 verbesserte sie 
sich mit diesem Ergebnis um 3,4 Prozentpunkte. Die CDU verlor gegenüber 1965 1,4 
Punkte. Sie erhielt 36,6 % der Zweitstimmen. Die CSU Konnte ihr vorangegangenes 
Wahlergebnis halten: 9,5 % der Wähler (1965: 9,6 %} gaben ihr die Stimme. Beide 
Parteien zusammen brachten es also auf 46,1 %. Massive Stimmenverluste mußte die 
FDP hinnehmen: Sie büßte gegenüber 1965 3,7 Prozentpunkte ein und blieb mit 
5,8 % Zweitstimmenanteil nur knapp über der 5 %-Grenze. Der FDP-Verlust von 
1.193.317 Zweitstimmen gegenüber 1965, und das waren immerhin 38,5 % des da- 
mals Erreichten, läßt das Ausmaß der Niederlage der FDP erkennen. Die NPD schließ- 
lich verfehlte mit 4,3 % nur knapp den Einzug in den Bundestag (15). 

Hinter diesen Veränderungen der Parteianteile verbergen sich wesentliche Wand- 
lungen der sozialen Basen der drei im Bundestag vertretenen Parteien. Zunächst frei- 


14 Werner Kaltefleiter et. al, Im Wechselspiel der Koalitionen. Eine Analyse der Bundestags- 
wahl 1969, in: Verfassung und Verfassungswirklichkeit, Jahrbuch 1970, Teil 1, S. 70. 

15 Hans D. Klingemann/Franz Urban Pappi, Die Wählerbewegungen bei der Bundestagswahl 
am 28. September 1969, in: PVS, 11. Jg. 1970, S. 113 £. 
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lich muß auch für die Wahl 1969 die grundsätzliche Stabilität der sozialen Basis von 
CDU und SPD festgehalten werden, die beide Parteien seit der Wahl 1953 charakte- 
risierte und weiterhin charakterisieren wird. Nach wie vor hatte die SPD ihren Schwer- 
punkt bei den protestantischen, gewerkschaftlich organisierten Arbeitern und damıt, 
um es ökologisch auszudrücken, in protestantisch-städtischen Bereichen. Und auch 
der CDU waren ihre Schwerpunkte erhalten geblieben: die katholischen Selbständi- 
gen des landwirtschaftlichen Bereichs. Damit hatte die CDU ihre Bastionen nach wie 
vor in katholisch-ländlichen Gebieten (16). Neben dieser — für die Bundesrepublik 
charakteristischen — Stabilität gab es freilich umfangreiche Fluktuationen und we- 
sentliche strukturelle Verschiebungen in den Wählerbasen von CDU, FDP und SPD. 

Geht man von der stabilen je spezifischen Wählerbasis der beiden großen Par- 
teien aus, dann ergaben sich — wie Meinungsumfragen zeigen — weitreichende Ver- 
änderungen vor allem in der Gruppe der Angestellten und Beamten. In dieser Grup- 
pe erzielte die SPD gegenüber der Wahl 1965 einen Zuwachs von 12 Prozentpunkten. 
Hatten damals 34 % aller Angestellten und Beamten SPD gewählt, so waren es 1969 
46 % (17). Dabei waren die Zunahmen unter den Katholiken in diesen Berufsgrup- 
pen erheblich höher als unter den Protestanten. Untersucht man Beamte und Ange- 
stellte getrennt, dann zeigt sich, daß die Veränderungen im Wahlverhalten der Ange- 
stellten entscheidend waren. Noch 1965 hatten nur 28 % der Angestellten für die 
SPD gestimmt, während 1969 45 % für diese Partei votierten. Bei den Beamten aber 
erhöhte sich der Anteil der SPD-Wähler von 27 % im Jahre 1965 auf 38 % im Jahre 
1969 (18). Diese Veränderungen zugunsten der SPD verliefen vor allem auf Kosten 
der CDU, die bisher unter Beamten und Angestellten dominiert hatte und nun — 
1969 — insbesondere unter den Katholiken dieser Gruppen erheblich verlor. In pro- 
testantisch-städtischen Regionen ging dieser Prozeß freilich wohl auch zu Lasten der 
FDP. 

Unter den Arbeitern insgesamt ergaben sich hinsichtlich des Wahlverhaltens 
keine überdurchschnittlichen Veränderungen: Die Parteianteile veränderten sich etwa 
parallel zur Gesamtwählerschaft. Zwar konnte die SPD ihren Anteil unter den katho- 
lischen Arbeitern ausweiten, doch blieben ihre Zuwachsraten in beiden Gruppen ge- 
tinger als in der Wählerschaft insgesamt. Bei einer differenzierteren Betrachtung die- 
ser Gruppe ergeben sich interessante Aufschlüsse: Während die SPD unter Facharbei- 
tern ihre Position nicht verbessern konnte, gelang ihr dies unter den an- und ungelern- 
ten Arbeitern. D. h.: Die — wenn auch unterdurchschnittliche — Zunahme der SPD- 
Wähler unter den Arbeitern ist besonders auf die bei katholischen an- und ungelern- 
ten Arbeitern erzielten Gewinne zurückzuführen (19). 

Eine deutliche Polarisierung ergab sich 1969 in der Gruppe der Selbständigen 
des nicht-landwirtschaftlichen Bereichs. Diese Gruppe, die seit eh und je mehrheit- 
lich für die CDU/CSU votiert hatte, konzentrierte ihre Stimmen nunmehr zu drei 


16 Max Kaase, Determinanten des Wahlverhaltens bei der Bundestagswahl 1969, in: PVS, 
11. Jg. 1970, S. 75 ff. 

17 Vgl. Tabelle 8, in: Prokla 25, S. 34/35 

18 Hans D. Klingemann/Franz Urban Pappi, S. 124, Tabelle 9. 

19 Vgl. dazu ebd., S. 123 
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Vierteln auf diese Parteien. Dieser Konzentrations-Prozeß ging nahezu ausschließlich 
zu Lasten der FDP, für die noch 1965 19 % aller Selbständigen gestimmt hatten, im 
Jahre 1969 dagegen waren es nur noch 8 % (20). 

Bei den Landwirten verlor die CDU und FDP an Boden, wenn auch die deutli- 
che Mehrheit bei der CDU verblieb. Von diesen Verlusten profitierte insbesondere 
die NPD. Dieses Wählerverhalten im Jahre 1969 bedeutete, daß die CDU/CSU zu ih- 
rer Kerngruppe — den katholischen Selbständigen — den protestantischen Teil dazu- 
gewann. Ein Teil der protestantischen Selbständigen und Landwirte verblieb auch 
1969 bei der FDP (21). 

Die sozialliberale Koalition verfügte nach diesem für sie knappen Wahlergeb- 
nis im Bundestag nur über 254 Mandate, die Unionsparteien hingegen über 242. Die- 
se hauchdünne Mehrheit stellte insofern eine Belastung der Koalition dar, als der tief- 
greifende Wandel der FDP die Fraktionsloyalität einer Reihe von nationalliberalen 
Abgeordneten in Frage stellte. Auch innerhalb der SPD regte sich Opposition gegen 
die Ostpolitik bzw. gegen den angeblich sozialistischen Kurs der Partei (22). 

Das Abbröckeln der sozialliberalen Bundestagsfraktionen bewog die Unions- 
parteien einen Tag nach der für sie erfolgreichen Landtagswahl in Baden-Württem- 
berg zum Versuch eines konstruktiven Mißtrauensvotums gegen den Bundeskanz- 
ler, der zwar im Parlament ohne hinreichende Mehrheit regierte, aber während des 
gescheiterten Versuchs des Kanzlersturzes eine Vielzahl von Sympathiekundgebun- 
gen gerade auch aus Betrieben und von demonstrierenden Arbeitern erhielt. Die 
Mehrheitslage im Bundestag zwang zur vorzeitigen Ausschreibung von Neuwahlen. 


Die Bundestagswahl 1972 


Obwohl im Bundestagswahlkampf 1969 die soziale Reformpolitik nur halbherzig 
offensiv vertreten und die konservative Opposition reichlich diffus und vor allem un- 
einheitlich formuliert worden war, zeigten sich darin doch Momente eines zunehmen- 
den politischen Gegensatzes. Von politischer Konfrontation konnte zum damaligen 
Zeitpunkt freilich noch nicht gesprochen werden, denn die Unionsparteien verfüg- 
ten 1969 weder über eine einheitliche Strategie zur Schwächung des sozialreforme- 
rischen Lagers noch über eine intern akzeptierte Alternativprogrammatik. Dies und 
vor allemdie Tatsache, daß der CDU der Wandel von einem Kanzlerwahlverein zu ei- 
ner mobilisierungsfähigen Massenintegrationspartei damals noch nicht gelungen war 
— dies gilt freilich nicht für die CSU —, schloß einen offensiven Wahlkampf aus. Der 
Sieg der sozialliberalen Koalition trug allerdings wesentlich dazu bei, daß das konser- 
vative Lager nach 1969 daran ging, ein auf Machtwechsel ausgerichtetes Oppositions- 


20 Vgl. Tabelle 8, in: Prokla 25, S. 34/35. 

21 VgL Hans D. Klingemann/Franz Urban Pappie, S. 124, Tabelle 8. 

22 Die Entwicklung dieser oppositionellen Tendenz führte zunächst zu individuellen Über- 
tritten zur CDU und später zu Parteigründungen der Rechtsopponenten, wie beispielswei- 
se dem Bund Freies Deutschland (1973) und der Sozialen Demokratischen Union (1976). 
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konzept zu entwickeln und vor allem seine organisatorischen Defizite zu beseitigen 
(23). 

Das Wahlkampfkonzept der FDP hatte sich 1969 in Stimmenverlusten nieder- 
geschlagen: Durch ihre klare Selbstdarstellung als Fortschrittspartei hatte sie Verlu- 
ste unter den nationalliberalen besitzbürgerlichen Wählern hinnehhmen müssen, die 
sie nach links nicht kompensieren konnte, was im übrigen nur zu Lasten der SPD 
möglich gewesen wäre. So waren die Liberalen nun vor die Aufgabe gestellt, ihre 
Wählerbasis zu konsolidieren, und zwar einmal dadurch, daß sie dem zu erwartenden 
Sog zur SPD entgegenwirkten, zum anderen durch eine stärkere Berücksichtigung 
der Interessen der zur FDP neigenden Schichten innerhalb der Beamten/Angestell- 
ten sowie der Selbständigen(/Landwirte). Politisch machte dies eine deutlichere Ab- 
grenzung gegenüber der SPD notwendig, was die FDP durch eine Betonung ihrer 
Rolle als liberales — und das bedeutete de facto: besitzbürgerliches — Korrektiv ge- 
genüber der Sozialdemokratie, aber im Rahmen des Regierungsbündnisses, zu lei- 
sten versuchte. 

Diese FDP-Strategie war es denn auch, die die Union dazu zwang, eine strate- 
gische und programmatische Alternative zu entwickeln. In der relativen Eigenstän- 
digkeit der FDP sah der sozialkonservative Unions-Flügel einen Ansatzpunkt, um die 
Koalition auseinanderzudividieren. Vor allem in Nordrhein-Westfalen, Niedersach- 
sen, Schleswig-Holstein und im Saarland propagierten die Christdemokraten eine 
Politik der begrenzten Konfrontation, die sich in erster Linie gegen den linken Flü- 
gel der SPD und gegen Reformen richtete, die aus CDU-Sicht Vergesellschaftungs- 
oder Verstaatlichungstendenzen beförderten, ohne aber zugleich die generelle Not- 
wendigkeit von Reformen in bestimmten Bereichen zu bestreiten. Damit sollte die 
Union sowohl für alle Wähler aus der Gruppe Beamte/Angestellte als auch für eine 
Koalition mit der FDP offengehalten werden. Die ständige Warnung vor Sozialisie- 
rungsgefahren und die Beschwörung innerer Feindbilder sollte den Wählertrend 
zur SPD/FDP stoppen oder rückgängig machen. Diese Strategie muß auch im Zu- 
sammenhang mit dem Einfluß der Sozialausschüsse vor allem in Nordrhein-Westfa- 
len und im Saarland sowie mit den Bemühungen der Union in Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein gesehen werden, der Abwanderung der (Land-)Arbeiter Einhalt 
zu gebieten: Ein einseitig reaktionär-konservativer Kurs der CDU war in den .Re- 
gionen mit hohem Arbeiteranteil bzw. in industriellen Ballungsgebieten mit hohem 
CDU-Stimmenanteil nicht möglich. 

Die reaktionär-konservative Variante der Machtstrategie kam aus Bundeslän- 
dern oder Regionen, in denen derartige Rücksichten nicht notwendig waren: in er- 
ster Linie aus Bayern, dann aber auch aus Nordhessen und Baden-Württemberg. Die 
CSU beispielsweise hatte ebenso wenig Chancen, in der traditionell SPD wählenden 
fränkisch-protestantischen Arbeiterschaft nennenswerte Wählerschichten für sich zu 
gewinnen, wie die CDU bei Arbeitern in der Rhein-Main- und Rhein-Neckar-Region. 
Andererseits waren die Arbeiter etwa in den neuen bayerischen Industriegebieten 
kaum ein Wählerreservoir für die SPD, weil hier die Lohnabhängigen aus gerade erst 


23 Zwischen 1968 und Oktober 1972 erhöhte sich die Mitgliederschaft der CDU von 284.771 
auf 402.749 Personen, 
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proletarisierten Bauern oder Kleinbürgern bestanden, die bewußtseinsmäßig und we- 
gen ihrer ländlich-kleinstädtischen Lebenslage immer nocheng an die CSU gebunden 
waren (24). 

Unter solchen ökonomischen und sozialstrukturellen Bedingungen gedieh die 
auf harte Konfrontation mit den Sozialliberalen ausgerichtete reaktionäre Strategie, 
die weniger auf eine attraktive Politik für das Wählerpotential zwischen Arbeitern 
und Selbständigen und eine mögliche Koalition mit der FDP abzielte, sondern eher 
auf die agitatorische Herstellung eines emotionalen Bekenntniszwangs für eine freie 
bürgerliche oder eine totalitäre sozialistische Gesellschaft. Wurde die Formel ‚‚Frei- 
heit oder Sozialismus‘ auch erst Anfang 1976 geprägt, so bildete sie doch seit Be- 
stehen der SPD-FDP-Koalition die Grundlage eines auf Antikommunismus, Feindbil- 
dern und volksgemeinschaftlichen Ideologien (25) beruhenden reaktionären Integra- 
tionskonzepts der CSU nach dem Vorbild der Adenauer-CDU. Bei diesem Konzept 
stand nicht die Zusammenführung unterschiedlicher Interessen im Vordergrund, 
was bei der sozialKonservativen Strategie noch teilweise der Fall war, sondern die 
ideologische Vereinheitlichung des Bürgertums gegen einen angeblich existenzbedro- 
henden Sozialismus in und außerhalb der Bundesrepublik als eine Voraussetzung zur 
Schwächung der Wählerbasis der Regierungskoalition. 

Dieses klassisch-nationalistische und in seiner Substanz kleinbürgerliche Inte- 
grationskonzept des „christlichen Bollwerks gegen den Sozialismus‘ bewährte sich 
zunächst unter den sozialen Verhältnissen Bayerns und wurde später auch in Baden- 
Württemberg und Hessen angewendet. 

Dieses Konzept hatte aber auch, aus reaktionärer Sicht, unerwünschte Neben- 
folgen, die die Position der Sozialkonservativen schwächte: Zum einen beschleunigte 
es den Trend der Arbeiterwähler zur SPD und bewirkte eine vorübergehende, unge- 
wöhnliche Solidarität von SPD und Gewerkschaften, und dies obwohl sich (angesichts 
der ökonomischen Krise) vorgesehene Reformen verzögerten und obwohl sich die 
Preise und die Arbeitslosenziffern negativ auf die Lebenslage der Arbeiterklasse aus- 
wirkten. Zum anderen zwang die reaktionäre Polarisierungsstrategie die Sozialkonser- 
vativen, sich zu der künstlich erzeugten Alternative zu verhalten. Im Jahre 1972 hat- 
te dies noch eine vorsichtige Distanzierung von der Politik der bayerischen Schwester- 
partei zur Folge, die sich in der ungelösten Führungsfrage der CDU und in den ver- 
waschenen Formulierungen des Berliner Programms (endgültig verabschiedet 1971) 
ausdrückte. 

Im Wahlkampf vor der Bundestagswahl 1972 verfolgten beide Unionsflügel 
ihre eigene Konzeption, was freilich nicht zu einer — immerhin denkbaren — Doppel- 
strategie führte, weil beide auch dort, wo es notwendig gewesen wäre, nicht zu einer 
gemeinsamen Haltung gelangten. So zum Beispiel zur, in der Bevölkerung weitgehend 
positiv bewerteten, Ostpolitik, die von der Koalition zu einem zentralen Wahlkampf- 


24 Vgl. dazu: Alf Mintzel, Gesellschaft, Staat und Parteiorganisation. Ein analytisches Ste- 
nogramm der Entwicklung der CSU, in: Auf dem Weg zum Einparteienstaat. Ein Levia- 
than-Buch, hrsg. v. Wolf-Dieter Narr, Opladen 1977, S. 173 ff. 

25 Reichhaltiges Anschauungsmaterial hierfür liefert: Kommission für Grundsatzfragen der 
Christlich-Sozialen Union, Entwurf für ein Grundsatzprogramm der Christlich-Sozialen 
Union, hrsg. v. d. CSU-Landesleitung, München o. J. (1975/76). 
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thema gemacht worden war. Die internen Differenzen der Unionsparteien, das ge- 
scheiterte Mißtrauensvotum und der zwiespältige Wahlkampf vereitelten die Chance, 
die günstigen Startbedingungen in einen Unionssieg umzumünzen, Diese Startbedin- 
gungen waren gekennzeichnet vor allem durch die Inflation und den Preisanstieg, 
aber auch durch die Rücktritte von Alex Möller und Karl Schiller, die Beschlüsse des 
SPD-Steuerparteitages, die massive Wahlhilfe vom Springer- und Bauer-Konzern so- 
wie von der Industrie auf dem Wege direkter Spenden oder getarnter Zeitungsanzei- 
gen und nicht zuletzt durch die Hoffnung auf den Löwenanteil der 4,3 % NPD-Stim- 
men von 1969. 

Wie schon 1969 so verfocht die CSU auch 1972 einen harten Oppositionskurs, 
während die CDU unter dem gegen den Willen der CSU 1971 zum Nachfolger Kie- 
singers in den Parteivorsitz gewählten, wenig werbewirksamen, Rainer Barzel einen 
halbherzigen Oppositionskurs unter dem Motto „Wir bauen den Fortschritt auf Sta- 
bilität‘‘ steuerte. Die seit Vollendung des Basiskonsens erstmalig hohe Polarisierung 
im Wahlkampf war hauptsächlich das Verdienst der CSU und der Hilfstruppen der 
Union, die mit ihren persönlichen Verunglimpfungen Willy Brandts wohl eher das 
Gegenteil von dem erreichten, was sie wollten. Gerade die offensive Unternehmer- 
Kampagne zwang die SPD, oder erlaubte es ihr, sich deutlich als Arbeitnehmer-Partei 
darzustellen; vor allem Willy Brandt hielt Wahlversammlungen in Großbetrieben ab, 
was die Arbeitgeberverbände zu heftigen Reaktionen veranlaßte. 

Das Ergebnis der Bundestagswahl war ein eindrucksvoller Sieg der Koalition. 
Die Wahlbeteiligung erreichte — Ergebnis der Polarisierung und Mobilisierung — mit 
91,1 % ihren höchsten Stand. Die SPD erhielt 45,8 % der abgegebenen gültigen Zweit- 
stimmen und wurde damit erstmals stärkste Partei. Wiederum erzielte sie gegenüber 
der Vorwahl einen Zuwachs von 3,1 Prozentpunkten und errang etwa 3,1 Millionen 
zusätzliche Stimmen, also etwa 22,1 % mehr als 1969. (Dabei ist die Herabsetzung 
des Wahlalters und die außerordentlich hohe Wahlbeteiligung zu berücksichtigen.) 
Die CDU/CSU hingegen verlor mit dem von ihr erzielten Zweitstimmenanteil von 
44,9 % gegenüber 1969 1,2 Prozentpunkte und büßte ihre Position als stärkste Frak- 
tion ein. Die FDP schließlich erreichte mit 8,4 % ein um 2,6 Prozentpunkte besseres 
Ergebnis als 1972. Per Saldo gewann sie etwa 1,2 Millionen neue Wähler hinzu, das 
sind 64,4 % mehr als 1969 (26). 

Wie schon 1969 war auch das Wahlergebnis 1972 bedingt durch einschneiden- 
de Wandlungen der Parteienpräferenz bestimmter Bevölkerungsgruppen. Hervorzu- 
heben sind auch für diese Wahl die schon häufig angeführten Stabilitäten des Wähler- 
verhaltens gegenüber CDU/CSU und SPD: Auch bei dieser Wahl hatte die CDU/CSU 
ihre Hochburgen in Gebieten mit hohem Katholikenanteil und die SPD die ihrigen 
in Arbeiterwohngegenden (27). Freilich veränderte sich 1972 die Stärke dieser 
Hochburgen deutlich und in für beide Parteien unterschiedlichem Ausmaß. 

Aus Ergebnissen von Aggregatdaten-Analysen und Meinungsumfragen ergibt 


26 Dazu und zum folgenden: Werner Kaltefleiter, Zwischen Konsens und Krise. Eine Analy- 
se der Bundestagswahl 1972, Köln 1973, S. 127 ff. 

27 Max Kaase, Die Bundestagswahlen 1972: Probleme und Analysen, in: PVS, 14, Ig. 1973, 
8.165 - 170. 
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Aus Ergebnissen von Aggregatdaten-Analysen und Meinungsumfragen ergibt 
sich, daß 1972 zwei Drittel aller Arbeiter für die SPD stimmten. Und damit erzielte 
sie unter ihnen einen im Vergleich zur Gesamtwählerschaft überdurchschnittlichen 
Zuwachs. Dieser Trend ist zwar bei an- und ungelernten wie bei Facharbeitern fest- 
zustellen, bei an- und ungelernten, in der Regel wohl gewerkschaftlich nicht orga- 
nisierten, Arbeitern, die bisher gewöhnlich CDU gewählt hatten, war er aber beson- 
ders stark (28). Differenziert man nun nach der Konfessionszugehörigkeit, so wird 
erkennbar, daß die SPD nicht nur bei katholischen Arbeitern erheblich gewann, son- 
dern daß es ihr überdies zum ersten Mai seit 1961 gelang, unter ihrer Stammwähler- 
schaft, den protestantischen Arbeitern, zusätzlich überdurchschnittliche Gewinne 
zu erzielen. Das Ergebnis der Wahl von 1972 bedeutete für die SPD also, daß sie ihre 
traditionellen Stammwähler um Katholiken ergänzte und so zur dominierenden Par- 
tei bei den Arbeitern wurde. Dies gelang auch deshalb, weil sich bei jener Wahl die 
Gewerkschaftsmitgliedschaft stärker denn je gegen die CDU/CSU auswirkte (29). 

In der Gruppe der Angestellten und Beamten konnte die SPD zwar mit 50 % 
Stimmenanteil, insbesondere bei den Protestanten, eine Mehrheitsposition erringen. 
Aber schon zu diesem Zeitpunkt — 1972 — waren stagnierende Tendenzen deutlich 
zu erkennen, Denn in den städtischen Dienstleistungszentren nahm die Bindungskraft 
der SPD gegenüber Beamten und Angestellten ab, und es scheint nach Umfrageerge- 
nissen so, als hätte davon in den protestantischen Stadt-Regionen insbesondere die 
FDP („Leihstimmen“ von der SPD) profitiert und als hätte überdies die CDU in die- 


28 Dazu und zumfolgenden: Ebd., S. 170 sowie Franz Urban Pappi, Parteiensystem und So- 
zialstruktur, in: PVS, 14. Jg. 1973, S. 200. Jürgen Seiferts Behauptung, „Die SPD erziel- 
te ihren Wahlerfolg bei der Bundestagswahl 1972 (.....) weniger durch Einbrüche in das 
Wählerpotential der Unionsparteien sondern primär durch Steigerung der Wahlbeteiligung 
...* trifft nicht den Kern der Entwicklung, auch wenn damit ein Vergleich zwischen 
Bundes- und Landtagswahlen angestrebt wird. Untersuchungen zur Wählerwanderungs- 
Bilanz, die aufgrund von ‚‚Wählerstrom-Analysen“ von infas durchgeführt wurden, haben 
nämlich ergeben, daß im Jahre 1972 für die SPD doppelt so viele Stimmen von CDU-Wäh- 
lern des Jahres 1969 alsvon Nichtwählern dieses Jahres stammen. Nun ist das Modell, das 
der Analyse der Wanderungen zugrundeliegt, insbesondere im Hinblick auf die Nichtwäh- 
ler, durchaus skeptisch zu beurteilen. Denn wie sollen Annahmen über das Wahlverhalten 
von ehemaligen Nichtwählern konstruiert werden, wenn ihr Wahlverhalten bisher kaum 
untersucht wurde. 

Wesentlicher scheint uns jedoch der Einwand zu sein, daß der undifferenziert gebrauchte 
Begriff des Wählerpotentials eine exakte Bestimmung von Mobilisierungschancen nicht 
zuläßt. Für die Diskussion der politischen Perspektiven scheint uns — um es zu wiederho- 
len — die Frage wichtiger, welche Teile der bisherigen „Wählerpotentiale“ der Parteien, 
gleichgültig ob frühere Wähler oder Nichtwähler, ihre Bindung an Parteien auf der Ebene 
von Wahlen verändern oder stabilisieren. Darüber informieren die (im Vergleich mit den 
Wählerstrom-Analysen) methodisch besser abgesicherten und kontinuierlich durchgeführ- 
ten Repräsentativumfragen zu Parteipräferenzen der Wahlberechtigten. Und diese Umfra- 
gen haben das eindeutige Ergebnis, daß sich Parteipräferenzen bis Ende 1972 innerhalb 
bestimmter Berufsgruppen auf einzelne Parteien konzentriert haben. 

Ist nach einer sozialstrukturellen Analyse geklärt, welche Klassen (und Schichten) die 
Wählerpotentiale einer Partei bilden, dann kann — auf der Basis einer politischen Ent- 
scheidung — überlegt werden, wie diese Potentiale von den Parteien getrennt werden kön- 
nen oder wie sie voll ausgeschöpft, erweitert oder eingeengt werden können, 

29 Max Kaase, Die Bundestagswahl 1972, S. 166. 
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ser Gruppe ihre Verluste der Vorwahl 1972 teilweise wieder kompensieren können 
(30). 

Betrachtet man nun jenen Faktor, der die CDU-Wähler am signifikantesten von 
SPD-Wählern trennt, nämlich das Bekenntnis zur katholischen Konfession, so wird 
bei der generellen Stabilität seines Einflusses auf die von der CDU erzielten Stimmen- 
anteile doch seine abnehmende Bedeutung für die Wahl 1972 klar: Denn damals 
stimmten immerhin 43 % der Katholiken für die SPD (1965: 26 %, 1969: 38 %) und 
nur noch 48 % für die CDU/CSU (1965: 59 %) (31). 

Für das Abschneiden der CDU/CSU ist festzustellen, daß ihre Verluste in jenen 
Gebieten gering waren, in denen dieNPD bei der Vorwahl gut abgeschnitten hatte (32), 
Entsprechend den Gewinnen der SPD verlor die CDU eindeutig in Arbeiterwohnge- 
genden. Aus Umfragen ergibt sich, daß 1972 nur 27 % der Arbeiter für diese Partei 
stimmten. Auch unter den Selbständigen verschlechterte sich die Position der CDU. 
Diestrifft insbesondere für Katholiken zu, wovon die FDP besonders profitierte. Un- 
ter den protestantischen Selbständigen hingegen blieb der Einfiuß der CDU stabiler, 
was hauptsächlich auf die Rückwanderung ehemaliger NPD-Wähler dieser Gruppe 
zurückzuführen ist. Trotz ihrer Verluste blieb die CDU hier dominierende Partei, und 
sie konnte zudem unter Landwirten ihre hegemoniale Stellung wieder erreichen. 

Wie für die SPD und die CDU/CSU so lassen sich auch für die FDP strukturell 
eindeutige Tendenzen feststellen. Ihre Gewinne verdankt diese Partei nämlich über- 
wiegend den Beamten und Angestellten im.nicht-ländlichen Bereich mit einem hohen 
Anteil von Beschäftigten in Dienstleistungsbetrieben (33). So erreichte die FDP 1972 
unter Angestellten und Beamten gegenüber 1969 einen Zuwachs von 10 Prozentpunk- 
ten, der hauptsächlich auf das Wahlverhalten der Katholiken in dieser Berufsgruppe 
zurückzuführen ist. Detailliertere Untersuchungen der FDP-Wählervon 1972 in dieser 
Gruppe haben ergeben, daß die Wahrscheinlichkeit der Wahl dieser Partei bei steigen- 
der Stellung in der Betriebshierarchie zunimmt (34). Der aufsteigenden Tendenz un- 
ter Angestellten und Beamten, aber auch bei Landwirten, steht eine fallende unter 
den Selbständigen gegenüber. 

Hatte die FDP noch 1969 unter den(protestantischen) Selbständigenüberdurch- 
schnittlich abgenommen, so gewann sie bei dieser Berufsgruppe 1972 wieder, aller- 
dings unterdurchschnittlich, hinzu. Erstreckten sich die Verluste weitgehend auf die 
ihr noch verbliebenen Selbständigen in Handel, Handwerk und Gewerbe, so erzielte 
sie ihre Zugewinne beifreiberuflich Tätigen, vor allem wohl Ärzten, Rechtsanwälten, 
Ingenieuren usw. 


30 Ebd., S. 166 f. sowie Werner Kaltefleiter, Zwischen Konsens und Krise, S. 150 und 159. 

31 Vgl. Tabelle 8, in: Prokla 25, S. 34/35 

32 Max Kaase, Die Bundestagswahl 1972, S. 164 sowie Werner Kaltefleiter, Zwischen Kon- 
sens und Krise, S. 150. 

33 Franz Urban Pappi, Parteiensystem und Sozialstruktur, S. 200 sowie Max Kaase, Die Bun- 
destagswahl 1972, S. 167. 

34 Vgl. Institut für politische Planung und Kybernetik, Planungsstab, Serie A-18, Die Bun- 
destagswahl 1972. Ihre Bedeutung für die FDP. Ergebnisse, Analysen, Konsequenzen, 
Bonn-Bad Godesberg 7. März 1973, S. 13 - 20. 
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Faßt man die Veränderungen gegenüber 1969 zusammen, so eigibt sich zu- 
nächst ein bemerkenswerter Bedeutungsverlust des konfessionellen Faktors, der sich 
zu Lasten der CDU/CSU auswirkte. So waren es denn auch sozialstrukturelle Fakto- 
ren, und letztendlich materielle Interessen, die zu der deutlichen Verschiebung in 
der Wählerbasis der Parteien führten (35). 

Im Zeitraum zwischen 1965 und 1972 hatte sich also (auf der Ebene von Wah- 
len) im Parteiensystern der Bundesrepublik eine deutliche, wenn auch insgesamt be- 
grenzte, Polarisierung entlang der Klassengegensätze ergeben. Dieser sozialen Polari- 
sierung entsprach die politische Polarisierung im Wahlkampf der Parteien. Herausra- 
gend und für die Zuspitzung der Gegensätze von wesentlicher Bedeutung war im Wahl- 
kampf gewesen, daß zum ersten Mal Themen aufgetaucht waren, die der Zuordnung 
entsprechend der Hauptwidersprüche (konfessionelles Schisma und Klassengegensät- 
ze) im Parteiensystem entsprachen: die Mitbestimmung und der $ 218. Hinzu kamen, 
wie erwähnt, jene von der Bourgeoisie finanzierten massiven Anzeigenkampagnen 
zugunsten der CDU/CSU, die die themenorientierte Konfrontation verstärkten. Po- 
larisierender und mobilisierender Wahlkampf und Polarisierung im Wählerverhalten 
entsprachen sich also. 


Die Bundestagswahl 1976 
Die politischen Ausgangsbedingungen 


Die im Wahlkampf 1972 und im Wahlergebnis deutlich gewordene Polarisierung 
zwischen konservativer Opposition und sozialliberaler Reformpolitik beherrschte 
die politische Entwicklung in der Bundesrepublik nur kurze Zeit, nämlich bis zum 
Kanzlerwechsel von Willy Brandt zu Helmut Schmidt im Juni 1974. Wie schon in 
der Nachwahlperiode des Jahres 1972 ging die CDU zunächst daran, ihre Strategie 
des Machterwerbs durch die weitere Reorganisation ihres Parteiapparats und die Mo- 
bilisierung zusätzlicher Mitglieder abzusichern. 

Zunächst waren die Analysen der Wahlniederlage deutlich beherrscht von Er- 
klärungsversuchen, die eine neuerliche ‚‚Asymmetrie‘‘ im Parteiensystem der Bundes- 
republik entdeckten, und zwar in Form eines womöglich dauerhaften Bündnisses 
zwischen SPD und FDP, das langfristig zur absoluten Mehrheit der SPD führen könn- 
te (36). Als Ursache einer solchen Entwicklung wurde eine veränderte gesellschaftli- 
che Grundströmung, die ‚‚Entscheidung zur Modernität“, die sich gegen die CDU aus- 
gewirkt habe, erkannt; als deren Träger wurden die „urbanisierten Mittelschichten“ 
ausgemacht. Auch wenn die Einschätzung der Grundströmung innerhalb der CDU 
mehrheitlich nicht geteilt wurde, so war doch die Taktik der Partei auf jene Schicht 
ausgerichtet. 

Ausdruck dieser Einschätzung waren personelle Entscheidungen: Die Wahl des 
neuen Parteivorsitzenden Helmut Kohl sowie Kurt Biedenkopfs zum Generalsekretär 


35 Vgl. Franz Urban Pappi, Parteiensystem und Sozialstruktur, S. 200. 
36 Werner Kaltefleiter, Zwischen Konsens und Krise, $. 158 £. 
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Tabelle 12: 
Beruf, Konfession und Wahlentscheidung bei den Bundestagswahlen 1972 und 1976 (1) 


Insgesamt Katholiken Protestanten 

Wahlentscheidung 1972 1976 1972 1976 1972 1976 
% % % % RK % 

Arbeiter 
SPD 66 52 55 34 77 70 
CDU/CSU 27 42 39 63 15 22 
FDP 6 5 5 3 7 7 
Andere 1 1 0 1 1 1 
N 839 292 404 145 435 147 
Beamte und 
Angestellte 
SPD 50 46 42 33 56 54 
CDU/CSU j 33 41 45 60 23 29 
FDP 17 12 12 7 20 16 
Andere 0 1 0 1 0 1 
N 982 341 439 132 543 209 
Selbständige 
SPD 23 30 22 24 25 35 
CDU/CSU 62 62 64 74 59 52 
FDP 13 8 12 2 15 14 
Andere 1 _ 2 _ 1 _ 
N 201 94 93 42 108 52 
Landwirte 
SPD 10 16 9 11 10 20 
CDU/CSU 82 79 88 89 77 70 
FDP 8 5 3 _ 13 10 
Andere _ _ _ - _ _ 
N 62 19 32 9 30 10 
Insgesamt 
SPD 52 46 43 34 60 55 
CDU/CSU 36 45 48 61 26 33 
FDP 11 8 8 4 13 11 
Andere 1 1 0 1 1 1 
N 2625 1094 1210) 499 1415 595 


1 Zu den Angaben für 1972 vgl. Tabelle 8, in: Prokla 25, S. 34/35. Die Werte für 1976 ent- 
stammen einer Nachwahlumfrage der Forschungsgruppe Wahlen e. V. in Mannheim. 
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der Partei und die Einsetzung einer Grundsatzkommission unter Richard von Weiz- 
säcker. Das politisch-strategische Ziel dieser Maßnahmen zur „Modernisierung“ der 
CDU war sowohl die Rückgewinnung des städtischen und Besitzbürgertums von der 
FDP als auch der katholischen Arbeiter von der SPD. 

Die sozialliberale Regierungskoalition formulierte ihr gegenüber den Wahlaus- 
sagen schon moderiertes Reformprogramm: Mitbestimmung, Steuerpolitik und die 
Reform der beruflichen Bildung waren zentrale Themen. Für seine Verwirklichung 
war allerdings von Bedeutung, wie sich die FDP zu ihnen stellen würde. 

Dieser Partei wurde in einer Analyse nachgesagt, sie stehe im Vergleich mit den 
anderen Parteien ‚an der Spitze der Gesamtbewegung der Gesellschaft“. ‚Sie verkör- 
pert gewissermaßen die Vorhut des gesellschaftlichen Entwicklungsprozesses.‘“ Die- 
se Schlußfolgerung beruhte auf einer Interpretation der überdurchschnittlichen Zu- 
wachsraten unter den Beamten, den Wählern mit überdurchschnittlich hoher Ausbil- 
dung sowie beruflichen Aufsteigern (37). Die taktischen Konzeptionen, die aus die- 
sem Tatbestand abgeleitet wurden, liefen auf einen kalkulierten Konflikt gegenüber 
der „Arbeitnehmer-Strategie‘‘ der SPD hinaus und lauteten in einem ihrer Kernsätze 
so: „Im Augenblick läßt sich sagen, daß die FDP das ‚Arbeitnehmer-Lager‘ differen- 
zierter beschreiben muß und stärker auf die vorhandenen Einzelgruppen und deren 
individuelle Interessenlagen Bezug nehmen muß. Sie muß, wie sie es bisher stets ge- 
tan hat, weiterhin die Einzel- und Minderheitsgruppen, z. B. im Bereich der sozialen 
Sicherungssysteme vertreten. Auch das Mitbestimmungsmodell der FDP ist ein wich- 
tiges Element einer Strategie, die der ‚Arbeitnehmer-Strategie‘ der SPD entgegenzu- 
stellen wäre.‘‘ (38) Damit war die Position der FDP als sozialliberales Gegengewicht 
zur Partei des demokratischen Sozialismus, wie sich die SPD im Wahlkampf 1972 ab 
und an bezeichnet hatte, formuliert. 

Gerade im Jahre 1973, auf dem SPD-Parteitag in Hannover, konnten sich in die- 
ser Partei reformistische Tendenzen durchsetzen, beispielsweise in der Frage der In- 
vestitionskontrolle. Und überdies wurde in den Erfolgen der Jungsozialisten und der 
SPD-Linken bei der Besetzung von Positionen im Parteivorstand ein Indiz für mögli- 
che Entwicklungen in Richtung auf eine reformistische Politik der SPD gesehen. Die 
Wende kam, sie kam rasch, doch anders als erwartet. Die Energiekrise im Herbst des 
Jahres 1973, die Inflation und die steigende Arbeitslosigkeit ließen die Finanzierung 
der geplanten Reformen unmöglich erscheinen. Die mit wachsender Beunruhigung 
verbundene wirtschaftliche Entwicklung sowie innerparteiliche Auseinandersetzun- 
gen um die von den Jungsozialisten geforderte Formulierung eines „sozialistischen 
Aktionsprogramms“, die von den Konservativen zur Bekräftigung ihrer Feindbilder 
herangezogen wurden sowie der Vorwurf der „Führungsschwäche“ gegenüber dem 
reformorientierten Bundeskanzler und Parteivorsitzenden führten schließlich dazu, 
daß Willy Brandt anläßlich der Guillaume-Affaire zurücktrat. 

Der Kanzlerwechsel von Brandt auf Helmut Schmidt im Juni 1974 bedeutete 
das Ende der sozialdemokratischen Reformpolitik. Jene Minister, die im Rahmen ih- 


37 Institut für politische Planung und Kybernetik, Die Bundestagswahl 1972, S. 20. 
38 Ebd., S. 74, 
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rer Ressorts eine Politik der Reformen vertreten hatten, wurden aus ihren Ämtern 
entlassen: Forschungsminister Ehmke, Wissenschaftsminister Dohnanyi und Ent- 
wicklungsminister Eppler. Fortan nahm eine Entwicklung ihren Lauf, die im Gefolge 
von Wirtschaftskrisen und deutlichen Niederlagen in Landtagswahlen wegführte von 
einer sozial fortschrittlichen SPD-Politik hin zu einer Politik, die sich den veränder- 
ten Bedingungen (Krise) anpaßte. Die SPD orientierte sich immer mehr auf die Per- 
son des Bundeskanziers Schmidt, der als Krisenbewältiger der Garant des neuerlichen 
Wahlerfolges werden und die Wählerbasis unter Arbeitern wie unter Angestellten und 
Beamten sichern sollte. 

In der FDP vollzog sich ein Wandel, der nahezu parallel zu dem der SPD ver- 
lief. Das Abrücken von einer moderierten und überdies auf die Interessen der Partei- 
basis ausgerichteten Reformpolitik, wurde durch eine Personalentscheidung signali- 
siert: Werner Maihofer, einer der Initiatoren der „Freiburger Thesen‘‘ der FDP, un- 
terlag auf dem Hamburger Parteitag 1974 bei Vorstandswahlen gegen den eher na- 
tionalliberalen Wirtschaftsminister Friderichs. Deutlicher als bisher bestimmte nun 
die FDP ihre Position als besitzbürgerliches Korrektiv gegen die Sozialdemokratie. 

Indessen war jedoch die politische Entwicklung in der Bundesrepublik deutlich 
von den Unionsparteien bestimmt. War bis zum Herbst 1974 der „Modernisierungs- 
strategie‘‘ des auf den Gewinn des Bürgertums von der FDP und katholischer Arbei- 
ter von der SPD abzielenden sozialkonservativen Flügels der CDU kaum ernsthaft wi- 
dersprochen worden, so änderte sich dies nach der bayerischen Landtagswahl im Ok- 
tober 1974 ganz erheblich. Bei diesen Wahlen nämlich erzielte die CSU mit einem 
Anteil von 62,1 %an den abgegebenen gültigen Stimmen einen spektakulären Erfolg. 
In der wenige Wochen danach — im November 1974 -- in Sonthofen von Franz Josef 
Strauß gehaltenen Rede wurden wesentliche Strategie-Elemente der CSU wie des 
reaktionär-konservativen Flügels der CDU deutlich. Dieser Flügel nämlich wertete 
den Ausgang der bayerischen Wahlen als Indiz dafür, daß politische Konfrontation, 
Obstruktion und Re-Ideologisierung eben doch geeignetere Mittel seien, die soziale 
Basis der sozialliberalen Koalition zu dezimieren, als eine auf Annäherung und Bünd- 
nisfähigkeit gegenüber der FDP gerichtete Politik. 

Wegen der immer noch bestehenden grundsätzlichen Aktualität des Strauß-Re- 
ferats auf der Tagung der CSU-Landesgruppe in Sonthofen am 18. und 19. Novem- 
ber 1974 sei hier an die wesentlichen Passagen erinnert: 

„Erstens kann man jetzt überhaupt kein Rezept empfehlen, ohne sich in große politische Schwie- 
rigkeiten zu begeben und zweitens ist das Bewußtsein der Öffentlichkeit noch nicht so stark 
schockiert, daß siebereit wäre, die Rezepte, die wir zur langsamen Heilung der Krise für notwen- 
wendig halten, in Kauf zu nehmen (....) Zur Taktik jetzt: Nur anklagen und warnen, aber keine 
konkreten Rezepte etwanennen (...) Lieber eine weitere Inflationierung, weitere Steigerung der 
Arbeitslosigkeit, weitere Zerrüttung der Staatsfinanzen in Kauf nehmen, als das anzuwenden, 
was wir für notwendig halten... Es muß also eine Art Offenbarungseid und ein Schock im öf- 
fentlichen Bewußtsein erfolgen... Aus der Landespolitik kommt nur eine Emotionalisierung 
der Wähler, die betrifft die Schulpolitik. Alles was damit zusammenhängt, Schulpolitik, Berufs- 
schulpolitik oder Berufsausbildung, Universitätspolitik usw. dann noch Fragen der inneren Si- 
cherheit, soweit sie Landesfragen sind. Aber die vielen nüchternen harten Fragen der Landespolitik, 
also der Strukturpolitik, der Regionalpolitik usw... all das macht nicht die Wahlergebnisse von 


morgen aus, sondern die Emotionalisierung der Bevölkerung, und zwar die Furcht. die Anest 
und das düstere Zukunftsbild sowohl innenpolitischer wie außenpolitischer Art. (...) 
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Wir müssen die Auseinandersetzung hier im Grundsätzlichen führen. Da können wir nicht 
genug an allgemeiner Konfrontation schaffen. Ich kenne ja diese Stichworte: Wir kämpfen für 
die Freiheit, gegen den Sozialismus, für die Person und das Individuum, gegen das Kollektiv, für 
ein geeinigtes Westeuropa, gegen eine sowjetische Hegemonie über ganz Europa. Da muß man die 
anderen immer identifizieren damit, daß sie den Sozialismus und die Unfreiheit repräsentieren, 
daß sie das Kollektiv und die Funktionärsherrschaft repräsentieren, daß ihre Politik auf die He- 
gemonie der Sowjetunion über Westeuropa hinausläuft. Daß es bei den anderen eine ganze Men- 
ge von Leuten gibt, die das nicht wollen, soll uns nicht daran hindern, unter einem Übermaß an 
Objektivität zu leiden und das hier zu sagen ... 

Dieses Europa kann nicht gesund werden, wenn die Bundesrepublik nicht wieder wirt- 
schaftlich, gesellschaftlich, politisch, militärisch ein Stabilitätsfaktor erster Ordnung wird. Wenn 
das von der Bundesrepublik ausgeht. Das kann aber nur ausgehen ..... wenn die Krise so stark 
wird, daß aus der Krise ein heilsamer Schock erwächst und damit der Bereitschaft, die Konse- 
quenzen aus dieser Zeit tatsächlich auf sich zu nehmen.“ (39) 


Das von Strauß in Sonthofen entwickelte Konzept einer Vereinheitlichung des Bür- 
gertums auf einer reaktionären politischen Linie im Zuge einer von der Opposition 
zu beschleunigenden „großen Krise“ stieß bei der CDU-Mehrheit nicht auf Gegenlie- 
be. Sie konzentrierte sich auf die Herbeiführung eines raschen Wahlsiegs. Auf dem 
Mannheimer Parteitag im Juni1975 konnte sich Helmut Kohl, gestützt auf ein Bündnis 
von Sozialausschüssen, Frauenvereinigung und Junger Union mit der von Kurt Bie- 
denkopf ausgearbeiteten „Mannheimer Erklärung“ durchsetzen. Kern dieser Erklä- 
rung war die Behauptung, es existiere eine „neue soziale Frage“, die entstanden sei, 
nachdem die Arbeiter in der Bundesrepublik in die bestehenden Verhältnisse inte- 
griert worden seien: „Wie kann der einzelne seine nicht organisierbaren und nicht 
konfliktfähigen Interessen in und gegenüber mächtigen Verbänden mit Hilfe des 
Staates durchsetzen?“(40) Mit dieser Fragestellung wird das Bemühen der CDU deut- 
lich, für die FDP bündnisfähig zu werden. Denn zum einen war damit das antigewerk- 
schaftliche und zugleich berufsständische Syndrom der Mehrheit der FDP-Basis an- 
gesprochen, und zugleich zielte diese „neue soziale Frage“ auf das genuin liberale 
Prinzip der individuellen Freiheit. 

Gleichzeitig spiegelte das in der neuen sozialen Frage enthaltene Forderungs- 
konglomerat, aber auch die Bemühungen der CDU, die an die SPD verlorenen Arbei- 
terstimmen zurückzugewinnen. Die Formulierung „nicht konfliktfähige Interessen“ 
umfaßte nämlich jene sozialpolitischen Forderungen, die einerseits als Angebot an 
verschiedene Zielgruppen (Auszubildende, Schüler, Hausfrauen, Arbeitslose, Rent- 
ner etc.) zur Rückkehr zur CDU gedacht waren, andererseits und zugleich aber auch 
den Inhalt des Kompromisses darstellten, der das innerparteiliche Bündnis erst er- 
möglicht hatte. Die Strategie des linken Flügels in der CDU war eindeutig darauf aus- 
gerichtet, Arbeiter für die CDU zu gewinnen. Dafür hatte er, als Schwerpunkt seines 
Wahlkampfes, Nordrhein-Westfalen ausersehen, wo die Hochburgen der Sozialaus- 
schüsse liegen. Für diese Zielgruppe hatte Biedenkopf auch den christlichen Sozialis- 
mus des Ahlener CDU-Programms vorübergehend verbal aktualisiert. 

Ende des Jahres 1975 verstärkte sich jedoch nach heftigen innerparteilichen 


39 Alle Zitate nach dem (SPD-nahen) Parlamentarisch-Politischen Pressedienst, Die aktuelle 
PPP-Dokumentation vom 11. März 1975. 

40 Warnfried Delling, Die CDU nach Mannheim, in: aus politik und zeitgeschichte, Beilage 
zu „Das Parlament“ v. 25.7.1975, 8. 12£. 
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Auseinandersetzungen das Gewicht des reaktionären Flügels in der Union, Markiert 
wird diese CDU-Entwicklung durch die Rücknahme wesentlicher Inhalte der Mann- 
heimer Erklärung, insbesondere der Teile, die sich auf wirtschaftliche Steuerungsmaß- 
nahmen des Staatesbezogen, die Rücknahme des CDU-Beschlusses auf dem Hambur- 
ger Parteitag zur staatlichen Aufsicht über die Lehrlingsausbildung und durch den 
zunehmend deutlicher werdenden Einsatz der Mehrheit im Bundesrat gegen Beschlüs- 
se der Bundestagsmehrheit. Dieser Wandel war auch bedingt durch die Festlegung 
der FDP auf die Fortführung der sozialliberalen Regierungskoalition bei einem gün- 
stigen Wahlausgang. Denn sie hatte die Aussichtslosigkeit der Bündnispolitik des so- 
zialkonservativen Flügels der CDU offenbar werden lassen. 

Die Wende in der CDU-Taktik und ihre Anpassung an die der CSU, die sich 
schon Ende 1975 deutlich herausbildete, trat dann nach den Wahlen in Baden-Würt- 
temberg im Frühjahr 1976, wodie Parole „Freiheit statt Sozialismus‘ im Wahlkampf 
erprobt worden war, vollends in den Vordergrund. Diese Polarisierungsstrategie aber 
drängte nicht nur die Jungsozialisten wieder näher an die SPD, sondern auch die Ge- 
werkschaften und ließ so womöglich aufgrund der wirtschaftlichen Krisensituation 
zwischen Gewerkschaften und SPD bestehende Konflikte unbedeutend werden. 

In diesen Zusammenhang ist die Gewerkschaftskampagne Biedenkopfs in Nord- 
thein-Westfalen einzuordnen. Nach der Wende im Herbst 1975 hatte er nun nicht 
mehr primär die zur SPD abgewanderten Arbeiterwähler als Zielgruppe im Auge, son- 
dern das städtische und das Besitzbürgertum, zwei Gruppen also, die zusammen den 
wesentlichen Teil der FDP-Basis stellen. Seine Kampagne gegen die Verfilzung der 
SPD mit dem DGB hatte nuneinerseits die Funktion, die in der Regel gewerkschafts- 
feindliche Gruppe der Aufsteiger wie die der Angestellten, Beamten und Selbständi- 
gen generell, ausSPD wie FDP herauszubrechen. Andererseits und zugleich aber soll- 
te sie die aufgrund der Polarisierungsstrategie gegenüber der SPD enger werdende 
Bindung des DGB an diese Partei möglichst begrenzen. Beides ist in Nordrhein-West- 
falen -— wie die Wahlanalyse zeigen wird — im Grunde mißlungen. Vielmehr hat Bie- 
denkopf mit seiner Kampagne zumindest dort zur Mobilisierung der SPD-Wähler bei- 
getragen. Und damit hatte er erreicht, was die SPD bis dahin bei Verzicht auf die 
Darstellung von Perspektiven sozialdemokratischer Politik und damit eben auch von 
Inhalten, die mobilisierend hätten wirken können, nicht geschafft hatte. Denn die 
SPD hatte sich in diesem Wahlkampf längst aufgegeben. Sie war zur Bundeskanzler- 
Schmidt-Partei geworden, auf dessen Autorität sie setzte. Dieses Vorgehen wurde al- 
lerdings nicht von allen SPD-Landesverbänden gebilligt (41). Aus Schleswig-Holstein 
und Baden-Württemberg wurden in einer Sitzung des SPD-Parteirates starke Beden- 
ken gegen einen Wahlkampf geäußert, der sowohl in seiner Mäßigung als auch in sei- 
nem Verzicht auf die Formulierung von Perspektiven sozialdemokratischer Politik 
kaum geeignet sein könne, genuine wie potentielle sozialdemokratische Wähler zu 
mobilisieren. Zwar wurden diese Bedenken von der übergroßen Parteiratsmehrheit 
nicht akzeptiert, doch gerade in Schleswig-Holstein und in Baden-Württemberg war 
dann der SPD-Wahlkampf doch eher auf Konfrontation angelegt als andernorts. Und 


4 Vgl. Der Spiegel, Nr. 36 v. 30. August 1976, S. 22. 
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es scheint so, als habe dies durchaus Einfluß auf das regional erzielte Wahlergebnis 
gehabt. 

Sieht man von regionalen Sonderentwicklungen ab, dann reduzierte sich der 
längste und teuerste Wahlkampf in der Geschichte der Bundesrepublik darauf, ein 
unerhört aufwendiges „Personalplebiszit“ (Kaltefleiter) zwischen Kohl und Schmidt 
herbeizuführen. Dieses Verfahren — und das gilt insbesondere für die SPD — wurde 
eher von den Werbeagenturen als von den Parteiorganisationen getragen. Die SPD- 
Führung hoffte wahrscheinlich, durch ein derartiges Plebiszit die Wahlkampfstrate- 
gie des rechten Unionsflügels stören zu Können. Daß dies auch tatsächlich gelang, ist 
aber vor allem der CDU im Norden und Westen und der Wahlkampfleitung zuzuschrei- 
ben, die nicht bereit waren, die Straußsche Polarisierungsstrategie voll mitzutragen, 
sondern sich darauf konzentrierten, Kohl zu verkaufen. Und dies gegen einen Kon- 
kurrenten, der sich nichtals Sozialdemokrat, sondern als über den Parteien und jeder 
Kritik (auch an seiner Partei) stehende Institution präsentierte, das Wort Sozialde- 
mokratie so gut wie nicht in den Mund nahm und ständig von sich behaupten ließ, er 
müsse Kanzler bleiben. Bodo Zeuner ist uneingeschränkt zuzustimmen (42): Schmidt 
trat als qualifizierter Profi im Management des bestregierten Staates der Welt auf. 
Dies leuchtete offensichtlich auch der westdeutschen Bourgeoisie ein. Anders als 
1972 verzichtete sie auf offensive Anzeigenkampagnen gegen eine angebliche Zerstö- 
rung der Marktwirtschaft, gegen eine sozialistische SPD usw. 

Thematische Kontroversen wurden im Wahlkampf folglich weitmöglichst ver- 
mieden. Alternative Problemlösungsvorschläge zu aktuellen Fragen der bestehenden 
Krise und ihrer Auswirkung auf die öffentlichen Haushalte bestanden sowieso nicht. 
Die Scheindiskussion um die Finanzierung der Altersrenten war charakteristisch für 
den gesamten Wahlkampf: Die Opposition mäkelte, die Finanzierung sei nicht mehr 
gesichert; die Regierung sagte, sie sei aber doch gesichert und unsere alten Mitbürger 
brauchten sich da keine Sorgen zu machen. Dem Versuch der Opposition, der Regie- 
runggenerell die Problemlösungskompetenz abzusprechen, war nur ein Teilerfolg be- 
schieden, so wie es der Regierung nur unzureichend gelang, dem Kanzlerkandidaten 
der Opposition das Image von Provinzialität, politischer Naivität und Dämlichkeit 
anzuhängen. Die zentralen Wahlparolen blieben Schlagworte, die nicht, wie noch 
1972, auf Kampagnen basierten und die allenfalls die Anhänger des politischen Geg- 
ners mobilisierten. Freilich nur zur Stimmabgabe. 


Das Wahlergebnis 

Die SPD erreichte bei dieser Wahl mit 42,6 % ein um 3,2 Prozentpunkte geringeres 
Zweitstimmenergebnis als bei der Vorwahl, was einem Verlust von über einer Million 
Wähler entspricht. Die CDU/CSU gewann demgegenüber 3,7 Prozentpunkte hinzu 
und wurde mit 48,6 % der Stimmen wieder zur stärksten Fraktion. Die FDP schließ- 


lich verlor bei einem Zweitstimmenanteil von 7,9 % gegenüber dem bei der Vorwahl 


42 Vgl. den Beitrag von Bodo Zeuner in diesem Heft. 
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erzielten Ergebnis 0,5 Prozentpunkte. Dieses Wahlergebnis zog für die SPD den Ver- 
lust von 17 Mandaten und für die FDP von 2 Mandaten nach sich, während die CDU/ 
CSU 19 Mandate gewann. ; 

Vergleicht man nun den Ausgang dieser Wahl mit dem des Jahres 1969, so 
sanık die SPD ziemlich genau auf ihre damals erreichte Position (Differenz der Partei- 
anteile 1969 - 1972: - O,1 Prozentpunkte), während CDU/CSU (+ 2,5) und FDP 
(+ 2,1) per Saldo positiv abschnitten. 

Das auf Bundesebene festgestellte Ergebnis variiert freilich regional sehr deut- 
lich. In eher katholischen Ländern und Regionen ohne traditionell sozialdemokrati- 
sche, homogene Arbeitermilieus verlor die SPD überdurchschnittlich viele Stimmen, 
und die CDU gewann dort überdurchschnittlich hinzu. In katholischen Regionen, 
wie beispielsweise in Nordrhein-Westfalen und im Saarland, mit traditionell homo- 
genen Arbeitermilieus entsprachen die Verluste der SPD dem Bundesdurchschnitt. 
Im protestantischen Norden dagegen behielt sie eine recht einheitlich stabilere Posi- 
tion. Die Gewinne der CDU waren dort entsprechend niedriger (43). 

Diese regionalen Veränderungen zwischen 1972 und 1976 sind vor allem auf 
die wieder zunehmende Bedeutung des Faktors Konfession zurückzuführen. Denn 
der (ansteigende) Einfluß der katholischen Konfession — in der Form einer christlich- 
konservativen Wertorientierung — auf die Wahlentscheidung ist eines der wesentli- 
chen Momente zur Erklärung des Wahlausgangs. Der Faktor Konfession unterschei- 
det 1976 in der Form der Trennung der Katholiken vom Rest der Bevölkerung auf 
Stimmbezirksebene wieder deutlicher als 1972 zwischen CDU-Anteilen einerseits 
(Korrelationskoeffizient r = + 0,63) und Anteilen der SPD (r = - 0,57) und FDP 
(r =- 0,45) andererseits (44). 

Hinter diesen Zusammenhängen verbergen sich tiefgreifende Veränderungen 
in den sozialen Basen aller Parteien im Vergleich zu den Bundestagswahlen 1972. Die- 
se Veränderungen können — um es zu wiederholen — vor allem durch die wieder zu- 
nehmende Bedeutung des konfessionellen Schismas erklärt werden. Ihr Ausmaß wird 
in den in Tabelle 12 dargestellten Prozentwerten deutlich, die auf Ergebnissen von 
Meinungsumfragen beruhen. 

Ihre schwerwiegendsten Verluste im Bundesmaßstab mußte die SPD nach die- 
sen Umfrageergebnissen (45) bei den Arbeitern hinnehmen, bei denen sie auf das Ni- 
veau der Bundestagswahl 1965 herabsank. 

Hatten noch 1972 zwei Drittel der Arbeiter SPD gewählt, so gaben ihr 1976 


43 Forschungsgruppe Wahlen e.V., Bundestagswahl 1976. Eine Analyse der Wahl zum 8. Deut- 
schen Bundestag am 3. Oktober 1976, Berichte der Forschungsgruppe Wahlen e. V., Nr. 
12, Mannheim 7. Oktober 1976, S. 22 

44 Ebd., S. 64 f., sowie S. A 2. Vgl. auch: Ebd., S. 64 und S. 71. Sowie Dieter Oberndörfer 
Das Nord-Süd-Gefälle entschied die Wahl, in: Die Welt, Nr. 232 v. 5.10.1976, 8. 3. 

45 Die Ergebnisse der Nachwahlumfrage 1976 (vgl. Tabelle 12) wurden uns freundlicherwei- 
se von der Forschungsgruppe Wahlen e. V. in Mannheim zur Verfügung gestellt. Zu wei- 
teren Analysen der Bundestagswahl 1976 sei auf den Aufsatz von Manfred Berger et. al. 
verwiesen, der in H. 2/77 der Zeitschrift für Parlamentsfragen erscheinen wird. 
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nur noch wenig mehr als die Hälfte (52 %) der Arbeiter ihre Stimme. Dieser drama- 
tische Rückgang der Bindung von Arbeitern an die SPD auf der Ebene von Wahlen ist 
nun nicht auf das Wahlverhalten der Protestanten unter ihnen zurückzuführen, wo 
diese Partei nur unterdurchschnittliche Verluste erlitt, sondern auf das Wahlverhal- 
ten katholischer Arbeiter, die in einem für die Geschichte der Bundesrepublik ein- 
maligen Ausmaß für die CDU/CSU votierten. Nach den Umfrageergebnissen wählten 
1976 nämlich nur noch 34 % der katholischen Arbeiter die SPD, während dies 1972 
noch bei 55 % der Fall war. Dementsprechend gelang es der Union 1976, nahezu 
zwei Drittel (63 %) dieser Gruppe für sich zu gewinnen; 1972 waren es noch 39 %. 
Damit verlor die SPD nicht nur die 1972 in der damaligen Ausnahme-Situation mo- 
bilisierten Arbeiter, sondern auch jene, die sich schon zuvor auf sie orientiert hatten. 
Die Wählerbasis der SPD unter Arbeitern reduzierte sich also 1976 im Bundesmaß- 
stab wieder auf ihr traditionelles Potential: die protestantischen Arbeiter. Dieses 
Wahlverhalten macht einmal mehr deutlich: Wenn überhaupt, dann finden Wähler- 
bewegungen von Arbeitern zwischen der SPD und der CDU/CSU statt (46). 

Auch die Veränderungen unter den Angestellten und Beamten waren vom 
konfessionellen Faktor beherrscht. Denn auch in dieser Gruppe mußte die SPD un- 
ter Katholiken erhebliche Verluste hinnehmen, während ihre Positionen unter Prote- 
stanten stabil blieb. Insgesamt konnte die SPD unter Angestellten und Beamten ihren 
bei den Bundestagswahlen 1969 errungenen Einfluß halten, der für den damaligen 
Wahlausgang entscheidend gewesen war. Die CDU wiederum gewann in dieser Grup- 
pe nicht allein ehemalige SPD-Wähler hinzu,sondern in nahezu gleicher Relation auch 
frühere FDP-Wähler, die sich 1976 unabhängig von ihrer Konfessionszugehörigkeit 
von dieser Partei ab- und der CDU/CSU zuwendeten. Im Bundesmaßstab profitierte 
die CDU/CSU bei Beamten und Angestellten also von Abwanderern der SPD wie 
der FDP. 

Das wesentliche Ergebnis der Analyse der Bundestagswahl 1976 ist also, daß 
bei dieser Wahl, entsprechend der geringen politischen Polarisierung im Wahlkampf, 
die soziale Polarisierung gegenüber 1972 ganz erheblich zurückgegangen ist. Sie be- 
steht nur noch in Form der starken Bindung der Selbständigen an die CDU/CSU. 
Denn das Berufsgruppenmerkmal Selbständiger trennt am deutlichsten die CDU/CSU 
(r = + 0,61) von der SPD (r = - 0,51). Bemerkenswerte Zusammenhänge zwischen 
Sozialstruktur und erzielten Parteianteilen bestehen daneben nur noch für die FDP: 
Mit steigendem Anteil von Angestellten und Beamten in den Stimmbezirken stiegen 
auch die Verluste der FDP. Aber nach wie vor bildet diese Gruppe den Wählerstamm 
dieser Partei. Denn wie schon 1972 bestand auch 1976 ein deutlich positiver Zusam- 
menhang zwischen dem Berufsgruppenmerkmal Angestellter/Beamter und dem Ab- 
schneiden der FDP (r = + 0,52) (47). 

Faßt man die Entwicklungen seit 1969 zusammen, so ergaben sich für die Par- 
teien die folgenden Bewegungen: 


46 Vgl. den Beitrag von Bodo Zeuner in diesem Heft. 
47 Zu diesem Abschnitt siehe Forschungsgruppe Wahlen e. V., Bundestagswahl 1976, S. 62 £. 
undS.A 2, 
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— Die SPD hatte 1969 insbesondere katholische Beamte und Angestellte hinzuge- 
wonnen, 1972 jedoch in diesem Bereich deutliche Stagnationstendenzen aufzu- 
weisen; sie gewann dort nur unterdurchschnittlich hinzu. 1976 verlor sie die 1969 
gewonnenen katholischen Beamten und Angestellten wieder, konnte aber durch 
die Stabilisierung ihres Einflusses unter den Protestanten dieser Gruppe ihre Po- 
sition des Jahres 1969 insgesamt halten. Anders verlief die Entwicklung bei den 
Arbeitern. Dort hatte sie bei Katholiken erstmals 1969 und wiederum 1972 star- 
ke Gewinne zu verbuchen undbei dieser Wahl erzielte sie auch unter ihren Stamm- 
wählern, den protestantischen Arbeitern, deutliche Zugewinne. 1976 wurde diese 
Entwicklung rückgängig gemacht: Die SPD verlor in der Gruppe der katholischen 
Arbeiter das seit 1965 gewonnene Terrain und wurde bei den Protestanten auf 
das Niveau von 1969 zurückgeworfen. 

— Diesen Etappenbewegungen entsprach die Entwicklung der CDU. Nachdem sie 
1969 insbesondere katholische Beamte und Angestellte verloren hatte, wurde sie 
1972 unter Arbeitern zur Minderheitspartei. 1976 dagegen konnte sie diese Ver- 
luste kompensieren: Sie erreichte unter Beamten und Angestellten, insbesondere 
durch die Zuwanderung von Katholiken, eine bessere Position als 1972, konnte 
freilich den Stand von 1969 nicht wieder erreichen. Dafür Konnte sie ihre seit 
1965 unter Arbeitern erlittenen Verluste ausgleichen. 

— Entsprechend den Bewegungen zwischen den beiden großen Parteien verlief die 
Entwicklung der FDP. Hatte sie bei den Wahlen 1972 den Verlust hauptsächlich 
der Selbständigen im Jahre 1969 durch Zugewinne insbesondere bei Beamten und 
Angestellten, aber auch bei katholischen Selbständigen wieder ausgeglichen, so 
sind ihre geringen Verluste 1976 auf das Abwandern von Katholiken aus beiden 
Gruppen zurückzuführen. 

Während also die politische-und soziale Polarisierung auf der Wahlebene deut- 
lich zurückgegangen ist, hat die Bedeutung des konfessionelien Schismas wieder er- 
heblich zugenommen. Im Hinblick auf die Hauptwidersprüche der westdeutschen 
Gesellschaft bedeutet dies: Der Klassengegensatz nahm in seiner Bedeutung für das 
Wahlverhalten ab, die Bedeutung des konfessionellen Schismas nahm in dieser Hin- 
sicht zu. 

Wie sich dies im Wählerverhalten von Arbeitern einerseits sowie Angestellten 
und Beamten andererseits niederschlug, soll im folgenden kurz dargestellt werden. 

Erste Ergebnisse eines Zeitvergleichs der westdeutschen Wählerschaft (48) 1953 
und 1976 haben für Arbeiter sowie Angestellte und Beamte in Bezug auf den Zusam- 
menhang von Sozialstruktur, gesellschaftlicher Wertorientierung und Wahlabsicht er- 
geben, daß die Bedeutung der organisatorischen Bindung über Gewerkschaften (Mit- 
gliedschaft) und Kirchen (Kirchgangshäufigkeit) relativ abgenommen hat. Dagegen 
hat die Bedeutung spezifischer Wertorientierungen zugenommen. So hat seit 1953 
die positive Einstellung gegenüber Gewerkschaften unter Beamten und Angestellten 


48 Franz Urban Pappi, Sozialstruktur, gesellschaftliche Wertorientierungen und Wahlabsicht: 
Erste Ergebnisse eines Zeitvergleichs des deutschen Elektorats 1953 und 1976, Referat, 
gehalten auf der Tagung des Arbeitskreises Parlamente, Wahlen, Parteien der DVPW in 
München, 14, November 1976. 
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in stärkerem Ausmaß zugenommen, als dies durch den nur leicht gestiegenen Orga- 
nisationsgrad zu erklären gewesen wäre. Dieser Tatbestand mag die relativ stabilere 
Zuordnung zur SPD bei den letzten Bundestagswahlen erklären. Dagegen ist für Ar- 
beiter — trotz rückläufiger Kirchgangshäufigkeit — eine deutlich stärkere christlich- 
konservative Wertorientierung im Sinne des Katholizismus festzustellen, was ihr Ab- 
wandern zur CDU/CSU erklären mag. Dies bedeutet, daß die Trennung zwischen 
SPD und CDU/CSU nunmehr weniger entlang des Klassengegensatzes verläuft son- 
dern eher entlang zweier Linien: der gewerkschaftlichen Orientierung, deren positi- 
ves Ende von der SPD besetzt wird und der christlich-Konservativen Wertorientierung, 
deren positives Ende von der CDU besetzt wird. Das jeweils negative Ende der bei- 
den Linien besetzt die Gegenpartei in einer Art von Lückenbüßer-Funktion. 

Dies spiegelt sich auch in den regionalen Wahlergebnissen wider: So können 
die — trotz überdurchschnittlich hohen Katholikenanteils — unterdurchschnittlichen 
SPD-Verluste in Nordrhein-Westfalen und im Saarland durch ein traditionelles, re- 
lativ homogenes Arbeitermilieu (49) erklärt werden, und die ebenfalls geringen Ver- 
luste im protestantischen Norden durch das Fehlen einer religiösen Wertorientie- 
rung im Sinne des Katholizismus. Die regionalen Erfolge der CDU/CSU wären ent- 
sprechend zu erklären. 


Das Wahlergebnis in Nordrhein-Westfalen 


Die für die Bundesebene aufgezeigten Trends wirkten sich entsprechend struktureller 
Unterschiede regional auch unterschiedlich aus. Dies soll am Beispiel das Landes 
Nordrhein-Westfalen verdeutlicht werden, auch um die dort offensichtlich höhere 
Stabilität der Beziehungen zwischen Arbeitern, insbesondere den gewerkschaftlich 
organisierten, und der SPD auf der Ebene von Wahlen nachzuweisen. 

Bei der sozialen Struktur des Landes, die wesentlich gekennzeichnet ist durch 
einen überdurchschnittlichen Anteil von Katholiken sowie von Arbeitern, verlor die 
SPD dennoch nur etwa im Bundesmaßstab (- 3,5 Prozentpunkte), und die CDU 
konnte nur etwa durchschnittliche Gewinne für sich verbuchen, während die FDP 
entgegen dem Trend dort ihre Position des Jahres 1972 halten Konnte. 

Die Wählerbewegung freilich verlief in diesem Lande auf andere Weise als im 
Bund. Während generell Beamte und Angestellte von der SPD zur CDU übergingen, 
wechselten diese Gruppen, die in Wahlanalysen häufig zusätzlich mit dem Begriff 
„Aufsteiger“ versehen werden, in Nordrhein-Westfalen zur FDP (50). Dies kommt 
besonders deutlich in den Wahlergebnissen der ländlichen Randzonen des Reviers 
zum Ausdruck, denn dort bescherte ihr dieser Wechsel bescheidene Gewinne. Einen 
Teil des Bürgertums, insbesondere im Ruhrgebiet, gab die FDP an die CDU ab; dort 


49 Vgi. Forschungsgruppe Wahlen e. V., Wahlstudie 1976, 3. Welle, Erweiterte Grundaus- 
zählung, Ergebnisse einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage im Oktober/November 
1976, S, 102. 

50 Der Spiegel, Nr. 42, v. 11.10.1976, S. 130 sowie Westdeutsche Allgemeine Zeitung Nr. 223 
v. 5.10.1976 („Trotz heißer Wahlschlacht: Im Revier ändert sich nicht viel“), 0.8. 
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konnte sie ihre Verluste freilich durch Gewinne von der SPD nicht ausgleichen. 

Betrachtet man nun ausschließlich das Ruhrgebiet, so zeigt sich, daß dort die 
Gewinne der CDU (+ 2,8 Prozentpunkte) und die Verluste der SPD (- 2,8) unter dem 
Landes- und Bundesdurchschnitt blieben. Die Bindung der Arbeiter an die SPD 
blieb hier — trotz Krise, Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit — stabiler als andernorts. Um 
die szu verdeutlichen, haben wir die Wahlkreise des Reviers detaillierter untersucht, 
deren Arbeitsamtsbezirke deutlich überdurchschnittliche Arbeitslosenquote aufwie- 
sen (höher als 5,2 %, NRW-Durchschnitt 4,5 %) (51). In Köinem dieser Wahlkreise 
liegt das von der SPD erzielte Ergebnis unter 55 %, und ihre Verluste liegen gegen- 
über der Vorwahl zwischen 2,0 und 3,1 Prozentpunkten; sie sind also niedriger als 
im Durchschnitt. Die CDU dagegen erzielte dort Zweitstimmenanteile unter 39 %. 
Ihr Prozentpunktgewinn gegenüber der Vorwahl lag zwischen 2,1 und 2,8. Die DKP 
erreichte in diesen Gebieten Zweitstimmenergebnisse zwischen 0,6 % (Gelsenkirchen) 
und 0,3 % (Recklinghausen), und die Spanne der Veränderungen reichte von - 0,1 
bis £ 0 Prozentpunkten. 

In diesen Ergebnissen wird die Stabilität der Bindung von (insbesondere ge- 
werkschaftlich organisierten) Arbeitern in traditionell homogenen Arbeitermilieus 
an die SPD sichtbar. 


Zum Ergebnis der DKP 


Das Abschneiden der DKP, der stärksten Partei links von der SPD, bei der Bundes- 
tagswahl 1976 nicht nur in Nordrhein-Westfalen zeigt, daß sie von Arbeitern nicht 
als Alternative zur SPD angesehen wird. Überblickt man nämlich die Wahlkreise, in 
denen die DKP einen Zuwachs des Stimmenanteils gegenüber 1972 um mindestens 
0,2 Prozentpunkte erreichte, so ist festzustellen, daß diese Wahlkreise auffallend häu- 
fig in Universitätsstädten liegen: Hamburg, Oldenburg, Göttingen, Bremen, Münster, 
Marburg, Frankfurt, Darmstadt. Ausnahmen bilden lediglich der Wahlkreis Bottrop- 
Gladbeck und möglicherweise einige Hamburger Wahlkreise und der Wahlkreis Bre- 
men-Ost. Von diesen Spitzen-Wahlkreisen der DKP (im Hinblick auf Zuwachsraten) 
verdienen zwei eine besondere Erwähnung. Der Wahlkreis 131 Marburg, weil dort 
mit einer Steigerung um 0,7 Prozentpunkte gegenüber 1972 ein Stimmenanteil von 
1,2 % erreicht wurde und weil die DKP dort nur 59,3 % der Erststimmen auch als 
Zweitstimmen für sich verbuchen konnte. Daneben der Arbeiter-Wahlkreis 101 Bott- 
rop-Gladbeck, weil sich die DKP dort um 0,4 Prozentpunkte auf einen Zweitstim- 
menanteil von 1,2% steigern konnte, aber nur 38 % der Erststimmen auch als Zweit- 
stimmen erhielt. 

Betrachtet man nun die Wahlkreise, in denen die DKP 0,2 Prozentpunkte ge- 
genüber 1972 verlor, so stellt man fest, daß es sich bei diesen Wahlkreisen ausschließ- 


sl Daten nach: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, 24. Jg. 1976, Nr. 7 v. 
29.7.1976, S. 717 sowie Landesamt für Datenverarbeitung und Siatistik Nordrhein-West- 
falen, Bundestagswahl 1976. Wahlkreisbeschreibung, (Informationen über die Struktur 
der nordrhein-westfälischen Wahlkreise), 0.0., 0. J. 
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lich um Arbeiterstädte handelt (möglicherweise mit Ausnahme Homburgs): Wanne- 
Eickel - Wattenscheid, Ludwigshafen, Saarbrücken, Sankt Wendel und Homburg. 
Bemerkenswert ist dabei, daß sich die Verlust-Wahlkreise in einem kommunistischen 
Traditionsgebiet, im Saarland, massieren. in dieser Zweitstimmen-Entwicklung auf 
der Wahlebene zeigt sich eine Tendenz des relativen Bedeutungsverlusts der Arbeiter 
für die DKP-Wählerbasis. Aber es zeigt sich an den Beispielen Bottrop-Gladbeck und 
Marburg auch die positive Auswirkung der Kommunalpolitik der DKP bei Bundes- 
tagswahlen. Zu einer Alternative für Arbeiterwähler hat sich die DKP jedoch auch in 
den letzten vier Jahren nicht entwickelt. Die Alternative zur Wahl der SPD war für 
Arbeiter die Wahl der CDU. 

Aus dem Wahlverhalten der Arbeiter folgt nun unseres Erachtens, daß gegen- 
wörtig keine nennenswerte Wählerbasis für eine sozialistische Partei links von der 
SPD sichtbar ist. Denn es darf nicht übersehen werden, daß die letzte Bundestags- 
wahl im Schatten der bislang schwersten Krise der Bundesrepublik stattfand, ohne 
daß sich hieraus in dieser Hinsicht qualitative Veränderungen im Arbeiterwahlver- 
halten ergeben hätten. Und auch die Behauptung einer sinkenden Integrationskraft 
der Sozialdemokratie gegenüber Arbeitern vor allem bei Landtagswahlen und hier 
wiederum hauptsächlich in den Großstädten findet bis auf eine Ausnahme (West- 
Berlin) keine empirische Bestätigung. Die Wahlbeteiligung nimmt nämlich generell 
mit steigender Urbanisierung und wachsendem Anteil von Beamten und Angestell- 
ten an der großstädtischen Bevölkerung ab. Und auch eine Reihe anderer Indizien 
spricht dafür, daß die Stimmenverluste der SPD bei Landtagswahlen in einigen Groß- 
städten auf das Abwandern von Beamten und Angestellten zurückzuführen sind (52). 

Nun könnte argumentiert werden, daß die Tatsache der Wählerbewegungen von 
Arbeitern ausschließlich zwischen SPD und CDU eben gerade die Folge der Nichtexi- 
stenz einer sozialistischen Partei sei. Dies ist aber eine bloße Vermutung ohne über- 
zeugenden Beleg, die sogar zu politisch illusionären Schlußfolgerungen führen kann, 
wenn nicht nach den Bedingungen gefragt wird, die erklären, warum eine sozialisti- 
sche Partei gegenwärtig nicht existiert. 


Der „Rechtsputsch“ in der Union. 


Nach der neuerlichen und mithin dritten Niederlage der Unionsparteien gegen die 
Sozialliberalen sahen die führenden Reaktionäre innerhalb der CSU offensichtlich 
nur noch eine Möglichkeit: Sie wollten, was bislang gescheitert war, der Union ihre 
eigene Strategie aufzwingen, indem sie die Gesamtpartei mit einer massiven Spal- 
tungsdrohungkonfrontierten. Weileine Spaltung und die Konkurrenz zweier Konser- 
vativer Parteien aber gerade die Position der CDU in den nördlichen und westlichen 
Bundesländern schwächen müßten, so scheint die Gruppe um Strauß kalkuliert zu 


52 Vgl. dazu Anm. 13, sowie die Graphik auf S. in diesem Heft. Zur Wahlbeteiligung: 
Immo H. Wernicke, Die Bedingungen politischer Partizipation. Eine vergleichende Kon- 
text- und Aggregatdatenanalyse für Großbritannien, Norwegen, Deutschland (BRD) und 
Frankreich, Meisenheim am Glan 1976, S. 191. 
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haben, werde diese Drohung die bislang gegen einen Konfrontationskurzs aufgetre- 

nen CDU-Gruppen zum Einlenken bewegen. Die Strauß-Strategie basierte auf der 

Überzeugung, daß die Wahlniederlagen der Union im Bund durch die innere Uneinig- 

keit und die mangelnde Bereitschaft der Gesamtpartei zu erklären seien, einen offen- 

siven Zweifrontenkrieg sowohl gegen den „Sozialismus“ als auch gegen dessen angebli- 
chen Steigbügelhalter, die FDP, zu führen. Da in den Augen der CSU-Reaktionäre die 
veränderte Rolle der FDP im Parteiensystem eine Neuauflage des Bürgerblocks als 

Koalition der beiden bürgerlichen Parteien verhinderte, sollte der — als Vorausset- 

zung für die Ablösung der sozialliberalen Koalition betrachtete — neue bürgerliche 

Intraklassenkonsens in zwei Etappen gleichsam von oben hergestellt werden: 

— Die Unfähigkeit bzw. Unwilligkeit der CDU, gegen SPD und FDP zugleich zu agie- 

ren, hing mit den unterschiedlichen regionalen sozioökonomischen Bedingungen 
und tagespolitischen Erfordernissen zusammen. Die daraus resultierenden Sonder- 
interessen einzelner Landesverbände und Suborganisationen sollten durch eine 
autoritäre Verpflichtung auf das gemeinsame Ziel, die Ablösung der sozialliberalen 
Koalition, zurückgedrängt werden. 
Möglich erschien eine derartige autoritäre Formierung der Partei wohl vor allem 
deshalb, weil die Rechtsopposition innerhalb der CDU seit längerem an Boden ge- 
wonnen hatte, was sich zuletzt an der Revision der Mannheimer Erklärung zeigte. 
Unterstützung für seine Pläne erwartete Strauß wohl vor allem von Dregger, Fil- 
binger und Lummer, vielleicht auch von Stoltenberg. 

— Die Union sollte, einen destruktiven Oppositionskurs steuernd, offensichtlich 
den Bankrott der parlamentarisch sowieso schon auf schwachen Füßen stehenden 
sozialliberalen Regierung beschleunigen und bewußt — nach dem Rezept von 
Sonthofen — politische Mittel zur Verschärfung der ökonomischen Krise einset- 
zen. Von einer Situation scharfer politischer Konfrontation zwischen Regierung 
und konservativ-reaktionärer Opposition wurde nicht nur eine weitere Festigung 

“ der eigenen Reihen erwartet, sondern auch ein Entscheidungsdruck auf die bür- 
gerlichen Schichten außerhalb der Union ausgeübt, sich entweder dem Lager der 
„Preiheit‘‘ oder dem des „Sozialismus“ anzuschließen. So sollte nationalliberales 
bzw. konservatives Bürgertum aus der SPD, vor allem aber aus der FDP herausge- 
brochen (53) und überdies sollten rechtsradikale Wähler gewonnen werden (54). 

Diese „‚Volksfront von rechts“ (55) würde dann — so vermutlich das Strauß-Kal- 


53 _ Nach Pressberichten hieß es in der von CDU und CSU am 12. Dezember 1976 geschlos- 
senen Vereinbarung über die Rückkehr zu einer gemeinsamen Fraktionsgemeinschaft u.a.: 
„CDU und CSU stimmen darin überein, daß die Mehrheit von SPD und FDP im Deutschen 
Bundestag nurgebrochen werden kann, wenn für die nächste Bundestagswahl alle Möglich- 
keiten ausgeschöpft werden, das Wählerpotential für eine freiheitliche, sichere und soziale 
Politik zu gewinnen. Dabei ist besonders auf die innerhalb und zum Teil außerhalb der 
SPD stehenden freiheitlichen Sozialdemokraten und die national-liberalen Wähler zu ach- 
ten.“ 

54 Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt hat darauf in einem Spiegel-Gespräch aufmerksam ge- 
macht und auf die Gefahr hingewiesen, daß eine derartige Partei „außerhalb des Verfas- 
sungskonsens“ liegen könnte. Vgl. Der Spiegel, Nr. 49 v. 29. November 1976. 

55 Jochen Steffen, Volksfront von rechts, in: das da, Nr. 1, Januar 1977. 
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kül — die politischen Grundlagen für eine autoritäre, aber deswegen nicht notwendig 
rechtsradikale (56), Krisenlösung schaffen, die sich auch gegen den Willen der Betrof- 
fenen, wohl auf folgende Probleme konzentriert haben dürfte: Reallohnsenkung, 
verstärkte betriebliche Rationalisierung bei bewußter Hinnahme hoher Arbeitslosen- 
ziffern und Verminderung der staatlichen Sozialquote bei gleichbleibenden oder ver- 
mehrten verwertungsbezogenen Strukturinvestitionen. Als politische Grundlagen für 
eine derartige Krisenstrategie kämen ein Verbändegesetz zur Einschränkung der Macht 
der Gewerkschaften (57) und vermehrte juristische und politische Repressionen ge- 
gen außerparlamentarische Aktionen einerseits sowie sozialistische Theorie und Pra- 
xis andererseitsin Frage. Mit einem Verbot sozialistischer bzw. kommunistischer Or- 
ganisationen, Druckerzeugnisse sowie mit verschärfter Berufsverbotspolitik müßte 
dann ebenso gerechnet werden wie mit einer Beendigung der Entspannungspolitik 
und einer Neuauflage des „Kalten Kriegs“ in Europa. Ein alter Traum von Franz Jo- 
sef Strauß würde wahr: Die Bundesrepublik könnte Modellfall für West-Europa wer- 
den. 

Als aber im Dezember letzten Jahres -—- scheinbar gegen den Willen des CSU-Vor- 
sitzenden — die Fraktionsgemeinschaft zwischen beiden Unionsparteien erneuert 
wurde, schien die Strauß-Strategie gescheitert. Dies war aber nicht der Fall, auch 
wenn seine Vorgehensweise zurückgewiesen worden ist. Denn das putschartige 
Vorpreschen ohne ausreichende Rückendeckung von der eigenen Partei und vom 
rechten CDU-Flügel zwang die CDU insgesamt zu Solidaritätsbekundungen für ihren 
Parteivorsitzenden Kohl und pervertierte die Auseinandersetzungen zwischen Sozial- 
konservativen und Reaktionärkonservativen zu einer Auseinandersetzung zwischen 
beiden Parteivorsitzenden. Strauß Konnte dann ein taktisches Rückzugsgefecht ein- 
leiten, doch zugleich die inhaltlichen Voraussetzungen für eine härtere Opposition 


56 Eine rechtsradikale Programmatik würde die soziale Basis der Volksfront von rechts zu 
weit einschränken. In einem Spiegel-Gespräch erklärte Dregger, er halte es für sehr wichtig, 
„daß die politische Position der CDU als Volkspartei mit ihren drei Elementen, dem christ- 
lich-sozialen, dem liberalen und dem konservativen, unverändert bleibt‘. Vgl. Der Spiegel, 
Nr. 50 v. 6. Dezember 1976. 
57 Erste Überlegungen dazu wurden in der CDU schon veröffentlicht. Eine Grundsatzkom- 
mission des CDU-Landesverbandes Schieswig-Holstein schlug vor, Art. 9 GG wie folgt zu 
ergänzen: „Soweit Verbände und andere Vereinigungen bei ihrer Tätigkeit in den Bereich 
wesentlicher öffentlicher Interessen hineinwirken, sind sie verpflichtet, zugleich das Wohl 
der Allgemeinheit zu beachten. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz‘. Begründung für die- 
sen Vorschlag: „Im Zeichen eines rückläufigen Wirtschaftswachstums können sich die In- 
teresserr und Verteilungskämpfe weiter verschärfen. Im Kern geht es um folgendes: So 
wie es einst notwendig war, die vom privaten Eigentum ausgehende Macht einer sozialen 
Bindung zu unterwerfen, so ist es heute geboten, diegroße Macht organisierter gesellschaft- 
licher Interessen zur Rücksichtnahme auf das Wohl der Allgemeinheit zu verpflichten. Das 
gilt insbesondere auch für die Tarifpartner, die Unternehmensverbände und Gewerkschaf- 
ten. Es ist in der Wissenschaft ganz unbestritten, daß volkswirtschaftlich unverantwortli- 
che Aktivitäten und Entscheidungen der großen Verbände und Vereinigungen zu Lasten 
der vielen nicht organisierten Bürger gehen müssen.‘‘ Nach: Grundsatzkommission des 
CDU-Landesverbandes (Schleswig-Holstein), CDU-Grundsatzkommission wünscht weitere 
offene Diskussion über Sozialpflichtigkeit der Verbände, Pressemitteilung, Kiel, den 17. 
Oktober 1975, 8.1 £. 
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im Bundestag durch die Gesamtfraktion legen. Der ausgehandelte Kompromiß sicher- 
te der CSU größere Autonomie und vermehrte ihren Einfluß auf die Fraktion. Durch 
die Beseitigung der personalen Konfrontation Kohl-Strauß erhielten zudem die rech- 
ten CDU-Politiker ihre politische Bewegungsfreiheit zurück und damit die Chance, 
ihren Einfluß innerhalb der CDU weiter auszubauen. 

Hatte der (gescheiterte) Strauß-Putsch falsche politische Fronten innerhalb der 
Union aufgebaut,so wird die gegenwärtige Strauß-Strategie erst noch erweisen müs- 
sen, ob die beabsichtigte politische Konfrontation von oben zu einer Front zwischen 
einem von der Union weitgehend repräsentierten Bürgertum und der Sozialdemokra- 
tie fiihrt; genauer: Ob eine künstlich angeheizte Emotionalisierung des politischen 
Klimas der Bundesrepublik die gegenwärtige rückläufige soziale Polarisierung nach- 
drücklich verschärfen kann. Die Theoretiker des sozialkonservativen Flügels der Union 
verneinen diese Frage. Freilich bewegen sie sich dabei auf einer anderen Argumenta- 
tionsebene: Während die Strategie von Strauß auf die Veränderung des bürgerlichen 
Bewußtseins abzielt, basiert ihre Einschätzung auf dem gegenwärtig bestehenden Be- 
wußtsein der Wähler. 

Werner Kaltefleiter beispielsweise fundiert seine Kritik an der Strategie des 
CSU-Vorsitzenden durch eine umfangreiche empirische Analyse der Haltungen und 
Erwartungen der Bundestagswähler 1976 unter Berücksichtigung des „‚Nord-Süd-Ge- 
fälles“ (58). Kaltefleiter teilt die westdeutsche Wählerschaft zu jeweils einem Drittel 
in die Stammwählerschaft der CDU/CSU, die „Gruppe der sogenannten potentiellen 
Wechselwähler“ und die Stammwählerschaft der SPD ein. Zwischen der Stammwäh- 
lerschaft der SPD und den potentiellen Wechselwählern sei die FDP angesiedelt, die 
über etwa 3-4 % der Gesamtwählerschaft als „sicheren Stamm“ verfüge. Die Stamm- 
wählerschaft der CDU/CSU sei „durch die kirchliche, primär katholisch-kirchliche 
Kultur geprägt, die der SPD durch das gewerkschaftliche Milieu“. Katholisch-kirchli- 
che Parteibindungen, so stellt Kaltefleiter fest, seien im Süden am stärksten, in der 
Mittelregion schwächer und im Norden am schwächsten. Gewerkschaftliche Bindun- 
gen hingegen seien in der Mittelregion am stärksten und im Norden am schwächsten. 
Daraus folge, daß die Mobilität der Wähler im Norden am größten sei. Die Unions- 
parteien könnten die absolute Mehrheit nur „mit einer nach Norden orientierten 
Strategie‘ gewinnen. Die Union müsse daher ihre Problemlösungskompetenz durch 
überzeugende Kandidaten und politische Alternativen erhöhen: ,,.. . ‚rechts‘ ist 
nichts mehr zu gewinnen; 0,3 % ‚ewig gestrige‘ am 3. Oktober bestätigen das.“ 

Damit stellt Kaltefleiter der Straußschen Strategie der Konfrontation, Obstruk- 
tion und Emotionalisierung ein Konzept sachbezogener und inhaltlich überzeugender 
parlamentarischer Opposition entgegen. Er geht so letztlich von einem Modell der 
Konkurrenz gleichartiger Parteien (SPD/FDP bzw. CDU/CSU) um potentielle Wech- 
selwähler aus, die es von der höheren Problemlösungskompetenz der jeweiligen Par- 
teien zu überzeugen gelte. Strauß scheint da auf den ersten Blick realistischer zu sein. 
weil er einen Klassenstandpunkt vertritt und Klassenpolitik betreiben will. Zudem 
58 Werner Kaltefleiter, Der Gewinner hat nicht gesiegt. Eine Analyse zur Bundestagswahl 


1976, in: aus politik und zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, B 50/ 
1976 vom 11. Dezember 1976. 
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honoriert er die Politik der „eurokommunistischen“ Parteien Westeuropas als Ge- 
fahr für den Kapitalismus und plant in seine Strategie die Kommende große Krise ein. 
Kaltefleiter scheint dagegen politisch-strategisch naiver (59) zu argumentieren, weil 
er von Klassenkämpfen in globalem Maßstab ebenso abstrahiert wie von ökonomi- 
schen Krisen und historisch gewachsenen Kiassenverhältnissen. Und er scheint von 
dem „Stabilitätsbeweis deutscher Demokratie“ angesichts der Bundestagswahlen 
und der „realen Chance eines Machtwechsels“ auszugehen und die damit bestehen- 
den politischen Verhältnisse zu verabsolutieren. 

Richtig an Kaltefleiters Argumentation ist aber sicherlich die Stabilität der Wäh- 
lerbindungen, die Schwerfälligkeit der Bewegung der Wechselwähler und die mit dem 
Basiskonsens verbundene geringe politische und soziale Polarisierung, die zudem seit 
etwa 1974 rückläufig ist. Die empirisch festmachbaren Entwicklungstendenzen im 
Parteiensystem bilden keine Argumentationshilfe für die reaktionären Kräfte inner- 
halb der Unionsparteien. Im Gegenteil: 1972 und regional begrenzt auch 1976 konn- 
ten sie lernen, daß ein politischer Konfrontationskurs zur Mobilisierung der Sozial- 
Liberalen beiträgt. 

Technokratisch und damit eben auch hilflos ist dagegen Kaltefleiters Hinweis 
auf die Notwendigkeit einer Erhöhung der Problemlösungskompetenz der Unions- 
parteien. Denn dies erforderte eine Antwort auf die Frage nach der politischen Be- 
wältigung der ökonomischen Krise. Und diese Antwort vermag die innerparteiliche 
Opposition zum Kurs der reaktionären Konservativen seit 1966/67 nicht zu geben. 


Politische und ökonomische Krise 
Einige Überlegungen 


In der Vorbemerkung zu diesem Aufsatz wurde das Problem des Verhältnisses von 
politischer und ökonomischer Krise thematisiert. Es wurde vorab darauf hingewie- 
sen, daß eine Betrachtung der sozialen Basis politischer Parteien anhand der Bundes- 
tagswahlergebnisse zu dem Ergebnis kommen wird, daß zwischen der wachsenden 
Krisenhaftigkeit des Kapitalismus in der Bundesrepublik einerseits und der Stabili- 
tät und Integrationsfähigkeit ihrer politischen Ordnung andererseits eine deutliche 
Diskrepanz besteht, die darauf schließen läßt, daß ökonomische Krisen vorüber- 
gehend oder für längere Zeit politisch abgefangen werden können. Als wesentliche 
Ursache für die politische Stabilität wurde die Herausbildung eines Basiskonsens zwi- 
schen den Klassen über die wesentlichen ökonomischen, politischen und ideologi- 
schen Grundlagen der westdeutschen Gesellschaft benannt. Dieser Basiskonsens 
soll Ausgangspunkt für die folgenden Überlegungen sein. 

Der Basiskonsens in der Bundesrepublik bildet innenpolitisch die Voraussetzung 
für einen weitgehend konfliktfreien Verwertungsprozeß. Optimale Akkumulations- 


59 Strauß sprach in seiner „Wienerwald-Rede“‘ vor dem Landesausschuß der Jungen Union 
Bayern Ende November letzten Jahres (teilw, abgedr. nach einem Tonband-Protokoll in: 
Der Spiegel, Nr. 49 v. 29. November 1976) von „politischen Pygmäen der CDU“, von 
„Zwerge(n) im Westentaschenformat“ und von „Reciamausgabe(n} von Politikern“. 
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bedingungen für das Kapital im Inneren gewährleisten wiederum relativ annehmbare 
Arbeits und Lebensbedingungen für Lohnabhängige und Mittelstand. Sie befördern 
die ökonomische und schließlich die politische Integration in die bestehende Gesell- 
schaftsordnung. Der Basiskonsens ist also Voraussetzung und Ergebnis der wirtschaft- 
lichen Entwicklung der Bundesrepublik. Insofern müßte eine zunehmend krisenhaf- 
tere Entwicklung auch zu einer Erosion dieses Basiskonsens führen. Politische und 
ökonomische Entwicklungen würden dann zwar nicht gerade synchron verlaufen, 
sich aber doch kurz- bzw. mittelfristig entsprechen. Die Konstatierte Diskrepanz zwi- 
schen ökonomischen und politischen Verhältnissen in der Bundesrepublik wäre also 
so eigentlich nicht möglich. 

Nun haben wir bei der Darstellung der Entwicklung des Basiskonsens im ersten 
Teil dieses Aufsatzes deutlich zu machen versucht, daß dieser mehr als nur Voraus- 
setzung und Ergebnis der wirtschaftlichen Entwicklung der Bundesrepublik ist. Er 
ist zugleich Produkt historischer Entwicklungen und Erfahrungen der Klassen in 
Deutschland seit spätestens 1933 und insofern auch in gewissem Maße unabhängig 
von zyklischen Schwankungen der Akkumulationsraten. Diese relative Unabhängig- 
keit mindert aber auch den Einluß konjunktureller Faktoren auf eine mögliche Zer- 
störung des Konsens, wenn sie diesen Einfluß auch nicht aufheben kann. Dadurch 
gewinnt das Kapital jedoch einen gewissen Schutz vor ökonomischen und politischen 
Konflikten gerade in der Krise. Die Vernichtung von Kapital kann reibungsloser, der 
Wiederbeginn der Akkumulation kann schneller erfolgen. Diese historische Dimen- 
sion des Basiskonsens, sein quasi überzyklischer Charakter, dürfte die Ursache für 
die gegenwärtig bestehende Diskrepanz zwischen wirtschaftlicher und politischer 
Entwicklung sein. 

Eine ökonomische Krise würde sich mithin erst dann als politische Krise aus- 
wirken, wenn der Basiskonsens längerfristig für die Durchsetzung von Interessen der 
Lohnabhängigen respektive des Kapitals hinderlich wäre, wenn sich diese Interessen 
also nicht mehr auf dem Wege konsenshafter Verteilungskoonflikte realisieren ließen. 
Dann müßten sich die Produktionsverhältnisse andere Formen politischer Herrschaft 
schaffen, um die Reproduktion der Gesamtgesellschaft zu gewährleisten, 

Anzeichen für eine Erosion des Basiskonsens konnten bei der Analyse von 
Wählerstrukturen und -bewegungen im Zusammenhang mit Bundestagswahlen nicht 
beobachtet werden. Gleichwohl sollte nicht übersehen werden, daß die Krisenstrate- 
gie der reaktionären Kräfte innerhalb der Union auf eine Beseitigung des Basiskon- 
sens hinausläuft, auch wenn dieser nicht allein durch eine einseitige Konfrontations- 
strategie von Teilen des Bürgertums zerstört werden kann. Zweifellos betrachtet ge- 
genwärtig die Mehrheit des christlich-konservativen (wie die Analyse von Kaltefleiter 
erwies) und des liberalen Bürgertums den Basiskonsens als geeignetes Klassenverhält- 
nis zur Durchsetzung ihrer ökonomischen und politischen Interessen. Aber es fehlt 
ihr an einerüber den Basiskonsens hinausreichenden Krisenstrategie. Und daher steht 
es ebenso außer Zweifel, daß sich die soziale Basis der reaktionären Konservativen 
besonders im Bürgertum in dem Maße ausweiten wird, wie sich zyklische und struk- 
turelle Krisen vertiefen und sich die Sozialdemokratie als unfähig erweist, die Ar- 
beiterklasse zur Legitimation einer Wirtschafts- und Finanzpolitik zu bewegen, die 
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sich sinnlich erfahrbar einseitig zu Lasten der Lohnabhängigen auswirkt. 

Anzeichen für eine Erosion des Basiskonsens lassen sich jedoch gegenwärtig auf 
der politischen Ebene nicht feststellen. Im Gegenteil: Die Bundestagswahlen 1976 
haben mit dem Rückgang der sozialen und politischen Polarisierung gegenüber den 
Vorwahlen einen erneuten Beweis politischer Stabilität in der Bundesrepublik er- 
bracht. 


SONDERVERKAUF 


im februar 74 wurde ich aus pinochets kz entlassen, im august 74 in die brd abgeschoben. im 
dezember 74 hielt ich es für richtig, meine ersparnisse dem verlag politladen als bürgschaft zu 
geben. im juni 75 ging der verlag pleite, ich bekam. statt meiner dm 35.000,— einen haufen 
bücher. bis heute sind nur für dm 5.000,— verkauft. inzwischen mußte ich mir eine psycho- 
therapie zahlen lassen. ich bitte euch, schaut euch die folgenden titel genau an und überlegt, 
ob ihr nicht was davon brauchen könnt. jeder pfennigzählt. prospekte über das angebot könnt 
ihr bei mir anfordern, 


SoPo-teprint (auswahlband heft 1 - 10, 1969 - 1971) DM 14,— 


Enthält entscheidende artikel zu politökonomie (altvater, reichelt, neusüß), strategie (rabehl), 
rätedemokratie, imperialismus, Konjunkturanalyse ... die „sozialistische politik“ war vorläu- 
fer der prokla. 


kollektiv „marxistische aufbau-organisation“: die krise der kps. 


demokratischer und sozialistischer kampf der kpd nach 1945 — bürgerliche und proletarische 
revolution in der theorie lenins — organisation und schulungssystem der kpd 


jablonski/offermann: teilkrise ohne ende 
industrieller strukturwandel im ruhrgebiet 
die kommunistische internationale (band 7, 1924) 


beschlüsse der komintern, länderanalysen, würdigung lenins, kommunistische politik im to- 
desjahr lenins 


bestellung bei: th. brons, theodorstr. 3, 8500 nürnberg - rabatte buchhandel 33 %;übrige: 10 % | 


Korrekturen zum Artikel „Zum Beweis der Konsistenz ....“, in Prokla 25 
1) 5. 107, Zeile 6: „bei welchen, T<1r “ statt 
„bei welche TXk“ 
2) S. 109, Fußnote 18, Zeile 4: „E>O“ statt „AK O“ 
3) S. 109, Fußnote 18, Zeile 8: a 
u. DEM statt _Qa 
Q+Qm’+1 Q+Qm’+1 
4) 5.110: 


Nach der Gleichung (5) folgendes hinzufügen: 
„worin I (t) die pro Periode akkumulierte Produktionsmittelmenge darstellt“. 
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Eckart Hildebrandt 

Betriebliche Personalpolitik als Spaltungsstrategie 

des Kapitals — Kapitalistische Betriebspolitik und Gegenwehr 
in der Bundesrepublik 1974 - 1976 


Vorbemerkung 


Die folgende Untersuchung steht im Zusammenhang mit der weiter angelegten Analyse der Aus- 
wirkungen der Krise und der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik auf die Lage und das Be- 
wußtsein der Arbeiter, die in PROKLA 19/20/21 vom Redaktionskollektiv Gewerkschaften ver- 
öffentlicht wurde. Zurn Zeitpunkt der Abfassung jener Untersuchung (Mitte 1975) konnten die 
Auswirkungen der Krise auf die Lage der Arbeiter erst sehr allgemein erfaßt und in ihren politi- 
schen Konsequenzen verfolgt werden. Es wurde gezeigt, wie die Krise und die sie begleitende 
Arbeitslosigkeit (deren struktureller Charakter auch von bürgerlichen Untersuchungen inzwi- 
schen nicht mehr verschleiert werden kann) die Konkurrenz unter den Arbeitern verschärft hat: 
Nicht nur die Konkurrenz zwischen unbeschäftigten und beschäftigten Arbeitern, sondern auch 
und gerade jene zwischen den beschäftigten Arbeitern selbst. Angesichts des äußeren Drucks der 
industriellen Reservearmee vor den Betriebstoren und der innerbetrieblichen Rationalisierungs- 
maßnahmen in der Krise schälten sich die Differenzierungen innerhalb der Arbeiterschaft nach 
Qualifikation, sozialen und ethnischen Merkmalen deutlicher als zuvor heraus; ganze Asbeiter- 
gruppen wurden innerbetrieblich herabgestuft, Facharbeiter auf Arbeitsplätze gesetzt, die bisher 
angelernte Arbeiter innehatten, jene angelernten Arbeiter wurden entlassen. Gewachsene Kom- 
munikationsstrukturen in und zwischen den Abteilungen wurden durch die Maßnahmen der be- 
trieblichen Umstrukturierung zerschlagen; Dequalifizierungen, Intensivierung der Arbeit und 
Lohneinbußen mußten angesichts der verschärften Konkurrenz zwischen den Arbeitern hinge- 
nommen werden. Offenen Widerstand gab es dort, wo Massenentlassungen durchgesetzt wur- 
den (mit entsprechender Öffentlichkeitswirkung wie bei VW-Neckarsulm), oder dort, wo Be- 
triebsräte und/oder Vertrauensleute in der Lage waren, diesen Widerstand in der Belegschaft 
trotz verschärfter Konkurrenz unter den Arbeitern zu organisieren. 

Inzwischen stellt sich heraus, daß unsere damalige Analyse eher noch zu optimistisch for- 
muliert wurde. Denn während sich Lernprozesse. bei den Vertretern der Gewerkschaften erst in 
der anlaufenden Tarifrunde 1977 andeuten, haben die Unternehmen längst ihren Lernprozeß aus 
den veränderten Bedingungen gemacht: daß Massenentlassungen, eine verschleierte Informations- 
politik über die Lage der Unternehmen und die zukünftige Personalpolitik, die rigide Durchset- 
zung einer „Herr im Haus“-Politik, zu geschlossenen und Solidarisierung fördernden Widerstands- 
aktionen führen Können. Die veränderte Politik der Unternehmensleitung setzt heute nicht mehr 
auf spektakuläre Massenentlassungen, sondern auf die Konkurrenz innerhalb der Belegschaft, 
die Konkurrenz zwischen den Belegschaften der Einzelbetriebe eines Konzerns und auch die 
Konkurrenz zwischen nationalen Arbeiterklassen. Diesen Lernprozessen fortgeschrittener Unter- 
nehmenspolitik hinken die Gewerkschaften um einen ganzen Zyklus hinterher. 

Das Gegeneinanderausspielen der verschiedenen Fraktionen der Belegschaften, das Hin- 
überziehen der durch das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) eingebundenen Betriebsräte (BR) 
auf die Seite der durch Rentabilitätsüberlegungen geprägten Unternehmenspolitik, das Umge- 
hen der derzeit durchgesetzten Schutzbestimmungen — kurz: das Scheitern der bisherigen ge- 
werkschaftlichen Betriebspolitik an der neuen ökonomischen Situation und an den neuen Unter- 
nehmerstrategien sollen in der folgenden Untersuchung am Beispiel der Atuomobilindustrie dar- 
gestellt werden. 
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Dabei ist — das sollte beachtet werden — die Automobilindustrie ein eher ‚mildes‘ Bei- 
spiel für die Unternehmenspoftik in der Krise, das gewählt wurde, weil hier die Materiallage 
(nicht zuletzt aufgrund der dort noch weitgehend funktionsfähigen betrieblichen Gruppen) re- 
lativ günstig ist. In anderen Branchen, wie etwa in der Textilindustrie, dürfte aufgrund des nie- 
drigeren gewerkschaftlichen Organisationsgrades, der Zusammensetzung der Belegschaften und 
des großen Anteils von Klein- und Mittelbetrieben wesentlich rigider vorgegangen werden. /nso- 
fern sind die vorgelegten Thesen auch nur eingeschränkt verallgemeinerbar. Die folgende Analyse 
beschränkt sich in den ersten zwei Teilen im wesentlichen auf die Zusammenstellung des Mate- 
rials, wobei der jeweiligen Unternehmenspolitik die Möglichkeiten und Grenzen der Politik der 
betrieblichen Interessenvertretung der Arbeiter entgegengestellt werden. Dabei wird deutlich, 
daß dieser Handlungsspielraum gegenüber der Unternehmenspolitik besonders durch die bisherige 
Betriebspolitik (einschließlich ihrer Determination durch das BetrVG) bestimmt ist, die in der 
Phase der Prosperität für die Belegschaft durchaus erfolgreich war, jetzt aber zum Hemmnis einer 
effektiveren Vertretung in der Krise wird. Ausgespart bleiben muß hier eine weitergehende Ana- 
iyse der überbetrieblichen gewerkschaftlichen Politik und deren Möglichkeiten, bessere Rahmen- 
bedingungen für die betriebliche Vertretung zu schaffen. 

Während der erste Teil die Entlassungsstrategien in der Krise schildert, wird im zweiten 
Teil versucht, die Bedeutung der neueren Personalpolitik der Einzelkapitale als Spaltungsstrate- 
gie gegenüber der Belegschaft herauszuarbeiten. Im dritten Teil werden einige Schlußfolgerungen 
für die Formulierung einer Abwehrstrategie der Gewerkschaften und betrieblicher Gruppen ge- 
zogen, die sich hier aber noch ausschließlich auf die Betriebspolitik beziehen. Weitergehende 
Folgerungen müssen einer weiter gefaßten Diskussion überlassen bleiben. 


Teil 1 

Betriebliche Maßnahmen der Anpassung der Belegschaften 
an das verringerte Produktionsvolumen in der Krise 

am Beispiel der Automobilindustrie 


Um Formen, Umfang und Bedeutung der Abbaumaßnahmen für die Situation der 
Beschäftigten und ihre Möglichkeiten der Gegenwehr angemessen beurteilen zu kön- 
nen, erweistessich alsnotwendig, diese Maßnahmen differenzierter nach Zielsetzung 
und Auswirkungen darzustellen. Da nur eine repräsentative Untersuchung zu diesem 
Themaexistiert(1) sowie eine beschränkte Zahl von Einzelinformationen aus schwer 
zugänglichen Quellen, kann ihr Umfang nur ungefähr an der Verringerung der Ar- 
beitsplätze in der Industrie abgeschätzt werden. 

Es werden nur die Maßnahmen betrachtet, die im Einzelbetrieb verhandelt und 
durchgesetzt werden. Der wichtige Bereich der Stillegungen und Teilstillegungen so- 
wie der Unternehmenszusammenschlüsse muß hier ausgeklammert bleiben, obgleich 
gerade in solchen Fällen breitere betriebliche und überbetriebliche Gegenwehr statt- 
findet (Erwitt, Kalldorf, Speyer, Emden etc.). Im folgenden werden dabei den Maß- 
nahmen der Unternehmen in der Regel die Gegenmaßnahmen der betrieblichen In- 
teressenvertretung der Arbeiter gegenübergestellt. 


1 Arbeitsberichte 4 und 5 des Projekts „Betriebliche und sozialpolitische Aspekte und Pro- 
bleme betrieblicher Personalplanung“, IFS München, 1975/76 
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Nicht ausführlicher dargestellt sind Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung bzw. 
Arbeitsstreckung, um bei sinkender Produktion die Beschäftigten zu halten. Dazu 
gehört die Produktion auf Lager, das Vorziehen von Reparatur- und Erneuerungs- 
arbeiten, die Ausweitung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, die Rücknahme 
von Fremdaufträgen und schließlich Veränderung des Sortiments und die Versuche, 
neue Absatzmöglichkeiten zu erschließen. Um Entlassungen abzuwehren, fordern 
viele BR gerade solche Maßnahmen und beteiligen sich teilweise an Initiativen zur 
Absatzsicherung. Abgesehen davon, daß solche Maßnahmen nur geringe Beschäfti- 
gungswirkung haben geraten sie dabei häufig in den Widerspruch zwischen betrieb- 
licher Arbeitsplatzsicherung und gesellschaftspolitischen Gewerkschaftszielen (2). 
Bei der Stornierung bzw. dem Hereinholen von Fremdaufträgen wird unmittelbar 
deutlich, wie die Konkurrenz zwischen Einzelunternehmen direkt auf die BR-Poli- 
tik durchschlagen kann. 


I. Quantitativer Umfang der Verringerung der Beschäftigung in der Krise 


Zunächst eine kurze Gesamtübersicht: 
Die erste Tabelle zeigt die Beschäftigungsentwicklung insgesamt in der Industrie und 
in ausgewählten Industriegruppen. Dabei zeigt sich, daß der Beschäftigungsabbau im 
Straßenfahrzeugbau noch unterhalb des Industriedurchschnittes liegt: 

Die zweite Tabelle zeigt den sehr unterschiedlichen Beschäftigungsabbau der 
verschiedenen Belegschaftsgruppen im Verarbeitenden Gewerbe: 

Die dritte Tabelle zeigt die Belegschaftsveränderungen in den einzelnen Auto- 
mobilkonzernen und den Umfang der Arbeitszeitflexibilisierung durch Kurzarbeit/ 
Sonderschichten. 


2 Markante Beispiele hierfür sind: 
Die Stellungnahme der BR von 9 Rüstungsunternehmen vom 27.10.75, in der gefor- 
dert wird: „‚Wenn der Bund vorübergehend die Kapazitäten nicht auslasten kann, sollte 
der Bund aus seiner Fürsorgepflicht heraus die Hereinnahme von Füllaufträgen aus Nicht- 
spannungsgebieten zuzulassen, wobei der Begriff ‚Nichtspannungsgebiete‘ nicht mehr so 
eng ausgelegt werden dürfte wie in der Vergangenheit.“ 
Der BR-Vorsitzende von Opel-Bochum forderte in der Westfälischen Rundschau vom 
12.2.74 von der Bundesregierung die Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung, da sie 
die Autokäufer verunsichere. Der Opel-Gesamtbetriebsrat schrieb in diesem Sinne an den 
Bundeskanzler (vgl Express 1/75, S. 6) 
Die ÖTV und die BR der Nordwestdeutschen Kraftwerke AG riefen gegen die Besetzung 
des Bauplatzes des Kernkraftwerkes Brokdorf/Unterelbe zu einer Gegendemonstration 
zur Sicherung der bestehenden und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze auf. Die Absage der 
Gegendemonstration begründete die ÖTV damit, daß es nicht zu verantworten sei, „wenn 
Belegschaftsmitglieder von Chaoten zusammengeschlagen würden“. Gemeint war die „Bür- 
gerinitiative Umweltschutz Unterelbe““. Vgl. FR vom 1.11.76 
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Tabelle I: Beschäftigte in ausgewählten Industriegruppen 


Jahresdurchschnitte in 1.000 Veränderung (%) 
Okt, 73 gegenüber 
1970 1971 1972 1973 1974 1975  Tiefststand 75/76 


Gesamte Industrie 8603,4 8537,9 8340,2 8368,4 8143,5 7615,9 - 14,7 
Kohlenbergbau 277,4 274,4 252,0 2322 2244 225,9 - 3,8 
Steine und Erden 231,9 237,6 241,5 238,7 2194 194,8 - 27,3 
Eisenschaffende Ind. 334,6 326,5 311,9 315,7 316,0 310,2 - 5,7 
NE-Metall Ind. 91,6 89,6 87,1 90,6 90,0 82,4 - 14,0 
Maschinenbau 1119,8 1117,5 1083,3 1086,4 1089,2 1040,2 - 92 
Straßenfahrzeugbau 606,2 630,9 609,2 625,8 611,0 566,7 - 11,7 
Schiffbau 77,9 716 753 720 731 762 + 0,8 
Elektrotechn. Ind. 1094,5 1066,7 1051,5 1089,3 1089,8 999,2 - 13,7 
Chemische Ind. 595,7 589,0 580,3 587,3 600,5 582,6 - 41 
Textilindustrie 501,5 481,5 458,1 434,0 393,8 356,9 - 20,0 
Bekleidungsind. 379,1 371,6 372,2 359,7 310,2 288,3 - 21,9 


Quelle: Wirtschaft und Statistik, Heft 2/75, S. 84; Heft 5/76, 8. 290; Heft 9/76, S. 573 und ei- 
gene Berechnungen 


Tabelle II: Verringerung der Beschäftigtenzahlen im verarbeitenden Gewerbe (in 1.000) 


Abhängig Veränderg. Ange- Arbeiter Verändg. Frauen Verändg. Ausländer Verändg. 


Beschäft. % stellte % % % 
1970 9.828 2.580 7.247 2.935 
- 0,46 - 1,62 - 1,43 
1971 97182 _ 1,63 2.651 7.129 - 1.9 2.893 _ 1.10 


1972 9,622 2.619 7.001 2.861 1.376 
1973 9.680 "080 2.600 1.0388 +95 2910 "ll 
1914 9asl 1976 2.645 6.804 1509 2829 2, 1.416 


1975 8.906 2.650 6.253 2.633 1.219 
1975/73 
(%) -7,99 +0,38 -11,01 - 9,52 


Daten und eigene Berechnungen nach Arbeits- und sozialstatistik 10/76, S. 312. Vollständige 
Zahlenreihen zu den ausländischen Arbeitern sind wegen einer Umstellung der Statistik nicht er- 
hältlich. 


Tabelle III: 
Mitarbeiter im Inland Niedrigststand Produktionskürzg. Anz.d. 
am Jahresende i. dieser Periode (Kurzarb) i. Mio. Son- 
73 74 75 (Zeitpunkt) Stunden(2) der- 
73 74 75 schi. 
75 
Audi NSU 33.8 
Audi NSU 33.876 28.936 23.280 23.280 (XI1/75)- 80 65 11 
BMW 27.737 25.805 28.800 25.805 (XIL/75) - 28 14 106) 
Daimler-Benz(1) 126.855 122.899 122.775 121.948 (V/75) -9 -9 -9 9) 
Ford 52.702 48.941 47.400 44.272 (1/75) 0,2 66 1,2 59 
Opel 57.364 46.200 53.288 44.895 (1/75) -# -# -9 72 
Porsche 4.335 3.461 3.387 3.366 (IV/75S) - 06 04 - 
VW 125.787 111.527 93.026 92.500 (1/75) — 14,4 12,8 14 


1. Inlands-Konzern, einschl. Nutzfahrzeugwerke; 2. Ermittelt aufder Basis von $-werten: Inden Fäl- 
len Porsche u. VW eigene Berechnungen m. Hilfev. Firmenangaben. 3. Keinerlei Kurzarb. i.d.Pkw- 
Prod.; vergleichbare Angaben ü. gelegentl. Kurzarb. i.d. Spalte „leichte Nutzfahrzeuge“ liegen 
nicht vor. 4. Keine verwertbaren Angaben; 5. 2 Sonderschichten = 1 Tagesprod ; 6. Partielle 
Überzeitarbeit im Aggregatebau. (Quelle: Die Zeit vom 23,1.76) 
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2. Maßnahmen zur Verringerung des Arbeitsvolumens durch Verringerung der 
Arbeitszeit: 


2.1 Verlängerung des Werksurlaubs, unbezahlter Urlaub: 

Diese Maßnahmen wurden nur sehr beschränkt und dann bei ausländischen Arbei- 

tern angewandt. Für diese dann das Risiko des Arbeitsplatzverlustes (vgl. Anlaß des 

Streiks bei Ford/Köln 1973). ir 
Relativ häufig wurde ein verlängerter bzw. zusätzlicher Betriebsurlaub mit Zu- 

stimmung des BR’s (8 87 BetrVG) durchgeführt 


2.2 Abbau von Mehrarbeit: 

In der Mehrzahl der untersuchten Unternehmen wurde zu Beginn der Krise Mehr- 
arbeit geleistet. Sonderschichten wurden sehr früh abgebaut (Frühjahr 1973), sie 
zeigen früh einen Konjunkturumschwung an. Überstunden scheinen weniger kon- 
junkturempfindlich, sie wurden auch im Tiefpuukt der Krise nie ganz abgebaut. In 
der KfZ-Industrie werden Überstunden hauptsächlich von Zeitlöhnern, die in Repe- 
ratur-, Instandhaltungs- und Einrichtertätigkeiten beschäftigt sind geleistet. Der dort 
gegebene ungleichmäßige Arbeitsanfall findet auch in der Krise statt (z. B. Modell- 
wechsel) und kann aus Qualifikationsgründen kaum von Beschäftigten aus anderen 
Abteilungen, die von Entlassung bedroht sind, geleistet werden. Im Angestelltensek- 
tor wurden die Überstunden unterproportional eingeschränkt. 

Die Einschränkung von Überstunden war zwar die am häufigsten eingesetzte 
Maßnahme (66 % der in allen Branchen befragten Betriebe), sie ist sehr schnell reali- 
sierbar, hat aber nur ein relativ geringes Arbeitsschaffungspotential (die Studie schätzt 
max.ca.3 %). 

Für das Unternehmen stellt sich der Abbau von Mehrarbeit sehr günstig, da die 
Lohnkosten aufgrund der Zuschläge überproportional verringert werden und der BR 
über keine Einspruchsrechte beim Abbau verfügt. 

Die BR’s befinden sich in einer widersprüchlichen Situation: Sonderschichten 
und Überstunden haben in den letzten Jahren in der PKW-Produktion ihren Aus- 
nahmecharakter verloren; die entsprechenden, beträchtlichen Zusatzeinkommen 
werden inzwischen als normal angesehen. Ändererseits streben sie die Einhaltung der 
tariflich geregelten Arbeitszeit an. Für sie gilt es also, durch eine Verringerung des 
Arbeitsvolumens/Beschäftigter Entlassungen zu vermeiden, andererseits die Einkom- 
menseinbußen möglichst gering zu halten (sie betrugen bis zu 20 %!). Ein drittes 
Problem liegt in der ungleichen Verteilung von Sonderschichten/Überstunden auf 
die Belegschaft und der entsprechend ungleichen Wirkungen ihres Abbaus. So insbe- 
sondere, wenn in verschiedenen Abteilungen eines Betriebs gleichzeitig Unterbeschäf- 
tigung in einigen, Mehrarbeit in anderen besteht. Nur in Einzelfällen konnte dies 
durch Umsetzungen innerhalb des Betriebes/Unternehmens ausgeglichen werden (in 
einem Fall wurden 1000 Ausländer in ein mehrere hundert Kilometer entferntes 
Zweigwerk versetzt). 

Generell aber waren kurzfristige Umsetzungen kaum möglich. Auch konnten 
sich die BR gegen die Einführung von Überstunden in einigen Abteilungen bei gleich- 
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zeitigem Beschäftigungsabbau kaum wehren (Mitbestimmungsrecht nach $ 87, Abs. 
1.3 BetrVG), da im Weigerungsfalle die Einigungsstelle ($ 87, Abs. 2) den unterneh- 
merischen Begründungen zuneigen wird (3) (z. B. Überstunden des Einrichteperso- 
nals bei Modellwechsel, um die Marktposition zu verbessern). 


2.3 Kurzarbeit: 

Diese Maßnahme wurde im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe sehr häufig 
durchgeführt. Mehrheitlich in Großbetrieben. Betroffen waren weitgehend Produk- 
tionsarbeiter. 

Entlassungen ausgenommen, ist diese Maßnahme am beschäftigungswirksam- 
sten. Sie wurde normalerweise nach der Verringerung von Überstunden/Sonderschi- 
chten und vor Entlassungen durchgeführt. Die Unternehmen bevorzugen diese Maß- 
nahme, da sie schnell einsetzbar, sehr wirksam und aufgrund der Lohnersatzleistun- 
gen der Bundesanstalt für Arbeit sehr kostengünstig ist. Der Hauptvorteil gegenüber 
anderen Maßnahmen besteht für die Unternehmer darin, daß durch die Flexibilisie- 
rung des betrieblichen Arbeitskräftepotentials entscheidende Weichenstellungen bei 
gleichzeitiger Verringerung der Lohnkosten aufgeschoben werden können, die sich 
bei einer Änderung der Marktkonstellation als verhängnisvoll erweisen könnten, und 
die Anpassung später und damit unter sichereren Einschätzungen erfolgen kann. 


Einschränkungen in der Anwendung dieses Instruments liegen in den betrieblichen 
Voraussetzungen der Gewährung ($ 64 AFG), die Begrenzung der Bezugszeit ($ 67 
AFG), dem Mitbestimmungstecht des Betriebsrates ($ 87 Abs. 1 Satz 3 BetrVG) so- 
wie der Erfahrung, daß bei längerer Kurzarbeit eine Tendenz zur Abwanderung der 
Facharbeiter eintritt. 

Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung von Kurzarbeitergeld sind: 
a. ein Arbeitsausfall aus wirtschaftlichen Ursachen einschließlich betrieblicher Struk- . 
turveränderungen und unabwendbarer (Natur-)Ereignisse; 
b. dessen Unvermeidbarkeit; 
c. ein zeitlich beschränkter Arbeitsausfall (grundsätzlich bis zu 6 Monaten) beieinem 
Mindestbelegschaftsteil (mindestens ein Drittel der im Betrieb bzw. Abteilung Be- 
schäftigten) und einem Mindestumfang des Arbeitsausfalls (10 % der Arbeitszeit). 
Damit hoffte der Gesetzgeber Tatbestände umschrieben zu haben, die sicherstellen, 
„daß durch die Gewährung von Kurzarbeitergeld den Arbeitnehmern die Arbeits- 
plätze und dem Betrieb die eingearbeiteten Arbeitnehmer erhalten werden.“ (8 63 
Abs. 1 AFG). Dazu wird dem Betrieb zusätzlich auferlegt, durch alle erdenklichen 
Maßnahmen die Kurzarbeit zu verhindern oder aber zu verringern (Unvermeidbar- 
keit) (4). 


3 Vgl. hier z. B. die Auseinandersetzung um die Genehmigung von Sonderschichten bei 
Opel/Bochum 
4 Vgl. Karl W. Kühn, Kurzarbeit-Fibel, Stuttgart 1976, S. 46 
Solche Maßnahmen können sein: 
— Arbeit auf Lager; 
— Umsetzung der Kurzarbeiter in andere, voll arbeitende Betriebsabteilungen; 
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Die derzeitigen gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen reichen keinesfalls 
aus, um Mißstände auszuschließen und zu verhindern, daß Kurzarbeit zur Vorberei- 
tung von Entlassungen dient. Dabei ist immer davon auszugehen, daß das Kurzarbei- 
tergeid aus dem Fond der Arbeitslosenversicherung gezahlt wird, also von den Beleg- 
schaften selbst aufgebracht wird. 

Zu den Mißständen gehört die Konzentration von Kurzarbeitsphasen auf Zeit- 
räume mit hohem Feiertagsanfall, auf Zeiträume, in denen technisch bedingte Pro- 
duktionspausen notwendig sind sowie die Gleichzeitigkeit von Kurzarbeit und Mehr- 
arbeit. „Besonderns auffällig verhielten sich einige Automobilunternehmen, die, in 
Kenntnis einer verbesserten Auftragslage, Kurzarbeit einlegten, bei der Bundesan- 
stalt in Nürnberg abkassierten und Wochen später froh Sonderschichten verordneten. 
Seit geraumer Zeit erhärtet sich ferner bei der Bundesanstalt der Verdacht, daß Un- 
ternehmen, die technisch bedingte Produktionspausen einlegen müssen, Kurzarbeit 
anmelden, um so Lohnkosten zu sparen. Besonders auffällig ist jedoch die Tatsache, 
daß vor den Weihnachts- und Osterfeiertagen eine verstärkte Tendenz zur Kurzarbeit 
festzustellen ist... Bei einem großen Chemiekonzern, der in jünster Zeit mit Schlag- 
zeilen über Kurzarbeit von sich reden machte, schaffen an normalen Tagen die Be- 
schäftigten zum Teil bis zu 12 Stunden.“ (5) 

Die Regelungen schützen die Belegschaften auch nicht vor den Versuchen der 
Unternehmen, die Restarbeitszeit zu intensivieren und neben der Lohnkostenein- 
sparung noch Produktivitätserhöhungen durchzusetzen. Dies ist unter dem Druck 
drohender Entlassungen besonders leicht möglich. „Die Pelikan-Werke in Hannover 
verordneten Kurzarbeit, um Lager abzubauen. Der unerwartete Effekt: es wurde 
noch mehr produziert. Die kurzen Erholungspausen wurden nicht mehr genutzt, die 
vorgeschriebenen Arbeitszeiten wurden streng eingehalten, der Krankenstand ging 
zurück.“ (6) 

Eine weitere Zweckentfremdung ist im Gesetz selbst angelegt, indem zu den 
betrieblichen Voraussetzungen auch „betriebliche Strukturveränderungen‘“ gezählt 
werden ($ 64 Abs. Satz 1 AFG) (7). 

Diese Regelung ermögicht es den Unternehmen, Kurzarbeitsphasen zur Über- 


— Durchführung von Aufräumungs-, Instandsetzungs- und Füllarbeiten; 

— Urlaubsgewährung; 

— Zumutbare Entlassung eines Teils der Belegschaft. 
So kann die Arbeitsverwaltung von einem Unternehmen vor Gewährung des Kurzarbei- 
tergeldes die Entlassung der beschäftigten Nicht-EG-Ausländer verlangen vgl. Arbeits- 
bericht 4 des IFS München, S. 67. 


Die Vermeidbarkeit des Arbeitsausfalls wird ferner angenommen, wenn unmittelbar vor 
Einführung der Kurzabeit in nennenwertem Umfang Überstunden geleistet wurden. 

5 Welt der Arbeit v. 31.10.75 

6 Die ZEIT v. 28.2,75, zitiert nach Arbeitsblätter für Teilnehmer zum Themenkreis „Be- 
trieb“, 1. Thema, S. 5, hg. v. DGB-Bundesvorstand 

7 Merkblatt der BA zum Kurzarbeitergeld: „Eine betriebliche Strukturveränderung kann 
sowohl durch die Umstellung auf ein neues Produkt, durch Erweiterung oder Einschrän- 
kung der Fertigung als auch durch innerbetriebliche Umorganisation, z. B. Automation 
bewirkt werden. Eine betriebliche Strukturveränderung in diesem Sinne liegt nur vor, 
wenn sie durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung bedingt ist.“ 
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holung, Umgruppierung und Erneuerung des Maschinenparks zu nutzen und Ratio- 
nalisierungsmöglichkeiten durchzutesten. Im Extremfall werden während der Kurz- 
arbeit arbeitsorganisatorische und technologische Umstellungen vorbereitet bzw. 
vorgenommen, die dann in der nächsten Phase direkt zu Entlassungen und zu Arbeits- 
intensivierung für die Resibelegschaft führen (8). In solchen Fällen handelt es sich 
um die Finanzierung arbeitssparender Rationalisierungen durch die Belegschaften 


(8a). 

Die Durchführung von Kurzarbeit geschieht entweder auf der Grundlage einer 
tarifvertraglichen Kurzarbeitsklausel (größtenteils in Manteltarifverträgen), einer Be- 
triebsvereinbarung über Kurzarbeit oder unter Einbeziehung des Mitbestimmungs- 
rechts des BR. 

Als Kompensation zur Genehmigung der Kurzarbeit wurde häufig gefordert: 
— vorherige Einsicht in die Wirtschaftssituation des Unternehmens, 

-- Lohnausgleich (tarifvertraglich abgesichert in der chemischen und mineralölver- 
arbeitenden Industrie, teilweise durch Betriebsvereinbarungen, teilweise in Form be- 
trieblich ausgehandelter Geldbeträge), 

— Überstunden- und Einstellungsstopp (9). 

Der BR wird seine Stellungnahme zur Kurzarbeit von der Einschätzung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung in der nächsten Phase abhängig machen. Einerseits will er 
vermeiden, daß Entlassungen durchgeführt werden, andererseits will er zu große Ein- 
kommenseinbußen vermeiden. Die durchschnittliche Einkommensverminderung be- 
trägt bei 25 % Arbeitszeitausfall 5 - 10 % des Tariflohnes (unterhalb der Bemessungs- 
grundlage von 2.800 DM/Monat). Hinzu kommen die Einkommensverringerungen 
aufgrund entgangener Überstunden //Sonderschichten, die nochmals 5 - 10% betragen, 
insgesamt also ca. 15 %. 

Wichtig für die betrieblichen Auswirkungen der Kurzarbeit ist auch, daß zwar 
die spaltenden und individualisierenden Mechanismen nicht in dem Außmaß wie bei 
Entlassungen auftreten, der Druck auf die Belegschaft aber doch in die gleiche Rich- 
tung wirkt. „Die Unternehmer haben in vielen Betrieben die Belegschafgen gespalten. 
Anfänglich haben sie fast ausschließlich die Produktion kurzarbeiten lassen, fast im- 
mer wurden die Angestellten von der Kurzarbeit ausgenommen... . Die Arbeiter ha- 
ben meistens dagegen protestiert, daß die Angestellten weiter arbeiten konnten, sie 
haben von den Betriebsräten verlangt, dafür zu sorgen, daß auch die Angestellten in 
die Kurzarbeit einbezogen werden. Diese Praktiken haben oft die Angestellten gegen 
den Betriebsrat aufgebracht.“ (10) 


8 Vgl. am Beispiel OSRAM-Westberlin — Betriebspolitik zwischen Prosperität und Krise, in: 
PROKLA 23/1976, S. 101 ff., hier S. 112, 114 und 120. 

8a Eine andere Spielart des Mißbrauchs versuchte kürzlich die Klöckner-Hütte Bremen zu 
praktizieren. Sie stellte einen Antrag auf Kurzarbeit, als einer der Winderhitzer des Hoch- 
ofens IH explodierte und daher die Tagesleistung heruntergefahren werden mußte, Der 
BR forderte für seine Zustimmung vollen Lohnausgleich, die Einigungsstelle lehnte den 
Unternehmensantrag ab. Vgl. ausführlich Arbeiterpolitik 6/76 v. 17.12.76, 5. 19 £. 

9 Vgl. z. B. Klaus Armann, Aus dem Wochenbuch eines Betriebsrates, in: Krise und Gegen- 
wehr hg. von Rainer Duhm und Harald Wieser, Berlin 1975, S. 118 

10 Arbeitsgruppe Ruhrgebiet, Unterdrückung im Betrieb, in: Links Nr. 73 v. Januar 76, 8. 9 
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3. Personalabbau: 


Die Verringerung der Belegschaften in der Kfz-Industrie begann bereits 1971, ver- 
stärkte sich ab Herbst 1973 und fand erst Mitte 1975 ihr Ende. Bei der Mehrzahl der 
großen Automobilproduzenten wurden die Belegschaften um ca. 30 % verringert 
(vgl. die Tabellen I - Ill). 


3.1  Einstellungsbeschränkungen: 

Der Erlaß von Einstellungssperren ist eine in allen Branchen verbreitete Maßnahme 
(von 37 % aller befragten Betriebe angewandt). Sie wird spätestens gleichzeitig mit 
Kurzarbeit ergriffen. Allerdings handelte es sich in allen Fällen um sog. qualifizierte 
Einstellungsstopps, das heißt das Unterlassen des Fluktuationsersatzes nur bei be- 
stimmten Beschäftigungsgruppen. Hier spielt das Argument vom Facharbeitermangel 
auch in der Krise eine große Rolle. Am stärksten betroffen waren die Arbeiter, ins- 
besondere die un- und angelernten und unter ihnen die ausländischen Arbeiter. 

Die Wirksamkeit dieser Maßnahme hängt weitgehend von der betrieblichen 
Fluktuationsrate ab. Sie betrug vor der Krise in einzelen Kfz-Unternehmen (einschl. 
der Kündigung durch das Unternehmen) bis zu 60 %, ging dann aber in der Krise ge- 
nerell zurück, wobei der Anteil der Unternehmerkündigungen rapide stieg. D. h., daß 
die sog. natürlichen Abgänge abnehmen und auch nicht den Selektionsvorstellungen 
der Unternehmen entsprechen (11). Daher haben diese in den letzten Jahren verstärkt 
auf neue Instrumente der Fiuktuation hingearbeitet. Dazu gehören die vorzeitigen 
Pensionierungen und die Aufhebungsverträge (siehe dort) sowie die Zeitverträge ins- 
besondere mit ausländischen Arbeitern. Das Problem der Notwendigkeit von inner- 
betrieblichen Umsetzungen bleibt aber bei diesen Instrumenten erhalten. 


3.2. Nichterneuerung von Zeitverträgen: 

Zeitverträge werden schon unter dem Gesichtspunkt abgeschlossen, bei Produktions- 

einschränkungen über ein konfliktlos zu handhabendes Abbaupotential zu verfügen. 

Betroffen davon waren maßgeblich ausländische Arbeiter aus Nicht-EG-Staaten. 
Generell wird von Zeitverträgen häufiger in Klein- und Mittelbetrieben Ge- 

brauch gemacht. In Großbetrieben werden sienormalerweise nur in Forschungs- und 

Entwicklungsabteilungen abgeschlossen. In anderen Bereichen sind sie auch gegen 

den Widerstand von Gewerkschaft und BR’s kaum durchsetzbar. 

In einem Fall wurden in der unsicheren Konjunktursituation Frühjahr 1975 
alle Neueinstellungen nur mit Zeitverträgen vorgenommen, die dann insbesondere 
aufgrund der Aktivitäten desBR und der IGM verlängert und entfristet wurden (Opel- 
Rüsselsheim) (12). 

il „Es zeigt sich nämlich, daß in Zeiten des konjunkturellen Abschwungs die sonst hohe 
Fluktuationsquote sinkt. Gerade leistungsschwache Mitarbeiter pochen dann auf ver- 
meintlich wohlerworbene Rechte. Umgekehrt zeigt sich, daß gerade tüchtige Mitarbeiter 
trotz einer allgemein unsicher gewordenen Beschäftigungslage das Unternehmen verlassen, 
üm aufeinen Arbeitsplatz zu wechseln, der ihnen krisenfester erscheint.“ Walter Schmidt, 


Personalanpassung in der Abschwungphase, in: Personal, Heft 6/74, S. 264 ff., hier S. 265. 
12 Vgl. genauer Exkurs in Teil IH 
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3.3  Vorzeitige Pensionierung: 

Bei mindestens 59jährigen Frauen und 62jährigen Männern ist Frühpensionierung 
möglich. Von einigen Unternehmen wurden schon für 59 jährige Männer Aufhebungs- 
verträge mit Überbrückungsgeld angeboten. 

Entscheidend für das Unternehmen ist, daß über diese Maßnahme verbrauchte 
Arbeitskräfte abgeschoben werden können. Dadurch wird es nicht nötig, diese inner- 
halb des Unternehmens umzusetzen (auf sog. Schonarbeitsplätze), die damit verbunde- 
nen Konflikte auszutragen und zudem kann ein Teil der Kosten auf die BA abge- 
schoben werden. Die älteren Arbeitskräfte können dabei kaum mehr erreichen als 
finanzielle Ausgleichsleistungen, die sie nicht schlechter als im Fall einer „normalen“ 
Pensionierung stellen. 

Obwohl die Vorzeitpensionierung eine Abwälzung von Kosten auf die Renten- 
versicherungbeinhaltet, bleibt die Kostenbelastung der Unternehmen i. V. zuanderen 
Abbauformen relativ hoch: „Die Zusatzbelastung bei einer um 5 Jahre vorgezogenen 
Rentenzahlung liegt damit grob gerechnet bei über 50 000.-- DM.“ (13) Von Unier- 
nehmensseite wird argumentiert, daß man sich den „heimlichen Übergang zur Alters- 
grenze 60° kaum leisten könne und dieses Instrument ‚‚möglichst wieder in der Ver- 
senkung verschwinden lassen“ solle (14). 

Die Verrentung ist von staatlicher Seite abgesichert: 

— ab 60 bzw. 65 Jahren bei 15 jähriger Versicherungszeit 

— ab 60 Jahre, wer zusätzlich in den letzten eineinhalb Jahren mindestens 52 Wochen 
arbeitslos war (vorgezogenes Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit); 

-- ab 62 Jahre für Schwerbehinderte, Berufsunfähigkeits- und Erwerbsunfähigkeits- 
rentner bei einer Wartezeit von 15 Jahren und 35 anrechnungsfähigen Jahren; 

— ab 63 Jahre unter den gleichen Bedingungen (flexible Altersrente). 


3.4 Entlassungen: 

48 % der befragten Unternehmen der Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbauindustrie 
haben Entlassungen durchgeführt, dieses Instrument ist also neben dem Abbau von 
Überstunden das wichtigste, zeitlich diesem aber meist nachgelagert. 

Zu Massenentlassungen ($ 17KSchG) ist es allerdings in keinem Fallgekommen. 
Die Unternehmen haben sich stets an der Untergrenze (49 Entlassungen pro Monat, 
sukzessive Entlassungen) gehalten. Daß ihnen dies möglich wurde, liegt weitgehend 
an der breiten Anwendung des Instruments Aufhebungsverträge mit Abfindungen 
(s. u.). 

Für die entlassenden Unternehmen schließt die Entlassung einige Risiken in 
der Handhabungein: die rechtlichenSchranken aufgrund von KSchG und BetrVG, der 
besondere Kündigungsschutz für bestimmte Beschäftigungsgruppen (ältere Arbeiter, 
Behinderte, werdende Mütter und Wöchnerinnen, Betriebsräte und Jugendvertreter), 
die zeitlichen Verzögerungen aufgrund der Kündigungsfristen, der mögliche Verlust 
von Ausbildungsinvestitionen und schließlich die Verschlechterung des Unternehmens- 


13 Heinz Strüber, Problematik der Personalanpassung, in: Personal, Heft 1/75, S. 2 £f., hier 


8.3. 
14 Ebenda 
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Images auf dem Arbeitsmarkt. 

Die Entlassungen wurden in den Unternehmen maßgeblich nach zwei Kriterien 
durchgeführt (15): 

a. dem Senioritätsprinzip, d. h. der Differenzierung der Belegschaft nach der Dauer 
der Betriebszugehörigkeit. Die zuletzt eingestellten Belegschaftsmitglieder, d.h. Ar- 
beitskräfte, die in der Hochkonjunkturphase zur Bewältigung vonProduktionsspitzen 
eingestellt wurden, werden bei Belegschaftsabbau zuerst entlassen. 

b. dem Leistungsprinzip, d.h. der „Säuberung“ der Belegschaft von leistungsschwa- 
chen Belegschaftsmitgliedern (unterdurchschnittliche Arbeitsleistung, hohe Fehl- 
zeiten, oppositionelles Verhalten gegenüber dem Unternehmen etc.). So führte eines 
der befragten Unternehmen mit Billigung des BR eine Aktion „müde Traber“ durch. 

Die Anwendung dieser Kriterien bedeutete gleichzeitig in den meisten Fällen 
eine zeitliche Reihenfolge, die gewährleistete, daß die Vorbehalte der Belegschaft 
gegenüber bestimmten Belegschaftsgruppen ausgenützt wurden und gleichzeitig ein 
Disziplinierungs- und Intensivierungsdruck auf die noch Beschäftigten ausgeübt wur- 
de. So wurden zuerst Arbeitsverträge von Ausländern nicht verlängert, dann ver- 
einzelte 5äuberungskündigungen vorgenommen (hohe Fehlzeiten, „ewige Meckerer“, 
„Säufer“ etc.) und auch einzelne unbequeme Vertrauensleute und Gewerkschafter ge- 
kündigt. Dabei handelte es sich insbesondere um Kollegen, die in ihren Abteilungen 
den Widerstand gegen Personalabbau und Intensivierung zu organisieren suchten, 
auf Betriebsversammlungen auftraten und eine mit der Unternehmenspolitik kon- 
forme BR-Arbeit kritisierten. Mit solchen Entlassungen, die fast ausnahmslos die 
Zustimmung der BR fanden, war dann bei umfangreicheren Abbaumaßnahmen 
eine grundsätzlich ablehnende Haltung gegen Entlassungen nicht mehr möglich, die 
Belegschaft wurde verunsichert und inaktiv. 

Die Entlassungen wurden häufig dadurch unauffällig durchgeführt, daß die 
Kündigungen am Wochenende übergeben und die betroffenen Kollegen für die 14 
Tage Kündigungsfrist ab sofort beurlaubt wurden, sodaß sie von einem auf den an- 
deren Tag aus dem Betrieb verschwanden (16)! 

Die Haltung der BR schwankte zwischen der grundsätzlichen Ablehnung aller 
Entlassungen (die ja spätestens nach der Zustimmung der Einigungsstelle doch 
durchgeführt werden konnten), die maßgeblich von BR in Kleinbetrieben mit ei- 
nem geringen gewerkschaftlichen Organisationsgrad eingenommen wurde. In Mittel- 
und Großbetrieben wurde eher versucht, im Rahmen der arbeitsrechtlichen Möglich- 


15 Diese Kriterien sind bereits das Ergebnis der betrieblichen Auseinandersetzung um die 
Selektion der zu Entlassenden. Insbesondere das Senioritätsprinzip dürfte für das Unter- 
nehmen nur unter bestimmten Gesichtspunkten wie Erhaltung betriebsspezifischer Qua- 
lifikation und Verstärkung der Betriebsbindung opportun sein; vgl. unten. 

Nach einer Befragung von Industrieunternehmen in Baden-Württemberg im Sommer 

1973 wurden folgende Kriterien als maßgebend bei Entlassungen bei einem Nachfrage 

rückgang genannt: Leistung (57 % aller Nennungen), Stillegung des entsprechenden Ar- 

beitsplatzes (20 %), Ausbildungsstand der Arbeitskräfte (16 %), Nationalität (0.8 %). Auf 

die Bedeutung der Nationalität wird später noch eingegangen. Vgl. Siegfried Bullinger/ 

Peter Huber, Ausländerbeschäftigung aus Unternehmersicht, Tübingen 1974, S. 26 £f. 
16 Vgl z.B. Am Beispiel OSRAM-Westberlin, a.a.O., S. 112 


161 


keiten Entlassungen zu verhindern, Kompensationen auszuhandeln (Sozialpläne, Ab- 
findungen), den Kollegen Rechtsauskünfte zu geben und sie bei Arbeitsgerichtspro- 
zessen zu unterstützen. 

Dem Zwang zu Beteiligung an der Selektion können sich die BR — obwohl 
sie immer wieder den Schutz der betrieblich schwachen Belegschaftsgruppen beto- 
nen — weder bei der Einzelkündigung noch bei Mehrfachentlassungen entziehen. 
Häufig beantragten die Unternehmen übertriebene Entlassungszahlen, die die BR 
dann auf eine vom Unternehmen eingeplante Zahl reduzierten und dabei über die 
Sozialauswahl die Selektion vornahmen (das geschieht in bisher nur wenigen Betrie- 
ben aufgrund einer Betriebsvereinbarung entsprechend $ 95 BetrVG — Auswahl- 
richtlinien). Seine Selektionskriterien stimmen dabei weitgehend mit denen der Un- 
ternehmen überein (Seniorität, Geschlecht, Familiensituation, Nationalität, Arbeits- 
leistung) (17) (18). Der entscheidende Unterschied liegt in der Betonung und weit- 
gehenden Durchsetzung des Kriteriums Lebensalter durch die BR und damit der 
Berücksichtigung des Verschleißes der Arbeitskraft, deren Folgekosten die Unter- 
nehmen gerne abwälzen würden: durch Frühpensionierung, durch Entlassung kurz 
vor Erreichen der für verstärkten Schutz festgelegten Altersgrenze. 


17 Zur Handhabung der Sozialauswahl nach KSchG liegt auch eine Grundsatzentscheidung 
des LAG Hamm vom 9.7.76 (3 Sa 141/76) vor. „Es sei allgemein anerkannt, daß die 
Frage, welche Arbeitnehmer eine Entlassung härter treffe, nur aufgrund einer gesam- 
ten Abwägung aller maßgebenden sozialen Umstände beantwortet werden könne. Dabei 
seien vor allem das Lebensalter, die Dauer der Betriebszugehörigkeit, der Familienstand, 
die wirtschaftliche Lage des Arbeitnehmers, insbesondere die Zahl der Unterhaltsberech- 
tigten, aber auch der mitverdienenden Familienangehörigen und ähnliche Umstände zu 
berücksichtigen.‘ Zitiert nach Handelsblatt vom 3.11.76. „Gründe wie häufige Krank- 
heit und eine schwächere Leistungsfähigkeit rechtfertigten eine Kündigung des Arbeits 


verhältnisses nur dann, wenn diese bei verständiger Würdigung . . . angemessen sei.“ In 
dieser konkreten Entscheidung wurde die Dauer der Betriebszugehörigkeit stärker ge 
wertet. 


18 Es liegt dann auch in der Konsequenz der innerbetrieblichen Selektion, wenn die Abfin- 
dungen nach den gleichen Kriterien abgestuft werden und z.B. auch der Unterstützungs- 
verein der chemischen Industrie seine Leistungen von einer langen Betriebszugehörigkeit 
abhängig macht. Dieser Fond wurde im März 1975 von der IG Chemie als Tarifvertrag 
mit den Chemieverbänden mit dem Ziel abgeschlossen, die finanziellen Auswirkungen 
von Arbeitslosigkeit für Chemiearbeiter abzuschwächen. Voraussetzungen für die Zah- 
lung eines Zuschusses von 15 % des Arbeitslosengeldes zum Arbeitslosengeld sind: 

— Entlassung aus betriebsbedingten oder unverschuldeten, personenbedingten Grün- 
den; 

— achtjährige, ununterbrochene Beschäftigung in der chemischen Industrie; 

— ununterbrochene vierjährige Betriebszugehörigkeit; 

— Arbeitslosigkeit von mehr als einem Monat, 

— Bezug von Arbeitslosengeld, 

— bezahlte Abfindungssummen werden abgerechnet. 

(Vgl ausführlich: Der Unterstützungsverein der chemischen Industrie, Erläuterungen und 

praktische Hinweise, Wiesbaden 1975, $ 4). 

Es liegt nicht an der unterdurchschnittlichen Entlassungsquote in der Chemieindustrie, 

sondern an den dermaßen eng gefaßten Bedingungen, wenn die gezahlten Beihilfen (bis 

31.12.75 insgesamt 75 000 DM) niedriger als die Zinsen aus dem Fond-Vermögen sind 

(vgl. Göttinger Betriebs Express vom 7.10.76). 
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Die wesentlichen rechtlichen Eingriffsmöglichkeiten bestehen in den Bestim- 
mungen des Kündigungsschutzgesetzes und des BetrVG. Generell ist der BR vor jeder 
Kündigung zu hören und über die Gründe zu informieren. Für die weitergehenden 
Rechte sind zwei Komplexe zu unterscheiden: 

a. bei personen- und verhaltensbedingten Kündigungen kann er nicht widersprechen 
(außer bei einer Vereinbarung über ein generelles Widerspruchsrecht nach $ 102, 
Abs. 6 BetrVG), dem Betroffenen steht nur der Weg zum Arbeitsgericht offen.. 
Bei der betriebsbedingten Kündigung ist Widerspruch möglich, wenn sich der BR 
auf einen der Fälle des $ 102 Abs. 2 Nr. 1 - 5 BetrVG stützt: 

— unzureichende Berücksichtigung sozialer Gesichtspunkte, 

— Verstoß gegen eine Auswahlrichtlinie nach $ 95 BetrVG, 

— Möglichkeit der Weiterbeschäftigung des Betroffenen in einem anderen Betriebs- 
oder Unternehmensteil, 

— Weiterbeschäftigung nach Umschulung bzw. Fortbildung, 

— Möglichkeit der Weiterbeschäftigung nach einverständlicher Vertragsänderung 
(Änderungskündigung $ 2 KSchG). 

b. bei der betriebsbedingten Kündigung (19) wird auf die Verhältnisse des Betriebes 
abgestellt. Sie muß notwendig und in dem Sinne dringend sein, als für die Weiter- 
beschäftigung „betriebswirtschaftlich kein Bedarf ist und andere Gestaltungsmög- 
lichkeiten organisatorischer Art... dem Unternehmen nicht zumutbar sind.“ Ur- 
sachen für betriebsbedingte Kündigungen können sowohl überbetriebliche (Roh- 
stoffmangel, Absatzschwierigkeiten) wie betriebliche sein (Rationalisierung, Ver- 
änderung der Produktion, Einschränkung oder Aufgabe des Betriebs bzw. von Be- 
triebsteilen). „Die Verbesserung der Ertragslage sowie die Kostensenkung im Be- 
trieb sind grundsätzlich sachlich gerechtfertigte betriebliche Erfordernisse, die 
eine betriebsbedingte Kündigung zulassen.“ (ArbG Bremen vom 30.3.1967). 

Bei Widerspruch des BR und einem folgenden Verfahren vor der Einigungsstelle 

(8 102 Abs. 6 BetrVG) und Kündigungsschutzprozeß liegen weitgehend negative Er- 

fahrungen vor. Abgesehen davon, daß der Gekündigte den langen Zeitraum und die 

Kosten des Verfahrens kaum überbrücken kann, ist dies im grundlegenden Stand- 

punkt der Arbeitsgerichtsbarkeit begründet: „Die Handhabung dieses Kündigungs- 

grundes (aus dringenden betrieblichen Gründen, d. V.) durch die Arbeitsgerichte ist 
von dem Bestreben geprägt, die Dispositionen des Unternehmers nicht zu behindern 
und lediglich einzelne extreme unsoziale Konsequenzen zu korrigieren. Wichtigster, 
wenn auch nicht übermäßig häufig ausgesprochener Grundsatz ist die Ablehnung je- 
der sachlichen Überprüfung der zugrundeliegenden Unternehmerentscheidgung durch 
das Arbeitsgericht.“ (20) Ein Beispiel: „In einem weiteren uns bekannten Unterneh- 
men sind in einem Zeitraum von 2 Monaten 32 Arbeiter und Angestellte gekündigt 
worden. 25 der Betroffenen haben über die zuständige Ortsverwaltung der IGM Kün- 
digungsschutzklagen angestrengt. In zeitraubenden Arbeitsgerichtsprozessen konnte 
in keinem Fall eine Wiedereinstellung erzwungen werden, weil die Arbeitsgerichte 


19 Vgl. ausführlich: Dirk Buchholtz, Betriebsbedingte Kündigung, Bergisch-Gladbach 1976, 
S. 33 ff. 
20 Wolfgang Däubler, Das soziale Ideal des Bundesarbeitsgerichts, Frankfurt 1975, S. 104 
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sich auf den Standpunkt stellten, daß bei Produktionseinschränkungen Entlassungen 
vorgenommen werden können. In diesen 25 Fällen hat das Arbeitsgericht Abfin- 
dungssummen von DM 800.-- bis DM 6 000.-- verfügt. Den Betrag von DM 800.-- hat 
ein türkischer Arbeiter bekommen, der zwei Jahre in dem Unternehmen tätig war.“ 
(21) An diesem Beispiel wird schon deutlich, weshalb Aufhebungsverträge für von 
Kündigung bedrohte Arbeiter attraktiver waren (höhere Abfindungssumme, kein 
Risiko des Entscheids, keine zeitliche Verzögerung). 

Bei Widerspruch des BR aufgrund mangelnder Berücksichtigung der Sozialaus- 
wahl gerät er in die Situation, betriebliche Gruppen prinzipiell benachteiligen zu 
müssen und zwischen einzelnen Beschäftigten abzuwägen. Es ist deshalb nicht ver- 
wunderlich, daß die BR personenbedingte Kündigungen vorzogen, bei denen sie ihre 
Zustimmung durch „Verschulden“ des Betroffenen legitimieren konnten und 
gleichzeitig die betrieblichen Auseinandersetzungen über Begründung und Außmaß 
ihres Widerstandes gegen Entlassungen verringern bzw. hinausschieben konnten. 

Ein extremes Beipiel dafür ist die Stellungnahme des Opel-BR, „daß gezielt in 
derÖffentlichkeit verbreiteteGerüchte über Massenentlassungen beiOpel jeder Grund- 
lage entbehren. Zur Zeit ist zwar die Entlassung von 49 Mitarbeitern geplant (die 
Zahl liegt unter der Meldepflicht für Massenentlassungen), doch sind die Gründe nicht 
in der wirtschalichen Lage, sondern in den Personen zu suchen.“ Eine höhere Ar- 
beitsbelastung für die Restbelegschaft konnte der Opel-BR nicht sehen, da der Kran- 
kenstand um 5 % gesunken sei — es war maßgeblich wegen hoher Krankenzeiten ge- 
kündigt worden (22). 

Die betrieblichen Lernprozesse der BR und der Gewerkschaften drücken sich in 
Initiativen zur Verbesserung desKündigungsschutzes aus. Die wesentlichen Punkte sind 
im Antrag 153 zum 10. DGB-Kongreß aufgenommen: „,... Bei der Ausgestaltung 
des künftigen Arbeitsverhältnisrechts ist unter anderen folgendes zu beachten: 

1. Die rechtliche Unterscheidung zwischen Arbeitern und Angestellten muß aufge- 
hoben werden... 

2. Unter Beachtung der Bedeutung des Arbeisplatzes für alle Arbeitnehmer muß das 
Kündigungsrecht grundsätzlich umgestaltet werden. im einzelnen ist 
a. eine Kündigung des Arbeitgebers grundsätzlich dann auszuschließen, wenn die 
demokratisch gewählte Interessenvertretung der Arbeitnehmer einer Kündigung 
widerspricht. In einem solchen Fall darf das Arbeitsverhältnis nur durch ein ge- 
staltendes Gerichtsurteil aufgelöst werden. 
b. Die Geltung des Kündigungsschutzes ist unabhängig vom Alter für alle Arbeit- 
nehmer herzustellen. Für ältere Arbeitnehmer ist grundsätzlich die Unkündbar- 
keit vorzusehen 
c. Dem Arbeitgeber ist die Beweislast dafür aufzuerlegen, daß er die richtige sozi- 
als Auswahl bei einer Kündigung getroffen hat... .““ (23) 


21 Arbeitsgruppe Ruhrgebiet, Unterdrückung im Betrieb, a.a.O., S.10 

22 Dokumentiert in: Opel-Bochum 1972-1975 — eine Belegschaft sammelt Erfahrungen, 
Bochum 1975, S. 70 ff. 

23 DGB, Angenommene Anträge und Entschließungen des 10. ordentlichen Bundeskongres- 
ses vom 25. - 30. Mai 1975 in Hamburg, Düsseldorf 1975,8.117 * 


164 


3.5  Aufhebungsverträge mit Abfindung (24): 

Daß es in der Automobilindustrie trotz der umfangreichen Belegschaftsverringerun- 
gen zu keinen Massenentlassungen kam, liegt am breiten Einsatz des Instruments der 
Aufhebungsverträge zumindest in den Großbetrieben. Welche Gründe die überragen- 
de Bedeutung gerade in dieser Branche hat, bleibt zu klären. 

Neben dem Instrument der Kurzarbeit kam den Aufhebungsverträgen der grö- 
ßte Anpassungseffekt zu. Ca. 50 % des Abbaus wurden hierüber getätigt (in einem 
Unternehmen über 72%). 

Aufhebungsverträge mit Abfindung sind befristete Angebote der Unternehmen 
an einen mehr oder weniger eng gefaßten Belegschaftsteil, auf ihre Rechte aus KSchG 
und BetrVG freiwillig zu verzichten und das durch eine finanzielle Abfindung kom- 
pensieren zu lassen. Sie beruhen auf den Prinzipien der Einvernehmlichkeit (zwi- 
schen Unternehmen und Einzelarbeiter) und der formellen Freiwilligkeit (der An- 
nahme durch den Arbeiter/Angestellten). Ihrem Inhalt nach stehen sie zwischen 
Einzelkündigung und Interessenausgleich/Sozialplan. In Großbetrieben sind durch- 
schnittlich folgende Bestimmungen in den Aufhebungsanträgen enthalten (25) (26): 


Michael Kittner, IGM, erweitert diese Forderungen: „Zu einer Erweiterung von Mitbe- 
stimmungsrechten (des BR) müßte wahrscheinlich eine Kombination von Einstellungs- 
geboten plus Abgabenpflicht bei deren Nichterfüllung auf der einen und Subventionie- 
rung aus den so angesammelten Geldern auf der anderen Seite treten.“ (FR vom 22.12. 
76, 8.13) 

24 Vgl auch Hans Gerhard Mendius/Rainer Schultz-Wild, Personalabbau und Interessenver- 
tretung durch den Betriebsrat, Manuskript für Leviathan 4/76 
Zur formalen Durchführung durch das Unternehmen vgl. Martin Posth/Rainer Haßheider, 
Personalabbau — Abschied mit Abfindungen, in: Personal, Heft 8/74, S. 346 ff. 

25 Die erste Aufhebungsaktion in der VW-AG zum 1.1.74 ‚betraf ca. 3 500 Arbeiter, denen 
Abfindungen zwischen 5 000.— und 9 000.—- DM gezahlt wurden, die sich zusammenset- 
ten aus! 

— Erfolgsprämie für 1973 (7 % des Jahresbruttoverdienstes) 

— tarifliches Urlaubsgeld 

— Jahresurlaubsanspruch und 

— ein zusätzlicher Monatslohn. 

Bei der Bewertung der Abfindungen ist zu berücksichtigen, daß nur der zusätzliche Mo- 
natslohn eine Abfindung darstellte, die zudem bei anschließender Arbeitslosigkeit durch 
eine Sperrfrist beim Bezug von Arbeitslosengeld aufgebraucht wurde. Abgefundene Ar- 
beiter, die länger als 14 Jahre bei VW beschäftigt waren, verloren zudem ihre Ansprüche 
auf die Werksrente. Vgl. ausführlich: Klaus Gülden/ Horst Peter, VW: Krisenlösung durch 
Entlassungen, in: Gewerkschaft und Klassenkampf, Kritisches Jahrbuch ‘75, S, 41 £. 

26 Der Anspruch auf Arbeitslosengel:. ruht nach & 117, Abs. 2 des AFG, wenn der Arbeits- 

lose wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine Abfindung, Entschädigung oder ähn- 
liche Leistungen erhalten oder zu beanspruchen hat und das Arbeitsverhältnis durch Auf- 
hebungsvertirag oder Vergleich beendet wurde. Der Anspruch ruht nur dann nicht, wenn 
der Betroffene diese Leistungen auch bei ordentlicher Kündigung hätte beanspruchen 
können. Andernfalls ruht der Anspruch für die Dauer der Kündigungsfrist. Vgl. Handels- 
blatt vom 25.11.75. 
Nach einem Grundsatzbeschluß des Bundesverfassungsgerichts vom Juli 76 darf diese Be- 
stimmung aber nicht dazu führen, daß der Betroffene seine gesamte Abfindung ein 
schließlich ihres sozialen Bestandteils, der als Ausgleich für die Einbuße an sozialem Be- 
sitzstand durch Arbeitsplatzverlust steht, durch das Ruhen des Arbeitslosengeldes auf- 
brauchen muß. Vgl. Handelsblatt vom 2.8.76. 
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a. eine Barabfindung (oder ein Zuschuß zur Altersversicherung bei Vorzeitpensio- 
nierung), deren Höhe als unterschiedliche Zahl von Monatsentgelten vereinbart wur- 
de (die Untergrenze konnte für Nicht-EG-Ausländer aber auch unter einem Monats- 
gehalt liegen). Die Höhe der Abfindung ist in der Regel gestaffelt nach der Dauer der 
Betriebszugehörigkeit, Einkommenshöhe und manchmal dem Alter. 

Eine solche Differenzierung benachteiligte die jüngeren und einkommensschwa- 
chen Belegschaftsgruppen, stand somit in umgekehrten Verhältnis zum Arbeitsplatz- 
risiko. 

b. Die Sicherung von Sonderleistungen des Unternehmens über das Ausscheiden hin- 
aus (Werksrente, Werkswohnung, verbilligter Bezug von Unternehmensprodukten 
etc.) 

c. Eingeschränkte Zusagen der Wiederbeschäftigung der Abgefundenen bei Neuein- 
stellungen. 

Abfindungsaktionen wurden als Betriebsvereinbarung ($ 77 BetrVG) zwischen Un- 
ternehmen und BR ausgehandelt. Die Initiative ging in allen Fällen vom Unterneh- 
men aus. 

Wie schon festgestellt, wird dieses Instrument von den Unternehmen vor dem 
Hintergrund der Alternative von Massenentlassungen beurteilt. Deren Kosten sind 
durch die Genehmigungspflicht, die Sperrfrist ($ 17 KSchG), die Einflußmöglichkei- 
ten des BR und der Arbeitsgerichte, mögliche Entschädigungsleistungen, Sozialpläne 
etc. sehr hoch. Demgegenüber hat das Instrument der Aufhebungsverträge einen kür- 
zeren Realisierungszeitraum, eine bessere Planbarkeit, ein geringeres soziales und 
politisches Konfliktpotential im Betrieb und gegenüber der Öffentlichkeit. Nachtei- 
lig wird die Verletzung des Prinzips vermerkt, „wonach man gute Mitarbeiter durch 
Zusatzleistungen an den Betrieb binden, nicht aber den Abgängern noch etwas hin- 
terherwerfen soll.“ (27) Zudem wird eine präjudizierende Wirkung dahingehend ge- 
sehen, daß in Zukunft betrieblich bedingte Kündigungen kaum noch ohne Abfin- 

dungen durchgeführt werden können (28). 
Die Steuerbarkeit ist gegeben erstens durch die Möglichkeit, mehrere Aufhe- 
bungsaktionen jeweils nach ihrem Erfolg zu staffeln. Zweitens durch die zeitliche 
Befristung des Angebots, drittens durch die Festlegung der Zahl der angebotenen 
Aufhebungsverträge, viertens durch die Festlegung von Quoten für Arbeiter und An- 
gestellte und für die einzelnen Lohngruppen. Trotz dieser Einschränkungen kann 
noch in größerem Maß eintreten, daß die formell gewährte Freiwilligkeit der Annah- 
me die Selektionsvorstellungen des Unternehmens sprengt, d. h., daß Arbeitskräfte 
kündigen, die gehalten werden sollen (insbesondere Facharbeiterhortung) und um- 
gekehrt viele Arbeitskräfte die Verträge nicht annehmen auf die die Aktion ge- 
zielt war. Um diesen Spielraum einzuschränken, besteht erstens die Möglichkeit, mit 
dem BR eine Zinvernehmlichkeitsklausel zu vereinbaren, nach der dem Unternehmen 
fallweise ein Rückzugsrecht des Angebots zusteht. Zweitens kann es auf individuelle 
Aufhebungsverträge umstellen, wie das der Ausschuß ‚Probleme bei Personalein- _ 
21 Heinz Strüber, Problematik der Personalanpassung, in: Personal, Heft 1/75, S. 2 ff. hier 


5.3 
28 Ebenda, S. 4 
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schränkungen“ der Deutschen Gesellschaft für Personalführung empfiehlt (29) und 
wie es anscheinend in vielen Branchen massenhaft gehandhabt wurde, ohne daß re- 
lativ spektakuläre Aufhebungsaktionen durchgeführt wurden (30). In beiden Fällen 
wird eine Steuerung auch indirekt dadurch bewirkt, indem bestimmten Beschäftig- 
tengruppen vordringlich Aufhebungsverträge angeboten bzw. dies bei bestimmten 
Gruppen abgelehnt werden. Außerdem werden die angezielten Arbeitskräfte dadurch 
„motiviert“, daß sie bei fehlender Freiwilligkeit anschließend normal entlassen wür- 
den mit geringeren Gratifikationen. 

Genau an diesem Punkt setzt das Interesse des BR ein: er wird versuchen, das 
Unternehmensangebot über die Kompensationen bei normalen Kündigungen hinaus- 
zudrücken. Dabei steht ihm kein formales Recht zu, sondern sein Einfluß gründet 
sich auf den Einfluß bei andernfalls notwendigen Entlassungsformen, den das Unter- 
nehmen gern vermindern würde. Insofern liegt es sehr im Unternehmerinteresse, sich 
mit dem BR auf ein mittleres Abfindungsvolumen zu einigen (31). 

Die BR hatten generell Schwierigkeiten, da das Instrument für sie neu war 
und die Folgewirkungen kaum zu übersehen waren; zudem standen sie unter Zeit- 
druck. Ihre Hauptlinie bestand darin, die Auswirkungen der ihnen notwendig er- 
scheinenden Entlassungen zu mindern. Bei Vorzeitpensionierungen berieten die 
BR die Belegschaftsmitglieder meist in positivem Sinne, wobei sie sich im Klaren 
waren, daß sie damit das Unternehmen der Notwendigkeit enthoben, Arbeitsplätze 
für ältere Arbeitskräfte zu gestalten und generell die Arbeitsbelastung so zu dimen- 
sionieren, daß das Arbeitsvermögen nicht geschädigt wird; weiterhin, daß ein Teil 
der Folgekosten übermäßiger Arbeitsabpressung in die Rentenversicherung umver- 
teilt wird. 

Bei den anderen Aufhebungsverträgen war die Position der BR widersprüch- 
licher, sodaß die Entscheidung den größtenteils schlecht informierten Arbeitern in- 
dividuell überlassen wurde. In der Frage, ob die Aufhebungsaktionen offen für alle 
Belegschaftsmitglieder gestaltet werden sollten, existierten im Extrem zwei Positio- 
nen. Eine plädierte für eine genaue Selektion, um durch das Ausscheiden genau der 
angezielten Belegschaftsteile die Betriebsrentabilität zu steigern und damit die ver- 
bliebenen Arbeitsplätze zu sichern. Die andere Position ging von einem Versagen 
der Unternehmenspolitik aus, das Entlassungen verursacheunddaß dann wenigstens al- 
len Belegschaftsmitgliedern die Entscheidung über ihr Verbleiben im Betrieb zuge- 
standen werden müsse. Außerdem werde, dadurch vermieden, daß ein gezielter 
Druck zur Kündigung auf bestimmte Belegschaftsteile ausgeübt werde. 


29 Vgl. Helmut Glaubrecht, Probleme bei Personaleinschränkung, in: Personalprobleme im 
Konjunkturverlauf, Handstein Verlag Köln, 1976, S. 18 

30 Bei dieser sogenannten Auflösung des Arbeitsverhältnisses im beiderseitigen Einverständ- 
nis stehen dem BR keine Rechte und direkten Einflußmöglichkeiten zu, es besteht aller- 
dings die Tendenz, den BR stärker in die Verantwortung miteinzubeziehen. 

31 Eine rechtlich noch nicht entschiedene Einflußmöglichkeit des BR bei Massenentlassun- 
gen wäre dann gegeben, wenn der Tatbestand einer „Betriebsänderung“ anerkannt wird, 
„die wesentliche Nachteile für die Belegschaft oder erhebliche Teile der Belegschaft zur 
Folge haben“ muß ($ 111 BetrVG). Aus ihr folgt die Verpflichtung. zur Aushandlung ei- 
nes Interessenausgleichs und eines Sozialplans (8 112 BetrVG). 
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Exkurs: Die verdeckte Selektion bei Aufhebungsverträgen 

Die Aufhebungsaktionen in der Automobilindustrie haben gezeigt, daß die angezielten Beleg- 
schaftsgruppen — weitgehend un- und angelernte Arbeiter, insbesondere ausländische Arbeiter 
— diese Aufhebungsangebote auch freiwillig angenommen haben. Was als Interessenidentität 
von Arbeitern und Unternehmen erscheint, verbirgt die einer solchen Entscheidung vorgelager- 
ten und sie einbettenden Selektionsmechanismen. In Wirklichkeit haben un- und angelernte Ar- 
beiter ein überdurchschnittliches Interesse an einem sicheren Arbeitsplatz, da es ihnen nur bei 
längerer Betriebszugehörigkeit gelingen kann, ihre Qualifikation und ihr Einkommen zu erhö- 
hen, in den Genuß der an die Dauer der Betriebszugehörigkeit gebundenen Rechte und Gratifi- 
kationen zu kommen, und da ihre Möglichkeiten, einen neuen Arbeitsplatz zu finden, über- 
durchschnittlich eingeschränkt sind. Von daher wäre es logisch, wenn gerade sie nicht auf so- 
che Aufhebungsaktionen eingingen. Zur Erklärung ihres Verhaltens müssen mehrere Faktoren 
herangezogen werden. Ihr Verbleiben im Betrieb könnte nur gesichert werden, wenn seitens 
des Unternehmens ein explizites Interesse an ihrem Verbleiben bestünde, wenn ausgebaute 
Rechtsschranken gegen ihre Kündigung existierten und ihre Stellung in der betrieblich/gewerk- 
schaftlichen Interessenvertretung stark wäre. Keiner dieser Faktoren ist gegeben. Dem steht 
nicht entgegen, daß formalrechtlich die arbeitsrechtliche Gleichstellung und seine Vertretung 
durch den BR abgesichert ist. 

Das Unternehmen will Arbeitskräfte loswerden insbesondere im Produktionsbereich; 
Ungelernte und Angelernte sind leicht zu ersetzen (Druck der industriellen Reservearmee), 
sie verfügen nur über eine geringe allgemeine und betriebliche Qualifikation, die in einer An- 
lernphase vielen anderen Arbeitskräften auch zu vermitteln ist. Ähnliches gilt für die quali- 
fizierteren älteren Arbeitskräfte, deren Spezialqualifikation das geschwundene Arbeitsver- 
mögen nicht mehr kompensieren kann. 

Die arbeitsrechtlichen Schutzbestimmungen sind für jüngere, gering qualifizierte Ar- 
beitskräfte am geringsten ausgebaut, da ihr sozialer Besitzstand, der zu schützen wäre, ver- 
gleichsweise am geringsten ist (Kündigung, Umsetzung etc.). Am schlechtesten sind hier die 
Arbeitsimmigranten gestellt, am besten die älteren Arbeitskräfte. 

Die betrieblich/gewerkschaftliche Interessenvertretung wie auch die staatliche Ar- 
beitsmarktpolitik (32) orientiert sich traditionell am Facharbeiterbild. Bei der Sozialauswahl ste- 
hen Kriterien wie Seniorität, Alter, Arbeitsleistung (stark an Qualifikation geknüpft) Geschlecht, 
Familienstand und Nationalität im Vordergrund. Mit dem Hinweis auf ihre unverbrauchte Lern- 
und Arbeitsfähigkeit, ihre Mobilität werden aus dem akzeptierten Selektionszwang heraus genau 
die Voraussetzungen zu Qualifikation und Einkommenssteigerung für Un- und Angelernte besei:- 
tigt (Arbeitsplatzsicherheit). 

Aus diesen Faktoren heraus eıgibt sich eine permanente Bedrohungskonstellation für 
Un- und Angelernte, der sie individuell nicht begegnen können, Im Fall des Belegschaftsab- 
baus können sie nur versuchen, individuell so viel wie möglich herauszuholen und genau diese 
Möglichkeit spiegelt die Aufhebungskündigung mit Abfindung vor. Zu der allgemeinen Kon- 
stellation kommen aber noch konkrete Bedrohungsmechanismen hinzu, die kurz am Bei- 
spiel des VW-Konzerns beschrieben werden sollen (33). 


32 Vgl. Lutz/Sengenberger, Arbeitsmarktstruktur. ö i i iti 
einen en Er 5 z en und öffentliche Arbeitsmarktpolitik, 

33 Die erste Aufhebungsaktion bei VW fand schon 1972 statt, bei der Abfindungen von 
3.500,- bis 6.000,— DM geboten wurden. 1973/74 findet dann die sogenannte Leiding- 
Aktion statt, die Einstellung von 13.000 Produktionsarbeitern. Im Funi 74 dann das erste 
Aufhebungsangebot in der Krise, das 3.481 Arbeiter annahmen; im Oktober 74 das zwei- 
te Aufhebungsangebot für 6.000 Arbeiter und Angestellte mit Prämien von 5.000,— bis 
9.000,— DM. Am 15.4.75 dann der Sanierungsplan, der einen Personalabbau von über 
15 000 vorsah, davon 5 000 über Aufhebungsverträge. Die Abfindungen wurden auf 
9 000.— bis 14 700.— DM (bei über 10-jähriger Betriebszugehörigkeit) erhöht. 
Die ersten Neueinstellungen erfolgten im Oktober 75 mit 450 Akkord-Arbeitern in den 
Werken Wolfsburg und Emden, die ersten Sonderschichten wurden im April 76 verein- 


bart (12 Sonderschichten bis zum März 77, die aber schon im November 76 voll ausge- 
nutzt waren). 
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Der VW-Konzern hat zwischen Anfang 1974 und Herbst 1975 seine Belegschaft inder BRD um 
ca. 32 000 = 25.4 % verringert; bis zum Jahresende 74 hatten davon über 70 % Aufhebungsver- 
träge angenommen. Die Aufhebungsaktionen waren durch verschiedene Maßnahmen vorberei- 
tet (34): 

1. Seit 1974 wurde mehr oder weniger offen von der Notwendigkeit von Massenentlas- 
sungen gesprochen. In der Unternehmenszeitung hieß es: „Weitergehende Schritte sind dann 
unerläßlich, wenn Aufhebungsverträge und Fluktuationsabgang allein nicht ausreichen ... 
Für die Mitarbeiter, deren Aufgaben wegfallen, ist es sicherlich erwägenswert, freiwillig zu ei 
nem früheren Zeitpunkt mit einer klar übersehbaren Förderungssumme versehen das Unter- 
nehmen zu verlassen, als sich später in die Unsicherheit eines möglicherweise notwendig wer- 
denden Kündigungsverfahrens hineinzubegeben.“ 

2. Wesentlich deutlicher und selektiver waren die Androhungen individueller Entlas- 
sung, die ‚Mitarbeitern‘ z.B. im Gespräch mit dem Meister übermittelt wurden. Bei diesem Kon- 
kretionsgrad der Entlassungsdrohung und fehlender Widerstandsperspektive bedeutete das für 
viele den direkten Zwang zur Annahme des Aufhebungsangebots. So wurden allein im Werk 
Hannover im April 1975 nach Schätzungen ca. 300 Arbeiter vom Vorteil der Aufhebungsver- 
träge überzeugt. 

3, Die gesamte Entlassungsaktion bei VW war von zahlreichen inner- und zwischenbe- 
trieblichen Umsetzungen begleitet. Abgesehen von Einkommens- und Qualifikationsverlust 
(s.u.) wird damit häufig die Entlassung vorbereitet. Der Umgesetzte wird aus dem vertrauten 
Kreis von Kollegen und Vertrauensleuten herausgerissen und damit aus dem Solidaritätszusam- 
menhang im Entlassungsfall. Er „verschwindet“ erst in einer anderen Abteilung, in der er diese 
Kontakte nicht hat; wenn er dann ganz aus dem Betrieb verschwindet, wird es kaum noch be 
merkt (35). Zum anderen ist der Umgesetzte inder neuen Abteilung der Neue, der auch alsEr- 
ster wieder abgeschoben werden kann, wenn die Abteilung verringert werden soll. Mehrmalige 
Umsetzungen können die Betroffenen also derart aus ihrem menschlichen und Arbeitszusam- 
menhang reißen, daß ihnen der Aufhebungsvertrag noch als günstige Absprungmöglichkeit er- 
scheint. Ein wechselnder Arbeitsplatz im Unternehmen ist häufig die Vorstufe zum Arbeits 
platzverlust. 


Die gesellschaftliche Situation der Un- und Angelernten, ihre Position auf dem Arbeitsmarkt 
und dann die „vorbereitenden“ betrieblichen Maßnahmen erklären also sehr wohl, weshalb die 
gefährdetsten Arbeitergruppen „freiwillig“ Aufhebungsverträge annehmen (36). Bei VW waren 


34 Vgl. dazu Rainer Dombeis, Massenentlassungen bei VW:Individualisierung der Krise, Ma- 
nuskript für Leviathan 4/76 

35 „Die spielen die Angst richtig aus... Als wir im Rohbau z.B. aus Materialgründen mit 
dem Programm von 290 auf 200 zurückgegangen sind, da hat der Ingenieur einfach an 8 
Arbeitsplätzen, ohne mit dem Betriebsrat das abzusprechen, Leute aus der Produktion 
rausgezogen. Die wurden mit einer anderen Aufgabe beschäftigt. Diese 8 Mann sind noch 
nicht weg, wenn sie heute 290 fahren, müssen die da wieder arbeiten. Solang machen die 
was anderes, die fegen oder sonst irgendwas; die kosten VW im Moment noch genausoviel 
Geld. Aber wenn jetzt der eine davon kündigt, dann wird er nicht mehr ersetzt, weil er 
sowieso nur noch so nebenher beschäftigt wurde. Die sind meist nicht ganz weg, in eine 
andere Halle, in eine andere Meisterschaft, die gerade angerufen hat: hab heute zu hohe 
Abwesenheit, ich brauche Leute. Die gehen durch die ganze Halle und dann siehst du sie 
ein paar Tage nicht, und die anderen Kumpels gewöhnen sich schon langsam daran, daß 
sie weg sind.“ Zitiert nach Günter Wallraff, Volkswagen. Eine Konzernstrategie und ihre 
Folgen, in: Krise und Gegenwehr, S. 88 f. 

36 Gülden/Peter bestätigen die beschriebenen Unternehmenstechniken zur Vorselektion: 
„Man nutzte das Bestreben von Meistern und Abteilungsleitern aus, in ihren Abteilun- 
gen möglichst viel einzusparen und deutete einigen Kollegen unverhohlen an, ein frei- 
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das maßgeblich die ausländischen Arbeiter (im Werk Hannover reduzierte sich die Zahl der Aus 
länder um über 70 % fast ausschließlich über Aufhebungsverträge), die 13 000 mit der „Leiding- 
Aktion“ 1973/74 Neueingestellten und die Pendler. 

Der hohe Anteil der Ausländer bei den Aufhebungsverträgen ist in ihrer noch zusätzlich 
eingeschränkten Rechtsposition, der Durchsetzung des Inländerprimats durch die Arbeitsämter 
und ihrer Randexistenz in Betrieb und Interessenvertretung begründet (s. u.). Im Werk Hannover 
nahmen zwischen Oktober 74 und Juli 75 ca. 61 % der dort beschäftigten Ausländer Aufhe- 
bungsverträge an, gegenüber 17.1 % der deutschen Beschäftigten (37). 


4.  Innerbetriebliche Versetzungen, Umgruppierungen und Änderungskündigun- 
gen 


Im Zusammenhang mit beschäftigungswirksamen Maßnahmen erfolgen innerbe- 
triebliche Umsetzungen meist nach Aufhebungsverträgen, da diese Maßnahme noch 
am wenigsten vom Unternehmen zu steuern ist. Abgesehen von den Ausnahmen, in 
denen noch benötigte, qualifizierte Arbeitskräfte diese Verträge angenommen ha- 
ben, sind im Durchschnitt soviel unqualifiziertere Arbeitskräfte abgegangen, daß bei 
der Aufrechterhaltung der Belegschaftsstruktur nach Tätigkeitsanforderungen etli- 
che der höher Qualifizierten herabgestuft werden müssen. Umsetzung in der Krise 
bedeutet dementsprechend auch: Verlust der alten, qualifizierteren Tätigkeit, der 
gewohnten Arbeitsumgebung und der arbeitsplatzspezifischen Qualifikation, wei- 
terhin aufgrund der Herabstufung eine Verringerung des Einkommens. Zielgruppe 
solcher Umsetzungen waren maßgeblich Facharbeiter und Angestellte, die in die 
Produktion versetzt wurden (38). 

Der quantitative Umfang solcher Umsetzung war in allen Automobilbetrieben 
erheblich; in einem der befragten Unternehmen betraf sie 5 000, in einem anderen 
1 000 Beschäftigte. 

Bei Umgruppierungen und Versetzungen steht dem BR ein Mitbestimmungs- 
recht nach $ 99 BetrVG in Verbindung mit $ 95 Abs. 3 zu, eine Vermittlungsfunk- 
tion beim Einspruch gegen eine Änderungskündigung (8 2 KSchG) (39). In der Re- 
gel versuchten die BR’'s, einen möglichst lang befristeten Lohnausgleich auszuhan- 
deln (z.B. bis zu 24 Monaten). Sie gingen dabei davon aus, daß die Herabstufungen 
vorübergehend seien und mit dem zu erwartenden Aufschwung rückgängig gemacht 
werden. Viele Unternehmen schrumpften aber langfristig und machten das auch 


williges Ausscheiden mit einer Abfindung wäre für sie günstiger als eine mögliche Ent- 
lassung nach den Betriebsferien. Das ging sogar soweit, daß in Einzelfällen Schwerbeschä- 
digte wegen eines „Aufhebungsvertrages‘ von Vorgesetzten angesprochen wurden. Ande- 
rerseits kam es aber auch vor, daß Vorgesetzte versuchten, besonders Facharbeiter und 
Spezialisten von einem ‚Aufhebungsvertrag‘ abzuhalten.“ a.a.O., S. 42. 
Ebenso Express 4/74, S. 5 

37 Vgl Dombois, a.a.O., S. 17 

38 VgL z.B. Informationen der Plakat-Gruppe/Stuttgart v. 3.12.75 

39 Wann eine Änderungskündigung vorliegt, bestimmt sich nach Tarifvertrag (z.B. Wechsel 
der Lohngruppe). Wichtig für die Eingriffsrechte des BR sind weiterhin Einzelarbeits- 
vertrag, Arbeitsordnung und eventuell bestehende Betriebsvereinbarungen. 
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durch eine schnelle Angleichung der Löhne an die neue Tätigkeit, d.h. Einkom- 
mensminderung, deutlich. 

* In einigen Tarifbereichen bestehen Regelungen, die die Möglichkeiten der Än- 
derungskündigung ab einem bestimmten Lebensalter (z.B. MTV Metallindustrie in 
Nürdwürttemberg/Nordbaden ab 53 Jahre) erschweren und die Verdiensteinbußen 
begrenzen. 

Die Anpassung der Personalstruktur an ein nur verringertes Produktionsvolu- 
men nach Entlassungen Abfindungsaktionen ist nur in wenigen Fällen das alleinige 
Motiv von Versetzungen. In der Mehrzahl der Fälle dürften sie mit längerfristigen 
Umorganisationen der Produktion einhergehen, die die Umsetzung und Herabstufung 
festschreiben. Die bisherigen Formen von Rationalisierungsschutzverträgen greifen 
hier überhaupt nicht. 

Darüberhinaus sind Fälle bekannt geworden, bei denen rechtlich oder perso- 
nalpolitisch unmögliche Entlassungen über eine oder mehrere Versetzungen durch- 
gesetzt wurden. Der Betroffene verliert seinen attraktiven Arbeitsplatz und sein 
Lohnniveau, die seine Gegenwehr gegen Entlassung begründet haben; er verliert 
darüberhinaus den in langer Betriebszugehörigkeit erworbenen Kontakt zu seinen 
Arbeitskollegen, wird dadurch in seinen Einflußmöglichkeiten beschnitten und so 
für die Eigenkündigung „weichgemacht“ (40). Viele Facharbeiter akzeptieren da- 
her eher eine Lohnminderung am alten Arbeitsplatz und beugen sich nur Strafum- 
setzungen an Akkordarbeitsplätze, 


Eine weitere Ursache von Umsetzungen ist die verringerte Leistungsfähigkeit auf- 
grund gesundheitlichen Verschleißes im Alter. Wie sich aus Gesundheitsberichten 
und Betriebsstatistiken entnehmen läßt, nimmt die Zahl der sogenannten Minder- 
leister aufgrund langfristig überhöhter Arbeitsverausgabung ständig zu. Ihre Situa- 
tion wird in der Krise aus zwei Gründen noch erschwert: die Auslese nach dem 
Leistungsprinzip wird noch verschärft und viele der unterdurchschnittlich produk- 
tiven sogenannten Schonarbeitsplätze (z.B. Warenlager) werden wegrationalisiert. 
Die Unternehmensstrategie des Fixkostenabbaus zielt insbesondere auf solche Be- 
schäftigtengruppen. Die hohe Arbeitslosenquote bei Schwerbeschädigten — trotz 
besonderen Kündigungsschutzes und staatlicher Lohnsubvention — ist Ausdruck 
der rigiden Durchsetzung des unternehmerischen Rentabilitätsprinzips. 


40 +. „ wird die Versetzung oder Umgruppierung dazu benutzt, den Widerstand des Be- 
triebsrates . ... zu unterlaufen... . Ein Reparaturschlosser soll entlassen werden. Dem 
Betriebsrat wird ein Entlassungsantrag zugleitet mit der Begründung ‚Arbeitsmangel‘. 
Der Betriebsrat verweigert seine Zustimmung. Darauf bekommt der Reparaturschlos- 
ser, der bisher 11.- DM verdient hat, eine Änderungskündigung, in der mitgeteilt wird, 
daß er nun als Stapelfahrer eingesetzt wird; der neue Lohn beträgt DM 8.20... Gegen 
dieses Vorgehen der Unternehmer hat der Arbeiter das Recht des Einspruchs; der Ein- 
spruch wird in der Regel abgelehnt. Die Erfahrungen lehren, daß in solchen Fällen Kla- 
gen beim Arbeitsgericht kaum Erfolg haben... . Da diese Änderungskündigungen erheb- 
liche Lohnverluste bedeuten, sagen nicht wenige Kollegen, ich laß mich lieber rauswer- 
fen, dann bekomme ich für meinen jetzigen Lohn wenigstens noch ein hohes Arbeits- 
losengeld.“ Arbeitsgruppe Ruhrgebiet, a.a.0.,S. 11 
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5. Relative Bedeutung der einzelnen Maßnahmen: 


Aus der folgenden Tabelle IV geht hervor, wieviel der befragten Betriebe in welcher 
Branche zu den einzelnen Maßnahmen gegriffen haben. Darin ist aber ihre Bedeu- 
tung für die Veränderung des betrieblichen Arbeitspotentials nicht adäquat ausge- 
drückt. 


Tabelle 4: Personalpolitische Maßnahmen in den Jahren 1974/75 (in % aller befragten Betriebe) 
Gesamt Energie Verarb. Bau- Handel Verkehr, Kredit Dienstl. 


Wasserv. Gewerbe gewerbe Nachricht. instit. freie 
Bergbau übermittlg. Versich. Berufe 
Reduzierung von 
Überstunden 66 43 76 76 si 53 32 34 
Abbau v. Sonder- 
schichten 12 2 20 10 6 9 2 2 
Kurzarbeit 30 1 44 33 8 4 _ 5 
Entlassungen 49 7 54 63 44 16 15 29 
Aufhebungsverträge 5 3 5 9 3 2 3 5 
Vorztge. Pensiong. 13 9 16 12 11 10 5 10 
Einstellungssperre 37 24 45 31 29 23 29 26 
Sozialplan erstellt 6 8 7 5 3 5 4 3 


Quelle: Befragung von Großbetrieben durch das IFS München, vgl. Arbeitsbericht IV, a.a.O., S. 24 


In der zeitlichen Aufeinanderfolge der einzelnen Maßnahmen zeigt sich ein ziemlich 
einheitliches Grundmuster: „In jedem Falle wurden Sonderschichten zuerst einge- 
stellt, es folgten Einstellungsbeschränkungen und Kurzarbeit; während mit Abfin- 
dungen und vorzeitigen Pensionierungen deutlich später begonnen wurde.“ (40 a) 
Umgekehrt wurde Kurzarbeit vor anderen Maßnahmen eingestellt, die Authebungs- 
aktionen liefen teilweise sehr lange. 

Der zeitlichen Reihenfolge kommt auch insofern Bedeutung zu, als sie stu- 
fenweise die Bedrohung der Belegschaft steigern und damit parallel die koliektiv- 
betrieblichen Widerstandsformen schwächen. Die Akzeptierung einer Maßnahme 
beinhaltet fast schon die Hinnahme der nächsten, schärferen Maßnahme, 


6.  Personelle Schwerpunkte der Entlassungen 


Wie aus Tabelle I abzulesen ist, wurde die Zahl der Beschäftigten im Straßenfahr- 
zeugbau insgesamt um 11.7 % zwischen Oktober 73 und Dezember 75 verringert. 
Als Selektionskriterien resultierten aus der Auseinandersetzung zwischen Unter- 
nehmensleitung und BR maßgeblich: 

(1) Dauer der Betriebszugehörigkeit und Alter 

(2) Gesundheitliche und altersbedingte Beeinträchtigungen des Leistungsvermö- 

gens 
(3) Arbeitsplatzbezogene, gewerkschaftliche und politische Aktivitäten im Be- 


40a ISF München, Arbeitsbericht IX, a.a.O., S. 109 
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trieb. 

Als Ergebnis betrieblicher Entlassungspolitik zeigte sich, daß das flexibelste Po- 
tential der Betriebe in den ausländischen Arbeitern bestand.’Da aufgrund der Um- 
stellung der Arbeitsstatistik keine Globalzahlen über die Verringerung der Auslän- 
derbeschäftigung in den Branchen seit dem Höhepunkt der Ausländerbeschäftigung 
im Herbst 1973 existieren, kann der Umfang der Abwälzung der Entlassungen auf 
ausländische Arbeiter nur an (allerdings sehr prägnanten) Einzelbeispielen abgeschätzt 
werden (40 b). Die IFS-Untersuchung gibt für zwei große Unternehmen der Automo- 
bilindustrie folgende Verteilung an: 


Tabelle 5: Abbau verschiedener Beschäftigtengruppen in zwei Unternehmen der Automobilin- 
dustrie in der Phase des hauptsächlichen Personalabbaus 1973/1975 (in % des jewei- 
ligen Belegschaftsanteils) . 


Unternehmen 1 Unternehmen 2 
Belegschaft insgesamt - 22,8 - 25,9 
Gehaltsempfänger - 6,7 - 6,4 
Lohnempfänger -27,1 - 29,0 
davon deutsche Männer -12,1 KA 
deutsche Frauen - 25,9 KA 
ausl. Arbeiter - 56,6 - 65,6 
ausl. Männer - 57,6 KA 
ausl. Frauen - 39,7 KA 
Produktionsbereich KA - 35,9 
Verwaltungsbereich KA - 9,5 
Auszubildende - 8,5 + 2,5 


Quelle: Arbeitsbericht IV des IFS München, a.a.O., S. 77 


Insgesamt folgert das ISF: „Durchweg waren dies die in der Fertigung eingesetzten, 
direkt produktiven Arbeitskräfte, unter denen wiederum die Ausländer einen be- 
deutsamen Anteil, teilweise sogar den überwiegenden Anteil am Personalabbau hat- 
ten. So waren bei zwei großen Automobilherstellern 60 bzw. 40 v.H. der zwischen 
1973 und 1975 ausscheidenden Werksangehörigen Ausländer. Auch bei den kleine- 
ren Unternehmen und bei den Zulieferern traf der Personalabbau vor allem die aus- 
ländischen Arbeitnehmer.‘ (Ebenda, S. 111) Für den VW-Konzern ermittelte Dom- 
bois, daß die Entlassungen vor allem die Arbeiter traf, insbesondere solche aus dem 
Akkordbereich, insbesondere jüngere Arbeiter mit kurzer Werkszugehörigkeit und 
insbesondere die unteren Lohngruppen. Darunter waren dann die ausländischen Ar- 
beiter die größte Gruppe. 


40b Die Zahl der ausländischen Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe verringerte sich zwi- 
schen Sept. 74 und Sept. 75 um 13,9 %. Vgl. ANBA 11/76, S. 1163 
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Tabelle 6: Abbau verschiedener Beschäftigtengruppen im VW-Konzern in der BRD 


31.12.73 31.7.75 Veränd. Anteil  Anteila.d. 
75/73 a. Abbau Belegsch. 
Gesamtbelegschaft 125.787 94.761 - 24,7 
Angestellte 14.596 13.889 - 48 2,3 11,6 
Arbeiter 109.283 78.838 -27,9 98,1 86,9 
Ausländer 19.954 6.529 -67,3 43,3 15,7 
Deutsche Arbeiter 89.329 72.309 -19,1 54,9 71,0 


Quelle: Dombois, a.a.O., S. 15 u. 17 


Insgesamt kann also angenommen werden, daß in den Industriebereichen mit hoher 
Ausländerquote und konjunkturempfindlicher Güterproduktion ein Großteil des 
Personalabbaus über ausländische Arbeitskräfte abgelaufen ist. Zuammen mit den 
Ausländern bilden die gering qualifizierten Frauen (41), gesundheitlich verbrauchte 
oder geschädigte Arbeiter/Angestellte sowie un- und dequalifizierte Arbeitsplatz- 
wechsler und Pendler das Entlassungsreservoir in der Krise. Durch die Rationalisie- 
rung im Angestelltenbereich im Verarbeitenden Gewerbe setzen sich auch dort 
langsam ähnliche Selektionskriterien wie im unmittelbaren Produktionsbereich 
durch (42) — allerdings mit zeitlicher Verschiebung und in anderen Formen der 
technisch-arbeitsorganisatorischen Rationalisierung. Andere Entlassungsgründe lie- 
gen bei der Disziplinierung von betrieblich-gewerkschaftlich aktiven Belegschafts- 
mitgliedern vor, hier geht es maßgeblich um die frühzeitige Eliminierung betriebli- 
chen Konfliktpotentials, die Verringerung zuzüglicher sozialpolitischer Kosten. 


7.  Kalküle der Ausländerbeschäftigung: 


Auf den ersten Blick erscheint es logisch, nach einer Art „volkswirtschaftlichem Se- 
nioritätsprinzip“ in der Krise als erstes die Ausländerbeschäftigung wieder abzubau- 
en, die in der Hochkonjunkturphase ausgeweitet worden war. Dieses Argument 


41 Zur Personalpolitik von VW gegenüber Frauen in der Krise vgl. Claudia Pinl, Arbeitslo- 
se Frauen — Schlußlichter der Konjunktur, in: Vorgänge 23, S. 26 

42 Vgl. Autorengemeinschaft, Zur Beschäftigungslage der Angestellten, in: Mitteilungen der 
Arbeitsmarkt; und Berufsforschung, Heft 3/76, S. 302 ff. 
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bleibt aber nur logisch, wenn nur die Produktionspotentiale mit Ausländern be- 
setzt wurden, die den Spitzenbedarf der Hochkonjunktur befriedigten und damit 
keine Umstrukturierung der volkswirtschaftlichen und einzelbetrieblichen Produk- 
tion verbunden war. Ein Überblick über die Einsatzbereiche sowie die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der ausländischen Arbeiter in der BRD zeigt aber, daß sie neben 
der Funktion der Kapazitätsausweitung auch wesentlich eine Rentabilitätsfunktion 
haben: durch unterdurchschnittliche Löhne, Arbeitsbedingungen, Aufstiegs- und 
Qualifizierungsanforderungen auf .der einen Seite, ein überdurchschnittliches Ar- 
beitsvermögen und einen hohen Mobilitätszwang auf der anderen Seite (43). Die Ar- 
beitskosten pro Produktionsarbeiter werden durch die Ausländerbeschäftigung we- 
sentlich gesenkt. Der Druck auf die Arbeitskosten nimmt in der Krise noch wesent- 
lich zu und würde unter diesem Gesichtspunkt eher eine Ausweitung der Ausländer- 
beschäftigung nahelegen. Aus der Sicht des Unternehmers hat sich die Stellung der 
ausländischen Arbeiter in der Krise durchaus verbessert: ihre betrieblich-gewerk- 
schaftliche Position im Betrieb ist so schwach, daß sie sich gegen Lohnabbau und 
Arbeitsintensivierung kaum wehren können; sie sind als Angelernte im Betrieb 
leicht umsetzbar; ihr Arbeitsvermögen und ihre Arbeitsbereitschaft ist überdurch- 
schnittlich und sie akzeptieren am ehesten hohe Arbeits- und Gesundheitsbelastun- 
gen. In all diesen Punkten sind sie vergleichbaren einheimischen Arbeitskräften 
überlegen (44). Zur Erklärung der hohen Entlassungsquoten bei Ausländern müssen 
also noch zusätzliche Gesichtspunkte herangezogen werden: 

(1) Die mehrheitliche Beschäftigung in Produktionsabteilungen, die generell am 

stärksten von Produktionseinschränkungen betroffen werden; 
(2) die personalpolitische Strategie, einen Teil der Belegschaft (sogenannte Rand- 
belegschaft) nur vorläufig oder zeitlich beschränkt einzustellen; 
(3) die Minimierung der sozialen und politischen Konflikte bei Entlassungen; 
(4) die Durchsetzung des Inländerprimats über die staatliche Arbeitsmarktpolitik. 


Diese Einzelaspekte können aber hier aus Platzgründen nicht näher ausgeführt wer- 
den (45). Gerade aber der letzte Punkt deutet daraufhin, daß der staatlichen Arbeits- 
und Sozialpolitik bei der Segmentierung des Arbeitsmarktes große Bedeutung zu- 
kommt. Dieser Gedanke wäre auch für andere diskriminierte Beschäftigungsgruppen 
zur Erklärung ihrer betrieblichen Konkurtenzsituation zu konkretisieren. 


43 Vgl. Eckart Hildebrandt/Werner Ole, Ihr Kampf ist unser Kampf — Teil I, Offenbach 
1975 

44 Die Unternehmensbefragung von Bullinger/Huber a.a.O., ergab, daß die besonderen Vor- 
teile der Ausländerbeschäftigung in ihrer Arbeitsbereitschaft unter ungünstigen Arbeits- 
bedingungen, ihrem Fleiß und ihrer Bereitschaft zu Überstunden gesehen wurden. Nach- 
teilig wurde ihre hohe Fluktuation beurteilt, was aber zu interpretieren ist. Vgl. dort 
Ss. 18 ff. 

45 Vgl. dazu aber E. Hildebrandt, W. Olle, Ihr Kampf ist unser Kampf — Teil II, erscheint 
demnächst im Verlag 2000, Offebach 1977 
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Teil II 
Die neue Strategie des Kapitals: Felxibilisierung des 
betrieblichen Arbeitsvolumens statt Neueinstellungen 


Die Krise seit 1973 hat in den Unternehmen zu einer differenzierteren und länger- 

fristigen Personalpolitik geführt. Die Problemstellung der Personalpolitik hat sich 

von der Arbeitsbeschaffung zum Personalabbau hin verlagert. Der darin angelegte 

Lernprozeß beinhaltet, zukünftig noch stärker darauf zu achten, zumindest einen 

Teil der Belegschaft ohne größere finanzielle und politische Kosten disponibel zu 

halten. Die Strategie einer disponiblen Belegschaft schließt ein: 

1. Die generelle Verringerung der Belegschaften durch technisch-arbeitsorganisato- 
rische Rationalisierung, durch gesteigerte Ausnutzung des Arbeitsvermögens der 
Beschäftigten und die Abdeckung von Produktionsspitzen durch externe Produk- 
tionen/Arbeitskräfte. 

2. Die Steigerung der innerbetrieblichen Mobilität der Belegschaft. 

3, Abbau der rechtlichen und finanziellen Schranken von Entlassungen, Steigerung 
der überbetrieblichen Mobilität. 

Eine so definierte Strategie geht also über pragmatisches Unternehmerverhalten in 

einer Phase unsicherer Konjunkturentwicklung weit hinaus. 

Die Entwicklung von neuen Instrumenten ist verstärkt notwendig, da einige 
Mobilitätspotentiale in der nächsten Phase nicht mehr in dem Umfang zur Verfü- 
gung stehen: 

durch den Anwerbestopp für ausländische Arbeiter und die restriktive Hand- 
habung der Ausländergesetze ist das Potential der Arbeitsimmigranten, die maßgeb- 
lich die Beschäftigungsanpassung in dieser Krise getragen haben, verringert und 
kann in der. alten Form nicht erneut aufgebaut werden. Hinzu kommt die Auswei- 
tung der Schutzbestimmungen für besonders bedrohte Arbeitskräftegruppen durch 
Gesetze (z. B. Ausweitung des Kündigungsschutzes auf unter 18-Jährige seit dem 
9.7.76) und Tarifverträge (hier insbesondere Schutz älterer Arbeitskräfte vor Ent- 
lassung und Umsetzung). 


Elemente einer neuen Strategie, die auf eine langfristige Senkung der Lohnkosten 
und die Flexibilisierung der Belegschaften hinauslaufen, lassen sich derzeit noch 
nicht deutlich ausmachen (46). Die Phase seit Mitte 1975 kann durch die rigide Ver- 


46 Eine Skizze dieser Strategie bringt Martin Posth, Personalabbau in der Unternehmung, 
in: Personal, Heft 3/75, S. 114 f£.: 
„Im Rahmen einer vorausschauenden Personalabbauplanung kommt es darauf an, die 
Mobilität, Flexibilität und Substitutionalität der betrieblichen Arbeitskräfte so zu steu- 
ern, daß jederzeit personelle ‚Abbaureserven‘ in Form von leicht aus der Gesamtbeleg- 
schaft herauslösbaren, um die Stammbelegschaft gruppierten, Mitarbeitern zur Verfügung 
stehen. Das kann beispielsweise erreicht werden durch: 
— Verknüpfung von betrieblicher Personal- und Bildungsplanung 
— Jahresverträgen mit ausländischen Arbeitnehmern (nicht EG) 
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meidung von Neueinstellungen und — mit starken Unterschieden in den einzelnen 
Branchen - die weitere, langsame Schrumpfung der Belegschaften durch technisch- 
arbeitsorganisatorische Umstellungen und Neuerungen beschrieben werden. Dies 
zeigen sowohl eine Umfrage der Handelskammern bei den Großbetrieben ihrer Re- 
gion (47), als auch die Äußerungen der verschiedenen Unternehmensleitungen (48). 


Interessant für die Durchsetzung dieser Beschäftigungsstrategie ist, daß wenig Wider- 
stand von den BR entgegengesetzt wird. Das hat zwei Gründe: erstens hat sich das Un- 
ternehmerverhalten gegenüber den BR insofern gewandelt, als die BR in die Probleme 
betrieblicher Antikrisenmaßnahmen einbezogen und an einzelbetriebliche Rentabi- 
litätsüberlegungen gebunden werden. Dabei ist besonders auf die Funktion der Wirt- 
schaftsausschüsse hinzuweisen (88 106 ff. BetrVG). Zweitens wollen sie möglichst 


— befristete Arbeitsverhältnisse 

— Einrichtung von Hausfrauenschichten 

— Beschäftigung von Teilzeitkräften 

— Erstellung von Rentnerwerkstätten 

— Erteilung von Werksaufträgen an Fremdfirmen 

— Beschäftigung von Leiharbeitnehmern/Personal-Leasing 

— Flexible Gestaltung des Produktionsprogramms 

... Zur vorbeugenden ‚Freisetzungsplanung‘ gehört auch eine vorzeitig mit dem Betriebs- 
ratvereinbarte ‚Auswahlrichtlinie‘ ($ 95 BetrVG). Gleiche Überlegungen gelten für die Er- 
stellung eines Sozialplans ($ 112 Betr VG)... 

Geradezu selbstverständlich sollte heute die rechtzeitige Einbeziehung des Betriebsrates 
in alle personalplanerischen Maßnahmen unabhängig und oberhalb gesetzlich/tariflicher 
Zwänge sein. Auf diese Weise ist sichergestellt, daß beide Seiten von vornherein für alle 
diesbezüglichen Aktivitäten gemeinsam die Verantwortung tragen, was die Durchführung 
personellen Abbaus wesentlich erleichtern dürfte.“ 

Die Phasen der Veränderung betrieblicher Personalpolitik beschreibt Max Kruk: „Mit ho- 
her Wahrscheinlichkeit kann man voraussagen, daß die Arbeitslosigkeit diesmal weniger 
rasch zurückgehen wird als nach früheren Schwächeperioden. Zunächst werden die Un- 
ternehmen bei wachsenden Aufträgen, wie früher auch, die Kurzarbeit abbauen oder be- 
seitigen. Wegen der inzwischen erreichten Produktivitätssteigerung wird diese Periode re- 
lativ lang sein. In einer zweiten Phase werden die Unternehmen dann zu Überstundenar- 
beit übergehen (was die Belegschaft erfahrungsgemäß gern mitmacht). Und erst relativ 
spät, wenn eine Vermehrung der Arbeitsplätze nicht mehr vermieden werden kann, wenn 
sich außerdem erweist, daß die Besserung kein „Strohfeuer‘ ist, sondern einen dauerhaf- 
ten konjunktureilen Aufschwung signalisiert, erst dann werden die Firmen an Neueinstel- 
lungen größeren Umfangs denken.“ FAZ vom 18.8.75 

47 Eine Zusammenstellung dieser Umfragen wurde noch nicht vorgenommen, die Tendenz 
deutet aber auf einen weiteren Beschäftigungsabbau und auf Neueinstellungen nur in ei- 
nigen Einzelbetrieben. 

48 „Investitionsziele waren“, ließ Mercedes-Chef Joachim Zahn die Aktionäre wissen, ‚‚vor 
allem die Erhöhung der Flexibilität, die Steigerung der Produktivität und eine weitere 
Verbesserung in der Arbeitsplatzgestaltung. „Und BMW-Chef Eberhard von Kuenheim 
will in diesem Jahr 260 Mio Mark in die Rationalisierung und Flexibilität stecken. Die 
geplante Mehrproduktion von 30 000 Wagen können die Münchner nur mit Sonder- 
schichten schaffen — doch neue Autobauer sollen kaum eingestellt werden. Zähen Wider- 
stand gegen Neueinstellungen leistet auch VW-Chef Toni Schmücker, der... jetzt mit 
Sonderschichten und ‚Verzicht auf die Spitzen in der Nachfrage‘ wieder Gewinne an- 
peilt.““ Zitiert nach Spiegel 12/76 v. 15.5.76, S. 89 ff. 
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eine Wiederholung der Situation vermeiden, Entlassungen mittragen zu müssen 


Durch eine Minimierung der Neueinstellungen verringern sie die Konkurrenz der 
noch Beschäftigten, erreichen mittels Überstunden/Sonderschichten einen Aus- 
gleich für die Einkommenseinbußen in der Krise und verringern das Risiko, wie- 
der in die Schwächeposition wie in der Krise zu geraten. Die betriebsfixierten, 
kurzfristigen Kalküle der derzeitigen BR-Politik führen folglich dazu, daß sie sich 
objektiv der Unternehmensstrategie annähert. 


Elemente einer veränderten Personalpolitik 


Da der Artikel sich auf die Formen und Funktionen betrieblicher Abbaumaßnah- 
men beschränkt, muß er auch an dieser Stelle den ökonomischen Zusammenhang, 
dessen Ausdruck betriebliche Personalpolitik nur sein kann, unausgeführt lassen. 
So werden die Weiterentwicklungen der Weltarbeitsteilung (Verlagerung in Nied- 
riglohnländer, zunehmende Importkonkurrenz), die steigende Kapitalintensität der 
industriellen Produktion, die intensive technische und arbeitsorganisatorische Ra- 
tionalisierung in den kaufmännischen Bereichen, der Konzentration und Zentrali- 
sation von Unternehmen sowie der Branchenstrukturwandel in der BRD den ent- 
scheidenden Einfiuß auf die Zielrichtung der Beschäftigungspolitik und die Bedeu- 
tung einzelner Personalpolitiken/Beschäftigungsformen haben (vgl. auch Prokla 19/ 
20/21). Im folgenden geht es nur darum, einige Formen der längerfristigen Flexibi- 
lisierung der Belegschaften, die für die nächste Phase an Bedeutung gewinnen könn- 
ten, kurz zu beschreiben. 


1. Aufbau einer Randbelegschaft durch Ausweitung von Werkverträgen, befristeten 
Arbeitsverträgen und Leiharbeit: Betriebliche Arbeitsverträge auf Zeit sind nur bei 
Ausbildungsverhältnissen, in den Forschungs- und Entwicklungsabteilungen häufig 
sowie bei ausländischen Arbeitern die Regel. Bekannt geworden ist darüber hinaus 
die Einstellungsaktion auf Zeit bei Opel Rüsselsheim für ca. 2 000 Beschäftigte im 
Herbst 1975. Diese Verträge wurden später auf Druck des BR verländert und in Dau- 
erarbeitsverhältnisse umgewandelt. 

Über den quantitativen Umfang, die Einsatzbereiche und die formale Orga- 
nisation von Werkverträgen und sogenannte Leiharbeit, die sich teilweise über- 
schneiden, ist nur wenig bekannt. 

Der gewerbsmäßige Verleih von Arbeitskräften war bis April 1967 durch 
$ 37 Abs. 3 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitstosenversicherung 
(AVAVG) verboten. Dieses generelle Verbot wurde dann aufgrund einer Klage 
eines Zeit-Arbeit-Unternehmens vom Bundesverfassungsgericht wegen Unverein- 
barkeit mit Art. 12 Grundgesetz (freie Arbeitsplatz- und Berufswahl) aufgehoben 
unter den Annahmen, daß das Arbeitsvermittlungsmonopol des Staates wegen der 
geringen Zahl der ZA-Unternehmen nicht eingeschränkt und zusätzliche Arbeits- 
kräfte mobilisiert würden. Am 7.8.1972 wurde durch das Arbeitnehmerüberlas- 
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sungsgesetz (AUG) ein staatlicher Konzessionierungs- und Kontrollrahmen ge- 
schaffen. Mit der Aufhebung des Verbots war die Zahl der ZA-Unternehmen schlag- 
artig angewachsen, der Schwerpunkt der Vermittlungstätigkeit verlagerte sich von 
den kaufmännischen zu den gewerblichen Berufen. Neben den renommierteren 
Unternehmen der Branche (zusammengeschlossen im Unternehmensverband für 
Zeit-Arbeit e.V. seit 1969 und im Bundesverband Personal-Leasing seit 1972) ver- 
mehrten sich die sogenannten Sklavenhändler, die weitgehend Ausländer ohne 
Arbeitserlaubnis vermittelten. So erteilte z.B. das Arbeitsamt Berlin einem Verleih- 
unternehmen einen Bußgeldbescheid über 100 000.— DM, weil es in 1078 Fällen 
ausländische Arbeiter ohne Arbeitserlaubnis beschäftigt hatte (49). 

Der DGB hatte sich von Anfang an für ein Verbot der privaten Arbeitnehmer- 
überlassung ausgesprochen (50). Auf Gewerkschaftstagen waren Verbotsanträge ein- 
stimmig beschlossen worden (DGB, IGM, DruPa, BauSteineErden). Die wesentli- 
chen Gegenargumente sind: der Wegfall der Urteilsbegründungen des BVerfGerich- 
tes, die Abwerbung von Stammarbeitern, die faktische Dominanz kurzfristiger Ar- 
beitsverhältnisse auch beim Verleiher, die erhöhte Fluktuation, die Senkung des 
Qualifikationsniveaus, das Unterlaufen betrieblicher und tariflicher Sozialpolitik, 
die Beeinträchtigung der betrieblichen Mitbestimmung und gewerkschaftlichen Or- 
ganisierung, die Möglichkeit des Streikbruchs. 

Ziemlich sicher ist, daß die Zahl von geschätzten 60 000 legalen Leiharbei- 
tern 1973 inzwischen kaum abgesunken ist und seit 1975 verstärkt angewachsen ist 
(51). Dies ergab eine Betriebsumfrage des DGB und wird auch an der Entwicklung 
des größten ZA-Unternehmens „adia interim‘ deutlich, das in den ersten Monaten 
1976 bis zu 15 % mehr gewerbliche Arbeitskräfte als im entsprechenden Vorjahres- 
zeitraum ausgeliehen hat und mit einer noch verstärkten Nachfrage rechnet (52). Es 
sind Fälle bekannt, in denen Betriebe während des Belegschaftsabbaus die Zahl der 
Leiharbeiter erhöht haben; ein Großbetrieb der Automobilzuliefererindustrie ent- 
ließ im Mai 75 über Aufhebungsverträge 250 Produktionsarbeiterinnen und setzte 
kurz darauf eine größere Zahl von Leiharbeiterinnen auf diese Dauerarbeitsplätze. 
Auf bestimmten Arbeitsplätzen werden hintereinander verschiedene Leiharbeiter 
beschäftigt. Insbesondere bei Auseinandersetzungen um die Durchsetzung von ge- 
werkschaftlichen Forderungen kam es zu Reibungen zwischen Belegschaften und 
Leiharbeitern bis hin zum Streikbruch durch Leiharbeiter in einem norddeutschen 
49 Vgl. Udo Mayer, Der Schutz von Leiharbeitnehmern und das AUG, in: Arbeit und Recht, 

Nr. 12/1974, S. 353 ff., hier $S. 353 
50 Vgl. Stellungnahme des DGB für den Bericht der Bundesregierung an den Deutschen 

Bundestag über Erfahrungen bei der Anwendung des AUG, Düsseldorf den 3.4.74 und 

Kritische Anmerkungen des DGB zu dem Bericht der Bundesregierung an den Deutschen 

“Bundestag vom 9.Juli 1974 über Erfahrungen bei der Anwendung des AUG (Bundes- 

tagsdrucksache 7/2365), Düsseldorf den 25.9.74 
5i Werner Then, Präsident des UZA, prognostiziert, daß bis 1980 ca. 5 % aller Arbeitneh- 

mer Zeit-Arbeiter sein werden, die die derzeit bestehende und abzubauende ‚‚Personalre- 

serve“ von durchschnittlich 5 % der Belegschaften ersetzen sollen. 

(Vgl. Then, Die wirtschaftlichen und personalpolitischen Vorteile der „Zeit-Arbeit“, in: 

Personal, Heft 4/72, S. 148 ff. 

52 Vgl Süddeutsche Zeitung vom 7.9.1976 
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Raffineriebetrieb (53). 

Die Spaltung des betrieblichen Interessenvertretungsgefüges ist grundsätzlich 
durch die kurzfristige Beschäftigung der Leiharbeiter und ihre rechtliche Zuordnung 
zum ZA-Unternehmen angelegt. Im ZA-Unternehmen kann eine Interessenvertre- 
tung faktisch kaum organisiert werden, da die Leiharbeiter bei den entleihenden Be- 
trieben arbeiten, dort sind sie aber tarifvertraglich und betriebsverfassungsrechtlich 
nicht eingegliedert. So wurde den BR'‘s des entleihenden Betriebes nur ein Recht 
auf Unterrichtung vor der Einstellung von Leiharbeitern zugesprochen (BAG v. 
5.74). Die Spaltungsfunktion hat hier gesetzliche Form angenommen. 


2. Ebenso bedeutsam scheint die Strategie zu sein, sich eine externe Belegschaft 
aufzubauen. Dies geschieht durch die zeitweise Vergabe von Fremdaufträgen und 
die Abwälzung von Produktionsschwankungen auf Zulieferbetriebe. Diese Strategie 
ist mit zunehmender 

aufzubauen. Dies geschieht durch die zeitweise Vergabe von Fremdaufträgen und 
die Abwälzung von Produktionsschwankungen auf Zulieferbetriebe. Diese Strategie 
ist mit zunehmender Unternehmensgröße wirkungsvoller zu verfolgen (54). 


3. In gewissem Ausmaß läßt sich auch die Arbeitszeit der Belegschaft flexibilisieren. 
In der Krise wurde sie durch Kurzarbeit und Werksferien verkürzt, im Aufschwung 
kann sie durch Überstunden und Sonderschichten gestreckt werden. Dabei geht die 
Extensivierung mit einer Intensivierung der Arbeit einher. 

In der Krise war schon ein nur geringfügiger Abbau der Überstunden beobach- 
tet worden, teilweise sogar die Gleichzeitigkeit von Überstunden und Kurzarbeit im 
gleichen Betrieb. Ein typisches Beispiel ist die Babcock-Gruppe, die im Geschäfts- 
jahr 1974/75 ihre Belegschaft um 1 100 Arbeitskräfte verringerte, gleichzeitig aber 
4 Mio Überstunden abforderte, was dem Arbeitsvolumen von ca. 2 000 Belegschafts- 
mitgliedern entspricht. Ihr Vorstandsvorsitzender Ewaldsen konstatiert explizit die 
Harmonie von schrumpender Belegschaft und hoher Überstundenleistung. „Allein 
mit Überstunden erreicht man die notwendige Flexibilität im Personaleinsatz, aber 
auch in der Kostenstruktur.“ (54 a) 

Insgesamt hat die Überstundenleistung pro Arbeitnehmer pro Woche mit der 
Vertiefung der Krise abgenommen: sie betrug im Juli 1972 = 3.0, im Juli 1973 = 
3.0, im Juli 1974 = 2.5 und im Juli 1975 = 1.9 Wochenstunden. In einigen Zweigen 
und Betrieben der Verarbeitenden Industrie liegt sie aber wesentlich höher (55). 

Die ökonomische Rationalität der Unternehmensstrategie ist unmittelbar ein- 
sichtig: sie liegt erstens in der Flexibilisierung der „zuverlässigen“ Stammbelegschaft 


53 Vgl. Beitrag des DGB für den zweiten Bericht der Bundesregierung über Erfahrungen bei 
der Anwendung des AUG, Düsseldorf den 12.3.76 sowie weitere Ausführungen dazu vom 
29.3.76 

54 Unter diesen Punkt gehören auch die derzeitigen Verhandlungen, bei Audi-NSU Merce- 
des-Kombis zu bauen. Vgl. Handelsblatt v. 3.11.76 

54a Handelsblatt v. 19.2.76 

55 Vgl. handelsblatt vom 16.2.76 


und der Verringerung zukünftiger Betriebskonflikte umKurzarbeit und Entlassungen, 
zweitens in den kalkulierbar niedrigeren Kosten der Mehrarbeit. Verursacht diese nur 
einen Mehrarbeitszuschlag von 25 % in der Stunde, so entstehen bei Neueinstellungen: 
Anwerbungs- und Einstellungskosten, Kosten für Arbeitsplatzinvestition, Einarbei- 
tungskosten; zusätzliche soziale, gesetzliche Lohnneben- und tarifliche Lohnkosten. 
Für die erste Gruppe der „Fluktuationskosten“ wurden bei einem Facharbeiter 
schon 26.000,— DM errechnet (56). Bei der zweiten Kostengruppe ergibt sich eine 
Einsparung von 25 % der Lohnkosten (57). Noch nicht eingeschlossen in die Be- 
rechnung sind die Kosten eines zusätzlichen Arbeitsplatzes. 

Im Gegensatz zu den Überstunden sind Sonderschichten in der Krise voll ein- 
gestellt worden, gewannen aber besonders in der Automobilindusirie schon mit den 
ersten Auftragsausweitungen wieder an Bedeutung. Teilweise schon einen Monat 
'nach der letzten Kurzarbeitsphase wurden Anfang 1975 wieder die ersten Sonder- 
schichten beantragt. 

Überstunden, Sonderschichtenund Einstellungen waren für die Betriebsräte An- 
satzpunkte, Forderungen zur Verringerung der Arbeitsplatzbedrohung einzubringen. 
Die Grundlage bildet die Mitbestimmungspflicht des BR nach $ 87 Abs. 1, Ziff. 3 
BetrVG, die außer in akuten Notständen und bei Einzelmehrarbeit gegeben ist. In 
vielen Fällen wurde durchaus erkannt, daß das Akzeptieren von Mehrarbeit außer 
der kurzfristigen Einkommenssteigerung eine Reihe von Nachteilen beinhaltet wie: 
Druchbrechen des Achtstundentages bzw. der Vierzigstundenwoche und damit gleich- 
zeitig Schwächung von zukünftigen Forderungen nach Arbeitszeitverkürzungen, die 
Überforderung des Arbeitsvermögens mit gesundheitlichen Folgeschäden und letzt- 
lich Entsolidarisierung durch individuelle Einkommensverbesserungen bzw. -differen- 
zierungen innerhalb der Belegschaft und im Verhältnis zu den Arbeitslosen. 

Dementsprechend wurden von Belegschaften, VL und BR u. a. gefordert: 

— Festlegung einer Zahl von gleichzeitigen Neueinstellungen; 

— Verbesserung der betrieblichen Personalplanung; 

— Kündigungsverbot für einen bestimmten Zeitraum; 

— Erholungspausen zur Kompensation der Mehrbelastung (58) 

Exemplarisch sind im folgenden die Auseinandersetzungen um solche Forderungen 
in zwei Betrieben dargestellt.: 

a) Versuch der Durchsetzung einer Beschäftigungsgarantie bei der Firma A. Pierburg Auto- 

gerätebau KG j j 
1975 waren bei Pierburg 760 Entlassungen geplant. Durch die Einigungsstelle wurde diese Zahl 
auf 450 herabgesetzt, die bis zum 30.11.75 durch Fluktuation oder Aufhebungsverträge ausschei- 
den sollten (vgl. Express 6/75, S. 10). 

Schon kurz nach der Abfindungsaktion wurde deutlich, daß ca. 270 Arbeitsplätze neu zu 


56 Vgl. das Berechnungsbeispiel im Handelsblatt vom 21.12.76, in dem die Einarbeitungsko- 
sten mit 23 000 DM den weitaus größten Posten ausmachen. 

57 Vgl. die genaue Aufstellung bei Ernst Wolf/Gunter Rose, Mehrarbeit bei hoher Arbeits- 
losigkeit — Herausforderung für Betriebsrat und Gewerkschaft, in: Der Betriebsrat 
8/76, S. 298 ff. . 

58 VgL Referentenleitfaden des DGB, Themenkreis Betrieb — Auswirkungen der Krise für 
die Arbeitnehmer im Betrieb und Möglichkeiten gewerkschaftlicher Gegenwehr — August 
1976, S. 30 £. 
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besetzen sein würden. Darauf baute der BR eine Strategie auf, durch einen Arbeitsgerichtsspruch 
eine Beschäftigungsgarantie zu erhalten, Er verlangte vom Unternehmer eine Beschäftigungsga- 
rantie von einem Jahr, was dieser ablehnte. Pierburg versuchte Neueinstellungen unter Verlet- 
zung einer Betriebsvereinbarung vorzunehmen, nach der alle Stellenausschreibungen innerbetrieb- 
lich mit genauer Tätigkeitsbeschreibung und in allen Sprachen stattfinden müssen. Im daraufhin 
angestrengten Arbeitsgerichtsprozeß (33 99, 100) wurde folgender Vergleich erzielt: 

— keine betriebsbedingten Entlassungen bis zum 30.9.76 mit Ausnahme der nach dem 1.10.75 
Eingestellten; 

— beschäftigte Leiharbeiter werden ersetzt oder in ein ständiges Arbeitsverhältnis überführt; 
Leiharbeiter werden nur noch in Ausnahmefällen eingestellt: 

— Ausschreibungen werden nach der o.g. Betriebsvereinbarung durchgeführt. 

b) Betriebsratspolitik bei der Beantragung von Sonderschichten im Aufschwung bei der 

ADAMOPEL AG 
Zur Vorgeschichte: 1972 wurden an 26 Samstagen Sonderschichten gefahren, 1973 waren es 21 
bis einschließlich Oktober. Im Dez. 73 erfolgte dann plötzlich die erste Kurzarbeitswoche. 1974 
gab es über 10 Wochen Kurzarbeit, die der Mehrheit der Betroffenen Lohneinbußen zwischen 
200.- und 400.- DM brachten. Zwischen Sept. 73 und Nov. 74 verringerte sich die Belegschaft 
von Opel Bochum um 25 % (von 19 583 auf unter 15 000). Dies geschah maßgeblich durch zwei 
Aufhebungsaktionen im Juni und Nov. 74, über die ca. 3 700 Beschäftigte entlassen wurden. Bei 
Opel/Rüsselsheim verringerte sich die Belegschaft von 38 000 auf 27 000. Anfang 1975 gab es 
im Januar noch 8 Tage Kurzarbeit, im Februar noch 6 und im März plötzlich wieder zwei Son- 
derschichten. Ebenfalls im März fanden dieersten Neueinstellungen statt. Insgesamt wurden 1975 
an Samstagen 30 Sonderschichten gefahren und über 12.000 Neueinstellungen vorgenommen 
(Erhöhung der Belegschaftsstärke um 8 400 gegenüber März 75). 

Gegenüber dieser Unternehmenspolitik des „Heuerns und Feuerns“ versuchte der BR sehr 
früh, d.h. seit den ersten Neueinstellungen und Sonderschichten, die unternehmerische Personal 
pelitik im Interesse der Arbeitsplatz- und Einkommenssicherung einzuschränken. Dazu gehörten 
folgende Vereinbarungen: 

a) ab Mitte 1975 wurden über 1000 Hilfsarbeiter mit nur befristeten Verträgen eingestellt.Hier 
bewirkte der BR erst eine Verlängerung, dann eine Umwandlung in unbefristete Verträge. 
Weitere Benachteiligungen der Neueingestellten lagen in ihrem Qualifikationsverlust, der Ein- 
gliederung in die niedrigsten Lohngruppen, der kurzen Anlernung und unzureichenden Un- 
failbelehrung. 

.b) Schon frühzeitig konnten bei den Vereinbarungen über Sonderschichten Klauseln abgeschlos- 
sen werden, die betriebsbedingte Entlassungen und Kurzarbeit für z. B das nächste halbe Jahr 
ausschlossen. Diese Klauseln wurden bei den jeweils nächsten Sonderschichten-Verhandlun- 
gen verlängert. 

c) Darüberhinaus wurde die Errichtung eines Kurzarbeits-Fonds durch das Unternehmen gefor- 
dert, über den im Falle erneuter Kurzarbeit die Differenz zwischen Kurzarbeitergeld und 
Nettolohn ausgeglichen werden soll. Dieses Modell ist in Anlehnung an den IG Chemie-MTV 
von 1974 entwickelt, nach dem die Differenz zwischen Kurzarbeitergeld und 90 % des Netto- 
lohns vom Unternehmen ausgeglichen wird. Die Unternehmensleitung lehnte ab, ebenso die 
zum ersten Mal in der Geschichte des Rüsselsheimer Werkes angerufene Einigungsstelle. Die 
Forderung wurde vom BR-Vorsitzenden Heller bei den nächsten Verhandlungen immer wie- 
der aufgegriffen. Seit Herbst 76 wird sie auch von den BR bei VW und Ford unterstützt, 
ebenso vom IGM-Vorsitzenden Loderer. 

d) Seit den BR-Wahlen 1975 wurde bei Opel-Rüsselsheim die Begrenzung/ Verringerung der Ar- 
beitsbelastung stärker in den Vordergrund gestellt. Die Durchsetzung der 40-Stunden-Woche 
(„Samstag gehört Vatiuns“) sollte nicht durch ständige Überstunden/Sonderschichten unter- 
laufen werden, sondern das Unternehmen zu einer „integrierten Personalpolitik“ gezwungen, 
plötzlicher Auftragsdruck zur Durchsetzung längerfristiger Humanisierungsmaßnahmen ge- 
nutzt werden. So wurde als eine Gegenleistung zur Gewährung von 6 Sonderschichten im 
Herbst 75 eine 10-minütige Hitzepause bei einer Temperatur von über 30 Grad Celsius er- 
reicht. Einschneidender war die Vereinbarung vom Januar 76, nach der allen Akkord-Arbei- 
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ter eine /0-Minuten-Pause/Schicht zugestanden wurde. Diese Regelung wird als Etappe zu 
einer grundsätzlichen Bestimmung wie im LRTV IH Nordbaden-Nord württemberg angesehen 
(Erholungs- und Bedürfniszeit nach $ 3.14). (59) 

e) Neben dieser qualitativen Forderung wurden bei den einzelnen Verhandlungen um Sonder- 
schichten auch finanzielle Gratifikationen ausgehandelt; z.B. die volle Bezahlung und Über- 
stundenzuschläge für die Vorholschichten für Dez. 75 und eine Erhöhung des Weihnachts 
geides. 

Die hier skizzierte BR-Politk ist in ihrer Reichweite begrenzt. In letzter Zeit deutet sich an, daß 

sie sich stärker auf Neueinstellungen und eine Beendigung der innerbetrieblichen Umsetzungen 

ausrichtet. Gleichzeitig wird versucht, die Rüsselsheimer Strategie über das Unternehmen hinaus- 
zutragen und innerhalb der Automobilindustrie zu einer einheitlichen, längerfristigen Strategie 
zu kommen. Dementsprechend forderte die 8. Betriebsrätekonferenz der Adam Opel AG: 

— eine Konferenz aller BR der Automobilindustrie, um zu einer gemeinsamen Haltung gegen- 
über Überstunden/Sonderschichten zu kommen; 


— daß sich die IGM für eine Verkürzung der täglichen Arbeitszeit einsetzen solle: 
— die Verallgemeinerung der Forderung nach betrieblichen Kurzarbeitsfonds (60). 

Diese Beispiele stehen für eine aktive, beschäftigungssicherungsorientierte BR- 
Politik, daneben gibt es die Mehrzahl von Fällen, in denen mögliche Neueinstellun- 
besserungen ausgehandelt wurden und auch Fälle, in denen mögliche Neueinstellun- 
gen vom BR zugunsten von Arbeitsintensivierung und Einkommenssteigerung für die 
reduzierte Belegschaft verhindert wurden. Ein Beispiel dafür scheint die Erhöhung 
der Akkord-Verrechnungsgrenze im Werk Sindelfingen von Daimler-Benz im Herbst 
1976 zu sein. Um die Produktion um 3 % zu erhöhen, bot die Unternehmensleitung 
dem BR an, entweder 400 neue Arbeitsplätze zu schaffen oder die Akkorde anzuhe- 
ben und damit den Jahreslohn der Produktionsarbeiter um ca. 700 DM zu erhöhen 
(61). "Da es kurz zuvor im Werk einen Lohnstreik gegeben hatte, entschied sich der 
BR, ohne die Belegschaft über die andere Alternative zu informieren, für Lohnerhö- 
hung und Intensivierung. Er konnte damit den Erfolg für sich buchen, die Belegschafts- 
forderung nachträglich erhandelt zu haben und gleichzeitig das zukünftige Risiko von 
Entlassungen verringert zu haben. Es kann aber angenommen werden, daß sich die 
Belegschaft bei offener Diskussion aus zwei einfachen Gründen für Neueinstellungen 
entschieden hätte: erstens ist es nicht einsichtig, warum Vie jetzt Arbeitslosen nicht 
im Betrieb mitarbeiten sollen, wo sie doch als Arbeitslose von den noch Beschäftig- 
ten bezahlt werden. Zweitens verringert sich durch Neueinstellungen die eigene Ar- 
beitsbeiastung. Etliche Streiks für Neueinstellungen (62) bzw. die Wiedereinstellung 
kürzlich Entlassener bestätigen, daß eine solche Politik teilweise von den Belegschaf- 
ten getragen werden kann. 


59 Die derzeitige Hauptforderung strebt an eine effektive Arbeitszeitverkäurzung auf 7 1/2 
Stunden bei Schichtzeiten von 6 - 14 und 14 - 22 Uhr mit bezahlter Pause (vgl. Express 
1/76, S.4) 

60 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 25.9. und 31.10.76 

61 Vgl. Informationen der Plakat-Gruppe/Stuttgart vom 7.10.76 

62 So im Madsack-Konzern in Hannover und der Aeroquip GmbH in Hannover 
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Teil IH 
Bisherige Erfahrungen aus der Betriebspolitik in der Krise 
als Ansatzpunkte einer Gegenstrategie 


Zwischen der Kennzeichnung der derzeitigen Krise als längster und schwerster wirt- 
schaftlicher Krise der BRD seit 1949 und dem sozialen und politischen Konfliktpo- 
tential als Folge verschlechterter Arbeits- und Reproduktionsbedingungen besteht 
eine Differenz, die erklärt werden muß. Die Benennung der Mechanismen, über die 
teilweise erhebliche materielle Verschlechterungen relativ konfliktlos durchgeführt 
werden können, soll hier nur als erste Schlußfolgerungen aus dem vorgelegten Mate- 
rial erfolgen. Inwieweit damit bereits Grundzüge einer Gegenstrategie gegeben sind, 
muß vorerst offenbleiben; diese Diskussion soll aber in der Prokla weiterhin geführt 
werden. 

1) Die Krise seit 1973/74 folgte auf eine lange Phase relativ stabilen Wachs- 
tums, mit dem sich das Selbstverständnis der BR und auch der verschiedenen Be- 
schäftigtengruppen indentifizierte. Gewerkschaftliche Tarifpolitik und Belegschaft- 
forderungen bewegten sich auf dem geraden Pfad kontinuierlicher, aber beschränk- 
ter Einkommenszuwächs, Verkürzung der Arbeitszeit, Verbesserung der Arbeitsum- 
gebung und rechtlicher Absicherung des sozialen Status in und außerhalb des Betrie- 
bes. Gerade die starke Identifikation mit dem Wideraufbau nach 1945 steht der Ein- 
sicht entgegen, daß der selbstgeschaffene Wohlstand aus der Hand genommen werden 
könnte, daß man „wieder“ hilfsloses Objekt eines krisengeschüttelten Kapitalismus 
werden könnte, den man nach 1945 entgültig überwunden oder zumindest modifi- 
ziert zu haben glaubte. Auf der anderen Seite scheint doch noch eine latente Angst 
vor Zuständen wie in der Weltwirtschaftskrise verbreitet zu sein, die zur Verdrängung 
von Krisenerscheinungen und zur Hoffnung auf den Aufschwung führt. 

“Nur über solchen Erfahrungshintergrund und Bewußtseinsstrukturen erscheint 
erklärlich, daß auch bei den durch Arbeitslosigkeit am stärksten gefährdeten Grup- 
pen kein aktives Verhalten gegen Arbeitslosigkeit vorzufinden ist. Das Vertrauen in 
die „Wirtschaftskraft‘ läßt die Gefährdeten abwarten, bis es zu spät ist und sie von 
den noch Beschäftigten als Versager ausschließt. Dann fehlen den Betroffenen auch 
die notwendigen Informationen (z. B. über das AFG, über arbeitsgerichtliche Mög- 
lichkeiten) und die Möglichkeiten der Kollektivierung ihrer sozialen Anstrengungen 
gegen die Verschlechterung ihrer Lebenslage. Gleiches gilt für die betrieblichen Mög- 
lichkeiten der Gegenwehr. Es gibt kaum Beispiele dafür, daß sich Belegschaften außer 
durch noch intensivere Arbeitsverausgabung auf absehbaren Belegschaftsabbau vor- 
bereitet hätten, Betriebsräte zu einem bestimmten Verhalten gezwungen hätten etc. 

Betriebliche und gewerkschaftliche Interessenvertreter befanden sich in’einer 
ähnlichen Lage. Ihr Informationsstand über ökonomische Entwicklungstendenzen, 
über betriebliche Entlassungsstrategien, über Erfahrungen mit Abwehrstrategien ge- 
gen Belegschaftsabbau aus anderen Betrieben, Branchen oder sogar Ländern, schließ- 
lich über ihre eigenen Möglichkeiten nach oder knapp neben dem BetrVG waren ge- 
ring. Diese Informationen wurden in jedem Betrieb erst sukzessive mit dem Beleg- 
schaftsabbau im eigenen Betrieb gesammelt, und entsprechende eigene Erfahrungen 
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nachgeholt. Für viele BR war die Krise nicht die extensive Anwendung eines Abwehr- 
instrumentariums, sondern ein eingeschränkter Lernprozeß über dessen Wirkungs- 
weise. Somit war der materielle Erfolg der Gegenwehr auch gering. 

Mit diesen Aussagen ist die Fragenach den Möglichkeiten gestellt, betriebliche 
Erfahrungen kollektiv zu verarbeiten, zu verallgemeinern und aufzubewahren, also 
nicht als Einzelbetriebs-BR pragmatisch den konjunkturellen Entwicklungen und den 
Veränderungen des Rechtsrahmens hinterherzuhetzen. Das wäre wohl nur über eine 
Ausweitung und Konzeptionsänderung der gewerkschaftlichen Funktionärsschulungs- 
und Bildungsarbeit 
Ausweitung und Konzeptionsänderung der gewerk schaftlichen Funktionärsschulungs- 
und Bildungsarbeit möglich. Darin läge auch ein Ansatzpunkt für eine Gegenstrategie 
zu Entlassungen, indem betriebliche Unterauslastung zu Lehrgängen über ökono- 
mische Krisenprozesse, Auswirkungen und Gegenstrategien genutzt werden können. 


2) Die Verallgemeinerung von Erfahrungen und Informationen fällt insbesondere 
dann schwer, wenn die Kompetenz der Krisenabwehr institutionellauf den BR fixiert 
ist. Bis auf die Aktionen von Belegschaften gegen Betriebsänderungen, insbesondere 
Stillegungen, beschränken sich die Abwehraktionen auf Interventionen der Betriebs- 
räte. Die hoffnungsvoll angelegte Vertrauensleutestrategie wäre wohl in der Lage ge- 
wesen, die Einbindung der BR-Arbeit in den Erfahrungs- und Lernprozeß der Beleg- 
schaften langfristig herzustellen und ihn damit auch aus den Bindungen an die Unter- 
nehmensleitung und aus der Beschränkung auf die Anwendung rechtlich normierter 
Interventionen abzulösen. 


3) Durch die Verrechtlichung der BR-Position über das BetrVG und seine relative Iso- 
lation von.der Machtposition der Gesamtbelegschaft verlagert sich die BR-Arbeit auf 
die Durchsetzung staatlicher Normen gegenüber der Unternehmensleitung und teil- 
weise auch gegenüber der Belegschaft. Diese Normen stehen ihm aber auch selbst als 
Parlamentsgesetze fremd gegenüber, sind nicht Resultate gewerkschaftlich orientier- 
ter Betriebsratsarbeit. Sie verweisen ihn zudem letztlich wieder auf das Unternehmer- 
interesse oder auf gesellschaftliche Instanzen wie Arbeitsgericht und Einigungsstelle. 
Es kann nicht angezweifelt werden, daß der gegenwärtige Stand von Arbeitsge- 
setzen ein im internationalen Vergleich hohes Niveau an Mitbestimmung und sozialer 
Sicherheit auch dann garantiert, wenn eine Gegenwehr von den Betroffenen nicht 
stattfindet, sondern diese nur ihre Rechte wahrnehmen. Die Kehrseite ist aber, daß 
die Form und das Niveau der gesetzlichen Absicherung nicht als Obergrenze des Er- 
reichbaren interpretiert und auch nicht als Einengung der Widerstandsformen akzep- 
tiert werden darf. Genau das passiert aber, die Einhaltung der Gesetze wird als opti- 
males Ergebnis von BR-Politik gesehen, die Beteiligung der Belegschaft möglichst so- 
gar verhindert, weil sie in diesem Rechtsrahmen nicht vorgesehen und integriert ist. 
Zudem mußten die BR’s die Erfahrung machen, daß die Wirkung der vielen 
Schutzgesetze weniger in einer Verringerung der Krisenlasten besteht, sondern eher 
in einer Verzögerung und Umverteilung. Verzögerung meint, daß Kündigungen durch- 
gesetzt werden können, daß die finanziellen Foigen aufgeschoben werden. Umver- 
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teilung meint, daß Schutzbestimmungen für die eine Gruppe kurzfristig für eine an- 
dere soziale Gruppe das Arbeitsplatzrisiko erhöhen, daß längerfristig die Unterneh- 
men auch die Arbeitskräfte loswerden, die ihnen nicht produktiv genug sind. Zu- 
sammen mit dieser Desillusionierung gerieten die BR’s in den Zwang, sich in den 
vorgegebenen rechtlichen Formen zu bewegen und das heißt, die von ihnen höchstens 
modifizierte Unternehmenspoltik mitzutragen. Der Preis der Ausnutzung des vorge- 
gebenen Handlungsspielraums ist die Vertretung der Ergebnisse gegenüber der Be- 
legschaft. Da BR-Politik derzeit Unternehmenspolitik in den seltensten Fällen ent- 
scheidend für die Beschäftigten verändert, gerät der BR als Interessenvertreter der 
Belegschaft in die widerspruchsvolle Situation, der Belegschaft abgemilderte Unter- 
nehmenspolitik andienen zu müssen. 

“ Es geht hier nicht um die Ablehnung von Kompromißpolitik, sondern um die 
Einbindung des BR in Verhandlungs- und Vertretungsformen (63), die ihn notwen- 
dig von der Belegschaft ablösen und ihm sogar Unternehmerfunktionen zuweisen 
(z. B. bei der Ablehnung von Entlassungen einen Gegenvorschlag zu machen). Bei 
der Selektion von zu Entlassenden wird z. B. deutlich, wie inkompetent ein BR für 
solche Entscheidungen ist, wie er häufig die Diskriminierung von Frauen, Kranken, 
Jugendlichen und Ausländern verstärkt. 

Im Verhältnis zwischen Unternehmensleitung und Betriebsräten hat sich im 
Rahmen der veränderten Unternehmenspolitik in der Krise eine neue Konstellation 
ergeben: der BR wird bewußt und teilweise über den vorgeschriebenen Rahmen hin- 
aus in die Entscheidungen zur Rentabilitätssteigerung durch Lohnkostenabbau ein- 
bezogen (allerdings nur in diesen Bereich der Unternehmenspolitik!), zum mitver- 
antwortlichen Träger gemacht und noch stärker von den Belegschaften getrennt. 
Eine wichtige Funktion hat dabei die Schweigepflicht, die die ständige Rückkoppe- 
lung mit der Belegschaft verhindert und die Trennung verstärkt. 


4) Damit ist auch die Frage gestellt, welche wirtschafts- und sozialpolitischen Alter- 
nativvorstellungen ein BR bei der Auseinandersetzung mit der Unternehmenspolitik 
überhaupt entgegensetzen kann. Im Einzelfall von Kurzarbeit, Entlassungen oder 
Stillegungen wird sowohl von Gewerkschaftsseite wie von den BR normalerweise auf 
der Linie argumentiert, daß die Notwendigkeit des Belegschaftsabbaus allein durch 
eine falsche Unternehmenspolitik entstanden sei, ihre Gegenvorstellungen enthalten 
stets die quantitative Reduktion des Abbaus. Daraus wird zweierlei deutlich: 
Erstens, daß sie trotz dieser personell vereinseitigten Krisenanalyse nicht in der 
Lage sind, die Ursache zu beseitigen. Sie haben keinen Einfluß auf die Besetzung des 
‚Unternehmensmanagements und auf die von ihm durchgeführte Unternehmenspoli- 
63 Diese Einbindung zeigt sich deutlich in der Hilflosigkeit, mit der die BR der Entlassungs- 
form der Aufhebungsverträge mit Abfindung gegenüberstehen. Eine Form, die die Unter- 


nehmen gerade zur Umgehung der rechtlichen Schutznormen herausgebildet haben, auf 
die sich BR-Politik zu stützen sucht. 

In den Grundlinien der Gewerkschaftspolitik zeigt sich die Verkehrung, daß die Erhöhung 
der Mobilität der Beschäftigten zum gewerkschaftlichen Ziel erklärt worden ist. Das bleibt 
solange ein Anachronismus, wie keine volkswirtschaftliche, von den Gewerkschaften do- 
minierte Beschäftigungs- und Bildungsplanung existiert. 
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tik. Sie Können nur im Rahmen der ihnen zugewiesenen Kompetenzen abmildern 
und modifizieren. Kurz, es gibt keine rechtlichen Möglichkeiten, Entlassungen über- 
haupt zu verhindern. Die Gegenstrategie der quantitativen Reduktion kann überdies 
von den Unternehmen in der Weise unterlaufen werden, daß Kurzarbeitsperioden 
und Entlassungszahlen beantragt werden, in die bereits ein Verhandlungsabschlag 
einkalkuliert ist, sodaß sich nach der Einigung mit dem BR oder dem Spruch der 
Einigungstelle in etwa die angestreben Dimensionen ergeben. Dies ist solange möglich, 
wie die BR die wirtschaftlichen Grunddaten des Unternehmens vorenthalten blei- 
ben und sie die Produktionsstrategie nicht entscheidend mitbestimmen können. 

Zweitens, und daserscheint mir wichtiger, orientiert sich die gewerkschaftliche 
Alternativvorstellung zur Unternehmenspolitik an einem Modell eines sozialen, ge- 
samtwirtschaftlich ausgerichteten und kontrollierten Kapitalismus. Dabei entsteht 
der Widerspruch, daß sich die gewerkschaftlichen Vorschläge und Initiativen nur auf 
die Planungs-, Kontroll- und Entscheidungsformen beschränken, während die eigent- 
lichen Mechanismen der Profitproduktion außerhalb des Blickfeldes bleiben. Daraus 
folgt notwendig, daß selbst bei der Institutionalisierung dieser Planungs- und Mitbe- 
stimmungsgremien im Sinne der Profitabilität entschieden werden muß, die dann 

‚wieder genau die materiellen Wirkungen hervorruft, die die Gewerkschaften und 
BR mit diesen Gremien beseitigen wollten. Diese These könnte am Beispiel der Ge- 
werkschafts-Argumentation zur VW-Sanierung ausgeführt werden. 

Die Orientierung auf einzelbetriebliche und volkswirtschaftliche Rentabilitäts- 
und Wachstumsparameter hat dazu geführt, daß eine davon autonome Argumenta- 
tion der Reproduktionssicherung und -verbesserung nicht mehr existiert. Die Gewerk- 
schaften vergeben sich tendenziell die eigene Position: die Forderungen nach Ein- 
kommen und Arbeitsbedingungen primär von den Arbeits- und Reproduktionsinte- 
ressen ihrer Mitglieder her zu bestimmen. 


5) Das Verhältnis von Unternehmensstrategie und gewerkschaftlicher Gegenkonszep- 
tion ist auch in einem in der Krise entscheidenden Bereich unklar: den technisch-ar- 
beitsorganisatorischen Rationalisierungen. Die Euphorie über die Haupttechniken 
der sog. Humanisierung der Arbeit in ihrer Wirkung auf die Beschäftigten dürfte in- 
zwischen einer nüchterneren Einschätzung gewichen sein. So müssen als Haupteffek- 
te der Humanisierungs-Umstellungen z. B. in der deutschen Automobilindustrie die 
Flexibilisierung der Produktion, die Steigerung dr Produktivität und die Verringe- 
rung des Personaleinsatzes registriert werden. Die punkutelle Verringerung der Ar- 
beitsbelastung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen durch die stärkere Entkop- 
pelung der Einzelverrichtungen und durch die Anreicherung des Einzelarbeitsplatzes 
mit mehr Arbeitsgängen erscheint mehr als Folgewirkung, deren realer Effekt lang- 
fristig noch nicht beurteilt werden kann. Die eigentliche gewerkschaftliche Gegen- 
strategie zur Rationalisierung dürfte eher in der Belastungsbegrenzung und im Bela- 
stungsabbau über Tarifvertrag liegen (vgl. LRTV II in Nordbaden-Nordwürttemberg). 
In jedem Fall fehlt der vereinzelten Kritik an der kapitalistischen Rationalisierung 
und am Produktivitätsziel die Substanz einer Gegenstrategie, ein umfassender und 
differenzierter gewerkschaftlicher Rationalisierungsbegriff, der dann auch die Be- 
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triebsräte handlungsfähig machen könnte. 

Vielmehr sind sie zur Zeit gezwungen, der Rationalisierung zur Verbesserung 
der Unternehmensrentabilität zuzustimmen und nur auf die sozialen Folgen im Be- 
trieb modifizierend einwirken zu können. 


6) Insgesamt zeigt sich, daß die BR aufgrund des Fehlens einer verallgemeinerten 
gewerkschaftlichen Abwehrstrategie in der Gegenwehr auf sich allein und auf ihren 
Betrieb beschränkt bleiben. Selbst zu den häufigen und für die BR ziemlich wich- 
tigen Entscheidungssituationen wie Stellungsnahme zu Entlassungen/Kurzarbeit/ 
Sonderschichten/Überstunden hat es keine überbetriebliche, gewerkschaftlich orga- 
nisierte Diskussion und Empfehlung gegeben (in den Stellungsnahmen zur Bewilli- 
gung von Überstunden im Frühjahr 1976 wurde zwar generell zum Abbau geraten, 
aber gleichzeitig die Ambivalenz zwischen Verteilung der Arbeit und Aufholen der 
Lohneinbußen betont). Auf der Tagung der IGM zu „Krise und Reform der Indu- 
striegesellschaft“ wurde die Diskrepanz zwischen weltwirtschaftspolitischen Modell- 
lösungen der Krise und den Problemstellungen der alltäglichen BR-Arbeit besonders 
deutlich. Auch die Aufforderung der Opel-BR an die IGM, zu diesen Fragen eine 
Tagung aller BR der Automobilindustrie zu veranstalten, deutet auf dieses Defizit 
hin. 


7) Besonders in Großunternehmen mit mehreren Zweigwerken zeigen sich die Nach- 
teile der Kompetenzbeschränkung des BR auf seinen Einzelbetrieb. Die Zusammen- 
fassung in Konzernbetriebsräten scheint diese Beschränkung eher auszudrücken als. 
aufzuheben. Mir ist kein Fall bekannt, indem bei einer Betriebsänderung der Konzern- 
betriebsrat für den betroffenen Einzelbetrieb die Abwehr oder zumindest die Vertei- 
lung des Abbaus erwirkt hätte. Der BR ist in erster Linie Vertreter „seines“ Betrie- 

. bes und damit Konkurrent gegenüber den anderen Unternehmensbetrieben und da- 
mit auch gegenüber den anderen BR. Diese Konkurrenz wiederum wirkt dahin, daß 
er versuchen wird, den Beschäftigungsabbau auf andere Betriebe abzuwälzen, seien 
es andere Unternehmensteile oder Zuliefererbetriebe (vgl. hier besonders die Strate- 
gie der Stornierung von Fremdaufträgen). Die andere Seite des Abwälzens besteht 
darin, daß der BR daran mitwirken muß, die Produktivität und Rentabilität seines 
Betriebes gegenüber den anderen Unternehmensteilen zu steigern, um in den Augen 
der Unternehmensleitung diesen Betrieb unentbehrlich zu machen. Dieser Prozeß 
läßt sich eindrucksvollam Kampf der Steinkohlenzechen ums Überleben in den fünf- 
ziger und sechziger Jahren belegen; aber auch aus dieser Krise gibt es illustre Bei- 
spiele wie Kalldorf/DEMAG. Auch der Konzern-BR im VW-Konzern hatte keine ab- 
schwächende und vereinheitlichende Funktion (64). 

Das Fehlen einer überbetrieblichen Perspektive der BR-Arbeit und die Beschrän- 
kung der Einflußmöglichkeiten auf die Unternehmenspolitik bringt in der Krise noch 
eine weitere, erstaunliche Wirkung hervor. Ein Teil der BR versucht von sich aus, die 
Absatzlage des Unternehmens zu verbessern, um Arbeitsplätze im Betrieb zu erhal- 


64 Vgl. Gülden/Peter, a.a.O., S. 44 
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ten. Einige vefsuchten, weitere Aufträge hereinzuholen, die meisten wandten sich an 
die Kommunen und die Bundesregierung, um Veränderungen der Marktkonstellation 
zu erreichen. Ältere Beispiele sind die Durchsetzung von erhöhten Absatzgarantien 
für Steinkohle und die Verschärfung von Importrestriktionen in der Textilindustrie. 
Widersprechen diese Initiativen schonden strukturpolitischen Vorstellungen des DGB, 
so häufen sich in letzter Zeit die Beispiele, in denen die BR eindeutig gegen poli- 
tische und soziale Maxime der Gewerkschaftspolitik verstoßen. Besonders häufig ist 
dies beim Konflikt zwischen Umweltschutz und Erhaltung/Ausbau/Errichtung einer 
besonders umweltgefährdenden Produktionsstätte. 

An diesen Beispielen wird auch deutlich, in welchem Maße die Dimensionen 
der BR-Politik von der Größe, Marktstellung und volkswirtschaftlichen Bedeutung 
„ihres“ Betriebes abhängen. Die überwiegende Mehrzahl der Betriebsräte kann sich 
noch nicht einmal der Illusion hingeben, von ihrer Position aus gegen übergreifende 
Rationalisierungs- und Umstrukturierungsprozesse angehen zu können, Damit ist 
ein neues Moment der Spaltung zwischen den Großbetrieben und den unbedeuteren 
Betrieben angelegt. 


8) Ein besonders wichtiges Problem für die BR-Arbeit scheint mir in der schon ange- 
deuteten Abwälzung der Krisenauswirkungen zu liegen. Der Versuch der Abwälzung 
auf andere Betriebe wurde bereits benannt. Eine noch schwerwiegendere Abwälzung 
findet aber dadurch statt (hier wird ja das Problem nur verlagert), daß die derzeitige 
BR-Politik dazu beiträgt, die Lasten aufbestimmte Bevölkerungsgruppen wie Frauen, 
Jugendliche, Gesundheitsschwache und Ausländer zu konzentrieren, Das wird be- 
wirkt einmal durch das Intrument des Entlassungsstopps, mit dem die Arbeitskräfte, 
die neu in den Arbeitsmarkt eintreten oder woanders entlassen wurden, keine Mög- 
lichkeit zur Neueinstellung haben. Für diese besteht auch keine Möglichkeit, in einen 
Kontakt zur Belegschaften und Gewerkschaften als Vorform einer Arbeitsbeziehung 
zu kommen bzw. diesen Kontakt zu halten. Das liegt zum anderen an den Selektions- 
kriterien bei Belegschaftsabbau, die sich in der Auseinandersetzung zwischen Unter- 
nehmen, Belegschaften und BR herausgebildet haben. Die Anwendung von Krite- 
rien wie Leistungsfähigkeit, Dauer der Betriebszugehörigkeit, Geschlecht und Natio- 
nalität verlängert und verstärkt genau die gesellschaftlichen Diskriminierungen, ge- 
gen die die Gewerkschaften programmatisch angetreten sind. Die faktischen Ergeb- 
nisse der Entlassungspolitik lassen die Ansätze zur Integration der Frauen in die Er- 
werbstätigkeit, die Qualifizierung und Verstetigung der Beschäftigung gering Qualifi- 
zierter, die Verbesserung der Aıbeits- und Lebensbedingungen gesundheitlich Ver- 
schlissener, die Integration der Arbeitsimmigranten hilflos erscheinen. Das zynische 
Extrem stellt die Frühentlassung der ausländischen Arbeiter dar mit der Begründung, 
daß sie ja in ihrem Heimatland Arbeit finden könnten und sie die Entlassung sozial 
nicht so schwer treffe, 

Diese Politik trägt auch dazu bei, die sozialen Probleme der Krise geringer er- 
scheinen zu lassen, als sie in Wirklichkeit sind. Damit verringert sie auch den gesell- 
schaftlichen Druck in Richtung auf Gegenstrategien, die allein die Gewerkschaften 
und BR bei ihren Abwehrmaßnahmen unterstützen könnte. 
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Neben den materiellen Folgen für diese Randgruppen und der objektiv spal- 
tenden Auswirkungen dieser „Ausgrenzung‘“ ist damit eine Schwächung der Gewerk- 
schaften selbst verbunden. Ihre Vertretungs- und Integrationsmacht schränkt sich 
zunehmend auf die Beschäftigtengruppen und Branchen/Unternehmen ein, die re- 
lativ geringfügig von der Krise betroffen sind. 


9) In die gleiche Richtung wirkt auch die Dezentralisierung und Delegation der Ent- 
scheidungen über das Arbeitsschicksal und das Reproduktionsniveau der Beschäftig- 
ten. Unternehmensleitung, Betriebsrat, Arbeitsgericht, Einigungsstelle, Arbeitsver- 
waltung und Soziälbetreuung zerstückeln den Gesamtzusammenhang des Entlas- 
sungsprozesses, zerren ihn instiutionell und zeitlich auseinander, sodaß der Überlick 
und die Kompetenz für die Betroffenen — Voraussetzungen, um die Bewältigung ih- 
rer Probleme aktiv vorzunehmen — zerstört werden. Sie verfügen über keine Instanz, 
die in der Lage wäre, den Gesamtzusammenhang herzustellen und bearbeitbar zu 
machen. Die bekannten Folgen sind Passivität und Individualisierung. 

Ein wichtiges Moment in diesem Prozeß ist die Verstaatlichung der Interessen- 
wahrnehmung. Sie bewirkt die Trennung von Verursachung (das Unternehmen ent- 
läßt) und Interessenwahrnehmungsinstanz (Gesetzgebung, Arbeitsgerichte, Arbeits- 
verwaltung). Ein Angriff gegen die Maximen des Privatkapitals kann damit nur be- 
schränkt über die quasi-neutrale, gesamtgesellschaftlich strukturierte Sozialstaatsin- 
stanz geführt werden. Beschränkt heißt, daß der Staat nur im Rahmen seiner Für- 
sorgepflicht bezüglich der Milderung der sozialen Folgen in Anspruch genommen 
werden kann. 


10) Umgekehrt formuliert: Der Überblick über die verschiedenen Entlassungsvorgänge 
zeigt doch, daß Widerstand dann möglich war, wenn die Entlassungen auch als solche 
in größerer Zahl gleichzeitig auftraten (vergl. Erwitte, Speyer etc.). Dann wurde es 
doch möglich, daß die Gesamtbelegschaft mobilisiert wurde, die Bevölkerung sich 
am Protest beteiligte, Verwaltungen und Verbände Stellung nehmen mußten, der 
Stand der Verhandlungen über die Rücknahme der Entlassungen oder Sozialpläne, 
über die Weiterbeschäftigung der Entlassenen zum Gegenstand öffentlicher Diskus- 
sion und damit auch öffentlichen Drucks wurden. Der Gesamtzusammenhang des 
Arbeiterschicksals in der Krise wurde präsent und es entstand eine breitere, solidari- 
sche Interessengemeinschaft gegen die Abbaumaßnahmen. 

Es soll hier nicht behauptet werden, daß erstens in diesen Fällen generell bes- 
sere Ergebnisse durchgesetzt werden können, als auf den oben beschriebenen, in- 
stitutionalisierten Verhandlungswegen (obwohl das teilweise der Fall war), und daß 
zweitens den Unternehmen eine andere als die Rationalität des Kapitals aufgezwun- 
gen werden könnte. Aber zwei Gesichtspunkte sollten doch stärker hervorgehoben 
werden: erstens, daß die Kompromißlinie zwischen Unternehmen und Belegschaft 
bei einer konzentrierten, öffentlichen und gemeinschaftlichen Austragung des Kon- 
flikts zugunsten der Belegschaften verschoben werden kann. Zweitens, daß die 
Lernprozesse für die Beteiligten je nach der Art der Austragung des Konflikts sehr 
unterschiedlich sein werden. Die derzeitige BR- und Gewerkschaftspolitik fördern 
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